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Einführung
Im September 1933 veröffentlichte die französische Nach­

richtenagentur „Presse Associété“, die sich sonst vorwiegend 
mit französischer Kulturpropaganda beschäftigt, die für die 
damaligen Verhältnisse in Europa sensationelle Nachricht, 
daß Herriot auf seiner Rußlandreise mit Litwinow das Pro­
jekt eines russisch-französischen Militär- und Wirtschafts ­
bündnisses besprochen habe. Das Projekt sei bereits durch 
diplomatische Kuriere der französischen Regierung zu- 
gegangen und werde im nächsten Ministerrat Gegenstand 
einer geheimen Beratung bilden. Das Militärbündnis beziehe 
sich auf alle Waffenkategorien zu Wasser, zu Lande und in 
der Luft.

Ein Jahr später, Ende November 1934, erklärte anläßlich 
der Durchberatung des Haushalts des Kriegsministeriums in 
der französischen Kammer der Berichterstatter Archimbaud 
folgendes über das Verhältnis zwischen Frankreich und der 
Sowjetunion: „In der Erkenntnis, daß die Haltung Deutsch­
lands den Frieden Europas zu gefährden droht, haben Frank­
reich und Rußland ihre Freiheit sichern wollen, und es ist 
nicht zu leugnen, daß eine Verständigung (entente) zwischen 
beiden Ländern besteht. Ich spreche weder das Wort Bündnis 
(alliance) noch das Wort Militärabkommen (accord militaire) 
aus. Ich stelle lediglich fest, daß die russische Armee stark ist 
und sehr gut ausgerüstet, und daß sie uns im Falle eines 
Konfliktes mit Deutschland angeboten ist (offerte).“ Noch 
am gleichen Tage wurden von amtlicher französischer Seite 
die im Anschluß an den Bericht des Herrn Archimbaud ver­
breiteten „Gerüchte“ von dem Abschluß eines französisch­
russischen Militärbündnisses für unzutreffend erklärt.

Am 2. Mai 1935 haben, „beseelt von dem Wunsch, den 
Frieden in Europa zu festigen und seine Wohltaten ihren 
Ländern zu garantieren, durch vollständigere Gewährleistung 



der genauen Anwendung der Bestimmungen der Völker­
bundssatzungen über die Aufrechterhaltung der nationalen 
Sicherheit, der gebietsmäßigen Unantastbarkeit und der 
politischen Unabhängigkeit der Staaten, entschlossen, ihre 
Anstrengungen der Vorbereitung und dem Abschluß eines 
europäischen Abkommens mit diesem Ziele zu widmen und 
inzwischen, soweit es von ihnen abhängt, zu der wirksamen 
Anwendung der Bestimmungen der Völkerbundssatzung 
beizutragen“, der Pariser Sowjetbotschafter Potemkin und der 
französische Außenminister Laval im Auftrage ihrer Re­
gierungen den nachstehenden Militärpakt abgeschlossen:

Artikel i
Für den Fall, daß Frankreich oder die Sowjetunion Gegen­

stand einer Drohung oder einer Angriffsgefahr von selten 
eines europäischen Staates sein soll, verpflichten sich die 
Sowjetunion bzw. Frankreich gegenseitig, eine sofortige 
Konsultierung vorzunehmen über die zur Einhaltung der 
Bestimmungen des Artikels 10 der Völkerbundssatzungen zu 
ergreifenden Maßnahmen.

Artikel 2
Im Fall, daß — unter den im Artikel 15, Absatz 7 der Völker­

bundssatzung vorgesehenen Bedingungen — Frankreich oder 
Sowjetrußland trotz ihrer aufrichtig friedfertigen Absichten 
Gegenstand eines nicht herausgeforderten Angriffes von selten 
eines europäischen Staates sein sollten, werden die Sowjetunion 
bzw. Frankreich sich sofort Hilfe und Beistand gewähren.

Artikel 3
Unter Berücksichtigung, daß laut Artikel 16 der Völker­

bundssatzungen jedes Mitglied des Völkerbundes, das im 
Gegensatz zu den laut Artikel 12, 13 oder 15 der Völkerbunds­
satzungen übernommenen Verpflichtungen zum Kriege 
schreitet, ipso facto als eine Macht gilt, die eine Kriegs- 
handlung gegen alle anderen Völkerbundsmitglieder vor­
genommen hat, verpflichten sich Frankreich bzw. die Sowjet­
union, für den Fall, daß eines von ihnen unter diesen Be­
dingungen und trotz der aufrichtig friedfertigen Absichten 



beider Länder Gegenstand eines nicht herausgeforderten An­
griffes von Seiten eines europäischen Staates wäre, sich sofort 
Hilfe und Beistand durch Anwendung des Artikels 16 der 
Völkerbundssatzungen zu gewähren.

Dieselbe Verpflichtung ist für den Fall übernommen, daß 
Frankreich oder die Sowjetunion Gegenstand eines Angriffes 
von Seiten eines europäischen Staates unter den im Artikel 17, 
Absatz i und 3 der Völkerbundssatzungen vorgesehenen Be­
dingungen wäre. 

•
Artikel 4

Da die oben festgesetzten Verpflichtungen mit den 
Pflichten der hohen vertragschließenden Parteien 
als Mitglieder des Völkerbundes übereinstimmen, 
wird nichts in dem vorliegenden Vertrag als Einschränkung 
der Mission des Völkerbundes zur Ergreifung geeigneter Maß­
nahmen zwecks wirksamer Sicherung des Weltfriedens oder 
als Beeinträchtigung der aus den Völkerbundssatzungen für 
die hohen vertragschließenden Parteien sich ergebenden Ver­
pflichtungen ausgelegt werden.

Artikel 5
Der vorliegende Vertrag, dessen französischer und russischer 

Wortlaut gleichmäßig maßgebend ist, wird ratifiziert werden, 
und die Ratifizierungsurkunden werden in Moskau sobald 
als möglich ausgetauscht werden. Er wird beim Völkerbunds- 
Sekretariat eingetragen werden.

Er wird in Kraft treten, sobald die Ratifizierungsurkunden 
ausgetauscht sind, und fünf Jahre in Kraft bleiben. Wenn 
er nicht von einer der hohen vertragschließenden Parteien mit 
einer Vorankündigung von mindestens einem Jahre vor Ab­
lauf dieses Abschnittes gekündigt ist, wird erohnezeitliche 
Beschränkung in Kraft bleiben, wobei jede der hohen 
vertragschließenden Parteien ihn dann durch eine ent­
sprechende Erklärung mit einjähriger Frist auf kündigen 
kann.

Gleichzeitig mit der Unterzeichnung des gegenseitigen 
französisch-sowjetrussischen Beistandspaktes haben die Be­
vollmächtigten der beiden Staaten ein Protokoll zum 



Vertrag unterzeichnet, das in den Austausch der Ratifi­
zierungsurkunden des Vertrages mit einbegriffen wird und 
folgendes zum Ausdruck bringt:

i. Es gilt als verabredet, daß Artikel 3 jede der vertrag­
schließenden Parteien verpflichtet, der anderen sofort 
Beistand zu gewähren, indem sie sich sofort nach 
denEmpfehlungendesVölkerb undes richtet, sobald 
diese auf Grund Artikel 16 der Völkerbundssatzungen er­
lassen worden sind.

Es gilt gleichfalls als verabredet, daß die beiden vertrag­
schließenden Parteien gemeinsam handeln werden, um zu 
erreichen, daß der Völkerbundsrat seine Empfehlungen 
mit der ganzen Schnelligkeit erläßt, die die Umstände 
erfordern werden, und daß, wenn der Völkerbunds­
rat nichtsdestoweniger aus irgendeinem Grunde 
keinerlei Empfehlungen erläßt oder kein ein­
stimmiger Beschluß zustandekommt, die Bei­
standspflicht deshalb nicht weniger zur An­
wendung kommt.

Es gilt als verabredet, daß die in dem vorliegenden Ver­
trag vorgesehenen Beistandsverpflichtungen sich nur auf 
den Fall beziehen, daß ein Angriff gegen das eigene Gebiet 
der einen oder der anderen vertragschließenden Partei 
erfolgt.

2. Da die beiden Regierungen gemeinsam die Absicht haben, 
durch den vorliegenden Vertrag den früher dritten Staaten 
gegenüber durch Frankreich oder die Sowjetunion auf 
Grund veröffentlichter Verträge übernommenen Ver­
pflichtungen in keiner Weise zu widersprechen, so gilt als ver­
abredet, daß die Bestimmungen des vorliegenden 
Vertrages keine Anwendung erfahren können, 
die unvereinbar wäre mit den von einer der 
vertragschließenden Parteien übernommenen 
Verpflichtungen und die Vertragschließenden 
Sanktionen internationalen Charakters aus­
setzen würde.

3. Da die beiden Regierungen den Abschluß eines regio­
nalen Abkommens für wünschenswert erachten, das auf 



die Organisierung der Sicherheit zwischen den vertrag­
schließenden Staaten abzielt, und das von anderer Seite 
Verpflichtungen des gegenseitigen Beistandes zur Folge 
haben könnte, so räumen sich beide Regierungen die Be­
fugnis ein, mit ihrer gegenseitigen Zustimmung gegebenen­
falls an solchen Abkommen in einer unmittelbaren oder 
mittelbaren Form, je nachdem, wie sie geeignet erscheint, 
teilzunehmen, wobei die Verpflichtungen dieser 
verschiedenen Abkommen an die Stelle der 
aus dem vorliegenden Vertrag folgenden Ver­
pflichtungen treten.

4. Beide Regierungen stellen fest, daß die Verhandlungen, 
die zur Unterzeichnung des vorliegenden Vertrages geführt 
haben, anfänglich aufgenommen wurden, um ein Sicher­
heitsabkommen zu vervollständigen, das die Staaten von 
Nordeuropa, nämlich die Sowjetunion, Deutschland, die 
Tschechoslowakei, Polen und die der Sowjetunion benach­
barten baltischen Staaten umfaßt, und daß neben diesem 
Abkommen ein Beistandsvertrag zwischen der Sowjet­
union, Frankreich und Deutschland abgeschlossen werden 
sollte, durch den sich jeder dieser drei Staaten verpflichten 
sollte, demjenigen unter ihnen Beistand zu gewähren, der 
Gegenstand eines Angriffes von Seiten eines dieser drei 
Staaten wäre.

Obgleich die Umstände bisher den Abschluß dieser Ab­
kommen, die beide Parteien weiterhin als wünschenswert 

* erachten, noch nicht gestattet haben, sind die in dem 
französisch-sowjetrussischen Beistandsabkommen enthal­
tenen Verpflichtungen nichtsdestoweniger so zu verstehen, 
daß sie nur in den in dem früher geplanten Dreier-Ab- 
kommen vorgesehenen Grenzen angewandt werden sollen.

Unabhängig von den in dem vorliegenden Abkommen 
folgenden Verpflichtungen wird gleichzeitig daran er­
innert, daß gemäß dem am 29. November 1932 unter­
zeichneten französisch-sowjetrussischen Nichtangriffspakt 
und ohne Beeinträchtigung der Universalität der Ver­
pflichtungen dieses Paktes im Falle, daß eine der beiden 
Parteien Gegenstand eines Angriffes von selten einer oder 
mehrerer dritter europäischer, in dem oben erwähnten 



Dreier-Abkommen nicht genannter Mächte wäre, die 
andere vertragschließende Partei sich während 
der Dauer des Konfliktes jeder mittelbaren 
oder unmittelbaren Hilfe oder Beistandsleistung 
an den Angreifer oder die Angreifer zu ent­
halten hat, wobei im übrigen beide Parteien 
erklären, daß sie durch keinerlei Beistands­
abkommen gebunden sind, das im Gegensatz 
zu dieser Verpflichtung stünde.

¥

Der Militärpakt zwischen Frankreich und dem Rätestaat 
hat in Europa eine neue Lage geschaffen. Die Begleit­
musik in der französischen und in der Sowjetpresse zu 
diesem politischen Akt, wie der materielle Inhalt des Ab­
kommens, lassen keinen Zweifel darüber zu, daß es sich bei 
ihm um eine gegen Deutschland gerichtete Maßnahme 
handelt. Dies ist von deutscher Seite ebenso offen aus­
gesprochen worden, wie die Tatsache, daß gleichzeitig eine 
flagrante Verletzung von bestehenden Abkommen und 
Statuten vorliegt. An sich hätte Deutschland, da es dem 
Völkerbund nicht angehört, wenig Anlaß, sich betontermaßen 
um das Schicksal dieses Institutes zu kümmern. Im Interesse 
der Klarheit in den Beziehungen aller europäischen Staaten 
zueinander muß jedoch darauf verwiesen werden, daß der 
Militärpakt zwischen den beiden größten Militärmächten 
über die Satzungen des Völkerbundes ebenso hinweggeht, Wie 
er das Locarnoabkommen und den Keiloggpakt aus den 
Angeln hebt.

In diesem Zusammenhang seien nur einige Punkte heraus­
gegriffen. Die Völkerbundssatzung sieht in Artikel io vor, daß 
nur der Völkerbundsrat zur Ergreifung von Maßnahmen 
zum Schutze eines bedrohten Mitgliedsstaates befugt ist. 
Artikel i des Militärpaktes billigt im Gegensatz hierzu den 
beiden vertragschließenden Staaten unmittelbar dieses 
Recht zu. Artikel 16 der Völkerbundssatzung bestimmt das 
Vorgehen der Mitgliedsstaaten gegen denjenigen, der ent­
gegen den in den Artikeln 12, 13 und 15 übernommenen Ver­
pflichtungen zum Kriege schreitet. Auch hier liegt die letzte 



Entscheidung beim Rat. Im Widerspruch damit verpflichten 
sich Frankreich und der Rätestaat im Artikel 3 ihres Ab­
kommens, „sich sofort Hilfe und Beistand durch An­
wendung des Artikels 16 der Völkerbundssatzung zu ge­
währen“. Auf diese Weise wird der Rat nicht nur ausgeschaltet, 
sondern Ziffer i des Protokolls zum Vertrag sieht ausdrücklich 
vor, daß auch gegen eine Entscheidung des Rates 
gehandelt werden darf, denn „es gilt gleichfalls als ver­
abredet . . . daß, wenn der Völkerbundsrat nichtsdestoweniger 
aus irgendeinem Grunde keinerlei Empfehlung erläßt oder 
kein einstimmiger Beschluß zustandekommt, die Beistands­
pflicht nicht weniger zur Anwendung kommt“. Damit ist 
auch der Locarnovertrag gefährdet, bei dessen Abschluß 
der Gedanke der Sicherung des Friedens im Westen maß­
gebend war und dem in Artikel 16 der Völkerbundssatzung 
besondere Bedeutung beigelegt wurde. Durch das russisch­
französische Bündnisabkommen wird im Falle eines Kon­
fliktes im Osten der Westen ohne weiteres mit hineingezogen, 
wobei die für den Locarnovertrag wichtige Frage der durch 
eine höhere Instanz objektiv zu treffenden Feststellung des 
Angreifers durch die einseitige Entscheidung der interessierten 
Mächte ersetzt wird.

Einen Verstoß gegen den Kelloggpakt stellt schließlich 
Artikel 2 des Militärpaktes dar. Der Kelloggpakt verbietet den 
Krieg grundsätzlich auch dann, wenn der im Artikel 15, 
Absatz 7 der Völkerbundssatzung vorgesehene Fall eintritt, 
daß der Völkerbundsrat in einem vorliegenden Streitfall zu 
keinem einstimmigen Beschluß gelangt, womit für die Mit­
gliedsstaaten Handlungsfreiheit nach Maßgabe des eigenen 
Gewissens eintreten würde. Natürlich wird das Recht der 
Verteidigung dem Angegriffenen auch über den Rahmen des 
Keiloggpaktes hinaus zugebilligt werden müssen. Dieses Recht 
könnte jedoch nur diesem, nicht aber einem dritten Staate 
zukommen. Die im sowjetisch-französischen Militärabkommen 
vorgesehene Beistandspflicht stellt daher einen Verstoß gegen 
diese Grundauffassung des Kelloggpaktes dar, woran auch die 
Klausel nichts ändert, daß „ein nichtherausgeforderter An­
griff von Seiten eines europäischen Staates“ auf Frankreich 
oder den Rätestaat „trotz ihrer aufrichtig friedfertigen 



Absichten“ vorliegen soll, um die Beistandspflicht wirksam 
werden zu lassen, zumal auch in diesem Falle die Möglichkeit 
einer objektiven Feststellung des Angreifers nicht gegeben ist.

Diese nur andeutenden Hinweise können bereits als aus­
reichend angesehen werden, um die Rechtswidrigkeit des 
zwischen Paris und Moskau geschlossenen Vertrages zu 
zeigen, die nach der langen Kette von Vertragsverletzungen 
durch Frankreich seit dem Versailler Diktat keine Über­
raschung darstellt. Bemerkenswert hingegen ist die Selbst­
verständlichkeit, mit der die Sowjetunion sich an dieser Ver­
tragsverletzung beteiligt, weil gerade sie in früheren Jahren 
sich nur zu gern zum Richter über die „inneren Widersprüche 
in der Welt der kapitalistischen und imperialistischen Mächte“ 
aufgeworfen hat. Wenn auch dem Rätestaat hier zugute ge­
halten werden könnte, daß er mit dem Locarnovertrag nichts 
zu tun hat, so trifft dieses Argument weder auf den Völker­
bund noch auf den Keiloggpakt zu. Der Rätestaat ist an beiden 
höchst aktiv beteiligt. Wenn er sich trotzdem über sie hinweg- 
setzt, so kann man darin nur die selbstverständliche Gering­
schätzung erblicken, die der „proletarische Klassenstaat“ auf 
Grund seiner nur ihm eigentümlichen politischen Einstellung 
der bürgerlichen Welt und ihren Einrichtungen entgegen- 
bringen muß. Wenn Frankreich und der Rätestaat Schulter 
an Schulter Vertragsbrüche begehen, so sind die inneren 
Motive, die sie hierbei leiten, durchaus verschiedener Natur. 
Ist das bolschewistisch-französische Militärbündnis mit seiner 
raffinierten Bezugnahme ausgerechnet auf diejenigen Artikel 
der Völkerbundssatzung, die umgangen oder wirkungslos ge­
macht werden sollen, ein Musterbeispiel der Pariser Advo­
katenpolitik, so ist es gleichzeitig ein Dokument der Ver­
achtung des „proletarischen Klassenstaates“ für die Welt 
jenseits seiner Grenzen.

Das Militärbündnis zwischen Moskau und Paris ist auch in 
anderer Beziehung ein bemerkenswertes Dokument. Der 
flüchtige Betrachter wird zunächst vergeblich mit den in 
Moskau üblichen Argumenten die ideologischen Hinter­
gründe für diesen Bund des Rätestaates mit einer der reak­
tionärsten Mächte in Europa, die das bürgerlich-liberale 
Frankreich darstellt, zu erklären suchen. Offenbar müssen 



die Gründe für diese Bündnispolitik Moskaus tiefer gesucht 
werden, als lediglich an der Oberfläche der allgemeinen 
Phraseologie. Aus der Gegenüberstellung Frankreichs und 
Sowjetrußlands als militärische und politische Bundes­
genossen unter Berücksichtigung des ideologischen Wesens­
inhalts beider Staaten, die einen kaum zu übertreffenden 
Gegensatz zwischen ihnen zu ergeben scheint, erwachsen eine 
Reihe von Fragen, die zu beantworten sind.

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wird es u. a. 
darum gehen müssen, diese Frage in bezug auf den Rätestaat 
und seine Politik zu behandeln und diejenigen Gesichtspunkte 
herauszuarbeiten, von denen die Sowjetpolitik grundlegend 
bestimmt wird. Dabei wird die Zweckideologie des Bolsche­
wismus mit dem Wesen der Räteunion zu vergleichen sein. 
Trennt man die Propaganda von der Wirklichkeit, so liegt 
der Schluß nahe, daß unter bestimmten Voraussetzungen 
vom Moskauer Standpunkt aus, keine ideologischen Bedenken 
gegen diese Politik zu erheben sind.

Eine solche Annahme ohne Einschränkungen erscheint 
zunächst wenig wahrscheinlich angesichts der bekannten Tat­
sache, daß die Sowjetunion sich durch den Mund ihrer 
maßgebenden Führer nach wie vor als den „revolutionären 
Vortrupp des internationalen Proletariats“ bezeichnet, dem 
die messianische Aufgabe zugefallen ist, eine Genesung der 
Welt an ihrem revolutionären Wesen herbeizuführen. Da aber 
gerade Frankreich — und dieses vielleicht noch mehr, als 
irgendeine andere Macht der Welt — vom Standpunkt Mos­
kaus aus Gegenstand solcher Bestrebungen sein müßte, er­
scheint es schwer verständlich, inwieweit die Sowjetpolitik in 
Frankreich einen Bundesgenossen für ihre weltrevolutionären 
Ziele erblicken kann. Es drängt sich die Frage auf, ob nicht 
das sowjetisch-französische Bündnis im Rahmen der kommu­
nistischen Doktrin nur als ein Mittel zum Zweck angesehen 
werden muß. Denn soweit die Weltrevolution das letzte 
Ziel der Sowjetpolitik ist, müssen alle politischen Akte 
dieses Staates der Weltrevolution dienen. Ein Bündnis mit 
Frankreich könnte daher vom weltrevolutionären Stand­
punkt aus nur dann gerechtfertigt erscheinen, wenn es einen 
Schritt auf dem Wege zu diesem Ziel bedeuten würde.



Wenn zwei Staaten ein Militärbündnis abschließen, so kann 
es einen offensiven oder einen defensiven Charakter besitzen. 
Die äußere Form solcher Bündnisse pflegt stets ihren Ver­
teidigungszweck und die friedlichen Absichten der vertrag­
schließenden Partner zu betonen. Wenn jedoch Clausewitz 
den Krieg als Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln 
bezeichnet hat, so ist der Charakter der ihm vorangegangenen 
Politik für den Krieg von wesensbestimmender Bedeutung. 
Diese Binsenwahrheit spielt bei Lenins politischen Konstruk­
tionen eine große Rolle.

Auch der französisch-sowjetrussische Militärpakt wird der 
Welt in der üblichen Form eines Defensiv-Vertrages vor­
gesetzt. Für seinen eigentlichen Charakter ist jedoch nicht 
seine äußere Form maßgebend, sondern die Politik der be­
teiligten Mächte, von der er nur ein Teil ist. Theoretisch ist 
der Fall denkbar, daß die an einem Militärpakt beteiligten 
Staaten hinter seiner äußeren Form verschiedene Absichten 
verbergen. In solchem Falle wird jedoch sein Charakter im 
allgemeinen von demjenigen Vertragspartner bestimmt wer­
den, der die weitergehenden Ziele verfolgt, zumal wenn eine 
mehr oder weniger unbedingte Beistandspflicht für beide 
Teile verabredet ist.

Bei der vorliegenden Untersuchung wird es sich darum 
handeln, diejenigen politischen Elemente zu betrachten, die 
von einem der beiden Vertragspartner — vom Rätestaat — in 
dieses Militärbündnis hineingetragen werden. Die Rote 
Armee als das Machtinstrument des Rätestaates, dem inner­
halb des Militärbündnisses eine der wichtigsten Aufgaben 
zufällt und die Rüstungspolitik der UdSSR, müssen im 
Mittelpunkt dieser Betrachtung stehen. Die Untersuchung 
sowohl der ideologischen und praktischen Grundlagen der 
Sowjetpolitik wie des eigentlichen Charakters der Roten 
Armee muß für die Wesensbestimmung und die Beurteilung 
des am 2. Mai 1935 abgeschlossenen bolschewistisch-fran­
zösischen Militärbündnisses von Bedeutung sein.



I. Abschnitt

Ideologische Grundlagen
i. Kapitel. Die Kriegsdoktrin des Kommunismus

1. Die Geschichtsauffassung des Leninismus
Im Jahre 1913 schrieb Lenin in einem Brief an Gorki: 

„Ein Krieg zwischen Österreich und Rußland wäre eine für 
die Revolution (in ganz Osteuropa) sehr nützliche Sache, 
aber es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß Franz Joseph und 
Nikolascha uns dieses Vergnügen machen werden1).“

Zu diesem Zeitpunkt saß Lenin als politischer Emigrant in 
Österreich, dicht an der galizisch-russischen Grenze, wo 
zwanzig Monate später die ersten Schüsse zwischen den 
Truppen der beiden Monarchien gewechselt wurden. Lenin 
befand sich inzwischen bereits in der Schweiz und entfaltete 
seit den ersten Kriegslagen eine fieberhafte propagandistische 
Tätigkeit. Sein mit so zynischer Deutlichkeit geäußerter 
Wunsch war schneller in Erfüllung gegangen, als er selbst 
gehofft hatte.

Drei Jahre später passierte Lenin in einem plombierten 
Wagen die russische Grenze, um der im Februar 1917 aus­
gebrochenen russischen Revolution eine kommunistische 
Wendung zu geben und nach dem Oktoberumsturz die 
bolschewistische Diktatur unter seiner Führung zu errichten. 
Es folgten die Jahre des russischen Bürgerkrieges, in denen 
die bolschewistische Macht dank günstiger Umstände und 
dank dem Versagen ihrer Gegner sich siegreich behaupten 
konnte . . . *

Wenn Lenin in dem zitierten Brief die Begriffe „Krieg“ 
und „Revolution“ in einen ursächlichen Zusammenhang

9 Lenins Briefe an Gorki, Wien 1924, S. 71.
2 Rote Armee
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miteinander gebracht hat, so ist damit bereits eines der Ele­
mente seiner Einstellung zum Problem „Krieg“ gegeben. Als 
konsequenter Marxist betrachtet Lenin die Geschichte aus­
schließlich vom Standpunkt des Marxschen dialektischen 
Materialismus. Die Geschichte der Völker und Staaten 
wandelt sich ihm zu einer Geschichte der Klassen und der 
Klassenkämpfe. Die naturgegebenen Zusammenhänge zwi­
schen den Gliedern eines und desselben Volkes verschwinden 
zugunsten der internationalen Interessensolidarität der Klas­
sen. Der Staat wird zu einer „Maschine zur Aufrechterhaltung 
der Herrschaft einer Klasse über eine andere“, jeder Staat 
wird zum Klassenstaat. Kriege und Revolutionen sind ihm 
bestimmte Formen des politischen Kampfes um die Macht, 
der stets aus der gleichen Ursache der vorhandenen Klassen­
gegensätze innerhalb der jeweiligen Gesellschaft entsteht. 
Alle Kriege und alle Revolutionen sind klassenmäßig be­
stimmt. Alle Kriege der Klassenstaaten sind Klassenkriege. 
Alle Revolutionen sind Machtkämpfe der unterdrückten 
gegen die unterdrückenden Klassen und werden in ihrer be­
waffneten Form zu Bürgerkriegen. Diese sind Klassenkriege 
in ihrer reinsten Ausprägung.

Charakteristisch für die Marxisten ist ihre rein materia­
listische Lehre. Auf dieser Grundlage ist der marxistische 
Klassenbegriff überhaupt erst möglich. Die Klassenbildung 
wird aus rein ökonomischen Ursachen erklärt. Der Klassen­
kampf, so lehren die Marxisten, ist die dynamische Kraft, die 
das Rad der Geschichte bewegt. Sein Endzweck soll die Be­
seitigung der Klassen und damit der Staaten, der Übergang 
zur „Staaten- und klassenlosen Gesellschaft“, das heißt zum 
Kommunismus sein.

Innerhalb des gegenwärtigen Zeitalters des Kapitalismus 
unterscheidet Lenin eine besondere Entwicklungsstufe, die er 
das „Zeitalter des Imperialismus“ nennt. Den Impe­
rialismus bezeichnet er als „das monopolistische Stadium des 
Kapitalismus“1). Damit meint er die Konzentration des 
Kapitals in den Händen von Verbänden, Syndikaten, Trusts, 
die in seiner Propaganda eine große Rolle spielen und von



denen er sagt, daß sie „nicht selten einen internationalen 
Charakter trugen“ und daß auf diese Weise „eine früher nie 
gekannte Herrschaft einer winzig kleinen Zahl von Groß­
banken, Finanzkönigen, Finanzmagnaten“ entstanden sei. 
Diese Definitionen Lenins sind für die Beurteilung der 
Sowjetunion von grundsätzlicher Bedeutung, da gerade 
dort diese Merkmale des Imperialismus, wie an anderer Stelle 
noch zu zeigen sein wird, in höchster Vollendung ausgebildet 
worden sind.

Lenin folgert aus seinen Feststellungen weiter, daß diese 
Entwicklung im Laufe der Zeit zu einem Kampf der ver­
schiedenen Interessengruppen um die Macht, um Einfluß­
sphären, zur modernen Kolonialpolitik geführt habe.

Es ist charakteristisch für die Einstellung Lenins, 
daß er bei der Schilderung der objektiven Merk­
male des Imperialismus mit keinem Wort die über­
ragende Rolle des internationalen Judentums und 
der Freimaurerei gerade auf diesem Gebiet er­
wähnt, die durch die Macht des Geldes die Völker unter 
ihre Botmäßigkeit gebracht haben und im Interesse der Er­
haltung ihrer Herrschaft niemals davor zurückgeschreckt 
sind, die Völker gegeneinander auszuspielen. Nicht minder 
bezeichnend ist es, daß er keinen Augenblick lang auf die 
einzige wirklich reale Schlußfolgerung kommt, daß der 
Kampf gegen das internationale Finanzkapital nur auf der 
Grundlage der nationalen Emanzipation der Völker von 
seiner Allmacht geführt werden kann. Anstatt das Übel hier 
an der Wurzel zu fassen, kennt Lenin nur das Rezept des 
Klassenkampfes, das die Angehörigen eines und desselben 
Volkes gegeneinander in den Bürgerkrieg hetzt und damit 
das einzelne Volk erst recht zum Gegenstand der Ausbeutung 
macht.

Die Aufteilung der Welt auf der einen, das Streben nach 
einer Umteilung der Welt auf der anderen Seite: das sind die 
beiden Pole, zwischen denen Lenin die großen politischen 
Kämpfe im Zeitalter des Imperialismus sich abspielen sieht. 
In seiner im Jahre 1915 gemeinsam mit Sinowjeff ge­
schriebenen und in Deutschland und in Frankreich illegal 
verbreiteten Schrift „Sozialismus und Krieg“ gibt Lenin 
2«



20 Verteilung der Welt

die nachstehende Tabelle zur „Verteilung der Welt unter 
die großen Sklavenhaltermächte“ wieder1) :

Mutterländer InsgesamtKolonien

Die „Großmächte“

1876 44 1914 1914
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England................. 22,5 25 і,9 33,5 393,5 o,3 46,5 33,8 440,0
Rußland............... 17,0 4,9 T7,4 33,2 5,4 136,2 22,8 !6g,4
Frankreich............ o,9 6,0 10,6 55,5 o,5 39,9 u,i 95,1
Deutschland........ — — 2,9 !2,3 o,5 64,9 3,4 77,2

Japan.....................— — 0,3 4,2 °,4 53,o o,7 72,2
Vereinigte Staaten 

von Nordamerika — — o,3 9,7 9,4 97,o 9,7 106,7
6 Großmächte.... 40,4 273,8 65,0 523,4 !6,5 473,2 81,5 960,6
Kolonien, die nicht 

denGroßmächten 
(sondern Belgien, 
Holland und
anderen Staaten) 
gehören ............. 9,9 45,3 9,9 45,3

Drei halbkoloniale Länder (Türkei, Ghina und Persien) . 4,5 361,2

Übrige Staaten und Länder
Insgesamt 105,9 1367,1

........................... 28,0 289,9
Der Erdball insgesamt (ohne Polargebiete) 133,9 1657,0

Diese Aufstellung benutzte Lenin während des Welt­
krieges, um zu beweisen, daß einige wenige kapitalkräftige 
Länder fast den ganzen Erdball unter ihre Herrschaft ge­
bracht haben und um den imperialistischen Charakter des 
Weltkrieges zu zeigen. Er stellte die Behauptungen Frank­
reichs und Englands, daß sie den Krieg für die Freiheit der 
Völker und Belgiens führten, an den Pranger und erblickte ihr 
Kriegsziel in der „Festhaltung der durch sie im größten Stil 
zusammengeraubten Kolonien“. Lenin gab sogar aus pro­
pagandistischen Erwägungen dem Gedanken Raum, daß 



Deutschland „vom Standpunkt der bürgerlichen Gerechtig­
keit und nationalen Freiheit“ als im Recht befindlich an­
gesehen werden könnte. Lenin lag damals viel daran, in 
Deutschland Fuß zu fassen.

Wenn es ein von Lenin im Prinzip natürlich abgelehnter 
Standpunkt der „bürgerlichen Gerechtigkeit“ ist, daß ein bei 
der Aufteilung der Welt übervorteilter Staat gleiche Behand­
lung verlangen kann, so müßte es offenbar auch einen Stand­
punkt der „sozialistischen“ oder „proletarischen“ Gerechtig­
keit geben, die nach der ganzen Lage der Dinge jener ent­
gegengesetzt sein müßte. Die Praxis lehrt allerdings, 
daß der koloniale Besitzstand des Rätestaates 
nicht nur dem der russischen Monarchie gleicht, 
sondern ihn sogar übertrifft und nach dem 
Willen der Sowjetmachthaber noch weiter ver­
größert werden soll. Die „Festhaltung der durch den 
Zarismus in größtem Stil zusammengeraubten Kolonien“ ist, 
um in Anlehnung an Lenin zu sprechen, ein Hauptinhalt der 
gegenwärtigen Sowjetpolitik, wie an anderer Stelle der vor­
liegenden Untersuchungen noch näher darzulegen sein wird.

2. Die drei Grundarten -oon Kriegen

Von der „Geschichtsauffassung“ der Kommunisten aus­
gehend wird jeder politische Vorgang ausschließlich danach 
beurteilt, inwieweit er dem letzten Ziel — der Weltrevolution— 
dient. Die Weltrevolution hat die Aufgabe, auf dem ganzen 
Erdball die bestehenden Regierungsgewalten zu stürzen und 
sie durch die Diktatur des Proletariats zu ersetzen. Dieses Ziel 
kann mit friedlichen Mitteln nicht erreicht werden, wie Lenin 
immer wieder leidenschaftlich betont. Daraus ergibt sich, 
daß Lenin nicht gegen den Krieg sein kann, son­
dern sich nachdrücklich für den Krieg und gegen 
jeden Pazifismus erklärt. Zu Beginn des Weltkrieges, als 
sich in verschiedenen neutralen Ländern eine sozialistische 
Bewegung unter der Parole der „Abrüstung“ bemerkbar 
machte, schrieb Lenin: „Die Sozialisten können nicht gegen 
jeden Krieg sein, ohne aufzuhören, Sozialisten zu sein. Man 
darf sich nicht durch den gegenwärtigen imperialistischen



Krieg irreführen lassen . . . Demokratische Kriege und Auf­
stände z. B. von unterdrückten Völkern gegen ihre Unter­
drücker sind durchaus nicht unmöglich. Unvermeidlich sind 
Bürgerkriege des Proletariats für den Sozialismus. Möglich 
sind Kriege des in einem Lande siegreichen So­
zialismus gegen andere, bourgeoise und reak­
tionäre Länder . . . Der ist kein Sozialist, der die 
Verwirklichung des Sozialismus ohne sozialistische 
Revolution und ohne die Diktatur des Proleta­
riats erwartet. Die Diktatur ist eine staatliche 
Macht, die sich unmittelbar auf die Gewalt stützt. 
Die Gewalt im Zeitalter des 20. Jahrhunderts, 
wie überhaupt im Zeitalter der Zivilisation, ist 
nicht die Faust und nicht der Knüppel, sondern 
das Heer. Die ,Abrüstung6 auf die Tagesordnung 
setzen, heißt ganz allgemein sagen: Wir sind gegen 
die Anwendung von Waffen. Darin ist ebenso­
wenig auch nur ein Lot Marxismus enthalten, als 
wenn wir sagen würden: Wir sind gegen die An­
wendung der Gewalt!1)66

T) Lenin, Über den Krieg, 1914—1918, Moskau 1924, S. 104.
2) Vgl. Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, S. 253.

Aus diesen eindeutigen Sätzen geht hervor, daß Lenin 
zwischen verschiedenen Arten von Kriegen unterscheidet. 
Der kommunistischen Geschichtsbetrachtung entsprechend 
muß in jedem Einzelfalle eine Analyse des Klassencharakters 
des Krieges vorgenommen werden. Hierzu ist es nicht er­
forderlich, bis zum eigentlichen Ausbruch des Krieges zu 
warten, um dann aus seinem Verlauf, aus der Kriegführung 
der beteiligten Mächte und aus ihren Kriegszielen Schlüsse zu 
ziehen. In Anlehnung an Clausewitz faßt Lenin den Krieg 
als „Fortsetzung der Politik mit andern Mitteln“ auf, wobei 
er die Kriegsphilosophie des großen preußischen Soldaten 
marxistisch vergewaltigt* 2). Mit Hilfe der Marxschen Dialektik 
wird auf dieser Grundlage der Charakter jedes einzelnen 
Krieges aus der ihm voraufgegangenen Politik abgeleitet. Da 
diese nach der offiziellen Auffassung der Kommunisten stets 
eine Klassenpolitik und ihre militärische Fortsetzung unter 
Anwendung der Waffe stets ein Klassenkrieg ist, handelt es 



sich von Fall zu Fall darum, die Klassenkräfte zu bestimmen, 
die in diesem geschichtlichen Prozeß wirksam sind. Dabei geht 
Lenin nicht darauf aus, rein abstrakte Begriffsbestimmungen 
zu finden, sondern er geht auf die konkreten Möglichkeiten 
der Gegenwart ein und untersucht, mit welchen verschiedenen 
Arten von Kriegen in unserem Zeitalter zu rechnen ist.

*

In der Gegenwart unterscheidet Lenin im we­
sentlichen drei Grundarten von Kriegen: den 
imperialistischen, den nationalen und den prole­
tarischen Krieg.

Diese Kriegsarten hat es, wie Lenin bemerkt, auch in 
früheren Geschichtsperioden gegeben, jedoch erhalten sie 
seiner Auffassung nach in der Gegenwart eine besondere Be­
deutung. Als das Zeitalter der nationalen Kriege bezeichnet 
er das Jahrhundert von der französischen Revolution bis 1871. 
In dieser Periode habe der Kapitalismus im Sinne des dialek­
tischen Materialismus sogar dem Fortschritt gedient, indem er 
die Befreiung der Völker vom Feudalsystem und die Bildung 
von Nationalstaaten begünstigt habe. Das ist eine aus­
gesprochen propagandistische Formel. Lenin gebraucht sie, 
um das Bürgertum solcher Länder für seine Zwecke einzu- 
spannen, die noch rückständig sind und sich im „Kampf mit 
dem Feudalsystem“ befinden. Dieses Bürgertum (z. B. in 
China) ist nach Lenins Auffassung selbstverständlich gleich­
falls „kapitalistisch“, das Zugeständnis der „Fortschrittlich­
keit“ (mit historisch rückwirkender Kraft) soll jedoch ideolo­
gisch die Brücke zu ihm schlagen und ihm im weltrevolutionären 
System des Bolschewismus eine, wenn auch zeitlich be­
schränkte, Aufgabe zu weisen.

Mit dem Hinübergleiten in den Imperialismus hingegen 
sei der Kapitalismus aus einer fortschrittlichen zu einer 
reaktionären Macht, zum größten Unterdrücker der Völker 
geworden. Für letztere bliebe entweder der „Übergang zum 
Sozialismus oder der weitere bewaffnete Kampf der Groß­
mächte und die künstliche Aufrechterhaltung des Kapitalis­
mus vermittels der Kolonien, Monopole, Privilegien und jeder 



Art von nationaler Unterdrückung1).“ Andererseits entbehre 
der imperialistische Krieg des nationalen Elementes nicht. 
Lenin bezeichnet ihn als die bewaffnete Fortsetzung der 
imperialistischen Politik der Bourgeoisie einiger herrschender 
Großmächte. Druck erzeugt Gegendruck, und eine Folge 
dieser Politik müssen national-revolutionäre Freiheitsbewe­
gungen der unterdrückten kolonialen und halbkolonialen 
Völker sein, die ein neues Zeitalter der nationalen Kriege 
gegen den Imperialismus eröffnen. Diese Kriege werden vor­
wiegend von den Kolonialvölkern geführt. „Die Geschichte 
des 20. Jahrhunderts, dieses Jahrhunderts des ,entfesselten6 
Imperialismus, ist voll von Kolonialkriegen. Aber das, was 
wir Europäer, die imperialistischen Unterdrücker der Mehr­
zahl der Völker der Erde, mit dem uns eigentümlichen, 
niederträchtigen europäischen Chauvinismus ,Kolonialkrieg6 
nennen, das sind oft nationale Kriege oder nationale Auf­
stände von Seiten dieser unterdrückten Völker. Eine der 
grundlegendsten Eigenschaften des Imperialismus besteht 
darin, daß er die Entwicklung des Kapitalismus in den rück­
ständigen Ländern beschleunigt und dadurch den Kampf 
gegen die nationale Unterdrückung ausbreitet und verschärft. 
Und daraus folgt unvermeidlich, daß der Imperialismus 
häufig nationale Kriege erzeugen muß1 2).“

1) Vgl. Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, Bd. 18. S. 248 
und 250.

2) Lenin, in „Die Rote Armee“, Nürnberg, o. J., S. 7.

Wenn Lenin in der erwähnten Schrift „Sozialismus und 
Krieg“ sagt, die Sozialisten hätten „den Kampf zwischen den 
Räubern auszunutzen, um sie alle zu beseitigen“, so ist damit 
das taktische Verhalten dem imperialistischen Krieg gegen­
über ausgesprochen. Es erscheint abermals einleuchtend, 
warum Lenin — wie schon dargelegt —, ein Gegner des Pazi­
fismus ist. Lenin betont in allen seinen Schriften, daß 
die Gegensätze zwischen den Großmächten im 
Zeitalter des Imperialismus ungemein verschärft 
würden. Kriege zwischen ihnen bedeuten die 
höchste Steigerung dieser Gegensätze und ebnen 
den Weg für die Weltrevolution, in,dem sie die 



Großmächte schwächen und den Kampf aller 
gegen sie gerichteten Kräfte erleichtern.

Der frühere Außenkommissar der Sowjetunion Tschi­
tscherin reihte im Jahre 1922 den internationalen Antagonis­
mus der gegenwärtigen Periode in folgende drei Kategorien 
ein:
і. internationaler Kampf zwischen Kapital und Arbeit, 
2. internationale Gegensätze zwischen den Großmächten, 
3. zunehmender Kampf zwischen den großen Industrie­

ländern und den Kolonien1).

a) Russische Korrespondenz, Jahrgang 3, Bd. 2, 1922, S. 755.
2) Lenin in: Die Kommunistische Internationale, 1922, Nr. 20.

In diesem System kommt den nationalen Kriegen eine 
besondere Bedeutung zu. Diese erblickt Lenin darin, daß sie 
objektiv gegen den Imperialismus gerichtet und damit 
objektiv ein Teil der proletarischen Weltrevolution seien. „Im 
selben Maße, in dem die reaktionären Kriege und besonders 
die imperialistischen Kriege verbrecherisch und verderblich 
sind, in demselben Maße sind revolutionäre Kriege 
erlaubt und gerecht, das heißt Kriege zur Ver­
teidigung von Völkern, die von den Imperialisten einiger 
weniger Länder unterdrückt werden, zur Verteidigung der 
sozialistischen Revolution gegen fremde Invasionen . . . es ist 
unbedingt notwendig, klar zu unterscheiden zwischen impe­
rialistischen Kriegen, Kriegen zur Unterdrückung kleiner und 
schwacher Nationen, und revolutionären Kriegen, Kriegen 
zur Verteidigung gegen die konterrevolutionären Kapita­
listen, zur Niederwerfung ihres Joches* 2).“

Das heißt mit anderen Worten, daß Lenin 
alle nationalen Freiheitskämpfe der Völker zu 
einer Angelegenheit der kommunistischen Welt­
revolution macht, sofern es etwas dabei zu ge­
winnen gibt. Es muß betont werden, daß die nationalen 
Freiheitskämpfe der Völker auch dann als ein Teil dieser 
proletarischen Weltrevolution aufgefaßt werden, wenn sie gar 
nicht unter der Führung des Proletariats, sondern unter der 
des Bürgertums der betreffenden Länder stehen. In dieser Be­
ziehung argumentiert Lenin etwa folgendermaßen : der 



nationale Freiheitskampf der Bourgeoisie eines unterdrückten 
Volkes muß sich und kann sich nur gegen den Imperialismus 
richten. Der Sieg in einem solchen Kampfe muß zunächst die 
Errichtung des nationalen bürgerlichen Staates in dem be­
treffenden Lande zur Folge haben. Dieser muß nun seiner­
seits eine bestimmte Entwicklung durchlaufen, bis er alle 
besonderen wirtschaftlichen, das heißt kapitalistischen Merk­
male entwickelt hat, die ihn für den Übergang zum Sozialis­
mus reif machen. Auf diese Weise erscheint der von Lenin 
unterstützt eFreiheitskampf der unterdrückten Völker ledig­
lich als Mittel zum Zweck. Am Ende steht auch hier die 
proletarische Revolution, der Sowjetstaat.

*
Die dritte Art von Kriegen in unserem Zeit­

alter sind nach Lenin die Kriege des revolutio­
nären Proletariats gegen die Bourgeoisie: die 
Bürgerkriege.

„Bürgerkriege sind auch Kriege“ — ruft Lenin aus und 
fährt fort: „Wer den Klassenkampf anerkennt, der kann nicht 
umhin, auch Bürgerkriege anzuerkennen, die in jeder Klassen­
gesellschaft eine natürliche, unter gewissen Umständen un­
vermeidliche Weiterführung, Entwickelung und Verschärfung 
des Klassenkampfes darstellen. Bürgerkriege zu verneinen 
oder zu vergessen, hieße . . . auf die sozialistische Revolution 
zu verzichten.“ Weiter führt Lenin aus, daß der in einem 
Lande siegreiche Sozialismus keineswegs mit einem Male alle 
Kriege überhaupt ausschließe: „Im Gegenteil, er setzt solche 
voraus“1).

1) Lenin, in: Die Rote Armee, Nürnberg, o. J., S. 3.

Während Lenin den imperialistischen Krieg 
theoretisch ablehnt, den nationalen Krieg je nach 
den Umständen aus taktischen Gründen anerkennt, 
erblickt er im Bürgerkrieg diejenige Form des 
bewaffneten Kampfes, die von seinem Stand­
punkt aus unbedingt notwendig und mit allen 
Mitteln herbeizuführen ist. Lenin als Theoretiker 



ist niemals bereit, Konzessionen zu machen, wenn er 
auch in seiner praktischen Politik, namentlich seit er 
selbst an die Spitze eines Staates getreten ist, oft genug 
gezwungen wurde, auch andere Wege zu gehen. Aber bei 
allen Umwegen, die er oder seine geistigen und politischen 
Erben einschlagen, bleibt das letzte Ziel — die Weltrevolution 
— unverrückbar bestehen. Alle Mittel sind recht, die ihr 
dienen. Unter ihnen ist der Bürgerkrieg das wichtigste Mittel, 
ohne dessen Einsatz das Ziel nicht zu erreichen ist. Deshalb 
muß der Bürgerkrieg unter allen Umständen herbeigeführt 
werden. Jeder andere Krieg muß in einen Bürgerkrieg ver­
wandelt werden, indem die in ihm enthaltenen nationalen 
Elemente durch die des Klassenkampfes ersetzt werden.

Deshalb sagt Lenin: „Kriegsdienstverweigerung, Streik 
gegen den Krieg usw. ist einfach eine Dummheit, ein jämmer­
licher und feiger Traum von unbewaffnetem Kampf gegen 
die bewaffnete Bourgeoisie, ein Seufzen nach Beseitigung des 
Kapitalismus ohne verzweifelten Bürgerkrieg oder eine Reihe 
von Kriegen. Die Propaganda des Klassenkampfes bleibt auch 
im Kriege Pflicht der Sozialisten; die Arbeit, die auf die Ver­
wandlung des Völkerkrieges in den Bürgerkrieg zielt, ist im 
Zeitalter des imperialistischen bewaffneten Zusammenpralls 
der Bourgeoisie aller Nationen die einzige sozialistische Arbeit. 
Nieder mit den pfäffisch-sentimentalen und törichten Träu­
mereien vom ,Frieden um jeden Preis!6 Wir wollen das Banner 
des Bürgerkrieges erheben!661) Und an anderer Stelle erhebt 
Lenin die kategorische Forderung: „Die revolutionäre Klasse 
muß in einem reaktionären Kriege die Niederlage ihrer 
eigenen Regierung wünschen* 2).“

г) Lenin, Sämtliche Weike, Bd. 18, S. 90.
2) Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, Bd. 18, S. 221.

3. Die weltrevolutionäre Zielsetzung des Bolschewismus

Im Rahmen der von allen Anhängern der III. Internatio­
nale anerkannten weltrevolutionären Konzeption ist es unter 
ihnen ein, bis zum heutigen Tage umstrittenes, Problem 
geblieben, ob der Sieg des Sozialismus „im Weltmaßstab“ 



auf einmal oder etappenweise zu verwirklichen sei. Über 
diese Frage ist, von persönlichen Motiven abgesehen, Trotzki 
(Bronstein) zu Fall gekommen, als er schon lange nach dem 
bolschewistischen Oktoberumsturz in Rußland den Standpunkt 
einnahm, daß die Weltrevolution nur im Ganzen zu gewinnen 
sei. Lenin vertrat 1920 eine ähnliche Auffassung, wenn er 
sagte, daß man ein „solches Werk, wie die sozialistische Re­
volution, in einem einzelnen Lande nicht vollbringen kann1).“ 
In seinen Thesen über den Frieden zur Zeit der Friedens­
verhandlungen in Brest-Litowsk erklärte er: „Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die sozialistische Revolution in Europa 
kommen muß und kommen wird. Alle unsere Hoffnungen 
auf den endgültigen Sieg des Sozialismus sind in dieser 
Überzeugung und auf dieser wissenschaftlichen Voraussicht 
gegründet1 2).“

1) Lenin, Über den Versailler Vertrag, Wien-Berlin 1933, S. 81.
2) Lenin, Übei den Krieg, Berlin 1926, S. 46.

An dieser allgemeinen Einstellung hat sich bis heute prin­
zipiell nichts geändert, obwohl die anfangs gehegte Hoffnung 
auf eine baldige Revolution in Europa durch den Gang der 
Geschichte nicht bestätigt worden ist. Es ist vielmehr bei der 
„Verwirklichung des Sozialismus in einem Lande“, d. h. in 
Rußland geblieben. Der hier scheinbar enthaltene Wider­
spruch zwischen Theorie und Praxis ist für Lenin selbst nicht 
von grundsätzlicher Bedeutung. Theoretisch hat er mit 
diesem Fall bereits 1915 gerechnet: „Die Ungleichmäßigkeit 
der ökonomischen und politischen Entwicklung ist ein unbe­
dingtes Gesetz des Kapitalismus. Hieraus folgt, daß der Sieg 
des Sozialismus ursprünglich in wenigen oder sogar in 
einem einzeln genommenen kapitalistischen Lande mög­
lich ist.“

Das Eintreten dieses Falles ändert, vom kommunistischen 
Standpunkt gesehen, die politische Weltkonstellation: der 
imperialistische Kordon ist an einer Stelle der „weltrevo­
lutionären Front“ durchbrochen. Der Rätestaat wird 
jetzt als die Keimzelle der zukünftigen Welt­
ordnung angesehen. Es wird gleichzeitig die propagan­
distische These aufgestellt, daß alle kapitalistischen Staaten



ihre Politik nunmehr auf das Ziel des Sturzes der Sowjet­
macht ausrichten würden. Der Rätestaat ist also sozusagen 
der angegriffene Teil und in die Verteidigung gedrängt. 
Diese Propagandathese beherrscht die gegenwärtige Politik 
der Sowjetunion.

In Wirklichkeit liegen die Dinge, wie das offizielle Dogma 
der Weltrevolution beweist, wesentlich anders.

Trotzki sagt, es sei einer der Hauptlehrsätze des Bolsche­
wismus, daß mit dem Weltkrieg und der bolschewistischen 
Revolution die Epoche der sozialistischen Revolution be­
gonnen habe. Die kommunistische Internationale sei als eine 
„Partei der Weltrevolution“ gegründet worden1). In diesem 
Punkt ist auch Stalin mit ihm einig. Die universale Bedeu­
tung der bolschewistischen Revolution in Rußland erblickt 
Stalin nicht nur darin, „daß sie den ersten Herd des Sozialis­
mus im Ozean der imperialistischen Länder bildet, sondern 
auch darin, daß sie die erste Etappe der Weltrevo­
lution und eine mächtige Basis für deren weitere 
Entfaltung ist2).“

Das ist eine offensive Zielsetzung, denn die weitere Ent­
faltung der Weltrevolution ist nur angriffsweise zu erreichen. 
Kein Staat, keine Regierung können, wenn sie nicht selbst 
bereits weitgehend bolschewisiert und ein Instrument in den 
Händen Moskaus sind, kampflos von der politischen Bühne 
abtreten. Nur unter Anwendung von Gewalt ist die 
weitere Entfaltung der Weltrevolution möglich, 
von der Stalin spricht. In der Sprache Lenins lautet dieses 
revolutionäre Angriffsprogramm des „in einem Lande sieg­
reichen Sozialismus“ folgendermaßen: „Nach Enteignung 
der Kapitalisten und Organisation der sozialisti­
schen Produktion im eigenen Lande würde sich 
das siegreiche Proletariat dieses Landes gegen die 
übrige kapitalistische Welt erheben, indem es . . . 
im Notfall sogar mit Kriegsgewalt, gegen die 
exploitierenden Klassen und ihre Staaten vor­
gehen würde3).“

x) Trotzki, Die wirkliche Lage in Rußland............. , S. 129.
2) Stalin, Probleme des Leninismus, Wien-Berlin 1926, S. 192.
3) Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, Bd. 18, S. 310.



4. Der revolutionäre Angriffskrieg
Zur Zeit der Brester Friedensverhandlungen mußte sich 

Lenin im Namen der kommunistischen Partei gegen den 
Vorwurf verteidigen, daß er den revolutionären Krieg ver­
sprochen habe und durch den Abschluß eines Sonderfriedens 
mit Deutschland Wortbruch begehen müsse. Lenins Antwort 
auf diesen Vorwurf ist bemerkenswert: „Wir haben auch 
jetzt unbedingt die Pflicht, den revolutionären Krieg vor­
zubereiten . . . die Frage, ob jetzt unverzüglich ein revolu­
tionärer Krieg geführt werden kann, muß ausschließlich 
unter dem Gesichtspunkt entschieden werden, ob die materiel­
len Voraussetzungen für die Verwirklichung einer solchen 
Absicht vorhanden sind und im Interesse der sozialistischen 
Revolution, die schon begonnen hat, liegt.“ Lenin sah damals 
ein, daß der erst soeben aus der Taufe gehobene Sowjetstaat 
noch nicht stark genug war, um einen solchen Angriffskrieg 
zu führen, und er sagte: „Ein wirklich revolutionärer 
Krieg wäre im gegenwärtigen Moment ein Krieg 
der sozialistischen Republik gegen die bürger­
lichen Länder mit dem Ziel, die Bourgeoisie in 
den übrigen Ländern zu stürzen — einem Ziel, das 
klar zum Ausdruck gebracht und durch die sozia­
listische Armee durchaus gebilligt wird. Dieses Ziel 
können wir uns aber im gegebenen Moment offensichtlich 
nicht stellen. Wir würden jetzt objektiv für die Befreiung 
Polens, Litauens und Kurlands kämpfen, aber kein Marxist, 
der mit den Grundsätzen des Marxismus und des Sozialismus 
nicht bricht, wird in Abrede stellen können, daß die Interessen 
des Sozialismus höher stehen, als die Interessen des Selbst­
bestimmungsrechts eines Volkes1).“

1) Vgl. Lenin, Über den Krieg, Berlin 1926, S. 49—53.

Diese Sätze Lenins sind in vieler Beziehung beachtlich. Es 
wird nicht nur der Gedanke des revolutionären Angriffs­
krieges von der höchsten Autorität des Bolschewismus in 
einem konkreten Falle als eine unumgängliche Notwendigkeit 
bejaht, sondern es wird gleichzeitig mit einer sehr brutalen 
Offenheit zum Ausdruck gebracht, daß die nationalen In­
teressen der Völker, die in der bolschewistischen Propaganda 
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eine so große Rolle spielen, nur ein Mittel zum Zweck sind. 
Das Selbstbestimmungsrecht der Völker ist der 
Weltrevolution untergeordnet und wird damit 
praktisch aufgehoben.

Der an anderer Stelle bereits zitierte Ausspruch Lenins, es 
sei notwendig, zwischen „imperialistischen und revolutio­
nären Kriegen“ zu unterscheiden, erhält auf dem Hinter­
grund einer solchen revolutionären Angriffstheorie einen 
ganz eng umrissenen Inhalt. War bis dahin von revo­
lutionären Kriegen vorwiegend im nationalen oder mehr 
oder weniger defensiven Sinne die Rede, so erscheintjetzt 
der revolutionäre Krieg als die dem „in einem 
Lande siegreichen Sozialismus“ eigene Form des 
bewaffneten Kampfes gegen die übrige Welt. Es 
ist der revolutionäre Angriffskrieg für die Welt­
revolution, in dem alle Elemente des Bürgerkrieges und 
des im Sinne des Bolschewismus „nationalen“ Krieges gleich­
zeitig mit enthalten sind. Die Elemente des nationalen Krieges 
sind in ihm insofern mit enthalten, als er sich seiner, wie mehr­
fach betont wurde, als eines Mittels zum Zweck bedient.

Man muß also, wenn man genau sein will, den von Lenin 
unterschiedenen drei Arten von Kriegen den revolutio­
nären Angriffskrieg des „in einem Lande siegreichen 
Sozialismus“ gegen die übrige Welt als eine selbständige 
Kriegsart hinzufügen. Für Lenin selbst fällt er allerdings mit 
dem Begriff des Bürgerkrieges mehr oder weniger zusammen, 
denn es wird als selbstverständlich angenommen, 
daß das Proletariat hinter der Front des Gegners 
beim Herannahen der revolutionären Armee zum 
bewaffneten Aufstand übergeht, im eigenen Lande 
den Bürgerkrieg entfesselt, gemeinsam mit der 
revolutionären Armee die eigene Regierung stürzt 
und die bolschewistische Diktatur errichtet. Die 
so entstandene neue Sowjetrepublik würde dann 
in der bereits bestehenden „Union der sozialisti­
schen Sowjetrepubliken“ (UdSSR.) aufgehen. Die 
Verfassung der Sowjetunion sieht für diesen kon­
kreten Fall die Möglichkeit der Aufnahme solcher 
neu entstehender Sowjetrepubliken bereits vor.

*



In der offiziellen Kriegsdoktrin des Kommunismus aller­
dings erscheint der revolutionäre Angriffskrieg als „Verteidi­
gungskrieg“ des Rätestaates, als des Trägers des Sozialismus. 
Bezeichnend für diese bolschewistische Moral mit dem dop­
pelten Boden sind folgende Ausführungen in einem erst 1930 
im Staatsverlag in Moskau erschienenen Buch, das als Lehr­
buch in der Roten Armee weit verbreitet ist:

„Man muß streng unterscheiden zwischen dem Ver­
teidigungskrieg im historisch-politischen und im strategischen 
Sinne. Der proletarische Staat oder eine für ihre nationale 
Befreiung kämpfende unterdrückte Nation, führen immer, 
unabhängig davon, wer angefangen, wer zuerst angegriffen 
hat, einen Verteidigungs-, d. h. einen gerechten Krieg. Die 
Frage nach dem Charakter der Strategie jedoch wird nach 
der Lage, nach dem Kräfteverhältnis usw. entschieden. Jedes 
Mitglied der Roten Armee muß sich diesen Grundsatz genau 
einprägen . . . Gleichzeitig wird jeder Krieg, den der 
Rätebund führen wird, im historisch-politischen 
Sinne ein Verteidigungskrieg und gerecht sein, 
unabhängig davon, wer ihn zuerst beginnen 
wird1).“

1) L. S. Degtjarew, Die politische Arbeit in der Roten Armee, Moskau 
1930, S. 15.

Das ist ein praktisches Beispiel aus der Roten Armee, wie 
jeder Krieg nach seinem sogenannten Klassencharakter be­
urteilt wird. Dabei spielt die Frage des „Angreifers“ nicht 
die geringste Rolle. Es ist daher nichts weiter als Demagogie, 
wenn die Sowjetdiplomaten die Definition des „Angreifers“ 
zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer zahlreichen Pakt­
verhandlungen mit den Regierungen anderer Staaten erhoben 
haben. Eine solche Definition soll nur die andere Vertrags- 
Seite binden, während sie nach den grundlegenden politischen 
Anschauungen der Bolschewisten für sie selbst jeder Verbind­
lichkeit entbehrt. Auch nach Festlegung einer solchen De­
finition würden die im Sinne des Bolschewismus objektiven 
Merkmale des Begriffes „Verteidigungskrieg“ nicht im 
„strategischen, sondern im historisch-politischen Sinne“ auf­
zufassen sein : „Nicht derjenige führt einen ungerechten Krieg, 



der als erster angegriffen hat, sondern derjenige, der der 
Vertreter der Reaktion, der Konterrevolution, der Aus­
beutung, des Imperialismus gegen die nationale oder die 
proletarische Revolution ist1).“

Es ist bereits dargelegt worden, was im Sinne der kommu­
nistischen Doktrin unter einer „nationalen Revolution“ zu 
verstehen ist. Sollten etwa der Kaukasus, oder Turkestan, 
oder die Ukraine in einer auch noch so allgemeinen Volks­
bewegung die Freiheit von Moskau erstreben, so würde 
das unweigerlich als eine Aktion des „Klassenfeindes“ ange­
sehen werden. Alle Mittel zur Niederwerfung einer solchen 
Bewegung würden „gerechte“ Mittel sein. Ein treffliches 
Beispiel dafür ist die Eroberung der Republik Grusien, die 
sich nach der Revolution von Rußland als selbständiger 
Staat losgelöst hatte und entgegen dem von den Sowjets offiziell 
proklamierten Recht der nationalen Selbstbestimmung ge­
waltsam dem Sowjetreich ein verleibt wurde. Ein anderes 
Beispiel ist die Zurückeroberung Turkestans, die unter ana­
logen Umständen erfolgt ist.

Hingegen wird immer, wenn der Rätestaat selbst die In­
itiative zum Überfall auf ein anderes Land ergreifen wird, ein 
daraus entstehender Krieg ein „Verteidigungskrieg“ und 
„gerecht“ sein, und die Völker der eroberten Gebiete würden 
sich als „vom Klassenfeind befreit“ anzusehen haben. Wäre 
es der Sowjetunion im Jahre 1920 gelungen, Polen zu be­
siegen und zu annektieren, hätte sie mit dem gleichen Erfolg 
im Baltikum und in Finnland gekämpft, so würden die Sowjets 
jetzt die „nationale Befreiung“ dieser Völker feiern und gleich­
zeitig gegen den „Imperialismus“ jenseits der Grenzen des 
Rätestaates agitieren, so wie sie es in anderen Fällen fast 
täglich tun.

Nach allem Gesagten kann daher festgestellt werden, daß 
die Kriegsdoktrin des Kommunismus eine, zwar ver­
klausulierte und durch weitschweifige theoretische Erörterun­
gen sehr komplizierte, in ihren praktischen Auswirkungen 
nichtsdestoweniger sehr eindeutige Eroberungsdoktrin 
darstellt.

1) Aus den Thesen des VI. Kongresses der Komintern.
3 Rote Armee



2. Kapitel. Strategie und Taktik der bolschewistischen 
Revolution

1. Der politische und militärische Charakter des Kommunismus
Ist die Weltrevolution das letzte Ziel des Bolschewismus, 

und ist der Bürgerkrieg die höchste Form seines bewaffneten 
Kampfes um die Macht, so sind beide abhängig von äußeren 
Umständen, von einer bestimmten „Reife“ der revolutionären 
Entwicklung, sei es in einem einzelnen Lande oder auf dem 
gesamten Erdball. Lenin unterstreicht diese Tatsache, indem 
er sagt, „daß die Revolution unmöglich ist, ohne revolutionäre 
Situation“. Als die Hauptmerkmale der revolutionären Si­
tuation stellt er fest:
i. Unmöglichkeit für die herrschende Klasse, ihre Herrschaft 

in unveränderter Form aufrecht zu erhalten.
2. Verschärfung der Not und des Elends der unterdrückten 

Klassen über das gewohnte Maß hinaus.
3. Beträchtliche — aus den angeführten Ursachen sich her­

leitende — Steigerung der Aktivität der Massen ).1

1) Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, Bd. 18, S. 319.

Aufgabe der revolutionären Führung soll es sein, 
von Fall zu Fall die richtigen Mittel und Wege 
zu finden, um eine revolutionäre Situation her­
beizuführen bzw. sie für die Zwecke der Revolu­
tion richtig auszunutzen.

Diese Mittel und Wege werden zu verschiedenen Zeiten, 
den jeweiligen äußeren Umständen entsprechend, verschieden 
sein. Das Ziel bleibt jedoch stets unverrückbar bestehen. 
Und da dieses Ziel der Sturz der bestehenden Regierungs­
gewalt in einem Lande oder in der ganzen Welt und letzten 
Endes immer nur unter Anwendung von Gewalt zu erreichen 
ist, da der Bürgerkrieg oder der revolutionäre Krieg als die 



entscheidenden Mittel in diesem Kampf von Lenins Stand­
punkt aus stets als eine unumgängliche Notwendigkeit er­
scheinen müssen, erhält die Organisation der kommunisti­
schen revolutionären Bewegung von vornherein einen 
militärischen Charakter. Auch der Bürgerkrieg oder der 
revolutionäre Krieg ist nichts anderes, als die „Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln“, in diesem Falle der revo­
lutionären Umsturzpolitik der sie tragenden Partei. Schon 
in „Friedenszeiten“ müssen daher die militärischen Formen 
des künftigen „bewaffneten Aufstandes“ und die grund­
legenden Prinzipien seiner Führung entwickelt werden.

Die revolutionäre Politik und ihre militärische Fortsetzung 
greifen in der Praxis des Kommunismus so unmittelbar in­
einander ein, daß eine strenge Scheidung zwischen beiden 
kaum zu treffen ist. Die bisherigen historischen Erfahrungen 
in Rußland und in anderen Ländern zeigen eindeutig, daß 
der Bürgerkrieg in dem Augenblick bereits beginnt, in dem 
kommunistische Organisationen — in legaler oder in illegaler 
Form — überhaupt vorhanden sind. Der politische Kampf 
des Kommunismus wird von Anfang an nicht nur mit politi­
schen Mitteln im Sinne der Propaganda und der friedlichen 
Durchdringung der Massen, sondern mit Terror, Überfällen 
und politischen Morden geführt. Diese „Aktionen“ setzen 
eine militärisch aufgezogene Organisation voraus, die nach be­
stimmten Anweisungen der revolutionären Zentrale arbeitet.

Der revolutionäre Kampf des Kommunismus 
weist infolgedessen einen politischen und einen 
militärischen Charakter zugleich auf. Inwieweit die 
rein politischen oder die militärischen Elemente überwiegen, 
hängt immer nur von der allgemeinen Lage in der jeweiligen 
Phase dieses Kampfes ab. Die leitende Zentrale der revolu­
tionären Organisationen hat dementsprechend die politische 
und die militärische Seite des Kampfes stets gleichzeitig im 
Auge zu halten.

Dieses Ineinandergreifen von politischen und militärischen 
Elementen im kommunistischen Umsturzkampf hat bei Lenin 
eine gradezu klassische Darstellung gefunden:

„Nehmen wir die moderne Armee. Sie ist eines von den guten 
Vorbildern der Organisation. Und gut ist diese Organisation 
з»
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nur deshalb, weil sie elastisch ist und zugleich Millionen 
von Menschen einen einheitlichen Willen zu verleihen ver­
steht. Heute noch sitzen diese Millionen bei sich zu Hause, 
an verschiedenen Ecken und Enden des Landes. Morgen 
kommt der Mobilmachungsbefehl — und schon haben sie 
sich an den ihnen bezeichneten Punkten gesammelt. Heute 
liegen sie in den Schützengräben, liegen da mitunter monate­
lang. Morgen gehen sie in anderer Formation zum Sturm 
über. Heute verrichten sie Wunder vor Kugeln und Schrap­
nells sich deckend. Morgen verrichten sie Wunder in offenem 
Kampf. Heute legen ihre Vortrupps Minen unter der Erde, 
morgen stoßen sie nach den Weisungen der Flieger kilometer­
weise über der Erde vor. Ja, dies heißt Organisation, wenn 
im Namen eines bestimmten Ziels, beseelt von einem bestimm­
ten Willen, Millionen Menschen die Form ihres Verkehrs und 
ihres Tuns ändern, Ort und Methode ihrer Tätigkeit ändern, 
Waffen und Werkzeuge ändern — entsprechend den verän­
derten Umständen und Erfordernissen des Kampfes.

Dasselbe gilt auch für den Kampf der Arbeiter­
klasse gegen die Bourgeoisie. Heute fehlt die revolutio­
näre Situation, fehlen die Bedingungen für eine Gärung in 
den Massen, für die Steigerung ihrer Aktivität; heute wird 
dir ein Wahlzettel in die Hand gedrückt, — nimm ihn, be­
greife, daß du dich organisieren mußt, um mit dem Wahl­
zettel deine Feinde zu schlagen . . . Wird dir morgen der 
Wahlzettel genommen, eine Flinte und ein aus­
gezeichnetes, nach den letzten Errungenschaften 
der Maschinentechnik konstruiertes Schnellfeuer­
geschütz in die Hand gegeben, — so nimm diese 
Mordwerkzeuge und Zerstörungsmittel, höre nicht 
auf sentimentale Heulfritzen, die sich vor dem 
Kriege fürchten; es gibt noch allzuviel auf der 
Welt, was . . . mit Feuer und Schwert ausgerottet 
werden muß, und wenn . . . die revolutionäre Si­
tuation da ist, so mache dich bereit, . . . die so 
nützlichen Mordwerkzeuge und Zerstörungsmittel 
gegen deine Regierung . . . in Gang zu setzen1).“

x) Lenin, Sämtliche Werke, deutsche Ausgabe, Bd. 18, S. 365.



Wenn die Elastizität der militärischen Organisation von 
Lenin zum Vorbild für den politischen Umsturzkampf des 
Kommunismus genommen wird, so ist es von hier nur ein 
Schritt, um die militärische Denkweise ganz allgemein auf 
seinen politischen Kampf zu übertragen, zumal dieser, wie 
wir gesehen haben, ohnehin von militärischen Elementen 
stark durchsetzt ist. So spielen Begriffe wie „Strategie“ 
und „Taktik“ in der kommunistischen Kampftheorie eine 
große Rolle, wobei auch hier die Anlehnung an Clausewitz 
unverkennbar ist. Mit dem grundlegenden Unterschied aller­
dings, daß die von Clausewitz für den nationalen Krieg ent­
wickelten Ideen in verballhornter Form den Zwecken der 
kommunistischen Kampfpraxis dienstbar gemacht werden.

2. Die drei Etappen der bolschewistischen Revolution
Kein geringerer als der tatsächliche und somit verant­

wortliche Führer des Sowjetstaates, Stalin, hat in seinen 
im Jahre 1924 an der Swerdlow-Universität gehaltenen 
Vorlesungen über die „Probleme des Leninismus“ auf 
Grund von Lenins literarischen Werken die „Stra­
tegie und Taktik“ der bolschewistischen Revolution be­
handelt1).

Stalin bezeichnet die Strategie und die Taktik des Leninis­
mus als „die Wissenschaft von der Leitung des revolutionären 
Kampfes des Proletariats“. Dazu gibt er folgende Defini­
tionen: „Die Strategie ist die Feststellung der Richtung 
des Hauptangriffs des Proletariats in der betreffenden revo­
lutionären Etappe, die Ausarbeitung eines entsprechenden 
Planes der Verteilung der revolutionären Kräfte (der Haupt- 
und Nebenreserven), der Kampf um die Durchführung 
dieses Planes während des ganzen Verlaufes der betreffenden 
Revolutionsetappe . . . Die Taktik ist die Festlegung der 
Linie des Verhaltens des Proletariats für die verhältnismäßig 
kurze Periode des Wechselns von Flut und Ebbe der Be­
wegung, des Auf- und Abstiegs der Revolution . . .“

!) Die folgenden Zitate stammen, soweit nichts anderes bemerkt wird, 
aus: Stalin, Probleme des Leninismus, Wien-Berlin 1926.



Die Strategie befaßt sich also, wie Stalin hervorhebt, mit 
den ausschlaggebenden Kräften der Revolution und ihren 
Reserven. Sie ist auf große Ziele ausgerichtet und ändert sich 
nur mit dem Übergang der Revolution von einer Etappe 
zur anderen, bleibt jedoch in ihren Grundlagen während der 
Dauer einer Etappe unverändert. Das ist so aufzufassen, daß 
die Strategie z. B. in der Etappe des Kampfes um die Ver­
wirklichung des Sozialismus in einem Lande nach Erreichung 
dieses Zieles einer anderen Strategie in der neuen Etappe 
des „in einem Lande siegreichen Sozialismus“ Platz machen 
muß. Die Strategie der neuen Etappe verfolgt das weiter­
gehende Ziel, von der gewonnenen Position aus den revo­
lutionären Kampf in den anderen Ländern weiterzutreiben 
und die Revolution im „Weltmaßstab“ zu gewinnen.

In diesem Zusammenhang unterscheidet Stalin drei 
Etappen der bolschewistischen Revolution.

Die erste Etappe umfaßt die Zeit von 1903 bis Februar 
1917, also bis zum Sturz des Zarismus in Rußland. Die 
Grundkraft der Revolution in dieser Etappe ist das Prole­
tariat, die nächste Reserve die Bauernschaft. Der Haupt­
angriff richtet sich gegen das liberal-monarchistische Bürger­
tum. Der Verteilungsplan der Kräfte ist das Bündnis der 
Arbeiterschaft und der Bauernschaft.

Die zweite Etappe reicht vom März 1917 bis zum 
bolschewistischen Umsturz im Oktober 1917. Als die Grund- 
kraft der Revolution bezeichnet Stalin das Proletariat, als 
die nächste Reserve die arme Bauernschaft, die sog. „Dorf­
armut“. Das Proletariat der Nachbarländer wird als wahr­
scheinliche Reserve eingesetzt. Der Hauptangriff richtet 
sich gegen die kleinbürgerliche Demokratie (Menschewiki 
und Sozialrevolutionäre). Der Verteilungsplan der Kräfte 
ist das Bündnis des Proletariats mit der armen Bauern­
schaft.

Die dritte Etappe beginnt mit dem bolschewistischen 
Umsturz in Rußland und reicht bis in die Gegenwart und 
über diese hinaus bis zum „Sturz des Imperialismus in 
allen Ländern“. Stalin unterstreicht, daß die Revolution 
jetzt über den Rahmen eines einzelnen Landes hinausgeht: 
„Es beginnt die Epoche der Weltrevolution.“ Äußerst 



bezeichnend sind Stalins Angaben über die Grundkräfte der 
Revolution in dieser Etappe. Als diese führt er an : die Diktatur 
des Proletariats in dem einen Lande, also in der Sowjetunion, 
und die revolutionäre Bewegung des Proletariats in allen 
übrigen Ländern. Als die Hauptreserven der Revolution 
werden die halbproletarischen und kleinbäuerlichen Massen 
in den fortgeschrittenen Ländern und die Befreiungsbewegung 
in den Kolonien und in den abhängigen Ländern bezeichnet. 
Der Hauptangriff verfolgt jetzt die Isolierung der klein­
bürgerlichen Demokratie, der Parteien der II. Internationale. 
Das Ziel kann natürlich kein anderes sein, als die Beseitigung 
des „Imperialismus“, der Sturz der bestehenden Re­
gierungsgewalten in der ganzen Welt. Der Ver­
teilungsplan der Kräfte sieht das Bündnis der proletarischen 
Revolution mit den Befreiungsbewegungen in den Kolonien 
und in den abhängigen Ländern vor.

Diese von Stalin in Anlehnung an Lenin definierte „Stra­
tegie“ der bolschewistischen Revolution in der Gegenwart 
bedeutet nichts anderes, als einen Versuch, in die inneren 
Verhältnisse anderer Staaten einzugreifen. Während die ver­
antwortlichen Männer der Räterepublik, mit Stalin an der 
Spitze, nach außen hin den friedlichen und defensiven Charak­
ter ihrer Politik beteuern und gleichzeitig angebliche Inter­
ventionspläne des Auslandes (oder wenigstens eines Teils des 
Auslandes) gegen die Sowjetunion behaupten, betreiben sie 
selber die reinste überhaupt denkbare Interventions­
politik den anderen Staaten gegenüber. Und während die 
offizielle Theorie die Isolierung der II. Internationale als den 
Richtpunkt des bolschewistischen Kampfes in der gegen­
wärtigen Etappe der Revolution herausstellt, wird von dem 
im August 1935 in Moskau stattgefundenen VII. Welt­
kongreß der Komintern die Parole der „Einheitsfront“ 
ausgegeben, d. h. eines politischen Bündnisses des Kommunis­
mus mit der Sozialdemokratie und den ihr nahestehenden 
Gruppen.

Es wäre ein Fehlschluß, anzunehmen, daß der allgemeine 
strategische Plan damit aufgegeben worden sei. Stalins 
Ausführungen über die Strategie und die Taktik der 
bolschewistischen Revolution geben uns in eindeutigster 



Form die Handhabe zur richtigen Beurteilung dieses 
Manövers.

Die bereits angeführte Definition der Taktik ergänzt 
Stalin durch die Feststellung, daß sie weniger umfassende 
Aufgaben verfolge als die Strategie: „Sie verfolgt nicht die 
Aufgabe, den Krieg als Ganzes zu gewinnen, sondern nur 
eine Schlacht, einzelne Kämpfe, sie will diese oder jene Kam­
pagne, diese oder jene Aktion erfolgreich durchführen, die 
der konkreten Lage des Aufschwungs oder des Rückschlags 
der Revolution entsprechen. Diese Taktik ist ein Teil der 
Strategie, dieser untergeordnet und ihr Diener.“ So kann 
sich die Taktik — bei stets gleichbleibendem, allgemeinem 
strategischem Plan — innerhalb einer Etappe mehrere Male 
ändern, und Stalin gibt aus der Geschichte des Bolschewismus 
eine Reihe von Beispielen dafür.

Die Taktik ändert sich also je nach dem, „ob wir 
Flut oder Ebbe haben“, wie sich Stalin ausdrückt.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Bolschewismus in 
den letzten Jahren eine solche Periode der Ebbe erlebte. Die 
beabsichtigten Durchbrüche an der „weltrevolutionären 
Front“ haben sich an einigen sehr wichtigen Punkten der­
selben in offene Niederlagen verwandelt. Der Kommunismus 
in Deutschland ist Anfang 1933 geschlagen worden, während 
gerade hier der Sieg des Bolschewismus stets als Voraussetzung 
für den Vormarsch im übrigen Europa bezeichnet worden ist. 
Der kommunistische Aufstand in Spanien im Jahre 1934 ist 
nach blutigen Kämpfen niedergeworfen worden. Und an ver­
schiedenen anderen Stellen sind die Ergebnisse der bolsche­
wistischen Zersetzungsarbeit hinter den Erwartungen zurück­
geblieben. In Frankreich dagegen hat die Chance des 
Bolschewismus dank der Bündnispolitik zwischen 
Paris und dem Rätestaat sich gebessert.

Ohne Zweifel ist der Bolschewismus nicht bereit, sich mit 
diesen Mißerfolgen abzufinden. Es sind alle Anzeichen dafür 
vorhanden, daß der Bolschewismus zu einer neuen Offensive 
rüstet, um die Periode der „Ebbe“ in eine solche der „Flut“ 
zu verwandeln. Moskau wird versuchen, dort, wo es erfolg­
reich gewesen ist, die vorhandenen Positionen auszubauen 
und auch in den anderen Ländern vorzustoßen.



3. Das Prinzip der Grundsatzlosigkeit
Unter solchen Umständen hat sich der .„Generalstab der 

Weltrevolution“, wie der Vertreter der spanischen Kom­
munisten den VII. Weltkongreß der Komintern in Moskau 
genannt hat, dazu entschließen müssen, zwar nicht den all­
gemeinen strategischen Plan, jedoch die Taktik während der 
gegenwärtigen Periode der Ebbe zu ändern. Der Eintritt des 
Rätestaates in den Völkerbund war ebenso ein Vorläufer, 
wie die neue Parole der Einheitsfront mit den „Sozialfaschi­
sten“ der II. Internationale ein Ergebnis dieser neuen Taktik 
ist. Wie die Bolschewisten Bündnisse dieser Art beurteilen, 
hat Karl Radek (Sobelsohn) bereits im Jahre 1923 in einer 
Rede vor der erweiterten Exekutive der Kommunistischen 
Jugendinternationale in Moskau sehr offen dargelegt: „Unsere 
Amsterdamer, auch gewisse Teile der Komintern glauben, 
wenn man Verbündete sagt, so schwört man Treue für immer. 
. . . Unter dem Begriff des Bündnisses versteht man, daß es 
sich um die Zusammenfassung verschiedener Faktoren zur 
Behandlung konkreter Aufgaben handelt. Wir haben ein 
Bündnis gehabt mit den rechten Sozialrevolutionären bei den 
Wahlen im Jahre 1907. Sie sitzen jetzt bei uns in der Lub­
janka1). Wir haben die Macht zusammen mit den linken 
Sozialrevolutionären übernommen. Wir haben sie nieder­
geworfen im Juli 19182).“ Daraus können die neuen Bundes­
genossen des Bolschewismus für das ihnen von Moskau zu- 
gedachte fernere Schicksal entsprechende Schlüsse ziehen.

Das Schwergewicht ist also nicht auf die je nach 
den Umständen veränderliche Taktik, sondern 
auf die sich in den großen Etappen der Revolu­
tion stets gleichbleibende Strategie des Bolsche­
wismus zu legen. Die Aufgabe der strategischen Füh­
rung besteht darin, wie Stalin feststellt, daß alle Reserven 
der Revolution zur Erreichung der Hauptziele der Revolu­
tion in der betreffenden Etappe ihrer Entwicklung richtig

Gefängnis der Tscheka.
2) Karl Radek, Der Kampf der kommunistischen Internationale 

gegen Versailles und gegen die Offensive des Kapitals, S. 76, 3. Aufl., 
Hamburg 1923.



ausgenutzt werden. Hierbei unterscheidet Stalin in Über­
einstimmung mit Lenin zwischen direkten und indirekten 
Reserven.
Als direkte Reserven bezeichnet Stalin:
a) „Die Bauernschaft und überhaupt die Zwischenschichten 

des eigenen Landes.
b) Das Proletariat der benachbarten Länder.
c) Die revolutionäre Bewegung in den Kolonien und in den 

abhängigen Ländern.
d) Die Errungenschaften der Diktatur des Proletariats, — 

wobei das Proletariat, nachdem es sich das Kräfteüber­
gewicht gesichert hat, auf einen Teil dieser Errungen­
schaften vorübergehend verzichten kann, zu dem Zweck, 
dem starken Gegner den Rachen zu stopfen und eine 
Atempause zu bekommen.“

Hierher sind gewisse, vom Standpunkt des offiziellen kom­
munistischen Dogmas als Inkonsequenzen aufzufassende Er­
scheinungen der jüngeren Entwicklung des Sowjetstaates zu 
rechnen, wie etwa eine vorübergehende Lockerung der 
kommunistischen Agrarpolitik (Verteilung des Ertrages in 
den Kollektivwirtschaften nach der Arbeitsleistung, Zulassung 
des Kolchoshandels, Abschaffung der Brotkarte, „Demo­
kratisierung“ der rätebündischen Staatsverfassung Anfang 
19З5 u. a.)
Als indirekte Reserven bezeichnet Stalin:
a) „Die Gegensätze und Konflikte zwischen den nichtprole­

tarischen Klassen des eigenen Landes, die vom Proletariat 
ausgenutzt werden können zur Schwächung des Gegners 
und zur Verstärkung der eigenen Reserven und

b) die Gegensätze, Konflikte und Kriege zwischen 
den dem proletarischen Staate feindlichen bür­
gerlichen Staaten, die vom Proletariat aus­
genutzt werden können bei seiner Offensive 
oder zur Durchführung bestimmter Manöver im 
Falle eines erzwungenen Rückzuges.“

Diese Sätze Stalins sind ein weiterer Beitrag zu einer rich­
tigen Beurteilung der gegenwärtigen Einheitsfronttaktik 



der Komintern, die ihren Sektionen in den einzelnen Ländern 
die Pflicht auferlegt, auch nichtkommunistische Kreise der 
Bevölkerung den Zielen des Bolschewismus dienstbar zu 
machen. Und schließlich ist ohne den Punkt b die gegen­
wärtige Außenpolitik des Sowjetstaates überhaupt nicht zu 
verstehen, worauf an anderer Stelle der vorliegenden Unter­
suchung noch näher einzugehen sein wird.

Die richtige Ausnutzung der Reserven besteht nach 
Stalin, immer wieder in Übereinstimmung mit Lenin, in der 
Erfüllung einiger notwendiger Bedingungen, als deren wich­
tigste die nachstehenden bezeichnet werden:
i. „Konzentrierung der Hauptkräfte der Revolution im ent­

scheidenden Augenblick an der verwundbarsten Stelle 
des Gegners . . .“

2. „Die Wahl des Zeitpunktes für den entscheidenden Schlag, 
für den Beginn des Aufstandes muß so berechnet sein, daß 
die Krise ihren Höhepunkt bereits erreicht hat . . .“

3. „Unbeirrbare Durchführung des einmal eingeschlagenen 
Kurses über alle Hindernisse und Komplikationen hinweg 
zum Ziel . . .“

4. „Mit den Reserven so manövrieren, daß man einen ge­
ordneten Rückzug durchführen kann, wenn der Feind 
stark ist, wenn der Rückzug unausbleiblich ist, wenn es 
offenkundig ungünstig ist, den Kampf, den der Feind auf­
zwingen will, anzunehmen . .

Und Stalin erklärt abschließend, das Ziel einer solchen 
Strategie sei es: „Zeit gewinnen, die Kräfte des Gegners 
zersetzen und die eigenen Kräfte sammeln, um 
später zum Angriff überzugehen.“ Das sind die Haupt­
bedingungen für eine im Sinne des Bolschewismus richtige 
strategische Führung der Revolution.

Demgegenüber ist die taktische Führung, wie Stalin 
auseinandersetzt, ein Teil der strategischen und dem Aufgaben 
und Forderungen dieser untergeordnet. Die Aufgabe der 
taktischen Führung besteht nach ihm darin, sich aller Formen 
des Kampfes und der Organisation des Proletariats zu be­
mächtigen, und ihre richtige Ausnutzung sicherzustellen, 



damit unter dem gegebenen Kräfteverhältnis das höchst­
mögliche Ergebnis erzielt wird, das zur Vorbereitung des 
strategischen Erfolges nötig ist.

Die richtige Ausnutzung der Formen des Kampfes in der 
Organisation des Proletariats besteht laut Stalin in der Er­
füllung folgender Bedingungen:
i. ,,Voranstellen jener Kampfformen und Organisationen, 

die den Bedingungen der gegebenen anschwellenden oder 
zurückflutenden Bewegung am meisten entsprechen und 
imstande sind, die Heranziehung der Massen . . . an die 
Front der Revolution . . . sicherzustellen . . .“

2. „Das Auffinden jenes besonderen Gliedes in der all­
gemeinen Kette der Prozesse, dessen Festhalten den Besitz 
der ganzen Kette und die Vorbereitungen für die Er­
reichung des strategischen Erfolges sichert . . .“
Die bolschewistische Taktik gestattet also die 

Ergreifung jedes politischen Mittels ohne Aus­
nahme, wenn es nur im Sinne der ausgegebenen 
allgemeinen Anweisungen den Zwecken der Sow­
jetpolitik förderlich erscheint. Deshalb ist es, außen­
politisch betrachtet, nur ein scheinbarer Widerspruch, wenn 
der Rätestaat heute mit dem bürgerlichen Frankreich als 
dem typischen Vertreter der „bourgeoisen Reaktion“ mili­
tärisch paktiert.

Wenn auch zu gewissen Zeiten die bolschewistische 
Taktik auf merkwürdig verschlungenen Pfaden wandelt, 
so bleibt das letzte Ziel der über ihr waltenden Strategie 
unverändert. Diese gilt, vom Rätestaat her gesehen, für 
die Innen- und für die Außenpolitik zugleich. Und wenn 
Stalin davon spricht, daß Zeit gewonnen werden soll, daß 
die Kräfte des Gegners zersetzt und die eigenen Kräfte ge­
sammelt werden sollen, um später zum Angriff überzugehen, 
so handelt es sich hierbei je nach den Umständen um den 
Gegner im eigenen Lande, bzw. um den „Klassenfeind“ 
schlechthin, im „Weltmaßstab“ aufgefaßt.

In Übereinstimmung mit der im ersten Kapitel dargelegten 
Kriegsdoktrin des Kommunismus kann der außenpolitische 
Gegner des Rätestaates, der das Objekt eines revolutionären



Angriffskrieges der Sowjetunion möglicherweise sein würde, 
ein einzelnes „bourgeoises, reaktionäres Land“, es kann 
eine Gruppe von Staaten, cs kann die gesamte übrige Welt 
sein. Und auch die „Zersetzung der Kräfte des Gegners“ 
kann in dieser dreifachen Steigerung begriffen werden. Wie 
auch die jeweiligen Ziele der rätebündischen Außenpolitik 
sein mögen: ob sie sich gegen einen einzelnen oder gegen 
einige wenige Staaten richtet, oder ob sie Zeitgewinn sucht, 
um die Kräfte der ganzen übrigen Welt zu zersetzen, die 
„inneren Widersprüche“ innerhalb dieser Welt zu verstärken, 
um dann bei einer neuen Weltkatastrophe ihre weltrevolu­
tionären Absichten zu verwirklichen, bleibt belanglos. Die 
Strategie und die Taktik der bolschewistischen 
Revolution wie die Kriegsdoktrin des Kommunis­
mus sind die theoretischen Grundlagen einer aus­
gesprochenen Gewaltpolitik. Ihr Machtinstrument 
ist die Rote Armee.



II. Abschnitt

So wj e t-Imperialismu s

3. Kapitel. Die Sowjetunion in Asien

1. Der zaristische Vormarsch in Asien v
Rußlands Vorstoß in den asiatischen Raum begann zur £

Regierungszeit des Moskauer Zaren Iwan des Schrecklichen. 1
Um 1800 war der erste Abschnitt der russischen Asienpolitik c
mit dem Vordringen bis zum Stillen Ozean abgeschlossen. c
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts trat eine gewisse c
Ruhepause ein. Dies war die Zeit der Bindung der russischen r
Politik auf dem Balkan und des gleichzeitigen Vordringens Î
Englands und Frankreichs gegen Südchina. Als Rußlands e
Kampf um den Einfluß im Mittelmeergebiet sich mit dem d
wachsenden Widerstand Englands hoffnungslos in die Länge d
zog, wandte sich Rußland wieder dem Osten zu. Die fünf- ti
ziger Jahre bedeuteten einen Wendepunkt in der russischen d
Balkan- und Asienpolitik zugleich. n

Die neue Etappe des russischen Vordringens in Richtung sz
auf den Fernen Osten und in Mittelasien stand bereits im ja
Zeichen der modernen Verkehrsentwicklung. Die Eroberung zi
West-Turkestans bis zur unmittelbaren Berührung mit Persien, v(
Afghanistan und China wurde seit den sechziger Jahren in
schrittweise durchgeführt und fand mit dem russisch-eng- d<
lischen Vertrag von 1885 ihren Abschluß. Die russische Stel- ui
lung in diesem Gebiet wurde strategisch durch den im März eil
1880 begonnenen Bau der Transkaspischen Eisenbahn unter- w<
baut, die den Anfang für das spätere russische Eisenbahnnetz G<
in Turkestan bildete. Um diese Zeit entstanden die ersten all
großen politischen Gegensätze zwischen Rußland und Eng­
land in Mittelasien, die von da an bis in die Gegenwart hinein de
das Verhältnis zwischen beiden Mächten in diesem Gebiet ba
bestimmt haben. zu



Die im Mai 1891 in Bau genommene Transsibirische Eisen­
bahn nach Wladiwostok war die Hauptträgerin des russischen 
Vormarsches nach Ostasien und ermöglichte erst die spätere 
Ausdehnung des russischen Einflusses über Nordchina und 
Korea, die schließlich zum Zusammenstoß mit Japan führte.

Die ersten näheren Beziehungen zwischen Rußland und 
Japan gehen auf die Zeit Peters des Großen zurück. Ein 
damals geplanter Handelsvertrag zwischen beiden Mächten 
kam ebensowenig zustande, wie ein späterer Versuch im 
Jahre 1804. Inzwischen hatten sich längs der neuentstan­
denen russisch-chinesischen Grenze eine Reihe von um­
strittenen Problemen zwischen Rußland und China ent­
wickelt, die im Vertrag von Aigun 1857 eine Regelung fanden, 
durch den Rußland in den Besitz des linken Amurufers und 
des Ussurigebietes (Küstenprovinz) gelangte. Ungefähr um 
dieselbe Zeit (1853) entstand der erste russisch-japa­
nische Konflikt durch die Errichtung von zwei russischen 
Militärposten auf der Insel Sachalin. Seine Beilegung 
erfolgte 1855 durch den Abschluß eines Vertrages und durch 
die Errichtung einer gemeinsamen Verwaltung auf Sachalin, 
die sich als unhaltbar erwies und 1875 zu einem neuen Ver­
trag führte. Rußland erhielt die ganze Insel gegen Abtretung 
der Kurilen an Japan. Das angebahnte Freundschaftsverhält­
nis zwischen beiden Staaten währte bis zum neuen Zu­
sammenstoß ihrer Interessen in Korea. Nach dem chinesisch­
japanischen Krieg um Korea wurde Japan durch das Da­
zwischentreten der europäischen Großmächte im Frieden 
von Shimonoseki 1897 um die Früchte seines Sieges gebracht, 
indem es sich mit der Insel Formosa begnügen mußte. Trotz­
dem hatte China seinen Einfluß in Korea an Japan verloren, 
und da gleichzeitig Rußland dort Interessen anmeldete, mußte 
eine Verständigung zwischen beiden Mächten gesucht 
werden. Diese wurde in den Verträgen von 1896 und 1898 in 
Gestalt eines russisch-japanischen Kondominiums gefunden, 
allerdings ohne eine Lösung von Dauer zu bleiben.

Inzwischen hatte sich Rußlands Stellung in Ostasien mit 
dem fortschreitenden Bau der Transsibirischen Eisen­
bahn und mit den von China erworbenen Konzessionen 
zum Bau der Ostchinesischen Eisenbahn quer durch 



die Mandschurei nebst einer Zweiglinie von Charbin nach 
Port Arthur grundlegend geändert. Hatte das bisherige Vor­
dringen Rußlands in Asien (von der Rivalität mit England 
in Mittelasien abgesehen) keine wesentlichen Streitfragen mit 
anderen Großmächten hervorgerufen, so begann die russi­
sche Ostasienpolitik jetzt (wie die russische Politik überhaupt) 
in Rußland selbst mit den wachsenden inneren Schwierig­
keiten einen problematischen Charakter anzunehmen. Dieses 
um so mehr, als inzwischen noch andere europäische Groß­
mächte in großem Stil begonnen hatten, sich in China eigene 
Interessensphären zu sichern.

Die Politik der europäischen Mächte in Ostasien beruhte 
im wesentlichen auf dem Grundsatz, durch eine möglichste 
Schwächung Chinas dieses zu immer weiteren Konzessionen 
zu treiben. Für Rußland ergab sich so die Frage, ob es sich 
an den Bestrebungen der europäischen Mächte zur Auf­
teilung Chinas beteiligen, oder unter Verzicht auf aggressive 
Ziele im Bunde mit China sein eigenes Territorium sichern 
und wirtschaftlich erschließen sollte. Rußland entschloß sich 
für den ersten Weg und verlor damit die Freundschaft Chinas, 
ohne die der europäischen Mächte zu gewinnen. So trieb 
Rußland, nach allen Seiten isoliert, dem Kriege entgegen, 
zumal der englisch-japanische Bündnisvertrag vom Jahre 
1902 Japan für die Verteidigung seiner Interessen in China 
und Korea freie Hand ließ.

Das Drama des russisch-japanischen Krieges ver­
nichtete Rußlands Vormachtstellung in Ostasien. Sein 
territorialer Bestand im Fernen Osten blieb zwar mit Aus­
nahme von Südsachalin unangetastet, jedoch mußte es seine 
sämtlichen Interessen auf Korea und in der südlichen Man­
dschurei einschließlich der von ihm soeben erst erbauten 
Südmandschurischen Eisenbahn an Japan abtreten.

In Ostasien zurückgedrängt, suchte Rußland, gestützt auf 
den Vertrag mit Japan vom Jahre 1907, sich in der Äußeren 
Mongolei auf Kosten Chinas schadlos zu halten.

Eine Betrachtung der russischen Eisenbahnlinien zwischen 
Irtysch und Jenissei verdeutlicht die an diesem Punkt kurz 
vor dem Weltkrieg erfolgte Schwenkung der russischen Asien- 
politik zum unmittelbaren Angriff auf die Mongolei. Der



Beginn der chinesischen Revolution im Jahre 1911 wurde 
von Rußland benutzt, um durch Förderung der Autonomie­
bestrebungen der Äußeren Mongolei hier festen Fuß zu fassen. 
Der russisch-chinesische Vertrag von Kiachta (1915) war 
bereits ein Ergebnis dieser Politik. Trotz der nominellen 
Anerkennung der chinesischen Oberherrschaft bedeutete er 
praktisch die Errichtung eines russischen Protektorates über 
die Äußere Mongolei. Gleichzeitig versuchte es, eine ähnliche 
Politik in den mongolischen Westgebieten der Mandschurei 
(Bargaproblem) durchzuführen.

Auch in Westchina suchte Rußland, seine mittelasiatische 
Basis ausnutzend, sich ein Äquivalent für die erlittene 
Niederlage zu verschaffen. Die Ausbreitung des russischen 
Einflusses nach Westchina (Provinz Sinkiang1) wurde be­
günstigt durch die Lage des Landes, das geographisch und 
wirtschaftlich durchaus nach Westen ausgerichtet ist. Dem 
wirtschaftlichen Vordringen Rußlands stellten sich hier keine 
unüberwindlichen natürlichen Schranken entgegen.

Die russische Siedlungsbewegung in Asien erfolgte in der 
letzten zaristischen Periode längs der Transsibirischen Bahn, 
von wo aus sie in südlicher Richtung den verschiedenen 
Flußläufen folgend gegen die chinesische Grenze vorstieß, 
wirksam unterstützt durch entsprechende Eisenbahnbauten, 
die kurz vor dem Weltkrieg ausgeführt worden sind. Das war 
die Grundlage der russischen Politik in der Mongolei und 
ermöglichte die Anwendung des gleichen Prinzips in West- 
china. In Turkestan war das bis in die Landschaft Ferghana 
reichende mittelasiatische Eisenbahnnetz der Hauptträger 
dieser Politik. Damals bereits spielte das Projekt einer Eisen­
bahnverbindung zwischen Russisch-Turkestan und Sibirien 
in den russischen Plänen eine große Rolle und wurde später 
von den Bolschewisten in die Wirklichkeit umgesetzt. 1911 
versuchte Rußland, über die Vertragsgrenze von 1881 hinaus 
in Ost-Turkestan festen Fuß zu fassen, jedoch geriet diese 
Entwicklung durch den Weltkrieg ins Stocken.

Auf dieser historischen Grundlage sind die großen politi­
schen Probleme auf der ganzen asiatischen Front Rußlands 
------------- /

1) Chinesische Bezeichnung für Ost-Turkestan, das zu China gehört.
■4 Rote Armee





entstanden, die heute in weitgehendem Maße die asiatische 
Politik des Sowjetstaates bestimmen. Die allgemeine Tendenz 
der russischen Politik in Asien bestand zu allen Zeiten darin, 
in einer nie auf hörenden Jagd nach neuen Grenzen wirtschaft­
lich und politisch weiter vorzustoßen. Diese Bewegung wurde 
erst durch die bolschewistische Revolution zunächst vorüber­
gehend unterbrochen, um dann unter neuen Parolen wieder 
kräftig einzusetzen.

2. Der Sowjet-Imperialismus und die Ostchinesische Eisenbahn

Nach dem bolschewistischen Umsturz begann die Politik 
des neugegründeten Sowjetstaates zunächst auf der Grund­
lage der revolutionären Postulate des Selbstbe­
stimmungsrechtes der Völker. Das alte Zarenreich zer­
fiel in seine nationalen Bestandteile. In den Randgebieten 
Rußlands, von der Ostsee bis zum Stillen Ozean, bildeten 
sich selbständige Nationalstaaten. Der Bolschewismus benutzte 
diese Entwicklung für seinen Kampf gegen die Konter­
revolution, jedoch nach den ersten Erfolgen der Sowjetmacht 
im Bürgerkriege setzte bereits die Reaktion seitens der 
kommunistischen Partei gegen die eigenen früheren 
propagandistischen Parolen ein. Unter den Losungen der 
proletarischen Diktatur wurden die nationalen Freiheits­
bewegungen der Völker Rußlands in einem Meer von Blut 
erstickt. Am Ende des Bürgerkrieges befand sich, mit Aus­
nahme der in den westlichen Randgebieten des alten Reiches 
neuentstandenen Staaten, das gesamte ehemalige Territorium 
der Zarenmonarchie wieder in den Händen Moskaus.

Während im Rätestaat selbst das Prinzip des Selbst­
bestimmungsrechtes und der nationalen Freiheit durch das 
Prinzip des Klassenkampfes ersetzt und die proletarische 
Klassendiktatur überall mit Gewalt durchgeführt wurde, 
entfalteten die Bolschewisten jenseits ihrer Grenzen eine 
großangelegte Propaganda, vor allem in den Gebieten des 
nahen Orients und im übrigen Asien. Bereits im November 
1917 war ein Aufruf an alle werktätigen Mohammedaner 
Rußlands und des Ostens erlassen worden. Ihm folgte im 
Oktober 1918 die Gründung des „Verbandes zur Befreiung 
4» 



des Ostens“. Im September 1920 berief die III. Internationale 
einen Kongreß der Völker des Orients in Baku ein, dem An­
fang 1922 ein Fern-Ost-Kongreß in Moskau folgte.

Alle diese Deklarationen und Kongresse verfolgten das 
gleiche Ziel, in einer Zeit, als im Rätestaat selbst das Prinzip 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker schrittweise liqui­
diert wurde, bei den asiatischen Völkern jenseits der Sowjet­
grenzen unter Verkündung gerade dieses Prinzips Einfluß 
zu gewinnen.

¥

Auch China gegenüber verfolgte die Sowjetpolitik zunächst 
die Tendenz, unter Ablehnung des alten russischen „Imperia­
lismus“ neue Grundlagen für die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten zu schaffen. Im September 1920 
richtete Karachan im Namen der Sowjetregierung eine Note 
an China1), in der zum Ausdruck gebracht wurde, die Rote 
Armee sei über den Ural nach Osten marschiert, nicht um 
Eroberungen zu machen, sondern um das chinesische Volk 
vom ausländischen Joch zu befreien. Seit der Machtüber­
nahme durch die Arbeiter und Bauern seien die Völker der 
ganzen Welt von der Sowjetregierung aufgerufen worden, 
einen dauernden Frieden zu schaffen. Dieser müsse auf dem 
Prinzip des wechselseitigen Verzichtes auf jede 
Annexion fremden Gebietes und auf der Anerken­
nung des Selbstbestimmungsrechtes aller Völker 
gegründet werden. Keine Macht dürfe berechtigt sein, ein 
schwächeres Land zu unterwerfen. Die Regierung der Bauern 
und Arbeiter erkenne alle geheimen Verträge nicht an, durch 
welche die Regierungen der Zaren und die Regierungen der 
Alliierten die Völker des Ostens geknechtet hätten im alleinigen 
Interesse der russischen und ausländischen Kapitalisten, 
Finanzleute und Generäle. „Die Sowjetregierung ver­
zichtet“ — so fuhr die Note fort — „auf alle Er­
oberungen der zarischen Regierung, die China 
der Mandschurei und anderer Gebiete beraubt hat.

1) Vgl. Korostovetz, Von Cinggis Khan zur Sowjetrepublik, S. 313 ff. 
Berlin 1926.



Die Einwohner dieser Gebiete sollen die Frage der 
Grenzen und der Regierungsform selbst entschei­
den. Die Sowjetregierung gibt dem chinesischen 
Volke ohne jedwede Entschädigung sowohl die 
chinesische Ostbahn zurück, als alle Bergwerks­
konzessionen, Forstausbeutungsrechte und sonsti­
ge nGerechtsame,welchedieza ris tischeRegie rung, 
Kerenski, Horwath, Semjenoff, Koltschak u. a. 
Exgeneräle, Kapitalisten und Räuber China ent­
rissenhaben. . . Die Sowjetregierung ist sich dessen bewußt, 
daß die Alliierten und Japan alles tun werden, um zu ver­
hindern, daß die Stimme der russischen Bauern und Arbeiter 
zum chinesischen Volke dringt, damit die Chinesen nicht 
verstehen sollen, daß mit den Räubern in China und der 
Mandschurei eine Ende gemacht werden muß, wenn alles 
Geraubte wiedergewonnen werden soll . . .“

Es hat weder der Alliierten noch Japans bedurft, um den 
Chinesen über die wahre Bedeutung der Karachan-Note die 
Augen zu öffnen. Das anfängliche chinesische Mißtrauen 
gegenüber dem bolschewistischen Angebot von Vertrags­
verhandlungen auf der bezeichneten Grundlage erwies sich 
als berechtigt, als der Sowjetvertreter in Wladiwostok, We- 
lenski, auf Befragen die Erklärung abgab, daß die Frage 
der Annullierung der früheren Verträge erst nach 
der Anerkennung des Rätestaates durch China 
akut werden könne. Unter solchen Umständen konnte 
von erfolgversprechenden Verhandlungen keine Rede sein.

Es zeigte sich sehr bald, daß diese Anwandlung groß­
zügiger Freigebigkeit seitens der Sowjetregierung nur eine 
durch die außen- und innenpolitischen Schwierigkeiten be­
dingte taktische und propagandistische Maßnahme gewesen 
ist. Bereits im Jahre 1922, nachdem die Sowjetmacht sich 
notdürftig konsolidiert hatte, bezeichnete Joffe die Ost- 
chinesische Eisenbahn als integrierenden Bestand­
teil der Transsibirischen Bahn und gab die Höhe der 
vom zaristischen Rußland in die Bahn investierten Summen 
mit 800 Millionen Rubel an! Offenbar war jetzt von einer 
,,entschädigungslosen Rückgabe“ der Bahn an China keine 
Rede mehr.



Nach langwierigen und an dramatischen Zusammenstößen 
reichen Verhandlungen kam schließlich am 31. Mai 1924 das 
Abkommenvon Peking zustande. Dieses Abkommen trug 
provisorischen Charakter und regelte die Eigentumsverhält­
nisse der Bahn bis zu einer neuen Konferenz. Die Ostchine­
sische Eisenbahn wurde zu einem rein wirtschaftlichen 
Unternehmen erklärt und der gemeinsamen Verwaltung 
beider Regierungen unterstellt.

Das russisch-chinesische Kondominium an der Bahn be­
währte sich nicht und führte zu zahlreichen Schwierigkeiten, 
zumal der bolschewistische Teil des Verwaltungsapparates 
von den Sowjetbeamten und von Sowjetagenten zur Ent­
faltung einer großzügigen kommunistischen Propaganda 
in der Mandschurei und über ihre Grenzen hinaus in anderen 
Teilen Chinas ausgenutzt wurde. Im Jahre 1929 kam es zu 
einem offenen Ausbruch des Konfliktes, der sogar zu bewaff­
neten Zusammenstößen in der Mandschurei führte. Nach 
schwierigen Verhandlungen gelang es der Sowjetregierung, 
im Protokoll von Chabarowsk vom 22. Dezember 1929 über 
den status quo ante hinaus nicht unwesentliche Zugeständ­
nisse durchzusetzen und ihre Stellung an der Ostchinesi­
schen Eisenbahn und in der Mandschurei zu verbessern. 
Gleichzeitig wurde eine weitere Konferenz mit dem Ziel der 
endgültigen Bereinigung aller zwischen China und der 
Sowjetunion bestehenden Streitfragen in Aussicht genommen. 
Am 12. Oktober 1930 wurde diese Konferenz in Moskau 
eröffnet, ohne jemals zu einem praktischen Ergebnis geführt 
zu haben.

Die Sowjets hatten inzwischen die Karachan-Note gänzlich 
vergessen und nutzten ihr politisches Übergewicht über die 
Chinesen weidlich aus, um aus den „imperialistischen“ Ver­
trägen der ehemaligen Zarenmonarchie den größtmöglichen 
Nutzen für sich zu ziehen. Im Juli 1931 verlangte die Sowjet­
regierung für die Ostchinesische Eisenbahn einen Kaufpreis 
von 400 Millionen Rubel. Die Zahlung dieser enormen Summe 
sollte in der Art verrechnet werden, daß dem Rätestaat die 
zollfreie Einfuhr von Sowjetwaren nach der Mandschurei 
über die Landesgrenze zugestanden werden sollte. Die für 
diese Einfuhr zu zahlenden Zölle sollten lediglich theoretisch 



berechnet und China bis zur Erledigung des gesamten Kauf­
preises auf Konto gutgeschrieben werden. Die bis dahin an den 
mandschurischen Grenzen gezahlten Zölle beliefen sich auf 
etwa 200000 Pfund, so daß bei einem Kaufpreis von 
400 Millionen Goldrubel (oder 40 Millionen Pfund) 
ohne Zinsberechnung ein Zeitraum von 200 Jahren 
zur Abdeckung dieser Schulden erforderlich ge­
wesen wäre1) und bis zur endgültigen Begleichung der 
Schuld hätte sich die Sowjetregierung wohl nach wie vor als 
der rechtmäßige Besitzer der Bahn gefühlt. Auf jeden Fall 
hätte diese Regelung dem Rätestaat für die Dauer von zwei 
Jahrhunderten vertraglich garantierte „Interessen“ in der 
Mandschurei verliehen, die zu einem späteren Zeitpunkt und 
unter günstigeren Verhältnissen den Ausgangspunkt für 
eine weitere Ausbreitung des Sowjeteinflusses in der Man­
dschurei hätten bilden können.

Wodurch unterscheidet sich diese Politik von jener Politik 
der großen Kolonialmächte, die Lenin und seine Epigonen 
in schärfsten Formulierungen als „Imperialismus“ bezeichnen, 
und dem der Rätestaat angeblich den Kampf bis zu seiner 
Vernichtung angesagt hat?

Selbst wenn man in Rechnung setzt, daß die schon vor 
dem Jahre 1931 in Kraft getretenen höheren Zölle in der 
Mandschurei jenen Zeitraum von 200 Jahren um einiges 
herabgesetzt haben würden, wäre die Mandschurei auf 
Generationen hinaus wirtschaftlich dem Rätestaat vollkom­
men ausgeliefert worden. Was hier versucht werden 
sollte, stellt genau dieselbe Methode der „wirt­
schaftlichen Durchdringung“ eines fremden Ge­
bietes dar, wie sie dem „Imperialismus“ eigen ist. 
Die Kolonialgeschichte zeigt, daß eine solche 
wirtschaftliche Durchdringung zu allen Zeiten der 
Ausgangspunkt für die künftige Errichtung von 
politischen Protektoraten und schließlich für of­
fene Annexionen gewesen ist. Lenin selbst bezeich­
net den Kampf um Rohstoff- oder Absatzgebiete 
als das entscheidende Kriterium, auf Grund dessen

x) Vgl. „Ostasiatische Rundschau“, Heft 13. Hamburg 1931. 



eine Politik dieser Art als „Imperialismus“ zu 
bezeichnen ist. Der Versuch des Rätestaates in 
der Mandschurei weist daher alle von Lenin als 
objektive Merkmale des Imperialismus definierten 
Wesenszüge auf.

*
Die Tatsache, daß der Gang der Geschichte in der Man­

dschurei inzwischen eine andere Richtung eingeschlagen hat, 
kann den Rätestaat politisch nicht entlasten, zumal die Er­
eignisse der letzten Jahre zeigen, daß die Sowjetregierung nicht 
freiwillig, sondern nur unter dem Drucke einer stärkeren Macht 
ihre bisherige Position in der Mandschurei aufgegeben hat.

Nach der im Jahre 1932 mit japanischer Hilfe erfolgten 
Gründung eines selbständigen mandschurischen Staates war 
es nur eine Frage der Zeit, wann das Problem der Ostchinesi­
schen Eisenbahn erneut akut werden würde. Bereits im Jahre 
1933 kam es zwischen der mandschurischen Regierung und 
dem Rätestaat zu einem offenen Konflikt um die Ostchine­
sische Eisenbahn. Die japanische Regierung brachte in ihrer 
Note vom 26. Mai 1933 sofort in unmißverständlicher Weise 
zum Ausdruck, daß sie zur Wahrung ihrer eigenen Interessen 
in der Mandschurei unbedingt entschlossen war, indem sie 
erklärte: „Die Beilegung des wegen der Ostchinesischen 
Eisenbahn entstandenen Konfliktes muß Verhandlungen der 
Sowjetunion mit Mandschukuo überlassen bleiben, die für 
die gemeinsame Verwaltung der Eisenbahn verantwortlich 
sind. Die Förderung friedlicher Beziehungen zwischen der 
Sowjetunion und Mandschukuo ist jedoch die wichtigste 
Grundlage des allgemeinen Friedens im Fernen Osten. Die 
japanische Regierung ist auf Grund desjapanisch-mandschu­
rischen Protokolls an der Wahrung von Ordnung und Ruhe 
in Mandschukuo dauernd interessiert1).“

1) Deutscher Geschichtskalender 1933, Bd. B, S. 176.

Nachdem die Sowjetunion es jetzt nicht mehr mit dem 
schwachen China, sondern mit dem mächtigen Japan zu 
tun hatte, konnte über den weiteren Lauf der Dinge in der 
Mandschurei kein Zweifel mehr bestehen. Für die Sowjet­
politik kam es jetzt nur noch darauf an, den Rückzug mit 



möglichst geringem Prestigeverlust so anzutreten, daß ihr 
Gesicht nach außen hin einigermaßen gewahrt blieb. Die 
Sowjetpolitik, zwischen offenem Imperialismus und revolu­
tionären Parolen festgefahren, war in eine Sackgasse geraten. 
Der Zeitpunkt, den Rückzug aus der Mandschurei in der 
Form eines revolutionären Aktes anzutreten, war verpaßt. 
So lange der Sowjet-Imperialismus in der Mandschurei sich 
halten konnte, hatte er den Bürgern des Rätestaates und der 
übrigen Welt gegenüber wenigstens den äußeren Erfolg auf 
seiner Seite. Jetzt jedoch hatte er vor dem noch stärkeren 
„Imperialismus“ Japans das Feld zu räumen.

Litwinow versuchte zu retten, was zu retten war. Im 
Juli 1933 gab er eine gewundene Erklärung ab, die folgende 
bemerkenswerte Sätze enthielt:

„Was die Motive betrifft, die uns dazu bewogen haben, 
einem Verkauf der Ostchinesischen Eisenbahn zuzustimmen, 
so bestehen diese in folgendem: durch den Bau der Eisen­
bahnlinie in der Mandschurei auf fremdem Gebiet verfolgte 
die zaristische Regierung zweifellos imperialistische Ziele; 
solche Ziele hat die Sowjetregierung nicht und kann sie auch 
nicht haben. Nach der Oktoberrevolution verlor die Ost­
chinesische Eisenbahn für die Völker des ehemaligen russischen 
Kaiserreiches ihre Bedeutung als Eroberungsmittel. Die 
Eisenbahnlinie ist jedoch von den Arbeitsgroschen der Völker 
der Sowjetunion erbaut worden, und deshab hält sich die 
Sowjetregierung für verpflichtet, die Vermögensinteressen 
der Eisenbahn zu schützen. Sie war stets bereit, die Eisenbahn 
an China zu verkaufen; doch hatte dieses keine Möglichkeit, 
sie zu kaufen. Die Sowjetregierung hat ihr Vermögensrecht 
auf die Eisenbahn vollkommen aufrechterhalten, hat sie aber 
in ein kommerzielles Unternehmen verwandelt und hat 
es mit Rücksicht darauf, daß sie über fremdes Gebiet führt, 
für gerecht erachtet, den Herren dieses Territoriums in der 
Verwaltung ein paritätisches Recht und die Hälfte des Ge­
winnes einzuräumen. Trotzdem wurde die Ostchinesische 
Eisenbahn zur Quelle von Reibungen zwischen der UdSSR., 
China und der Mandschurei . . . Mit Rücksicht auf diese 
Erwägungen haben wir den Vorschlag gemacht, die Eisen­
bahn zu verkaufen. Unser Vorschlag ist ein neuer Ausdruck 



der Friedensliebe der Sowjets. Ich bin überzeugt, daß nur 
diejenigen gegen diesen Vorschlag sein können, die aus 
irgendeinem Grund an der Zuspitzung der sowjetistisch- 
japanischen und der sowjetistisch-mandschurischen Beziehun­
gen ein Interesse haben1).“

Hier muß bemerkt werden, daß die japanischen Eisenbahn - 
neubauten in der Mandschurei seit einer Reihe von Jahren 
bereits die Tendenz erkennen ließen, vor allem den wirt­
schaftlichen Wert der Ostchinesischen Eisenbahn durch eine 
Ablenkung der mandschurischen Warenausfuhr von ihrem 
Weg von Wladiwostok nach den südmandschurischen Häfen 
herabzusetzen. Hier war es vor allem die kapitalkräftige Süd- 
mandschurische Eisenbahngesellschaft, die eine erfolgreiche 
Tätigkeit entfaltete und nach der Gründung Mandschukuos 
die Verwaltung sämtlicher mandschurischer Bahnen über­
nommen hat. War schon die Ostchinesische Eisenbahn, die 
auf ihrer Oststrecke von Charbin bis Pogranitschnaja fast aus­
schließlich von der Ausfuhr der Mandschurei über Wladiwo­
stok abhängig war, in den letzten Jahren durch die japanische 
Konkurrenz immer mehr beeinträchtigt worden, so wurde 
ihre Rentabilität schließlich aufs stärkste gefährdet durch den 
Bau der Parallelbahn Kirin—Kainai, die eine Verbindung zu 
dem günstiger als Dairen und in der Nähe von Wladiwostok 
gelegenen Hafen Seishin in Korea schafft. Dazu traten die 
strategischen Bahnpläne der Japaner in der Nordostecke der 
Mandschurei, wohin von Korea aus eine Bahn parallel zur 
sowjetisch-mandschurischen Grenze mit Verbindungslinien 
zum Sungari und Ussuri in Angriff genommen wurde.

Auf diese Weise waren es neben den allgemeinen poli­
tischen auch wirtschaftliche Gründe, die es der Sowjet- 
regierung geraten erscheinen ließen, die Ostchinesische 
Eisenbahn zu verkaufen. Der Gang der Verhandlungen, mit 
denen 1933 begonnen wurde, zeigt allerdings, wie schwer 
sich der Rätestaat von der Ostchinesischen Eisenbahn als dem 
hauptsächlichen Träger seines Einflusses in der Mandschurei 
trennen konnte. Im Herbst 1933 kam es zu jener Verschärfung 
des Konfliktes zwischen den Vertragspartnern, der mit seinen

г) Diplomatenzeitung 1933, Heft 73.
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zahlreichen gegenseitigen Verhaftungen, Noten, Protesten und 
schließlich militärischen Demonstrationen längs der sowjetisch- 
mandschurischen Grenze der europäischen Presse vielfach 
den Anlaß geboten hat, von einem unmittelbar bevor­
stehenden Krieg zu sprechen. Dieses Kriegsgeschrei im Fernen 
Osten hat sich als ein Sturm im Wasserglas erwiesen. Im 
Februar 1934 wurden die unterbrochenen Verhandlungen 
erneut aufgenommen, doch gerieten sie bald wieder ins 
Stocken. In ihren Veröffentlichungen vom 18. und 21. August 
1934 und in der Sowjetnote vom 23. August 1934 versuchten 
der Rätestaat und Japan, sich gegenseitig die Schuld für diese 
Entwicklung in die Schuhe zu schieben. Gleichzeitig war auf 
beiden Seiten die Presse eifrig bemüht, ihren Regierungen 
tatkräftig zu sekundieren. Wenn die Japaner die Sowjets be­
schuldigten, die zahlreichen Bandenüberfälle auf die Bahn 
unterstützt, ja organisiert zu haben und gegen sie den Vor- 
wurf von Grenzverletzungen erhoben, so blieb Moskau 
seinerseits die Antwort nicht schuldig. Dabei waren die 
Sowjetargumente nahezu wortgetreu dieselben und gipfelten 
in der Unterstellung militärisch-aggressiver Absichten auf 
selten Japans.

Es ist sehr charakteristisch für den ganzen Vorgang, daß 
der materielle Hintergrund dieses gewaltigen Aufgebotes an 
Propagandamitteln schließlich nur die Differenz von 40 Mill. 
Yen (rund 35 Mill. Mark!) war, über die sich die Parteien 
nicht einigen konnten. Schließlich kam es zum Abschluß 
eines Vertrages, der am 23. März 1935 von der Sowjetunion, 
Japan und Mandschukuo in Tokio unterzeichnet wurde. Die 
Kaufsumme wurde auf 140 Mill. Yen festgesetzt, von denen 
ein Drittel in bar sofort bezahlt werden sollte. Der Rest sollte 
in Sachlieferungen beglichen werden, über die ein bestimmter 
Modus vereinbart wurde.

¥

Damit ist dieser Abschnitt des sowjet-imperialistischen 
Kampfes um die Mandschurei ohne Ruhm zu Ende gegangen. 
Niemand wird nach den geschilderten Ereignissen auf den 
Gedanken kommen, die von Herrn Litwinow in seiner Er­
klärung angegebenen Gründe für den Verkauf der Ost­
chinesischen Eisenbahn und die Räumung der Mandschurei 



ernst zu nehmen. Das, was der Sowjetdiplomat als einen 
„neuen Ausdruck der Friedensliebe der Sowjets“ hinzustellen 
sucht, ist durchaus kein Produkt des eigenen Wollens, sondern 
des begrenzten Anderskönnens, oder noch deutlicher gesagt: 
der Einsatz der roten Bajonette hätte jetzt für den Rätestaat 
ein zu großes Risiko (besonders auch innenpolitisch) bedeutet, 
als daß die Sowjetregierung einen in der UdSSR, unpopulären 
Krieg um die Mandschurei hätte wagen dürfen.

Vom Standpunkt des Leninismus aus muß das mandschu­
rische Eisenbahngeschäft geradezu als Groteske bezeichnet 
werden. Der alleinige rechtmäßige Herr der Mandschurei 
nebst der Bahn müßte von diesem Standpunkt aus China sein. 
Statt dessen geschieht folgendes: obwohl China, von seinem 
theoretisch anerkannten Anspruch ganz abgesehen, vertrags­
gemäß immerhin noch Mitinhaber der Bahn ist, verkauft die 
UdSSR, diese Bahn über den Kopf Chinas hinweg. Sie ver­
kauft die Bahn ausgerechnet an die Macht, vor deren „Im­
perialismus“ sie China angeblich schützen will. Da aber China 
dieses Geschäft nicht billigen kann und dagegen protestiert, 
wird ihm von Herrn Litwinow obendrein noch der Vorwurf 
des Störenfriedes im Fernen Osten gemacht, denn nur gegen 
China ist der letzte Satz der Litwinowschen Erklärung 
gerichtet.

Damit ist die Demagogie der Moskauer Parole eines an­
geblichen Kampfes gegen den „Imperialismus“ auf die Spitze 
getrieben. Der Rätestaat selber treibt eine eindeutige imperia­
listische Politik.

3. Die sowjet-imperialistische Durchdringung der Äußeren Mongolei

Wie das zaristische Rußland nach dem russisch-japanischen 
Kriege, so versuchte auch der Rätestaat sich für den un­
mittelbar nach der Revolution begonnenen Rückzug in Ost- 
asien an anderen Stellen seiner asiatischen Front, und zwar 
ebenfalls in der Äußeren Mongolei und in Westchina 
(Ost-Turkestan), schadlos zu halten.

Unter dem Vorwand des Kampfes gegen den gegenrevolu­
tionären Baron von Ungern-Sternberg (eines Parteigängers 
des Atamans Semjenow), der sich mit seinem Freikorps in die



Äußere Mongolei zurückgezogen hatte, drangen im Sommer 
1921 bewaffnete bolschewistische Banden in die Äußere 
Mongolei ein. Sie schlugen die weißen Truppen und errichte­
ten eine mongolische Volksrepublik nach rätebündischem 
Muster. Am 5. November 1921 wurde zwischen der UdSSR, 
und der neuen Republik ein gegenseitiger Anerkennungs- und 
Bündnisvertrag abgeschlossen. Von diesem Augenblick an 
begann die innerpolitische und soziale Umwälzung in der 
Mongolei unter dem Einfluß der Sowjets.

Im Jahre 1923 wurde zwischen beiden Staaten ein weiterer 
Vertrag geschlossen, der ganz offen den Zweck verfolgte, die 
in die Mongolei eingedrungenen kommunistischen Grund­
sätze zu stabilisieren und die Unabhängigkeit der Äußeren 
Mongolei erneut zu betonen, nachdem im Jahre vorher eine 
Verschwörung von mongolischen Nationalisten gegen die 
Sowjetisierung des Landes von der Tscheka blutig unter­
drückt worden war.

In dem neuen Abkommen wurden alle Mineralschätze, 
Wälder, Flüsse und Seen nationalisiert, das Eigentumsrecht 
der Fürsten an Grund und Boden aufgehoben und durch ein 
Sowjetsystem zur Ausbeutung des Landes ersetzt. Die Weide­
gründe der Nomaden sollten an mittellose Mongolen und 
Russen zur Nutzung vergeben werden. Mit der Verwer­
tung der Naturschätze des Landes und der Entwicklung 
von Handel und Industrie sollten sowjetrussische Sach­
verständige und Ratgeber betraut, die Bergwerke sollten 
sowjetrussischen Genossenschaften zur gemeinsamen Aus­
beutung mit mongolischen Arbeitern abgetreten werden. Zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung sollten Sowjettruppen in der 
Äußeren Mongolei bleiben (!). Die Exterritorialität der Aus­
länder wurde aufgehoben, jedoch wurde bestimmt, daß die 
Untertanen von Ländern, welche die Autonomie der Äußeren 
Mongolei anerkannt haben, Vorrechte erhalten sollten. 
Praktisch trat diese Bestimmung nur für Sowjetbürger in 
Kraft, da es außer dem Rätebund keinen Staat gab, der bereit 
gewesen wäre, die Lostrennung der Äußeren Mongolei von 
China zu sanktionieren. So wurde ein sowjetrussischer Ver­
treter als Mitglied des mongolischen Gerichtshofes mit Veto­
rechten in solchen Fällen zugelassen, in denen Angehörige 



des Sowjetstaates betroffen waren. Der Hutuktu in Urga 
sollte seinen Titel als geistliches Oberhaupt behalten, jedoch 
an der weltlichen Regierung im Gegensatz zur Vergangenheit 
nicht teilhaben. Als höchste Regierungsinstanz wurde die 
Nationalversammlung (Huruldan) proklamiert und die Exe­
kutive dem Kabinett der Minister übergeben1).

x) Vgl. Korostovetz, Von Cinggis Khan zur Sowjetrepublik, S. 333. 
Beilin 1926.

2) Mongolische Bezeichnung für die Äußere Mongolei.
3) Korostovetz, Von Cinggis Khan zur Sowjetrepublik, S. 334.

Korostovetz, der ehemalige politische Vertreter des 
Zarenreiches in der mongolischen Hauptstadt Urga, be­
schreibt den neugeschaffenen Zustand in der Äußeren Mon­
golei folgendermaßen:

„De jure besitzt Kalka* 2) eine kommunistische Volks­
regierung, de facto wird es von einer kleinen fremdstämmigen 
Clique regiert, die sich auf die bewaffnete Macht stützt. Der 
Charakter der Ende 1924 veröffentlichten Verfassung ist da­
durch bestimmt worden, daß Sowjetjuristen sie ausgearbeitet 
haben. Nominell liegt die Legislative beim Huruldan, während 
die Exekutive dem Rate der Kabinettsminister gehört . . . 
Tatsächlich liegt die vollziehende Gewalt in den 
Händen des Chefs vom Stabe der Sowjettruppen, 
der mit dem mongolischen Kriegsministerium zu­
sammenarbeitet. Das letztere ist das Hauptorgan 
des russischen Einflusses in der Mongolei und hält 
enge Fühlung mit Moskau, von wo es mit den 
nötigen Direktiven versehen wird. Russische Bur­
jaten und Kalmücken, Mitglieder der kommuni­
stischen Partei, sind den mongolischen Ministerien 
als Ratgeber beigegeben und dienen, wie früher, 
als Vermittler und Dolmetscher zwischen Russen 
und Mongolen. Mit Ausnahme des Finanzministeriums 
haben die mongolischen Ministerien keine große Bedeutung 
und sind ganz und gar vom Kriegsministcrium abhängig3).“

Das praktische Ergebnis dieser Politik ist die vollendete 
Lostrennung der Äußeren Mongolei von China und ihre 
Unterstellung unter die Kontrolle des Rätestaates. Formal hat 
China diese Entwicklung niemals anerkannt. Das ist jedoch 



auf die Haltung Moskaus in der Frage der Äußeren Mongolei 
ohne jeden Einfluß geblieben. Die bereits erwähnte Karachan- 
Erklärung vom Jahre 1921 mit ihrem Verzicht auf „alle 
Eroberungen der zaristischen Regierung, die China der 
Mandschurei und anderer Gebiete beraubt hat“, hätte selbst­
verständlich eine sinngemäße Anwendung auch auf die 
Äußere Mongolei finden müssen. Das ist seitens des Räte­
staates nicht nur unterblieben, sondern darüber hinaus hat er 
noch in einem anderen, zu China gehörigen Gebiet — in 
Urjan-chai — eine nackte Eroberungspolitik betrieben.

Das Urjan-chai-Gebiet stellt den äußersten nördlichen 
Zipfel der Mongolei dar. Das bolschewistische Vorgehen in 
diesem Gebiet, das sich hier ebenso wie in der Äußeren 
Mongolei auf die „imperialistische“ Vorarbeit des Zaren­
reiches stützte, ist ein besonders charakteristisches Beispiel für 
Taktik und Methoden der Sowjetpolitik längs der asiatischen 
Grenzen des Rätestaates. Auf dieses Gebiet erhoben die 
Äußere Mongolei und China gleichen Anspruch. Ihnen gegen­
über stellte sich die Sowjetregierung 1921 bedenkenlos auf 
denselben Standpunkt wie der russische Ministerrat 1912: 
die hier lebenden Sojoten hätten den chinesischen Beamten 
in der Äußeren Mongolei unterstanden; diese seien jedoch 
nach der Unabhängigkeitserklärung der Äußeren Mongolei 
vertrieben worden; damit habe China seine Anrechte ver­
loren, während die Äußere Mongolei solche nie besessen habe; 
infolgedessen seien die Sojoten herrenlos geworden.

Die zaristische Regierung hat seinerzeit diese Auslegung 
dazu benutzt, um das Gebiet zum „Schutze“ ihrer Unter­
tanen in ihre Gewalt zu bringen. Die Sowjetregierung ihrer­
seits ging taktisch anders, im Endergebnis allerdings ebenso 
wie ihre Vorgängerin vor. Auf Grund der am 11. November 
1917 bereits proklamierten und am 10. Juli 1918 vom 
V. Russischen Rätekongreß zum Bestandteil der Sowjetver­
fassung erhobenen „Erklärung der Rechte der Völkerschaften 
Rußlands“, durch welche unter anderem das freie Selbst­
bestimmungsrecht für sie bis zur Loslösung und Bildung 
selbständiger Staaten proklamiert worden war, wurde im 
September 1921 das Urjan-chai-Gebiet nominell aus der 
russischen Oberhoheit entlassen. Durch die Umwandlung 



in die Sowjetrepublik Tannu-tuwa wurde es je­
doch praktisch zu einem Bestandteil des Räte­
bundes gemacht. Das Gebiet muß heute bis zu dem Zeit­
punkt, wenn ein erstarktes China seine alten Rechte wieder 
geltend machen kann, als zur UdSSR, gehörig betrachtet 
werden.

Dasselbe gilt im gewissen Sinne auch für die Äußere 
Mongolei. Die Sowjetgewalt herrscht in Urga und der Räte- 
staat ist seit Jahren ununterbrochen bestrebt, seine Stellung 
in der Äußeren Mongolei wirtschaftlich und vor allem 
militärisch weiter auszubauen.

In dem Vertrag mit China vom 31. Mai 1924, der in dem 
Kampf um die Ostchinesische Eisenbahn eine große Rolle 
gespielt hat, war u. a. eine Bestimmung enthalten, daß die 
Regierung der UdSSR, die Äußere Mongolei als einen inte­
grierenden Bestandteil Chinas anerkenne und die Oberhoheit 
über dieses Gebiet in Zukunft achten würde. Diese Be­
stimmung ist nur ein Fetzen Papier geblieben, sodaß die 
,,Ostasiatische Rundschau“ 1930 feststellen konnte: „Es 
scheint, daß dieser integrierende Bestandteil Chinas allmäh­
lich zu einem integrierenden Bestandteil Sowjet-Rußlands 
wird !).“

Aus dem in der genannten Zeitschrift veröffentlichten Be­
richt kann entnommen werden, daß die UdSSR, bis zum 
Jahre 1930 die Äußere Mongolei bereits so weit unter ihre 
Herrschaft gebracht hatte, daß die offene Annexion nur eine 
Formsache war. Die Kontrolle der auswärtigen Beziehungen 
der Äußeren Mongolei lag fast ausnahmslos in der Hand 
Moskaus. Dasselbe gilt für den wirtschaftlichen Einfluß. Die 
Wirtschaftspolitik der UdSSR, in der Äußeren Mongolei zeigt 
die offene Tendenz, das gesamte Gebiet wirtschaftlich nach 
außen hermetisch abzuschließen. Die mongolische Ausfuhr 
nach Kalgan, dem Haupteinfallstor von China nach der 
Mongolei, ging von 1928 bis 1929 von 12 Mill. Dollar auf 
2,5 Mill. Dollar zurück und hörte 1930 gänzlich auf. Der 
gesamte Außenhandel der Äußeren Mongolei ist nahezu voll­
kommen zu einem Monopol der UdSSR, geworden.

x) „Ostasiatische Rundschau“, Heft 11. Hamburg 1930.



Selbstverständlich spielen Eisenbahnpläne in den mon­
golischen Kombinationen des Rätestaates eine nicht geringe 
Rolle. Die zaristische Regierung hatte sich im Jahre 1914 
durch ein Abkommen mit der Äußeren Mongolei Eisenbahn­
konzessionen gesichert. Zu einer Verwirklichung der russi­
schen Eisenbahnpläne ist es damals nicht gekommen. Vor 
Jahren erinnerte man sich jedoch in der Sowjetunion des 
alten, schon vom Grafen Witte erwogenen Projektes einer 
transmongolischen Bahn, die von Bijsk über Kosch-Agatsch, 
Kobdo, Ulijassutai nach Urga oder nach Kalgan führen 
sollte. Diesem Riesenprojekt wird man gegenwärtig, soweit es 
noch bestehen sollte, keine über die propagandistischen Be­
dürfnisse der Räteregierung hinausreichende Bedeutung bei­
legen dürfen. Anders verhält es sich mit dem Bau einer 
Eisenbahn von Tschita nach Urga, für den die UdSSR, 
in einem Abkommen vom September 1925 mit der Äußeren 
Mongolei eine Konzession erworben hat. Anfang Juli 1935 
wurde in der Presse berichtet, daß mit dem Bau dieser Bahn 
demnächst begonnen werden soll.

Die Politik der Sowjetregierung in der Äußeren 
Mongolei trägt nach allem Gesagten die typischen 
Merkmale einer Kolonialpolitik. Das wirtschaftlich 
und strategisch wichtige Gebiet ist Gegenstand einer hem­
mungslosen Ausbeutung seitens der UdSSR., die sich auf die 
roten Bajonette stützt. Wenn in der Sowjetpresse in regel­
mäßigen Abständen Berichte über Freundschaftsbesuche von 
mongolischen Ministern in Moskau oder von Sowjetkommis­
saren in Urga, bzw. über Verhandlungen und über Ab­
kommen erscheinen, die angeblich zwischen zwei un­
abhängigen Staaten geschlossen werden, so dienen sie lediglich 
der Maskierung der tatsächlichen vollkommenen Abhängig­
keit der mongolischen Kolonie vom Rätestaat.

Ende April 1935 wurde gemeldet, daß zwischen der Sowjet­
regierung und der Äußeren Mongolei eine Militärkonvention 
abgeschlossen worden sei, die folgende Punkte enthält:

і. Verteidigungs- und Angriffsbündnis der beiden Staaten; 
2. Bereitstellung einer Anleihe der Sowjetregierung in Höhe

von 10 Mill. Rubel für die Äußere Mongolei;
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3. Schaffung einer ständigen Luftverbindung zwischen Si­
birien und der Äußeren Mongolei;

4. Organisierung der mongolischen Wehrmacht durch Offi­
ziere der Roten Armee;

5. Durchmarschrecht der Sowjettruppen durch die Äußere 
Mongolei.

Die Frage, ob diese Meldung amtlich bestätigt wird oder 
nicht, bleibt angesichts der tatsächlichen Lage in der Äußeren 
Mongolei belanglos. Der materielle Inhalt dieser Konvention 
entspricht durchaus dem in der Äußeren Mongolei bereits 
bestehenden Zustand. Sie ist lediglich eine Bestätigung der 
Tatsache, daß die Äußere Mongolei neben ihrer kolonialen 
Bedeutung für den Rätestaat gleichzeitig eine Bedeutung als 
militärisches Aufmarschgebiet des Sowjet-Imperialismus, zu 
dem sie ausgebaut wird, erhält. Eine Änderung dieses Tat­
bestandes kann von den Mongolen selbst ohne fremde Hilfe 
nicht herbeigeführt werden. Gleichzeitig entsteht an der Ost- 
grenze der Äußeren Mongolei eine neue Front des Kampfes 
zwischen Moskau und Japan um den Einfluß in Ostasien.

4. Inner asiatische Kampfprobleme

Die dritte große Einbruchsstelle, einst des russischen und 
jetzt des Sowjeteinflusses, in das Gebiet der chinesischen 
Außenländer ist die westchinesische Provinz Sinkiang 
(Ost-Turkestan). Auch hier setzt die UdSSR, im Gegen­
satz zu ihren Freiheitsproklamationen für die Völker Asiens 
die Politik des alten Reiches unter neuen Parolen fort. Der 
grundlegende Unterschied zwischen beiden besteht aller­
dings darin, daß an Stelle der nationalen Begründung des 
alten russischen Ausbreitungsdranges die weltrevolutionäre 
Ideologie des „Sammelns aller Lande“ unter dem roten 
Banner getreten ist. Für die von diesen Bestrebungen be­
troffenen Völker und Staaten bleibt es jedoch belanglos, unter 
welcher offiziellen Parole sie dem Zepter Moskaus unterstellt 
werden sollen.

Angesichts der historischen Beispiele der Sowjetpolitik in 
der Mandschurei und besonders in der Äußeren Mongolei 



nebst dem Urjan-chai-Gebiet kann über die letzten Ab­
sichten Moskaus längs der westchinesischen Grenze kaum ein 
Zweifel bestehen. Das wichtigste Hilfsmittel ist auch hier der 
wirtschaftliche Einfluß, der den politischen (durch eine ent­
sprechende Verkehrspolitik militär-strategisch unterbaut) 
nach sich zieht.

Seit der Fertigstellung der schon zur Zarenzeit geplanten 
Turksib-Bahn, die Turkestan mit Sibirien verbindet, führt 
die schnellste und bequemste Verbindung von Sinkiang nach 
Ostchina über das asiatische Eisenbahnnetz der UdSSR. Die 
Folge davon ist, daß der Handel Westchinas zum größten 
Teil über die Sowjetgrenzen läuft.

Dieser Umstand ist von der Sowjetregierung zur Aus­
breitung und Festigung auch ihres politischen Einflusses in der 
Provinz Sinkiang ausgenutzt worden. Der chinesische Gouver­
neur in der Provinzialhauptstadt Urumtschi war schon vor 
dem Bau der Turksib-Bahn so sehr in die Abhängigkeit von 
Moskau geraten, daß er selbständige Verträge mit der Sowjet­
regierung abschloß und sogar eigene Konsulate auf Sowjet­
territorium unterhielt und entsprechende Sowjetkonsulate in 
Sinkiang zuließ. Gleichzeitig war der Zusammenhang mit der 
chinesischen Zentralregierung in Nanking fast gänzlich unter­
brochen, sodaß sich die Provinz auf dem besten Wege dazu 
befand, eine ähnliche Entwicklung zu nehmen wie die Äußere 
Mongolei. Der Bau der Turksib-Bahn hat der Ausbreitung des 
Sowjeteinflusses nach Westchina neue Möglichkeiten er­
schlossen.

Die politische Bedeutung dieser Bahn wird hier am augen­
fälligsten klar und widerlegt die bolschewistische These, daß 
die Eisenbahnpolitik Moskaus „unter den Bedingungen der 
proletarischen Diktatur“ im Gegensatz zur zaristischen Ver­
gangenheit „keine imperialistischen Ziele“ verfolge. Wenn in 
der UdSSR, in diesem Zusammenhang viel von ausschließ­
lich wirtschaftlichen Notwendigkeiten die Rede ist, so sind 
diese im Hinblick auf das neue Rayonnierungssystem der 
Sowjetunion gemeint und sollen in Anwendung auf die 
Turksib-Bahn mit dem beabsichtigten Ausgleich zwischen 
dem auf Monokultur abgestellten Sowjet-Turkestan (Baum­
wolle) und den Getreidegebieten Sibiriens begründet werden. 
5*



In dieser Beziehung hat die Bahn die in sie gesetzten Hoff­
nungen nicht erfüllt. Dafür hat sie für die Entfaltung und die 
Festigung der Sowjetmacht in Zentralasien über die Reichs - 
grenzen der UdSSR, hinaus, also in ihrer außenpolitischen 
Wirkung, ihre imperialistische Zweckbestimmung unter Be­
weis gestellt.

Der Charakter der Eisenbahnpolitik der Sowjets in diesem 
Gebiet geht aus einer Betrachtung der z. T. bereits in Angriff 
genommenen bzw. geplanten neuen Projekte in unmißver­
ständlicher Weise hervor. Es handelt sich hier um folgende 
Linien :
і. Die Verlängerung der Strecke Lugo waj a—F run se zum 

Issyk-kul über Tokmak;
2. Przewalsk (Karakol am Ostzipfel des Issyk-kul) über den 

großen Kirgisisch-chinesischen Markt von Karakara 
nach Kuldsha am Ili-Fluß;

3. Alma-ata (bzw. vom Übergang der Turksib über den 
Ili) nach Kuldsha;

4. Sergio pol—Bachty—Tschugutschak ).1
Alle diese Eisenbahnen greifen, von der Turksib ausgehend, 

nach Ost-Turkestan hinein und müssen selbstverständlich die 
Ausbreitung des Sowjeteinflusses in Ost-Turkestan ganz 
außerordentlich verstärken. Der imperialistische Cha­
rakter dieser Politik ist unverkennbar.

Außer den handelspolitischen Beziehungen kommt der 
Sowjetpolitik in Westchina der Umstand zugute, daß die 
mohammedanischen Turkvölker, die die Mehrheit der Be­
völkerung bilden, sich von alters her in einem Gegensatz zur 
chinesischen Herrschaft befinden. Allein im vergangenen 
Jahrhundert haben hier nicht weniger als zehn Mohamme­
daneraufstände stattgefunden und mehrfach wurde die Un­
abhängigkeit des Landes proklamiert. Im Jahre 1931 kam es 
hierzu einer Aufstandsbewegung, die zwei Jahre später sogar zur 
Ausrufung einer selbständigen Republik Ost-Turkestan führte.

Die Stellung der chinesischen Zentralregierung in Nanking 
diesen Abtrennungsbestrebungen gegenüber ist überaus

9 Vgl. Georg Cleinow, Roter Imperialismus, S. 184. Berlin 1931. 



schwierig. Ihre durch innere und äußere Umstände bedingte 
Machtlosigkeit, die gewaltige Entfernung des Aufstand- 
gebietes vom eigentlichen China und nicht zuletzt die Aus­
wirkungen der Interessen fremder Mächte in Sinkiang machen 
ein tatkräftiges Durchgreifen nahezu unmöglich. Auf die Be­
strebungen der Sowjets in Ost-Turkestan antwortet die 
chinesische Regierung neuerdings mit dem Plan einer Auto­
straßenverbindung zwischen China und seinen westlichen 
Außenländern.

Alles das bildet den geeigneten Boden für eine hem­
mungslose Sowjetpropaganda, die als nationalpolitische 
Basis ihrer Bestrebungen Sowjet-Turkestan mit seiner gleich­
falls mohammedanischen Bevölkerung benutzt. Hier gewinnt 
die Nationalitätenpolitik der Sowjetunion eine prak­
tische Bedeutung.

Die UdSSR, ist ein Nationalitätenstaat. Der nationale Frei­
heitskampf der Völker Rußlands hatte während des Bürger­
krieges praktisch bereits die Aufteilung des alten Reiches 
herbeigeführt. Nur durch die theoretische Übernahme ge­
wisser nationalbündischer Elemente — wenigstens auf kultu­
rellem Gebiet — in die Grundlagen des Sowjetstaates ist es den 
neuen Machthabern gelungen, den territorialen Bestand des 
alten Reiches, wenn auch mit wesentlichen Abstrichen in der 
baltischen Zone, in die Gegenwart herüberzuretten. Die An­
wendung der Gewalt hat in dieser Beziehung eine große 
Rolle gespielt, doch hätte diese allein nicht ausreichen 
können, um den beabsichtigten Zweck zu erreichen. Die 
Parole der „nationalen Autonomie“ mußte als Köder dienen.

Aber die Nationalitätenpolitik der UdSSR, hat 
in ihrer Stellung zwischen Propaganda und Wirk­
lichkeit ein doppeltes Gesicht erhalten. Die praktische 
Wirkung der bundesstaatlichen Verfassung der Sowjetunion, 
die das Selbstbestimmungsrecht der einzelnenBundesmitglieder 
theoretisch bis zum Recht des Ausscheidens aus dem Gesamt- 
verband steigert, wird durch das Prinzip der Klassendiktatur, 
d. h. durch einen neuen Absolutismus wieder aufgehoben. Be­
stehen bleibt die propagandistische Wirkung, die in erster Linie 
außenpolitisch ausgebeutet wird. Durch die Gewährung des 



Rechtes des Eintritts in den Rätestaat an jede sozialistische 
Sowjetrepublik, die sich außerhalb der heutigen Grenzen der 
UdSSR, bildet, wird theoretisch der Idee der „Weltrevolu­
tion“ Rechnung getragen. Praktisch werden jedoch unter dem 
Schein eines neuen klassenmäßig bestimmten „Rechtes“ der 
willkürlichen Ausbreitung des Sowjetstaates überall dort, wo 
seine politischen und militärischen Machtmittel ausreichen, 
alle Tore geöffnet.

Das ist die praktische Grundlage des Sowjet-Imperialismus, 
der längs der asiatischen Grenzen der UdSSR, ein sehr realer 
Faktor ist und sich, wie alle angeführten historischen Beispiele 
zeigen, nach dem Gesetz des geringsten Widerstandes aus- 
wirkt. Die Nationalitätenpolitik des Rätestaates dient ihm als 
Mittel zum Zweck.

Auf diese Weise stellen die nationalstaatlichen Gebilde in 
Gestalt von „sozialistischen“ oder „autonomen Sowjet­
republiken“, die in dem Raum zwischen dem Kaspisee und 
dem fernöstlichenKüstenstreifen geschaffen worden sind,durch­
gehend eine Spekulation auf jenseits der Grenze liegende Mög­
lichkeiten dar. Es ist eine Eigenart dieser Grenze, daß sie über­
all den Lebensraum der verschiedensten Völker und Stämme 
durchschneidet und so mit einer ununterbrochenen Kette 
von Grenzproblemen einen durchaus labilen Charakter trägt.

Es kann jedoch nicht unausgesprochen bleiben, daß eben 
hier unter Umständen eine große Gefahrenquelle für den 
Rätestaat selber entstehen kann. Niemand kann heute sagen, 
wie die nationalen Probleme in dem gewaltigen Raum, den 
Moskau beherrscht, sich ferner entwickeln werden. Vom 
Standpunkt der beherrschten Völker muß ihnen die bolsche­
wistische Diktatur in gewissem Sinne immer als russische 
Herrschaft erscheinen. Sollte im Rahmen einer weiteren 
nationalen Differenzierung der Völker der UdSSR, ihr bis­
heriges Nahziel der kulturellen Gleichberechtigung mit dem 
russischen „Staatsvolk“1) von dem Willen zu eigener Staatlich­

1) Es ist hier zu beachten, daß die Russen in der UdSSR, als „Staats­
volk“ im üblichen Sinne garnicht aufgefaßt werden dürften, da sie selbst 
unter der Herrschaft einer ihnen artfremden Kaste stehen. Dadurch er­
halten die Nationalitätenprobleme in der UdSSR, einen besonders 
komplizierten Charakter.



keit mit Anspruch auf uneingeschränkte Souveränität abgelöst 
werden, so könnte dies eine Umwälzung in der Verteilung der 
Kräfte vor allem in Asien herbeiführen, deren Folgen heute 
kaum zu übersehen sind.

*

Gerade diese Gefahr wird jedoch auf der an­
deren Seite für den Sowjet-Imperialismus immer 
wieder ein Ansporn sein müssen, seine Macht­
mittel zu verstärken und durch eine aggressive 
Politik danach zu trachten, auf jeden Fall und 
überall ,,erfolgreich“ zu sein. Man kann sagen, 
daß diese Tendenz die Folge eines ihm inne­
wohnenden inneren Gesetzes ist, von dem er sich 
nicht freimachen kann, ohne sich selbst aufzu­
geben.

Der Sowjet-Imperialismus muß daher gewisser­
maßen aus Selbsterhaltungstrieb ständig im An­
griff bleiben. Wird ihm an einer Stelle ein Damm entgegen­
gesetzt, so wird er stets versuchen müssen, an einer anderen 
Stelle einen neuen Durchbruch zu wagen. Die Politik der 
UdSSR, in der Mandschurei, in der Mongolei und in Ost- 
Turkestan bestätigt diese Auffassung. Solchermaßen stellt die 
Sowjetunion durch die politischen Grundlagen, auf denen sie 
als Klassenstaat mit weltrevolutionärer Zielsetzung aufgebaut 
ist, eine ständige Bedrohung aller ihrer Nachbarvölker und 
Staaten dar. Sie muß mit innerer Gesetzmäßigkeit überall auf 
fremdes Gebiet übergreifen und damit eine nie abreißende 
Kette von Konflikten mit anderen Mächten schaffen.

*

Diese Konflikte bleiben auch nirgends aus. Die Lage 
Ost-TurkestansimSchnittpunktderrätebündischen, englischen 
und neuerdings auch japanischen Interessensphären in Inner- 
asien verleiht den dortigen Ereignissen eine über den lokalen 
Bereich hinausgreifende Bedeutung.

Die Engländer betrachten den südlichen Teil von Ost- 
Turkestan zusammen mit den südöstlich und südwestlich 



von ihm gelegenen Gebieten als Glacis zum Schutze 
Indiens, der Zentralposition ihrer Weltmacht. Die Sowjet- 
propaganda macht ihrerseits kein Hehl daraus, daß die 
Eroberung Indiens für den Kommunismus eines ihrer Haupt­
ziele ist. Alle Versuche der Sowjetunion, mit Hilfe ihrer 
politischen Agenten in Tibet oder in Afghanistan einzu- 
dringen, um in diesen Gebieten den bolschewistischen Auf­
marsch vorzubereiten, sind auf das Ziel der Eroberung Indiens 
gerichtet. Die Ausbreitung des Sowjeteinflusses in Westchina 
verfolgt den gleichen Zweck und muß daher von England als 
eine unmittelbare Bedrohung seiner Stellung in Asien auf­
gefaßt werden.

Auf der anderen Seite steht Japan mit seinen Neu­
erwerbungen auf dem asiatischen Kontinent, die es nur in 
jahrzehntelangem zähen Kampf mit Rußland und der UdSSR, 
gewinnen konnte, und jetzt gegen einen möglichen umfassen­
den Gegenangriff der Sowjetpolitik zu verteidigen hat.

Die Mandschurei ist von drei Seiten umstellt. 
Japan sieht sich daher gezwungen, den Sowjet­
bestrebungen in der Mongolei und in Westchina 
entgegenzutreten. Seit der Gründung des mandschuri­
schen Kaiserreiches und seit der im Dezember 1933 erfolgten 
Ausrufung der Unabhängigkeit der Inneren Mongolei, wo der 
japanische Einfluß bereits sehr stark ist, schiebt Japan seine 
Interessensphäre über die sowjetisch-japanische Demarka­
tionslinie von 1925 hinaus in westlicher Richtung vor. Darin 
kommt eine Umfassungsbewegung gegen die Stellung der 
UdSSR, in der Äußeren Mongolei zum Ausdruck, wo bereits 
von Japan unterstützte Bestrebungen gegen die Sowjets im 
Gange sind.

England, Japan und die Sowjetunion beschuldigen sich 
gegenseitig des unerlaubten Eingriffs in den natürlichen Ver­
lauf der Dinge in Chinesisch-Turkestan. Dabei wird der aus 
der allgemeinen politischen Lage in Ostasien resultierende 
sowjetisch-japanische Gegensatz auch hier immer fühl­
barer.

Den Japanern wird von Moskau der Vorwurf gemacht, in 
Sinkiang das mandschurische Beispiel wiederholen zu wollen. 
Ein panislamitisches Komitee in Tokio soll einen Nach­



kommen des letzten türkischen Sultans als Anwärter für den 
Thron in Urumtschi bereit halten. Diese Version muß wohl 
mehr als Propagandamittel, denn als politische Realität ge­
wertet werden. Die Schaffung eines japanischen Pufferstaates 
in Mittelasien nach dem getreuen Vorbild der Mandschurei 
dürfte aus geopolitischen, rassischen und psychologischen 
Gründen wenig aussichtsreich erscheinen.

Hingegen können andere Gründe nicht von der Hand ge­
wiesen werden, die das Interesse Japans an der Entwicklung 
in Westchina erklären. Aus der Zeit der japanischen Inter­
vention in Sibirien sind die Sympathien Japans für pan- 
mongolische Pläne noch unvergessen, die von den Burjaten 
in Transbaikalien ausgingen und zeitweilig fast bis zur Aus­
rufung eines großmongolischen Staates von der Äußeren 
Mongolei bis Tibet und von Turkestan bis zum Golf von 
Tschili herangereift waren. Insofern dürfte die Unterstützung 
von mohammedanischen Unabhängigkeitsbestrebungen in 
Zentralasien als Flankendeckung für ein weiteres Vordringen 
Japans in der Mongolei zum Schutze seiner mandschurischen 
Position von unmittelbarem Wert sein. Auch könnte es im 
Zuge einer auf weiteste Sicht eingestellten japanischen Politik 
liegen, eine eventuelle künftige Ausbreitung der Mohamme­
danerbewegung auch auf Sowjet-Turkestan jetzt schon in ihre 
Rechnung zu stellen. Das würde einem Angriff auf die Roh­
stoffquellen des Altai gleichkommen, die heute bereits für die 
Sowjetunion von größter rüstungspolitischer Bedeutung sind.

*
Von Moskau aus betrachtet, erscheint die Sowjet­

politik in Westchina als ein Versuch, neben einer 
Flankensicherung ihrer Stellung in der Äußeren 
Mongolei gleichzeitig eine Art Korridor durch 
das Tarimbecken nach den zentralchinesischen 
Gebieten zu gewinnen, in denen gegenwärtig das 
rote Zentrum Chinas liegt. Gelingt es den Sowjets, 
diese Absicht durchzusetzen, würden sie auf direktem Wege 
die rote Bürgerkriegsfront in China mit Waffen, Munition 
und Offizieren versorgen können.



Die roten Banden in China, die unter der Bezeichnung 
„Rote Armee“ auftreten, sind in den letzten beiden Jahren 
wenig erfolgreich gewesen. Nachdem Tschiangkaischek in 
Südchina mit ihnen aufgeräumt hat, haben sie sich nach 
Zentralchina zurückgezogen, wo sie Berichten aus Moskau 
zufolge sich für eine neue und, wie betont wird, entscheidende 
Aktion vorbereiten.

Die Zeitschrift „Bolschewik“ veröffentlicht aus diesem An­
laß einen langen Aufsatz über den chinesischen Bürgerkrieg 
und verweist in diesem Zusammenhang auf die von Stalin 
im Jahre 1927 vorgenommene Einteilung der chinesischen 
Revolution in drei Etappen1). Die erste Etappe umfaßt die 
Zeit des allgemeinen nationalen Kampfes gegen den äußeren 
Feind, das heißt gegen den ausländischen Imperialismus; die 
zweite Etappe ist die bürgerlich-demokratische Revolution; 
die dritte Etappe ist schließlich die —Sowjet re volution. Im 
„Bolschewik“2) wird auseinandergesetzt, daß die chinesischeRe- 
volution jetzt in ihre dritte Etappe eingetreten, und daß eine 
Sowjetisierung von ganz China nur noch eine Frage 
der Zeit sei. Die in Zentralchina versammelten Teile der 
„Roten Armee“ würden demnächst, anscheinend noch im Jahre 
1935, spätestens aber 1936 den Vormarsch in die Küstengebiete 
antreten und den Kommunismus in China zum Siege führen.

Solche und ähnliche Betrachtungen, die in Moskau an­
gestellt werden, lassen keinen Zweifel darüber zu, daß der 
Sowjet-Imperialismus in Zentral- und Ostasien immer wieder 
versucht und, wie wir gesehen haben, zwangsläufig ver­
suchen muß, neuen Boden zu gewinnen. Wenn Ost- 
Turkestan in den letzten Jahren wiederholt als „Schlüssel zu 
Ostasien“ bezeichnet worden ist, so ist diese Tatsache von 
der Sowjetunion ganz klar erfaßt worden. Gerade vom 
Standpunkt Moskaus aus muß Westchina eine solche Be­
deutung haben. Der Besitz dieser Provinz würde die Sowjet­
politik in ganz Ostasien aktivieren und ihr auch in der 
Mandschurei wieder neue Möglichkeiten eröffnen.

*) Vgl. „Strategie und Taktik der Komintern in der national-kolonia­
len Revolution am Beispiel Chinas“, S. 100. Herausgegeben im Auftrage 
der Kommunistischen Akademie in Moskau, 1934.

2) Vgl. „Bolschewik“ Heft 8, Moskau 1935.



5. Moskaus neue Wege in der Mandschurei

Aus der Mandschurei verdrängt und seiner früheren, als 
Erbe noch vom verhaßten zaristischen Regime übernommenen 
Machtstellung in dem wirtschaftlich und militärisch wichtigen 
Gebiet nördlich des Gelben Meeres beraubt, scheint der Räte­
staat trotzdem auf einen politischen Einfluß hier nicht völlig 
verzichten zu wollen. Im Gegenteil sind Anzeichen dafür vor­
handen, daß Moskau versuchen will, sich wenigstens propa­
gandistische Erfolge zu sichern. Die veränderte Sachlage 
zwingt es jedoch, neue Mittel und Wege zu suchen, um das 
erhoffte Ziel zu erreichen.

Das wichtigste Hilfsmittel auf diesem Gebiet ist die Ko­
mintern mit ihren ausländischen Sektionen. Der VII. Welt­
kongreß der Komintern in Moskau im August 1935 beweist, 
daß mit einer erhöhten kommunistischen Propagandatätigkeit 
in der ganzen Welt zu rechnen ist. Der Ferne Osten gehört 
nach wie vor zu denjenigen Gebieten, in denen die Komintern 
noch die größten Aussichten auf Erfolg zu haben hofft. Die nach 
wie vor bestehende Rivalität zu Japan um die Vormacht in 
Ostasien verweist die propagandistische Aktivität der Sowjets 
auch aus diesem Grunde auf dasjenige Gebiet, wo sich die 
Interessen beider Mächte am unmittelbarsten berühren: auf 
die Mandschurei mit den anliegenden Provinzen.

Diese Annahme wird durch zahlreiche Berichte bestätigt, 
aus denen man entnehmen kann, daß die politischen Agenten 
Moskaus in der Mandschurei drauf und dran sind, das 
kommunistische Propagandasystem den neuen Verhältnissen 
anzupassen. Diese Propaganda steht vor der Aufgabe, unter 
wesentlich erschwerten Bedingungen ihre Ziele weiter ver­
folgen zu müssen, und es bleibt ihr zunächst nur die Flucht 
in die Illegalität.

Die Vorarbeiten hierzu wurden bereits lange vor der Über­
gabe der Ostchinesischen Bahn an die mandschurischen Be­
hörden begonnen. Die roten Propagandazentralen wurden 
auch jetzt an solchen Plätzen untergebracht, die gegen äußere 
Zugriffe der Behörden am meisten geschützt erscheinen. Das 
sind die Sowjet-Konsulate, von denen aus die geheimen Fäden 
zu den eigentlichen Ausführungsorganen laufen, die über das 



Land verstreut sind. Daneben kommt den Sowjet-Handels­
organisationen in diesem System eine große Bedeutung zu, 
wenn sie auch angesichts der neuen Lage eine gewisse Ein­
schränkung ihres Apparates erfahren haben. Dagegen scheinen 
Bestrebungen im Gange zu sein, um das i 11 e g а 1 e к о m m u n і - 
stische Zellensystem weiter auszubauen. Den Stamm 
dafür bilden die noch in der Mandschurei befindlichen 
Sowjetbürger. Gleichzeitig versuchen die Sowjetagenten an­
scheinend, auch unter den anderen in der Mandschurei zahl­
reich vorhandenen Russen Fuß zu fassen, obwohl die Aus­
sichten auf Erfolg hier nicht groß sein dürften. Man wird 
jedenfalls mit der Annahme nicht fehlgehen, daß diese Arbeit 
mit Hilfe von pseudopatriotischen kommunisti­
schen Parolen in Szene gesetzt werden wird, die bekannt­
lich seit einiger Zeit auch im Rätestaat beliebt sind, um die 
bäuerlichen Massen bei der Stange zu halten.

Solche Versuche Moskaus erscheinen um so wahrschein­
licher, als jetzt die früheren Möglichkeiten entfallen, ver­
mittels der unter dem Schutz der Exterritorialität der Ost­
chinesischen Eisenbahnzone geschaffenen kommunistischen 
Gewerkschaften die politische,,Massenagitation“ zu betreiben. 
In früheren Jahren war es den Funktionären dieser Gewerk­
schaften in die Hand gegeben, nicht nur ihre eigenen An­
gehörigen, sondern auch mandschurische Vertreter unter dem 
Vorwand von „Dienstobliegenheiten“ der kommunistischen 
Propaganda dienstbar zu machen. Unter den neuen Verhält­
nissen bleibt nur die Hoffnung, an Stelle des früher ausgeübten 
Druckes von oben, reiche Geldmittel fließen zu lassen, um auf 
diese Weise die verschütteten Kanäle neu zu erschließen.

Die von den Sowjets auf die chinesischen Kommunisten in 
der Mandschurei einst gesetzten Hoffnungen sind enttäuscht 
worden: bei der Durchführung der ihnen auferlegten Auf­
gaben haben sie sich nicht auf der „erforderlichen Höhe“ ge­
zeigt. Nach der Aufdeckung des Zentralkomitees der chine­
sischen kommunistischen Partei in Mukden wurde es 1932 
nach Charbin verlegt, wo es sich bald darauf selbst aufgelöst 
hat. Von diesem Zeitpunkt an wandte sich die Aufmerksam­
keit der Sowjetagenten in erster Linie der Chunchusen- 
bewegung zu. Die Chunchusen waren ursprünglich eine Art 



patriotische Bewegung gegen die Fremden, und das Zaren­
reich hat schon zu Zeiten der russischen Okkupation der 
Mandschurei mit ihnen als Gegner zu rechnen gehabt. Kein 
Geringerer als Tschangtsolin hat von ihnen aus seine politische 
und militärische Laufbahn begonnen. Diese Chunchusen 
spielen heute wieder unter den Freischärlerbanden, mit 
denen die mandschurischen und japanischen Behörden zu 
kämpfen haben, eine große Rolle.

Es ist unschwer zu erraten, worauf die Sowjets hier hinaus - 
wollen. Indem sie sich hier, wie in ganz Asien, als „Freunde 
der unterdrückten Ostvölker“ aufspielen, unterstützen sie den 
Bandenkrieg gegen die Japaner als einen im Sinne der 
kommunistischen Kriegsdoktrin „nationalen Krieg“ und Ver­
suchern gleichzeitig, ihm durch ihre Propaganda eine kom­
munistische Wendung zu geben, das heißt ihn in einen Bürger­
krieg zu verwandeln. Dabei hoffen sie wohl vor allem bei den 
Teilen der Freischärler ein williges Ohr zu finden, die sich aus 
den Resten der alten mandschurischen Armee bzw. aus nicht­
bodenansässigen Elementen rekrutieren und infolgedessen für 
die kommunistische Propaganda leichter zugänglich sind. 
Das Ziel dieser Propaganda ist nicht nur die Be­
kämpfung des japanischen Einflusses in der Man­
dschurei, sondern darüber hinaus die Zersetzung 
des mandschurischen Staates und die Errichtung 
einer „Bürgerkriegsfront“ unter Ausnutzung der 
in China gemachten Erfahrungen.

*

Es mag vielleicht auffällig erscheinen, daß die Sowjet­
regierung ihre grundsätzliche Einstellung zum neuen man­
dschurischen Staat in völkerrechtlicher Beziehung grundlegend 
geändert hat. In seiner Propaganda hat der Rätestaat seiner­
zeit der Lostrennung der Mandschurei von China als selb­
ständiger Staat den größten Widerstand entgegengesetzt. In 
Moskau wurde mehr als einmal betont, daß die formale 
Anerkennung Mandschukuos seitens der Sowjetregierung 
nicht in Frage kommen könne. Man hat sich dabei auf den 
Grundsatz der Unverletztlichkeit der Integrität Chinas 
bezogen.



Die Tatsache jedoch, daß der Rätestaat mit der mandschu­
rischen Regierung verhandelt und mit ihr in aller Form einen 
Vertrag abgeschlossen hat, kann wohl kaum anders als eine 
De-facto-Anerkennung der Mandschurei aufgefaßt werden.

Diese Tatsache darf nicht ausschließlich als ein Rückzug 
vor der stärkeren Macht Japans ausgelegt werden. Dieser 
Vorgang muß auch auf dem Hintergründe der kommunisti­
schen Doktrin betrachtet werden. Im Sinne dieser Doktrin 
stellt die Mandschurei heute nichts anderes, als einen nationalen 
bürgerlichen Staat dar, der sich über kurz oder lang gegen 
jeden fremden „Imperialismus“ wenden muß, um Seine 
volle Souveränität zu erlangen. Dieser Staat muß weiterhin, 
wie in anderem Zusammenhang bereits dargelegt wurde, 
eine bestimmte Entwicklung durchlaufen, bis er die Reife 
für den Übergang zum „Sozialismus“ erlangt haben wird.

Die Anerkennung der Mandschurei liegt daher durchaus in 
der Richtung der marxistischen Dialektik und die Unter­
stützung der Freischärlerbanden im „nationalen“ Sinne des 
Kampfes gegen den japanischen „Imperialismus“ entspricht 
durchaus der vom Standpunkt Moskaus als richtig erscheinen­
den „Strategie und Taktik der mandschurischen Revolution“. 
Das Endziel ist die Sowjetmandschurei, die von 
Moskau aus regiert wird.

Damit tritt der imperialistische Charakter der 
Sowjetpolitik in der Mandschurei ganz offensicht­
lich zutage.

6. Moskau zwischen Ost und West

- Die Hartnäckigkeit, mit der die Sowjetunion um jeden 
Zoll ihres Einflusses in der Mandschurei gekämpft hat, der 
gewaltige Aufwand an Mitteln zur Unterstützung des kom­
munistischen Aufruhrs in China, die Hoffnungen, die sie auch 
heute noch auf die roten Banden setzt, mit denen sich Tschiang- 
kaischek herumzuschlagen hat — alles das sind Anzeichen 
dafür, daß in der Frage des sowjetisch-japanischen Macht­
kampfes um Ostasien das letzte Wort noch nicht gesprochen 
ist. Betrachtet man die militärischen, die industriellen und 
die verkehrspolitischen Maßnahmen des Rätestaates an den 



entscheidenden Punkten seiner asiatischen Besitzungen, hört 
man sich die aggressive Sprache in Moskau gegen Japan an, 
so kann man kaum bezweifeln, daß die Sowjets sich nicht 
freiwillig für die ,,Politik des Friedens“ entschieden haben, 
als die sie heute ihren Rückzug zu maskieren suchen. Zieht 
man gleichzeitig ihre europäische Politik in Betracht, so wird 
der Eindruck nur verstärkt, daß sie sich ein Sprungbrett zu 
schaffen suchen, von dem aus sie ihren Kampf offensiv weiter­
führen können.

Allerdings sind die Mittel, die von Moskau in diesem Kampf 
gegenwärtig eingesetzt werden können, andere und beschei­
denere geworden als ehedem. Auf das Säbelgerassel der roten 
Generäle fallen die nüchternen Japaner nicht so leicht herein, 
wie man in Moskau vielleicht bis vor kurzem noch gehofft 
haben mag. Das moralische Gewicht der Japaner bei den 
Völkern Asiens seit Port Arthur und Tsushima, das nach 
dem Weltkrieg nur zugenommen hat, wiegt eine nicht geringe 
Anzahl von Bataillonen auf, die ihnen auf der Gegenseite 
entgegengestellt werden könnten. Deshalb geht die Sowjet­
politik zunächst darauf aus, alle Gegensätze zu schüren, in 
die sich Japan in seinem Verhältnis zu anderen, am ost­
asiatischen und pazifischen Raum interessierten Mächten 
verwickelt sieht. Unter diesem Gesichtspunkt ist die sowjet­
russische Einstellung zu den gegenwärtigen Problemen in 
Ostasien und im Stillen Ozean von großem Interesse.1)

1) Vgl. Krasnaja Swesda vom 1. März 1935. Diese Ausführungen 
wurden vom Verf, als Aufsatz in der ,,Deutschen Wehr“, Heft 37, Berlin 
1935, veröffentlicht.

Die Kündigung des Washingtoner Abkommens durch 
Japan, das ein Flottenverhältnis der drei pazifischen Mächte 
USA., England und Japan von 5:5:3 vorsah, scheint den 
Leitern der sowjetrussischen Außenpolitik der geeignete Anlaß 
zu sein, um sich in den Gang der fernöstlichen Ge­
schichte im Rahmen einer neuen Kombination 
der Kräfte einzuschalten.

Der Anspruch des Rätestaates darauf, bei der Lösung der 
pazifischen Probleme ein entscheidendes Wort mitzureden, 
ist nicht neu. Doch ist dieser Anspruch bisher weder in London 
noch in Washington sympathisch aufgenommen worden.



Umsomehr ist die geschäftige Sowjetdiplomatie jetzt bestrebt, 
aus der politischen Lage in Fernost neues Kapital zu schlagen. 
Ihre Spekulation geht dabei von einem sehr einfachen Ge­
danken aus : Japan bedroht die englischen und amerikanischen 
Interessen, und da es nach der Moskauer Version gleichzeitig 
nichts weniger erstrebt, als neben China mindestens noch 
Ostsibirien bis zum Baikalsee zu schlucken, um im übrigen 
seine Hegemonie so ziemlich über den ganzen asiatischen 
Kontinent auszudehnen, so liegt es nahe — wie man hinter 
den Kremlmauern argumentiert — eine Einheitsfront dieser 
Mächte gegen die gemeinsame Gefahr herzustellen. Und da 
man gleichzeitig in Moskau auch sehr konkrete europäische 
Pläne verfolgt, für die zum mindesten die englische Unter­
stützung wünschenswert erscheint, hofft man anscheinend 
so etwas wie eine Synthese zwischen fernöstlichen und euro­
päischen Interessen zustande zu bringen, wofür z. B. der 
Ostpakt eine völkerrechtliche Formel abgeben könnte.

Nach sowjetrussischer Auffassung ist die Kündigung des 
Washingtoner Abkommens nicht als ein Akt zu betrachten, 
der Japan die Möglichkeit der Vergrößerung seiner Flotte 
nach eigenem Belieben erst geben soll. Es wird vielmehr 
betont, daß Japan seine Rüstungen zur See bisher auch trotz 
dieses Abkommens „ungestraft“ betrieben habe, und daß es 
außerdem die Möglichkeit besitze, seine maritimen Kräfte 
unter dem Deckmantel Mandschukuos beliebig zu vergrößern, 
da dieses durch keinerlei Verträge gebunden ist. Der japa­
nische Schritt muß also einen anderen Charakter haben, 
nämlich den einer bewußten politischen Demonstration, die 
mit der japanischen „imperialistischen Expansion“ eng 
zusammenhängt. In diesem Sinne erhält der japanische 
Schritt nach sowjetrussischer Auffassung eine doppelte Be­
deutung. Er bestätigt erstens die Unabänderlichkeit des 
japanischen Programms der kontinentalen Expansion mit 
dem Ziel der japanischen Kolonialherrschaft zunächst über 
ganz Ostasien und später auch darüber hinaus. Er stellt 
zweitens öffentlich fest, daß von jetzt ab die Ausbreitung 
auf dem Festland durch ein entsprechendes Expansions- 
programm zur See ergänzt wird, das die Eroberung der Be­
sitzungen anderer Mächte im Stillen Ozean erstrebt.



Wie beurteilen die Sowjets nun die realen Grundlagen 
einer solchen Politik?

Japan — so wird erklärt — würde selbst bei Innehaltung 
der Washingtoner Bestimmungen das unbestrittene Macht­
monopol in den asiatischen Gewässern besitzen, da seiner 
ganzen Kriegsflotte mit mächtigen Stützpunkten in nächster 
Nähe nur Bruchteile der amerikanischen und besonders der 
englischen Seestreitkräfte entgegentreten könnten, die zudem 
mangels entsprechender Stützpunkte stark im Nachteil sein 
müßten. Daraus ziehen die Sowjetpolitiker den Schluß, daß 
angesichts der außerordentlichen geographischen und militär­
strategischen Vorteile Japans die Anerkennung seiner Flotten ­
gleichheit mit England und den USA. nicht nur die Besetzung 
der Mandschurei, Jehols und Nordchinas sanktionieren, 
sondern zugleich die Entscheidung über die völlige Preisgabe 
der Philippinen und der ostasiatischen Märkte seitens der 
USA. vorweg nehmen würde. Schon der Anspruch Japans 
auf Flottengleichheit erweitere in gewaltigem Umfange die 
Sphäre der pazifischen Konflikte. Die Preisgabe der Philip­
pinen würde automatisch die Frage des ferneren Schicksals 
der Besitzungen Englands und Hollands in der Südsee 
auf die Tagesordnung setzen. Damit wäre der Weg nach 
Indien frei. Die Flottenparität zuzüglich der strategischen 
Vorteile Japans würden gleichzeitig eine unmittelbare Be­
drohung Australiens und Neuseelands herauf beschwören. 
Mit einem Wort: die Flottengleichheit würde über den 
Fernen Osten im engeren Sinne hinaus die japanische Herr­
schaft im ganzen unabsehbaren pazifischen Raum errichten, 
die amerikanischen Besitzungen auf Hawai und in Alaska 
und die eigentlich amerikanischen Interessensphären in 
Südamerika in Frage stellen.

Dieser düstere Blick in die Zukunft der bedrohten „im­
perialistischen Mächte“, als die England und die USA. 
immerhin anerkannt werden, läßt an Großzügigkeit nichts 
zu wünschen übrig. Mit Recht wird ein naives Publikum, 
auf dessen Mentalität diese schwungvollen Kombinationen 
berechnet sind, sich fragen müssen, wieso über die nächst­
liegenden Maßnahmen gegen den Erzfeind Unklarheit be­
stehen könnte. Denn schließlich könnte diese Kette von
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Ursache und Wirkung noch weiter fortgeführt werden und 
von der gefährdeten indischen Position Englands wäre nur 
ein Schritt nach dem Nahen Orient und von dort nach 
Europa, wo bekanntlich — immer nach sowjetrussischer Auf­
fassung — ein zweiter „Störenfried“ auf der Lauer liegt, um 
eine „Umteilung der Welt zu seinen Gunsten“ herbeizu­
führen, wie die gesinnungstüchtige Sowjetpresse und die 
Sowjetkoryphäen fast täglich versichern.

Der Januskopf der Sowjetpolitik, der nach dem Fernen 
Osten blickt, richtet sich natürlich gleichzeitig nach dem 
Westen und wohl dann am meisten, wenn dies nicht aus­
drücklich betont wird. Wendet man aber das Blatt in diesem 
Sinne um, so kann man die bolschewistischen Sorgen um 
die amerikanischen Besitzungen im Stillen Ozean vorüber­
gehend vergessen und sich auf die Angst Moskaus um den 
englischen Kolonialbesitz beschränken.

In der Tat ist es England, das sich den Zorn der sowjet­
olympischen Götter am meisten zuzieht. Die Sowjets finden 
nachträglich noch ein Haar in der Suppe der Londoner 
Flottenkonferenz, und das stammt vom Haupte Englands. 
Denn nicht die USA., die Japan als ihrem gefährlichsten 
Gegner gegenüber standhaft geblieben sind, sondern England 
verdient eine Rüge, weil es zwischen jenen beiden unter 
Ausnutzung ihrer Gegensätze „balanciert“ hat, „immer 
wieder mit der Tendenz von Konzessionen an Japan“. Deshalb 
muß England daran erinnert werden, wie gefährlich dieses 
Spiel mit dem japanischen Feuer ist.

Die Gefahren sind aber zahlreich, wie der Sand am Meer. 
Erstens hat sich auf der Londoner Konferenz das Problem 
der englisch-amerikanischen Beziehungen „in seiner 
ganzen Größe“ gezeigt, während doch ein Konflikt zwischen 
beiden Mächten für die „englische Bourgeoisie“ noch beängsti­
gender ist, als mit Japan. Zweitens hat das japanische Vor­
gehen gerade diejenigen Teile dieser „Bourgeoisie aktiviert“ 
die infolge ihrer Interessen in Indonesien und in der Südsee 
sich am stärksten getroffen fühlen. Und drittens muß die 
japanische Flottenparität auf die Stellung der britischen 
Dominions im Stillen Ozean (Australien und Neu- 
Seeland) und Kanadas von entscheidendem Einfluß werden, 



denn alle drei sind am chinesischen Markt verhältnismäßig 
wenig interessiert und würden kaum etwas dagegen einzu- 
wenden haben, wenn „Japan mit seinen Klauen im asiatischen 
Kontinent stecken bleiben würde“. Sobald sie aber merken, 
daß die asiatische Festlandspolitik Japans nicht mehr eine 
Verminderung der japanischen Gefahr im Stillen Ozean 
bedeutet, sondern sie im Gegenteil verstärkt, muß bei ihnen 
die Tendenz einer allmählichen Umorientierung in Richtung 
auf die USA. begünstigt werden. Das würde das Gespenst 
eines drohenden Zerfalls des britischen Imperiums herauf­
beschwören.

So sehen in sowjetrussischer Darstellung die allgemeinen 
Tendenzen der Zuspitzung der Konflikte in Ostasien und im 
pazifischen Raum aus. Natürlich fehlt der Hinweis darauf 
nicht, daß die aggressiven Bestrebungen Japans sich zunächst 
gegen den Sowjetstaat richten. Aber eben darin liegt 
nach der Auffassung Moskaus die entscheidende Bedeutung 
„für den Gang der Ereignisse in der Sphäre der Beziehungen 
zwischen den Imperialisten“.

Aus solcher Betrachtungsweise ergeben sich eine Reihe 
von Schlußfolgerungen, die wir unsererseits zu ziehen haben.

In Bezug auf die USA. scheint der Rätestaat einigermaßen 
beruhigt zu sein, denn diese sind im pazifischen Raum ge­
bunden und an Europa mehr oder weniger desinteressiert. 
Anders liegen die Dinge im Falle Englands. England steht 
mit einem Bein im Fernen Osten und mit dem anderen in 
Europa. Der Druck, unter den Moskau die Politiker in Lon­
don zu setzen bestrebt ist, wird seiner Bedeutung nach erst 
verständlich, wenn man in Betracht zieht, daß die Sowjets 
von ihnen nicht nur in Ostasien, sondern auch besonders 
in Europa etwas wollen. Die Presse und die Diplomatie des 
Rätestaates sind seit langem bestrebt, die Größe der Ge­
fahren für England in Ostasien und in Europa so 
monumental wie nur möglich herauszuarbeiten. Japan und 
Deutschland werden in Moskau stets in einem Atemzug ge­
nannt, und wird einmal die eine Macht ohne die andere 
erwähnt, so darf man überzeugt sein, daß in solchem Falle 
um so stärker an die letztere gedacht wird. Ununterbrochen 
erinnern die Bolschewisten England daran, „daß die deutsche 
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Luftflotte in wenigen Stunden über London erscheinen kann“ 
und daß Deutschland angeblich die Ansicht vertritt, daß 
„Großbritannien viel zu viel Kolonien besitzt“. (!)

Welchen Sinn hat also der Gespensterkult, der in Moskau 
mit so viel Hingabe betrieben wird? Er hat den einzigen 
Sinn, den Rätestaat selbst bei denen unentbehrlich zu machen, 
die er für die eigenen Zwecke ausnutzen möchte. Aus allen, 
zum großen Teil geradezu phantastischen, Kombinationen 
der Sowjetpolitiker und Literaten drängt sich jedem Be­
trachter der Dinge der Schluß auf, daß alle im Fernen 
Osten oder in Europa so gefährlich „Bedrohten“ sich in 
eine Front mit Moskau stellen müßten, um ihrem ansonsten 
so verderblichen Geschick zu entgehen.

Diese Beispiele aus der politischen Praxis des 
Rätestaates sind die Illustration für die „Taktik“, 
die im Sinne der Stalinschen Thesen angewandt 
werden muß, „um die Kräfte des Gegners zu zer­
splittern, die eignen Kräfte zu sammeln, um dann 
im geeigneten Augenblick zum Angriff übergehen 
zu können“. Der Zweck ist die möglichst weit­
gehende Schwächung der übrigen Welt, damit der 
Sowjet-Imperialismus sich schrankenlos ausbrei­
ten kann.



5- Kapitel. Die Sowjetunion in Europa

1. Zwei Pole der Sowjetpolitik

„Wird Sowjetrußland erstarken, so wird der Versailler 
Vertrag zusammenbrechen, wie das beinahe im Juli 1920 auf 
den ersten Schlag der Roten Armee hin der Fall war.“ Diese 
Worte sprach Lenin am 15. Oktober 1920 vor Vertretern 
der Bauernschaft des Moskauer Gouvernements1).

1) Zit. in: Lenin, Über den Versailler Vertrag, S. 80. Wien-Berlin 1933.

Inzwischen sind 15 Jahre ins Land gegangen. Die Sowjet­
union ist äußerlich erstarkt und der Versailler Vertrag ist 
zusammengebrochen. Hat Lenin also recht behalten?

Die Beantwortung dieser Frage ist für die Beurteilung der 
europäischen Politik der UdSSR, von grundlegender Bedeu­
tung. Seit dem 27. Juni 1918 bis zur Wiedereinführung der 
allgemeinen Wehrpflicht in Deutschland am 16. März 1935 
war das Versailler Diktat mit seinen Folgen das Zentral­
problem Europas und in einem erweiterten Sinne auch der 
übrigen Welt. Der Charakter der Politik aller Staaten, be­
sonders der Großmächte, hing in erster Linie von ihrer prin­
zipiellen Einstellung zum Versailler Diktat ab.

Das gilt natürlich auch von der Sowjetunion. Jedoch ist 
die Einstellung des Rätestaates zu Versailles von vornherein 
ganz anderer Art als die der übrigen Länder. Alle Staaten, die 
als „Sieger“ oder als „Besiegte“ oder als indirekt in Mitleiden­
schaft gezogene „Neutrale“ in das Versailler System einbezogen 
waren, bilden von der UdSSR, her gesehen eine Welt für sich. 
Das ist die bürgerliche Welt, der vom Bolschewismus der 
Kampf angesagt war bis zu ihrer Vernichtung. Der Rätestaat 
hat sich zunächst von dieser Welt theoretisch wenigstens aus­
geschlossen und es hätte ihm im Grunde genommen gleich­
gültig sein können, wie die Beziehungen unter den Staaten 
dieser dem Untergang geweihten Welt geregelt wurden.



Praktisch lagen die Dinge anders.
Erstens konnte sich der Rätestaat, wie sich sehr 

bald zeigte, von der übrigen Welt nicht radikal 
abschließen. Die Wucht der wirtschaftlichen Tatsachen 
erwies sich stärker als das Dogma. Der Umschwung trat 1921 
ein, als mit der Einführung der„NEP.‘cl) auch innenpolitisch 
eine Reihe wichtiger kommunistischer Positionen in der 
UdSSR, aufgegeben werden mußten. „Wir sehen vollkommen 
klar und verhehlen es nicht, daß die neue ökonomische 
Politik ein Rückzug ist, wir waren weiter gegangen, als wir 
festhalten konnten . . sprach Lenin am 6. März 1922 in 
der Sitzung der kommunistischen Fraktion des allrussischen 
Metallarbeiterkongresses aus* 2). So begannen die Versuche 
der Führer des Sowjetstaates, mit der verpönten übrigen Welt 
Verbindung zu bekommen. Dienten die bereits 1920 mit 
Estland, Litauen, Lettland, Finnland und Polen abgeschlos­
senen Verträge der Herstellung des Friedens an den West­
grenzen der UdSSR., waren die Bündnisverträge des Jahres 
1921 mit Persien, Afghanistan und der Türkei gegen den 
„europäischen Imperialismus“ abgeschlossen, so trugen die 
Anerkennungsverträge und provisorischen Handelsabkommen 
mit England und Deutschland (März und Mai 1921) bereits 
einen anderen Charakter.

T) Russische Abkürzung für „neue ökonomische Politik“.
2) „Prawda“ Nr. 98 vom 5. Mai 1922.
3) Lenin, wie oben.

Im April 1922 ging Tschitscherin im Auftrage seiner Re­
gierung auf die Konferenz von Genua. Lenin erklärt hierzu: 
„Wir haben von allem Anfang an erklärt, daß wir Genua 
begrüßen und nach Genua gehen werden; wir haben ausge­
zeichnet begriffen und haben durchaus keinen Hehl daraus 
gemacht, daß wir als Kaufleute dorthin gehen, weil der Han­
del mit den kapitalistischen Ländern (solange sie noch nicht 
ganz in Trümmer gegangen sind) für uns unbedingt not­
wendig ist, und daß wir zu dem Zweck dahin gehen, um auf 
die richtigste und ersprießlichste Weise über die politisch 
angemessenen Bedingungen für diesen Handel zu beraten, 
und weiter nichts“3).



Zweitens waren die Gegensätze innerhalb der 
übrigen Welt für den Rätestaat unter dem Gesichts­
punkt ihrer Ausnutzung für die Zwecke der Welt­
revolution von größter Bedeutung. In seiner Rede in 
einer Versammlung der Zellensekretäre der Moskauer Or­
ganisation der KPR(b). am 26. November 1920 warf Lenin 
die Frage auf, ob es in der kapitalistischen Welt Gegensätze 
gäbe, „die man ausnutzen muß“? Lenin stellte drei wesent­
liche Gegensätze fest: die Beziehungen zwischen Japan und 
Amerika, zwischen Amerika und der ganzen übrigen Welt 
und schließlich zwischen der Entente und Deutschland. Diese 
Gegensätze spielen in allen außenpolitischen Kombinationen 
Lenins eine große Rolle und er wird nicht müde, immer 
wieder in den verschiedensten Variationen und Zusammen­
hängen auf sie hinzuweisen und sie in das Bewußtsein der 
Völker des Rätestaates einzuhämmern.

Lenin gibt mit beispiellos brutaler Offenheit die Folge­
rungen für die Sowjetpolitik an, die daraus zu ziehen sind: 
„Die praktische Aufgabe der kommunistischen Poli­
tik besteht darin, daß wir diese Feindschaft uns zu­
nutze machen und die Kapitalisten gegeneinander 
aufstacheln . . . Die Unterstützung des einen Landes gegen 
das andere wäre natürlich ein Verbrechen am Kommunismus, 
aber wir Kommunisten müssen das eine Land gegen das 
andere ausspielen. Begehen wir damit nicht ein Verbrechen 
am Kommunismus? Nein, denn wir tun dies als sozialistischer 
Staat, der kommunistische Propaganda treibt . . .c<1) Und 
Karl Radek erklärte in seiner Rede in der Sitzung der Erwei­
terten Exekutive der Kommunistischen Jugendinternationale 
in Moskau am 13. Juli 1923: „Der Sieg der Arbeiterklasse ist 
nur dann möglich, wenn gegen dieselbe keine geeinte Front 
der Bourgeoisie besteht . . . Der Wille zur Revolution wächst 
in der Arbeiterklasse in dem Maße, in dem sie sieht, daß der 
Gegner gespalten, also schwach ist“1 2).

1) Vergi. Lenin in der Rede vom 26. November 1920, zit. in: Lenin, 
Über den Versailler Vertrag, S. 86—89. Wien-Berlin 1933.

2) Radek, Der Kampf der Kommunistischen Internationale gegen 
Versailles und gegen die Offensive des Kapitals, 3. Auflage, S. 63. Ham­
burg 1923.



Das sind praktische Beispiele zu dem, was über die Stra­
tegie und die Taktik der bolschewistischen Revolution gesagt 
worden ist. Lenin und seine Vertrauensmänner fühlen sich 
durchaus erhaben über „kleinliche“ Bedenken. Der Zweck 
heiligt jedes Mittel und alles, was dem primitiv denkenden 
Sowjetbürger als Verbrechen am Kommunismus selber er­
scheinen müßte — z. B. die Schürung der Gegensätze zwischen 
den anderen Staaten mit dem Ziel, einen Krieg zu provo­
zieren —, verwandelt sich bei ihnen zur höchsten kommunisti­
schen Tugend.

Es ist daher nichts anderes als nackte Demagogie, wenn 
Tschitscherin in der ersten Plenarsitzung der Konferenz von 
Genua am 10. April 1922 mit Pathos erklärte: „Die Herstel­
lung des Weltfriedens muß das Werk eines Universalkon­
gresses werden, der auf der Basis des Selbstbestimmungs- 
rechtes für alle unterdrückten Völker gegründet sein muß . . . 
Die russische Regierung ist bereit . . . an der Revision der 
Statuten des Völkerbundes teilzunehmen, damit dieser in eine 
wirkliche Völkerliga verwandelt wird, ohne Beherrschung der 
einen durch andere, ohne die jetzige Trennung in Sieger und 
Besiegte . . .“ Bekanntlich gehört der Rätestaat inzwischen 
dem Völkerbund an, ohne daß eine Revision seiner Statuten 
vorgenommen worden wäre.

Im Jahre 1922 befand sich die Sowjetpolitik in einer schwie­
rigen Lage. Sie mußte die Gegensätze zwischen den anderen 
Staaten schüren und gleichzeitig versuchen, mit diesen 
Staaten zu einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu ge­
langen, weil sie selbst eine der größten Wirtschaftskatastrophen 
der Weltgeschichte erlebte und auf Hilfe von auswärts an­
gewiesen war. Die Notwendigkeit, fremde Hilfe in Anspruch 
nehmen zu müssen, blieb in allen späteren Jahren bis in 
die Gegenwart hinein ein wichtiges Element der Sowjet- 
politik. Der Abschluß des Rapallovertrages mit Deutschland 
unmittelbar nach der erfolglos verlaufenen Konferenz von 
Genua war der erste große Schritt in dieser Richtung. Im 
Laufe der Jahre wurden die wirtschaftlichen Beziehungen 
auch zu den übrigen Staaten hergestellt.

An den Schwierigkeiten des Jahres 1922 hat sich im 
Grunde genommen bis heute nichts geändert.



Die „Aufstachelung der Kapitalisten gegeneinander“ und 
die „Notwendigkeit des Handels mit ihnen“ sind die beiden 
Pole, zwischen denen die Sowjetpolitik seit 1921 hin und her 
schwankt, sich bald dem einen bald dem andern nähernd und 
dabei unablässig das Ziel im Auge behaltend: „. . . den Völ­
kern, die das bürgerliche Joch erkennen, zu beweisen, daß 
für sie keine andere Rettung besteht als die Sowjetrepublik“1).

2. Die Polemik gegen Versailles

Was zunächst die theoretischen Grundlagen der Einstellung 
Lenins zum Versailler Diktat betrifft, so sind diese nach seiner 
Definition des Weltkrieges als eines „imperialistischen“ 
Krieges klar. Er leitet jedoch den Charakter des Versailler 
Diktates nicht nur aus dem Charakter des Weltkrieges ab, 
sondern er schließt auch umgekehrt von ihm auf den Charak­
ter des ihm voraufgegangenen Krieges: ist es schon nahe­
liegend anzunehmen, daß ein imperialistischer Krieg mit 
einem ebensolchen Frieden endet, so ist ein imperialistisches 
Friedensdiktat unter allen Umständen ein unleugbarer Be­
weis dafür, daß es nur aus einem imperialistischen Krieg 
hervorgegangen sein kann.

Aus den zahlreichen Auslassungen Lenins über das Ver­
sailler Diktat sei hier folgende wiedergegeben: „Der Ver­
sailler Vertrag ist ein Vertrag von Banditen und 
Räubern. Als uns der Friede von Brest-Litowsk aufge­
zwungen wurde, unter dessen Joch wir uns solange befanden, 
da schrie man in der ganzen Welt, das sei ein Raubfriede. Als 
Deutschland besiegt war, da schrie der Völkerbund, dessen 
Mitglieder gegen Deutschland gekämpft hatten, das sei ein 
Befreiungskrieg, ein demokratischer Krieg gewesen. Man 
zwang Deutschland einen Frieden auf, aber dieser Friede war 
ein Friede von Wucherern und Henkern, denn Deutsch­
land und Österreich wurden ausgeplündert und zerstückelt. 
Man nahm diesen Ländern alle Mittel zum Leben, ließ die 
Kinder hungern und Hungers sterben. Was ist also der Ver­
sailler Vertrag? Ein ungeheuerlicher Raubfrieden,

x) Aus Lenins Rede auf dem 8. Allrussischen Sowjetkongreß am 
22. Dezember 1920.



der Dutzende Millionen Menschen, und darunter 
die zivilisiertesten, zu Sklaven macht. Das ist kein 
Frieden, das sind vielmehr Bedingungen, die einem 
wehrlos en OpfervonRäubernmitdemMesser in der 
Hand diktiert worden sind. Die Gegner Deutschlands 
haben auf Grund des Versailler Friedensvertrages ihm alle 
Kolonien weggenommen. Die Türkei und Persien sind zu 
Sklaven gemacht worden. Wir haben eine Lage bekommen, 
wo sieben Zehntel der Bevölkerung der Erde Sklaven ge­
worden sind. Diese Sklaven sind über die ganze Welt verstreut 
und einer kleinen Zahl von Ländern zur Peinigung ausge­
liefert: Frankreich, England und Japan* 1)“.

x) Lenin auf einer Konferenz von bäuerlichen Vertretern des Moskauer
Gouvernements am 15. Oktober 1920, zit. in: Lenin „Über den Versailler 
Vertrag“, S. 76. Wien-Berlin 1933.

Lenin polemisiert jedoch gegen das Versailler Diktat stets 
in einem ganz bestimmten, den Bedürfnissen der Weltrevo­
lution angepaßten Sinne. Dabei geht die Spekulation bald auf 
diese, bald auf jene Kreise im Ausland, die in der jeweiligen 
konkreten Situation im Interesse der Sowjetpolitik beeinfluß­
bar erscheinen.

Es entspricht dem bolschewistischen Ausbreitungsbedürfhis 
im „Weltmaßstab“, diesen praktischen Zweck unter möglichst 
günstigen äußeren Umständen zu verfolgen. Diese Umstände 
sind um so günstiger, je größer die Gegensätze in der Welt 
jenseits der Sowjetgrenzen sind, und wir wissen bereits, welche 
ausschließlich große Bedeutung gerade diesem Faktor in der 
revolutionären Theorie des Bolschewismus beigelegt wird.

Das Versailler System erscheint, von diesem 
Standpunkt aus betrachtet, besonders in Europa als 
das wichtigste Hilfsmittel der Sowjetpolitik. Der 
Rätestaat mußte sich in den früheren Jahren mit allen Mitteln 
dagegen wehren, daß Deutschland endgültig unterworfen und 
in die Front der Versaillesmächte hineingezwungen wurde. 
Das hätte, von der Moskauer Warte gesehen, nichts anderes 
bedeutet, als den vollendeten Zusammenschluß aller „kapi­
talistischen Mächte“. Auf der anderen Seite mußte dem Räte­
staat der umgekehrte Fall, die Vernichtung des Versailler 
Diktates, die Wiederherstellung eines in jeder Beziehung 
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uneingeschränkt souveränen Deutschen Reiches unerwünscht 
erscheinen. Ein starkes, seines völkischen Eigenwertes bewußtes 
und seiner eigenen Kraft vertrauendes Deutschland konnte 
vor allem auf die Lage in Mitteleuropa nicht ohne Einfluß 
bleiben.

Das Versailler System bedeutete daher für die 
sowjetrussische Auffassung in gewissem Sinne den 
äußeren Ausdruck für ein deutsch-französisches 
„Gleichgewicht“ in Europa, unter der Voraus­
setzung, daß ein bestimmter labiler Zustand er­
halten blieb, daß weder Frankreich seine Hege­
monie in Europa uneingeschränkt ausüben, noch 
Deutschland seine vollkommene Freiheit wieder­
gewinnen konnte. Moskau mußte daher seine außen­
politischen „Sympathien“ stets dort in die Waagschale werfen, 
wo das politische Gewicht zu leicht zu werden drohte.

Da das politische Übergewicht lange Zeit durchaus auf 
Seiten Frankreichs lag, mußte der Rätestaat damals gegen 
Frankreich, gegen den Völkerbund als ein Machtinstrument 
Frankreichs und damit gegen das Versailler Diktat auftreten.

Im Jahre 1920 kam noch ein weiterer Umstand hinzu: der 
Rätestaat befand sich damals im Kriegszustand mit Polen, 
das von Frankreich unterstützt wurde. Die angeführten Aus­
lassungen Lenins gegen Versailles haben unmittelbar nach 
dem für Moskau unglücklich verlaufenen Feldzug stattge­
funden und gaben zusammenfassend den Standpunkt wieder, 
der vom Rätestaat vor und während des Feldzuges einge­
nommen worden ist. Die taktische Auswertung des Versailler 
Diktates ergab sich aus dem Interesse des Rätestaates, 
Deutschland nicht gegen sich zu wissen. Der Krieg gegen Polen 
wurde als eine eigenartige Mischung zwischen revolutionärem 
und national-russischem Krieg geführt. Waren die revolutio­
nären Parolen für das Proletariat, so waren die „nationalen“ 
Parolen für die Bauernmassen bestimmt, ohne die ein Krieg 
nicht geführt werden konnte.

Auch in der außenpolitischen Taktik der Sowjetpolitik 
traten beide Elemente in Erscheinung. Einerseits wurde durch 
Betonung des Klassenkampfes gegen die Weltbourgeoisie, die 
in Gestalt der polnischen Magnaten getroffen werden sollte, 



an das Proletariat in den anderen Ländern (besonders in 
Polen selbst) appelliert. Gleichzeitig wurde versucht, in 
Deutschland den Eindruck zu erwecken, als kämpfe die Rote 
Armee in erster Linie gegen Versailles und für die Freiheit der 
durch Versailles unterdrückten Völker. In seiner zitierten 
Rede führte Lenin nachträglich aus: „Und in dieser Zeit 
durchbrach die Rote Armee die polnische Grenze und näherte 
sich der deutschen Grenze. Das war zu einer Zeit, als in 
Deutschland alle, sogar die schwärzesten Reaktionäre und 
Monarchisten, sagten, daß die Bolschewiki sie retten wür­
den . . .“

Da diese Spekulation fehlgeschlagen war, wurde in der 
nach dem Feldzug gehaltenen Rede das weltrevolutionäre 
Element in den Vordergrund gestellt und Lenin sagte 
weiter: „Also, der Feldzug gegen den Versailler Frieden, 
gegen die Kapitalisten und Großgrundbesitzer aller Länder... 
ist nicht umsonst gewesen. Das haben Millionen und aber 
Millionen von Arbeitern und Bauern in allen Ländern gesehen, 
und sie haben darüber nachgedacht. Und jetzt sehen sie in 
der Sowjetrepublik ihren Erlöser. Sie sagen : die Rote Armee 
hat bewiesen, daß sie auf Angriffe zu antworten versteht . . .“ 
Und in einer anderen, kurz vorher gehaltenen Rede erklärte 
Lenin folgendes: „Aber indem wir Polen angreifen, greifen 
wir auch die Entente an ; indem wir die polnische Armee ver­
nichten, vernichten wir jenen Versailler Frieden, auf dem das 
ganze System der heutigen internationalen Beziehungen be­
ruht. — Wäre Polen ein Sowjetstaat geworden, hätten die 
Warschauer Arbeiter von Sowjetrußland die Hilfe erhalten, 
die sie erwarteten und begrüßten, so wäre damit der Ver­
sailler Friede und das ganze internationale System erschüttert 
worden, das ein Ergebnis des Sieges über Deutschland ist. 
Frankreich hätte dann nicht mehr jenen Pufferstaat, der 
Deutschland von Sowjetrußland trennt. Es hätte keinen 
Sturmbock gegen die Sowjetrepublik. Es hätte nicht die Hoff­
nung, seine Dutzende von Milliarden zurückzuerhalten, und 
würde noch schneller der Katastrophe entgegengehen als 
jetzt“1).

9 Lenin, „Über den Versailler Vertrag“, S. 69, Wien-Berlin 1933.



Es muß bei allem hervorgehoben werden, daß auch die in 
erster Linie für das Proletariat der vom Versailler Diktat be­
troffenen Länder bestimmten Auslassungen Lenins gleichfalls 
ein gewisses „nationales“ Element enthalten. Lenin scheint 
keineswegs überzeugt gewesen zu sein, daß die Parole des 
Klassenkampfes allein ausreiche, um jenseits der Sowjet­
grenzen den erwünschten propagandistischen Erfolg zu haben. 
Ein historischer Rückblick zeigt, daß in den für den Kom­
munismus in Deutschland (im positiven oder negativen Sinne) 
besonders kritischen Perioden sowohl zu Lebzeiten Lenins als 
unter seinen Nachfolgern die „nationale“ Behandlung des 
Versailler Problems stets ein wesentlicher Bestandteil der 
kommunistischen Agitation gewesen ist. Dafür spricht z. B. 
die Tatsache, daß die Sammelbroschüre Lenins „Über den 
Versailler Vertrag“, der die angeführten Leninzitate ent­
nommen sind, im Jahre 1933 in deutscher Sprache heraus­
gegeben wurde!

Dem Völkerbund gegenüber nahm Lenin die 
gleiche ablehnende Haltung ein, wie gegenüber dem 
Versailler Diktat, der seine Grundlage war. In einem Interview 
mit dem Korrespondenten des „Observer“ und des „Man­
chester Guardian“ im November 1922 sprach er diese Gegner­
schaft offen aus und sagte: „Der Völkerbund trägt so sehr die 
Züge seiner Entstehung aus dem Weltkrieg an sich, er ist so 
untrennbar verbunden mit dem Versailler Frieden, es fehlt 
ihm so ganz und gar alles, was einer wirklichen Gleichberech­
tigung der Nationen ähnlich sähe, alles, was wirklich ein 
friedliches Zusammenleben ermöglichen würde, daß unsere 
negative Einstellung zum Völkerbund keinerlei weitere 
Kommentare erfordert“1).

1) Lenin, „Über den Versailler Vertrag“, S. 115.

Alle diese Auslassungen Lenins haben bis in die jüngste Zeit 
hinein die Politik der UdSSR, bestimmt. Die Zahl der 
schärfsten Ausfälle der Sowjetpolitiker, Diplomaten und 
Literaten gegen Versailles, gegen den Völkerbund und gegen 
Frankreich ist Legion. Es gab keinen Sowjetkongreß, keine 
Parteitagung, keine Revolutionsfeier und überhaupt keine 
größere offizielle Gelegenheit, bei denen der Standpunkt der 



Sowjetregierung in diesen Fragen nicht zum Ausdruck ge­
bracht worden wäre. An der Spitze marschierte stets Stalin 
selbst, und seine Worte wurden von der Sowjetpresse in größter 
Aufmachung der Öffentlichkeit übergeben. Auf dem 15. kom­
munistischen Parteitag der Sowjetunion im Dezember 1927 
in Moskau sagte Stalin z. B. folgendes über den Völkerbund:

„Betrachten wir den Völkerbund, der nach der Ansicht der 
verlogenen bürgerlichen Presse und der nicht weniger ver­
logenen sozialdemokratischen Presse ein Werkzeug des Frie­
dens sein soll. Wozu führt das Geschwätz des Völkerbundes 
über die Fragen des Friedens, der Abrüstung, der Einschrän­
kung der Rüstungen ? Zu nichts Gutem, zu nichts anderem 
als dem Betrug an den Massen, neuen fieberhaften Rüstungen, 
neuer Verschärfung der heranreifenden Konflikte. Kann man 
etwa die Tatsache als Zufall ansehen, daß der Völkerbund 
drei Jahre lang über Frieden und Abrüstung schwätzt, daß die 
sogenannte II. Internationale dieses verlogene Geschwätz 
unterstützt, während die ,Nationen' immer weiter und weiter 
rüsten, die alten Konflikte zwischen den ,Mächten' erweitern, 
neue Konflikte anhäufen und auf diese Weise die Sache des 
Friedens untergraben? . . . Oder nehmen wir z. B. das jetzige 
System der ,Freundschaftsverträge' der kapitalistischen 
Staaten . . . Ist das etwa nicht ein System der Vorbereitung 
neuer Kriege und der Gruppierung der Kräfte für die künf­
tigen militärischen Konflikte? . . . Das Wachstum der Rüstun­
gen rechtfertigte man früher durch das Vorhandensein des 
in Waffen starrenden Deutschland. Jetzt fällt diese ,Recht­
fertigung' fort. Ist es etwa nicht klar, daß das Anwachsen der 
Rüstungen durch die Unvermeidlichkeit neuer imperialisti­
scher Kriege zwischen den ,Mächten' diktiert wird, daß 
der ,Geist des Krieges' der Hauptinhalt des ,Geistes von 
Locarno' ist?''1)

1) Protokoll, Fünfzehnter Parteitag der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion, S. 20/21. Hamburg-Berlin 1928.

Inzwischen hat sich in dieser Beziehung alles radikal ge­
ändert. Der Rätestaat hat Sitz und Stimme im Völkerbund, 
die politischen Kulissen sind ausgewechselt; Frankreich ist 
Freund und Bundesgenosse, ein „Garant des Friedens“; das 



Genfer Gremium ist ein „Bollwerk gegen den deutschen Im­
perialismus“ und französische Frontkämpfer des „imperia­
listischen Krieges“ werden in Moskau feierlich empfangen. 
Diese Umstellung erscheint so außergewöhnlich und befindet 
sich in einem so schreienden Gegensatz zu allen bisher aus­
gegebenen Parolen, daß sie nicht ohne eine gewisse ideologische 
Vorbereitung vollzogen werden konnte.

3. Karl Radek als Anwalt des Systems Iswolski-Poincaré

Es war für den Rätestaat nicht ganz leicht über die ideo­
logischen. Schwierigkeiten hinwegzukommen, die sich für ihn 
aus dem Eintritt in den Völkerbund und aus der Annäherung 
an Frankreich ergeben mußten. Diese Schwierigkeiten waren 
natürlich nicht moralischer Art, sondern sie ergaben sich aus 
dem praktischen Verhältnis der Sowjetregierung zu den 
breiten Massen der eigenen Bevölkerung, die im Laufe von 
eineinhalb Jahrzehnten außenpolitisch in einer ganz be­
stimmten Richtung erzogen wurde. Die schwierige Aufgabe 
der notwendig gewordenen „geistigen Umbewaffnung“ der 
Sowjetöffentlichkeit ist dem bekannten Publizisten Karl 
Radek zugefallen, der als maßgeblicher außenpolitischer Mit­
arbeiter des Zentralorgans der Regierung, der „Iswestija“, 
Anspruch darauf erheben darf, als offizieller Kommentator 
der Sowjetaußenpolitik gewertet zu werden. In den Jahren 
1934 und 1935 hat er in seinem Blatt eine außenpolitische 
Aufsatzreihe veröffentlicht, die dazu dienen sollte, den neuen 
Kurs zu begründen.

Die Gründe für ein solches Unterfangen liegen klar auf der 
Hand: Seit der vollzogenen Schwenkung muß es eine der 
Hauptaufgaben der Sowjetpublizistik sein, die von ihr selbst 
den Sowjetbürgern im Laufe der Jahre beigebrachte Meinung 
von Frankreich nach und nach zu „liquidieren“. Diese Not­
wendigkeit tritt mit besonderer Eindringlichkeit mit Rück­
sicht auf diejenige Schicht des unteren und mittleren Kom­
mandobestandes der Partei und der Roten Armee in den 
Vordergrund, die, gemeinsam mit einem Teil der durch die 
Sowjetschule gegangenen jüngeren Generation, sich ange­
wöhnt haben, die Grundsätze Lenins auf ihre Art als ein



„Ideal“ zu pflegen. Im Gegensatz zu den Regierungskreisen, 
die längst auch innenpolitisch dazu übergegangen sind, diese 
Grundsätze je nach Lage der Dinge im politischen Kampf 
als taktisches Mittel zu benutzen, bedeuten sie für jene — 
besonders in Anwendung auf die Außenpolitik — ein unum­
stößliches Prinzip. Die Bedrohung der UdSSR, durch den 
„imperialistischen Klassenfeind“ von außen her konnte von 
ihnen in erster Linie nicht anders denn als eine Bedrohung 
durch die Träger des Versailler Systems mit dem „bourgeoisen“ 
Frankreich an ihrer Spitze aufgefaßt werden. Gerade dieses 
Frankreich aber ist jetzt der Bundesgenosse der'Sowjetunion, 
der „Avantgarde des revolutionären Proletariats“, geworden.

Das Stichwort, auf das Radek seine Auslassungen abstellt, 
ist der „deutsche Imperialismus“. Man darf sich nicht da­
durch täuschen lassen, daß er in einem Aufsatz über die 
Marneschlacht auch die Gegner Deutschlands als eine 
imperialistische Koaliton kennzeichnet. Nach Lenin ist der 
Weltkrieg das Ergebnis des Antagonismus innerhalb der Welt 
der imperialistischen Mächte. Aus Gründen des Dogmas 
kann deshalb schlecht nur von einem deutschen Imperialismus 
die Rede sein. Jedoch ist es durchaus der Ton, der auch hier 
die Musik macht. Mit betonter Deutlichkeit legt der Ver­
fasserden Nachdruck eben auf den deutschen Imperialismus 
als Grundlage für die Entlastungsoffensive für die französische 
Verantwortlichkeit am Weltkrieg, die er unternimmt.

Die Ehrenrettung Frankreichs ist, wie zugegeben werden 
muß, keine leichte Aufgabe. Um so bemerkenswerter ist die 
dialektische Methode, mit der dies versucht wird: Bei aller 
Anerkennung der Gegner Deutschlands als einer „imperia­
listischen Koalition“ bleibt es immerhin nach Radek der 
„deutsche Imperialismus“, der sich zum Krieg gegen jene 
„entschlossen“ hat! Eine solche Festlegung Deutschlands als 
„Angreifer“, d. h. der moralischen Verantwortlichkeit am 
Weltkrieg, ist die bekannte grundlegende These der Pariser 
Advokaten des sog. „Weltgewissens“, auf der das ganze 
politische System von Versailles aufgebaut ist. Ihre mecha­
nische Übernahme genügt jedoch nicht, um ein in leninisti­
schen Gedankengängen geschultes Publikum hinreichend zu 
überzeugen. Denn der Weltkrieg ist, wie Lenin in allen seinen
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Schriften hervorhebt, die unvermeidliche Folge der innerhalb 
der kapitalistischen Welt angehäuften Gegensätze und als 
solche zwangsläufig. Ist er aber zwangsläufig und unabwend­
bar, wie Lenin lehrt, so spielt das bürgerlich-moralische 
Element von Schuld und Sühne im Zusammenhang mit seiner 
Entstehung offenbar keine ausschlaggebende Rolle. Der Kreis 
der Beweisgründe muß deshalb viel enger gezogen werden, 
so eng, daß der zu entlastende französische Imperialismus aus 
der Urheberschaft am Weltkriege mehr oder weniger elimi­
niert wird.

Also sagt Radek: „Der Schlieffensche Plan hatte einen 
Kardinalfehler: Er ging davon aus, daß der Hauptgegner — 
Frankreich sei, während die Entente bestand, deren Mittel­
punkt der englische Imperialismus war. Der Krieg entbrannte 
auf der Grundlage des englisch-deutschen und nicht des 
französisch -deutschen Imperialismus. Der französisch -deutsche 
Gegensatz wurde zwar nach dem deutschen Siege von 1871 
und nach der deutschen Einigung, durch welche das euro­
päische Kräfteverhältnis verschoben und die französische 
Hegemonie in Europa vernichtet wurde, verschärft. Dieser 
Gegensatz wäre jedoch nicht imstande gewesen, einen Krieg 
zwischen Deutschland und Frankreich hervorzurufen und 
nur der durch die Entstehung des deutschen Imperialismus 
hervorgerufene englisch-deutsche Gegensatz hat zum Welt­
krieg geführt, in welchem sich um die englisch-deutsche 
Achse alle anderen Gegensätze entfaltet haben.“

Das ist die neue und sehr bequeme Formel. Ihr zufolge steht 
nicht nur der neue Bundesgenosse Frankreich, oder, was das­
selbe ist, das politische System Poincaré-Iswolski in blüten- 
weißer Unschuld da, sondern es wird gleichzeitig Deutsch­
land, und so nebenher auch dem als Gegner empfundenen 
England, die alleinige Verantwortung für den Weltkrieg zu- 
geschoben. Vor allem ist der dialektische Zweck in dieser 
Kombination erreicht. In der Formel: „englisch-deutscher 
Gegensatz = Weltkrieg“ bleibt kein Raum für den franzö­
sischen Imperialismus als Urheber und als ein ausschlag­
gebender Faktor des Weltkrieges, was auch zu „beweisen“ war.

Die Art und Weise, wie diese Formel zustande gebracht 
wird, ist ein typisches Beispiel für die Denktechnik des 
"7 Rote Armee



Bolschewismus. Am Anfang steht eine Fiktion, auf ihr ein 
dialektisch gewonnenes Gedankensystem. Auf diese Weise 
kann alles „bewiesen“ werden.

Über die Verantwortlichkeit der englischen Politik am 
Weltkrieg braucht angesichts der umfassenden Fachliteratur 
über diesen Gegenstand an dieser Stelle kaum etwas gesagt 
zu werden. Einige Korrekturen der Radekschen Geschichts­
deutung für die Periode von 1871 bis zum August 1914 dürfen 
dennoch mit Rücksicht auf die heutige Sowjetpolitik nicht 
unausgesprochen bleiben.

Die englische Aktivität gegen Deutschland tritt später in 
die Arena der Geschichte, als jene Politik Frankreichs, die 
durch das berühmte Wort Gambettas gekennzeichnet wird: 
„Nie von der Revanche sprechen, doch stets an sie denken.“ 
Bis zum Zustandekommen der Entente war von jenem Zeit­
punkt an ein weiter Weg, auf dem große Schwierigkeiten zu 
überwinden waren. Diese lagen, soweit sie England betrafen, 
zunächst bei Frankreich selbst. Seit der Verdrängung Frank­
reichs aus Ägypten war der Faden von Paris nach London 
äußerst dünn geworden, und die französischen Anleihen für 
die russischen Eisenbahnbauten in Mittelasien wurden in 
England nicht gerade als ein Akt der Freundschaft betrachtet. 
Die Revancheidee gegen Deutschland erwies sich jedoch als 
die dominierende Kraft der französischen Politik : sie vollzog 
eine Schwenkung in die Richtung Englands und Delcasseés 
Abkommen mit diesem wurde zum Vorläufer der späteren 
Tripelentente. Erst nach Delcassés Sturz wurde Eduard VII. 
die treibende Kraft in der Ententepolitik, der seit seiner 
Thronbesteigung dem Gedanken einer anglo-französischen 
Zusammenarbeit freundlich gegenüberstand. Genau genom­
men setzte seit dem Tage von Pretoria (31. Mai 1902), der 
das Schicksal der Buren besiegelte und den Plan eines eng­
lischen Afrikareiches von Kapland bis zum Nildelta einer 
ernsthaften Diskussion näherbrachte, die entschiedene Ein­
kreisung Deutschlands durch England ein.

Aber vielleicht ist es schon einseitig diesen Tatbestand in 
dieser Weise zu formulieren. War es die kühle und souveräne 
Art der Engländer, „Politik zu machen“, die ihnen die 
Führung zu warf, so war die Politik Frankreichs unablässig 



gekennzeichnet durch den Willen zur Revanche um jeden 
Preis. Frankreich blieb die haßerfüllte Seele der neuen 
Koalition und der späteren Tripelentente, eifersüchtig darauf 
bedacht, daß der Wille zum Kriege gegen Deutschland nir­
gends in Europa erlahmte. Weit davon entfernt, die britische 
Vorkriegspolitik Deutschland gegenüber entlasten zu wollen, 
erscheint es uns als eine unumgängliche Notwendigkeit, den 
vom Rätestaat neuerdings ausgehenden Geschichtsfälschungen 
gegenüber diejenigen Tatsachen besonders hervorzuheben, 
die man in Moskau heute scheinbar nicht mehr gerne wahr­
haben möchte. Das wird um so mehr notwendig, als das eigen­
artige Verhalten der Sowjetpolitik allem Anschein nach neben 
anderen auch die Kriegsschuldlüge wieder heraufbeschwören 
will, um Deutschland ins Unrecht zu setzen und den eigenen 
Imperialismus zu verbergen. Sehen wir also, für wen Radek 
eine Lanze bricht!

Am 4. März 1871 schrieb der damalige französische Mini­
sterpräsident Emile Ollivier an den italienischen Staatsmann 
Castelli: „Ein Gedanke, eine Leidenschaft, ein Ziel: die 
nationale Revanche. Möge die Welt sich beeilen, diesen Frie­
den zu genießen, denn sie wird bald einen anderen Krieg 
erleben. Entweder wird Frankreich untergehen und ein Staat 
zweiter Ordnung werden, oder es wird seine Stellung wieder­
gewinnen und Deutschland züchtigen.“1) Und als der fran­
zösische Ministerpräsident Poincaré 1912 dem Berliner Bot­
schafter Jules Cambon seinen Unwillen über dessen Haltung 
zur Frage einer autonomen Eingliederung Elsaß-Lothringens in 
das deutsche Reich kundgab, erklärte er: „Das interessanteste 
ist die Haltung der deutschen Regierung. Sie scheint mit einer 
unermüdlichen Hartnäckigkeit eine Annäherung zu erstreben, 
die allein durch eine völlige Wiedergutmachung des Vergange­
nen möglich wäre. Wenn wir solchen Vorschlägen unser 
Gehör verleihen würden, dann würden wir uns mit England 
und Rußland über werfen. Wir würden allen Gewinn der 
Politik verlieren, welche Frankreich seit langen Jahren ver­
folgt“1 2) Der vorletzte Satz dieses Zitats bedeutet natürlich 

1) Revue des Deux Mondes, 15. Juni 1919.
2) Rapport au Sénats sur les faits de la guerre, Bd. I, S. 268.
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nicht etwa die Abhängigkeit der französischen Politik von 
London oder gar von Moskau, sondern — soweit, wie die 
Dinge 1912 durch die französische Initiative bereits gediehen 
waren — wäre bei dem Staffettenlauf zum Kriege der Ausfall 
der französischen Mannschaft kurz vor dem Ziel allerdings 
weder in England, noch in Rußland und erst recht nicht in 
Frankreich selbst verstanden worden. Nach diesen fran­
zösischen Selbstzeugnissen, wie nach zahllosen anderen, kann 
es einen Zweifel über Inhalt und Ziel der französischen 
Vorkriegspolitik nicht geben.

Es kann an dieser Stelle auf diese Fragen, auch auf die be­
sondere Rolle Rußlands (Iswolski!) bei der Vorbereitung des 
Weltkrieges gegen Deutschland nicht länger eingegangen 
werden. Es sei deshalb auf die umfangreiche Fachliteratur 
über das Problem der Kriegsschuld verwiesen. Hier können 
nur diejenigen Tatsachen gestreift werden, die den Charakter 
der Radekschen Konstruktionen klarlegen.

Überblicken wir die vier Jahrzehnte vor dem Weltkriege, 
so können wir in chronologischer Reihenfolge im wesentlichen 
vier Gefahrenquellen für den Frieden erkennen: die fran­
zösische Revancheidee, den Ausbreitungsdrang des russischen 
Panslawismus (Balkanproblem) — beide zunächst neutralisiert 
durch Bismarcks Politik — dann gegen Ende des Jahrhunderts 
den kolonialen Gegensatz Frankreichs und Rußlands zu 
England, und schließlich die wachsende Auflehnung Englands 
gegen den deutschen Anspruch auf Gleichberechtigung als 
Großmacht. Die Resultierende aus diesen vier Kräften hat 
schließlich den Weltkrieg entfesselt. Dabei hat sich die ge­
meinsame Feindschaft gegen Deutschland stärker erwiesen 
als die Gegensätze, die innerhalb der Koalition selbst be­
standen haben.

Die — natürlich gewollte — Einseitigkeit der Radekschen 
Geschichtsauslegung kommt auf dem Hintergrund der ge­
schilderten historischen Tatsachen klar zum Ausdruck. Jedoch 
bedarf sie noch einiger Ergänzungen, um zu voller Wirkung 
zu gelangen.

Bekanntlich hat die Sowjetregierung, von einigen früheren 
Teilveröffentlichungen abgesehen, vor einigen Jahren mit 
einer großen Aktenpublikation aus den zaristischen Archiven 



begonnen, die ihrem Gesamtplan nach die Zeit vom Berliner 
Kongreß bis 1917 umfassen soll. Davon sind bisher mehrere 
Bände für die Zeit unmittelbar vor Ausbruch des Weltkrieges 
auch in deutscher Sprache erschienen. Diese Veröffentli­
chungen, wie die wissenschaftlichen Kommentare der Sowjet­
historiker zur Vorgeschichte des Weltkrieges, haben bisher 
im allgemeinen keinen besonderen Ehrgeiz gezeigt, eine aus­
schließliche individuelle Verantwortlichkeit am Weltkriege 
für einzelne Personen oder für einzelne Staaten zu beweisen. 
Das ergibt sich schon aus den mehrfach erwähnten Leninschen 
Thesen. Für die „leninistische Geschichtsauffassung“ wäre ja 
auch nichts gewonnen, wenn eine einzelne Person, oder eine 
einzelne Regierung, oder eine Gruppe von Regierungen der 
„imperialistischen Welt“ auf Kosten aller anderen dem Ver­
dammnisurteil der Geschichte anheimfallen würden. Getroffen 
werden soll das politische System einer ganzen historischen 
Epoche, nämlich der „Epoche des Imperialismus als der 
höchsten Entwicklungsstufe des Kapitalismus“ schlechthin! 
Für uns ist es deshalb im Hinblick auf die neue historische 
Formel Radeks von größter Bedeutung, wenn sich dabei — 
ganz zweifellos ohne besondere Absichten! — Feststel­
lungen ergeben, die beweisen, daß die behauptete Zwangs­
läufigkeit der Entwicklung zum Kriege in ihrer Anwendung 
auf die einzelnen individuellen Faktoren der Weltpolitik zum 
mindesten bemerkenswerte Gradunterschiede in der Rang­
leiter der Verantwortlichkeit erkennen läßt. Schon nach der 
Veröffentlichung der ersten Bruchstücke aus den russischen 
Archiven schrieb der mit der Sichtung des Materials beauf­
tragte Sowjethistoriker Pokrowski am 23. Februar 1919 in der 
„Prawda“: „Alle diese Dokumente werfen ein überaus helles 
Licht auf die Vorbereitungen des Krieges seitens der Entente.“

Zugegeben sei hier die Möglichkeit des Einwandes, daß 
diese Feststellung nur auf diesen konkreten Fall anwendbar 
sei, weil es sich bei ihr nur um Bruchstücke des Akten­
materials handelt. Wie aber verhält es sich mit solchen lücken­
losen Reihen von Veröffentlichungen, wie sie die großen 
Aktenpublikationen der Sowjetregierung darstellen? Im Vor­
wort des sowjetrussischen Herausgebers, des bereits genannten 
Prof. Pokrowski, lesen wir: „Aus allen Dokumenten, die wir 



bis jetzt angeführt haben — und wir haben alle Hauptgruppen 
der Dokumente berührt — ist eines gar nicht sichtbar: der 
deutsche Imperialismus. D. h. natürlich keineswegs, daß diese 
Macht, eine der entscheidenden auf der Bühne der Welt­
diplomatie, zu dieser Zeit fehlte. Aber es bedeutet zweifellos, 
daß auf dem russischen Teil dieser Bühne in diesem Augen­
blick die aktive Rolle nicht ihr gehört.“

Es ist selbstverständlich, daß in einer Sowjetpublikation der 
„deutsche Imperialismus“ von vornherein als existent ange­
nommen werden muß, auch wenn er gar nicht „sichtbar“ ist. 
Aber um ein wieviel Mehrfaches muß er weniger wirksam sein 
als alle übrigen Imperialismen, wenn er nicht einmal „sicht­
bar“ ist! Denn weder die Beschränkung auf den russischen 
Sektor der Weltbühne noch auf die Zeit, aus welcher die be­
treffenden Dokumente stammen, rechtfertigen seinen Mangel 
an Aktivität — wenn er vorhanden ist und obendrein noch in 
einem solchen Umfang, daß Radek von ihm sagen kann, er 
habe sich „zum Krieg gegen eine gewaltige Koalition von 
imperialistischen Mächten entschlossen“! Denn der Zeit­
punkt, um den es sich bei jenen Dokumenten handelt, ist ja 
das Jahr 1914, ein Zeitpunkt also, in dem ein „deutscher Im­
perialismus, der sich zum Kriege entschlossen hat“, natur­
gemäß am stärksten in Erscheinung hätte treten müssen. 
Selbstverständlich auch auf dem russischen Teil der Welt­
bühne, sofern eine solche Differenzierung überhaupt zuge­
lassen werden soll. Denn was bedeutet dieser russische Teil 
der Weltbühne, gemessen an dem Umfang der veröffentlich­
ten Dokumente ? Schon ein flüchtiger Blick in die betreffenden 
Bände läßt die Haltlosigkeit solcher räumlicher Beschränkung 
erkennen und das Studium der Dokumente erst recht. Da 
finden wir die Korrespondenz des Kaiserlichen Außen­
ministeriums mit den russischen Botschaftern, Gesandten, 
Agenten und Militärattaches auf dem ganzen Erdball und mit 
fremden Diplomaten. Wir finden Noten, Denkschriften, Be­
richte, Kolportagen intimsten Charakters, es gibt kaum ein 
Gerücht, welches nicht Erwähnung findet — fast zweieinhalb­
tausend Dokumente an der Zahl! Wie sollte da der „deutsche 
Imperialismus“, von welchem Radek behauptet, daß er „vor 
der äußerst schwierigen Aufgabe der Umteilung der Welt zu 



seinen Gunsten“ gestanden habe, „unsichtbar“ bleiben 
können? Greift doch diese Korrespondenz so weit über den 
Rahmen des russischen Teiles der Weltbühne hinaus, daß der 
angeblich außerhalb von ihm wirksame „deutsche Imperia­
lismus“ sich zwangsläufig in ihr widerspiegeln müßte. Wenn 
er aber dies nicht tut und gehässigerweise „unsichtbar“ bleibt, 
so doch offenbar deshalb — weil er zum mindesten in dem be­
haupteten Umfang eben nicht vorhanden ist, bzw. von den 
anderen Imperialismen bis zur Bedeutungslosigkeit über­
schattet wird.

Die volle Wahrheit aber ist die, daß der deutsche 
Imperialismus eine krankhafte Erfindung in den 
Gehirnen solcher Politiker und Literaten ist, die 
allen Grund haben, hinter dieser und ähnlichen 
Erfindungen ihr eigenes schlechtes Gewissen zu 
verbergen.

Infolgedessen bleibt für die objektive wissenschaftliche 
Forschung, die nicht mit erfundenen Annahmen, sondern mit 
Tatsachen arbeitet, kein Raum zu Schlußfolgerungen der bei 
Herrn Radek beliebten Art. In bezug auf das Problem der 
Kriegsschuld kennzeichnen sich seine journalistischen Erzeug­
nisse als krampfhafter Versuch, dem Sowjetpublikum gegen­
über eine Rechtfertigung für die politische Schwenkung des 
Rätestaates in die imperialistische Front von Versailles zu 
finden.

4. Der neue außenpolitische Kurs des Rätestaates

Die Radekschen Geschichtsfälschungen sind die ideolo­
gische Vorbereitung der Sowjetöffentlichkeit auf die gegen­
wärtige Politik des Rätestaates. Ihr Hauptzweck ist es, der 
Bevölkerung der UdSSR, den Begriff eines „deutschen Im­
perialismus“ fest ins Bewußtsein einzubrennen und wenn 
dabei auf die Methoden der Weltkriegspropaganda 
gegen Deutschland zurückgegriffen wird, so offenbar in der 
Absicht, die damals unter zaristischem System gelegten 
Keime zu neuer Entfaltung zu bringen. Die Methode der In- 
famierung ist im Prinzip die alte geblieben. Auch die Welt­
kriegspropaganda beruhte auf dem Grundgedanken des 



„deutschen Imperialismus“. Der wesentlichste Unterschied 
besteht heute darin, daß die deutschfeindliche Propaganda des 
Rätestaates marxistisch-klassenkämpferisch unterbaut wird 
im Sinne der messianischen Aufgabe des Kampfes gegen den 
„Faschismus“, der „Befreiung des ausgebeuteten deutschen 
Proletariats“ und wie die bekannten Formeln lauten mögen.

Dabei geht es in jüngster Zeit nicht ohne sehr merkwürdige 
Kombinationen ab. In einem Nachruf für den verstorbenen 
französischen Ministerpräsidenten Poincaré erklärte Radek, 
er sei „in dem Augenblick verschieden, als ein Teil seiner 
Voraussagen sich bestätigt habe“. Poincaré habe erkannt, daß 
eine Verständigung Frankreichs mit Deutschland eine 
„societas leonina“ mit Deutschland als Löwe geworden wäre. 
Doch habe Poincaré keinen neuen Weg finden können, der nur 
in der Richtung einer Zusammenarbeit mit dem Rätebund 
zu suchen gewesen wäre. Von dieser Einschränkung abge­
sehen, hat sich also Poincaré nach sowjetrussischer Auffassung 
offenbar als ausgezeichneter Diagnostiker der politischen Ent­
wicklung in Europa erwiesen, wenn er auch nicht die Fähig­
keit aufgebracht hat, daraus die praktische Folgerung für 
Frankreich zu ziehen. Die leitenden Männer Frankreichs 
jedoch, „sogar aus Poincares Generation und sogar solche, die 
seiner Denkschule angehörten“, haben, wie Radek feststellt, 
schließlich einzusehen vermocht, daß nur die Annäherung 
Frankreichs an die UdSSR. Europa vor dem Abgrund 
retten könne!

Im Herbst 1934, als diese Annäherung bereits recht weit 
gediehen war und als es sich darum handelte, eine zweck­
mäßige Form der praktischen politischen und militärischen 
Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten zu finden, sah sich 
die Sowjetpolitik vor die Notwendigkeit gestellt, um gewisse 
Kreise in Frankreich werben zu müssen, die für den Ge­
danken eines Bündnisses mit Moskau keine Sympathie aufzu- 
bringen vermochten.

Aus Anlaß der zehnjährigen Wiederkehr der Wiederauf­
nahme diplomatischer Beziehungen zwischen Paris und 
Moskau malte Radek in einem Aufsatz in der „Iswestija“ die 
Gefahren aus, die Frankreich bei seiner Aufgabe als 
Garant des Friedens drohen. Es fehlte nicht der Hinweis 



darauf, daß Frankreich im Weltkrieg nicht aus eige­
ner Kraft gesiegt habe und man mußte unwillkürlich 
zwischen den Zeilen lesen, daß es der „russischen Dampf­
walze“ eigentlich viel zu verdanken habe. Es wurde unter­
strichen, daß zwischen Frankreich und Italien Meinungs­
verschiedenheiten bestehen, daß England für seine Schieds­
richterrolle zwischen ihm und Deutschland einen hohen Preis 
verlange und obendrein die französische Bewegungsfreiheit 
behindere, daß die Vereinigten Staaten am Streit in Europa 
uninteressiert seien, und daß das französische ost -und süd ­
osteuropäische Bündnissystem sich als unzuverlässig 
erweise. Alles das — last not least — in einer Zeit, in der es 
kein zaristisches Rußland mehr gibt. Aber es gibt eine 
Sowjetunion und diese „erklärt sich offen für die weitere 
Festigung der Beziehungen zwischen beiden Ländern, für den 
Kampf Schulter an Schulter mit Frankreich gegen die Kriegs­
gefahr und für die Sicherung des Friedens“.

Solche und ähnliche Ausführungen, die in der geschilderten 
Periode der sowjetisch-französischen Annäherung die Spalten 
der Sowjetpresse füllten, waren, wie gesagt, auf diejenigen 
Kreise in Frankreich gemünzt, die nicht mit der erwünschten 
Schnelligkeit begreifen wollten, daß der Moloch im Osten von 
gestern nun plötzlich zu einem höchst achtbaren Mitglied 
der abendländischen Zivilisation geworden sein soll, und die 
es klüger fanden und finden, die Dinge Deutschland gegen­
über nicht auf die Spitze zu treiben. Gegen diese Kreise hat 
Pertinax im „Echo de Paris“ unermüdlich den Bannstrahl 
geschleudert: keine Verständigung mit Deutschland! Diese 
würde bedeuten, daß die Interessen Frankreichs am Rhein 
enden und daß Deutschland in Mittel- und Osteuropa tun 
und lassen dürfe, was ihm beliebt!

Radek nahm den Kampfruf auf und reichte ihn an die 
Adresse der „germanophilen Kreise“ auch in Jugoslawien, 
Rumänien und Polen weiter. Daneben polemisierte er 
noch gegen diejenigen Kreise in Frankreich, die zwar eben­
falls keine Annäherung an Deutschland, aber auch keine an 
die UdSSR, wünschen und mehr den Ausbau der Bezie­
hungen zu Italien, England und zu den Staaten der Kleinen 
Entente befürworten.



Für den Rätestaat liegt hier der springende Punkt bei 
England. Mit vielen Worten versucht Radek davon zu über­
zeugen, daß eine französisch-englische Zusammenarbeit für 
die „Sicherung des Friedens“ nicht ausreichend sei. Denn 
England wolle die Rolle Frankreichs auf dem euro­
päischen Kontinent nur auf die Verteidigung sein er 
Grenzen beschränken: „Diese Politik gipfelt letzten Endes 
in dem Vorschlag, daß Frankreich auf seine Stellung als 
europäische Großmacht verzichten und sich mit der Verteidi­
gung seiner Weinberge begnügen soll.“ Und indem er auf die 
Gefahren hinweist, die daraus für England selbst entstehen 
könnten, daß das „von England so sehr gefürchtete Auf­
tauchen der deutschen Luftflotte im Westen“ auch als Folge 
eines Konfliktes in Osteuropa erfolgen könnte, ruft er be­
schwörend aus: „Welches ist der Weg, der England zur Preis­
gabe seiner Isolierungstendenzen veranlassen und zur Schaf­
fung und Verteidigung eines gemeinsamen Systems der 
Stabilisierung Europas führen kann?“ Als dieser Weg erweist 
sich die Beseitigung der Abhängigkeit Frankreichs 
von der englischen Hilfe durch das Bündnis mit dem 
Rätestaat.

Hier zeigt sich deutlich, wie sehr England von den Sowjet­
politikern als dunkler Punkt in ihren auswärtigen Beziehungen 
empfunden wird, und mit welchem Eifer die UdSSR, sich 
bereit zeigt, Frankreich nicht nur in Mitteleuropa, sondern 
auch auf dem britischen Teil der Weltbühne Sekundanten­
dienste zu leisten. Das Verhältnis zwischen Moskau und 
London ist so gespannt, daß Radek vom „historischen 
Gegensatz zwischen Großbritannien, als dem Vertreter der 
kapitalistischen Welt, und der Sowjetunion, als der Ver­
treterin des Sozialismus“ sprechen konnte. Doch fühlt man 
deutlich hindurch, wie sehr die UdSSR, es begrüßen würde, 
wenn — trotz aller ideologischen Bedenken von ihrem „prole­
tarischen“ Standpunkt aus — dieser „historische Gegensatz“ 
einer etwas milderen Form der gegenseitigen Beziehungen 
weichen würde.

Die Argumente, die vom Rätestaat zu diesem Zweck ins 
Feld geführt werden, kommen in folgenden Worten Radeks 
zum Ausdruck: „Die Weltbourgeoisie hat vom Weltkrieg 



einiges gelernt. Sie hat gesehen, wie der deutsche Imperialis­
mus den Weltkrieg mit einem strategischen Plan eröffnet und 
nach dessen Zusammenbruch einen anderen Plan entwickelt 
hat, und ein Teil der englischen Imperialisten fragt sich, wo 
sind die Garantien dafür, daß der deutsche Faschismus, nach­
dem er den Zug nach dem Osten begonnen und sich dort die 
Zähne ausgebissen hat, nicht sagen würde: ,Ich besitze eine 
mächtige Luftflotte, die in einer Flugstunde in Großbritannien 
sein kann, wo es noch etwas zu gewinnen gibt. Ist es im Osten 
mit dem jungen sozialistischen Staat nichts geworden, der 
sich stärker erwiesen hat, als wir angenommen haben, so ver­
suchen wir unser Glück mit dem fett gewordenen englischen 
Imperium, welches viel zu viel Kolonien besitzt/“

Dieser vulgäre Überzeugungsversuch wurde im September 
1934 unternommen. Die UdSSR, versuchte damals folgendes 
zu erreichen:
i. Frankreich fest an sich zu binden und es damit 

von der englischen „Vormundschaft“ zu befreien;
2. England der neuen Entente näherzubringen;
3. England innerhalb dieser Entente in eine solche 

Lage hineinzuzwingen, daß es die sowjetisch­
französische Politik mitmachen mußte.

Das Angriffsziel war und blieb das „faschistische Deutsch­
land“.

In diesem Zusammenhang spielt der „Ostpakt“ eine 
große Rolle, auf den in erster Linie Moskau hinsteuerte und 
der letzten Endes darauf hinauslief, j eden lokalen Krieg, 
in den die UdSSR, infolge ihrer aggressiven Politik hinein­
geraten könnte, zu einem neuen Weltkrieg zu machen.

Der deutsche Standpunkt zu dieser Frage war von Anfang 
an klar: Deutschland war nicht bereit, sich zu solchen Kom­
binationen herzugeben. Zur Begründung dieses berechtigten 
Standpunktes können wir an dieser Stelle darauf verzichten, 
das zu wiederholen, was vom Führer AdolfHitler und von 
anderen verantwortlichen deutschen Stellen gesagt wurde. 
Wir können uns damit begnügen, keinen anderen als Herrn 
Litwinow selber über die Bedeutung derartiger „Sicher­
heitsabkommen“ sprechen zu lassen. Am 16. März 1928 



erklärte der Außenkommissar der Sowjetunion zu dem Bericht 
des Sicherheitskomitees in Genf:

„Wir glauben, daß der Weg, den das Sicherheitskomitee 
eingeschlagen hat, nicht zu einer allgemeinen Sicherheit füh­
ren, sondern nur die Sicherheit einzelner Länder oder Länder­
gruppen erhöhen kann, während er gleichzeitig eine Drohung 
für die Unabhängigkeit und territoriale Unverletzlichkeit 
anderer Länder oder Ländergruppen in sich schließt. Übri­
gens kann infolge des Mangels exakter Kriterien 
dafür, was ein Angriffs- und was ein Verteidigungs­
krieg ist, das System regionaler, auf gegenseitiger 
Unterstützung gegründeter Garantiepakte, wie es 
das Sicherheitskomitee vorschlägt, zu einem Zu­
stande führen, der in gefährlicher Weise mit dem 
System von Allianzen und anderen militärischen 
undpolitischen Verbindungen, wieesvordemKrieg 
bestanden hat, verwandt ist. Gerade dieses System 
selbst, das eine der Ursachen des Weltkrieges war, 
kann eine Drohung für den Frieden sein. Indem es 
die aggressiven Neigungen kriegslustigerundstreit­
süchtiger Regierungen nährt und erhält, kann es 
jeden lokalen Krieg in ein allgemeines Gemetzel 
verwandeln. Nach der Ansicht der Sowjetdelegation sind 
die Beschlüsse des Sicherheitskomitees geeignet, ohne die 
Wahrscheinlichkeit künftiger Kriege herabzusetzen, den 
Schauplatz dieser Kriege auszudehnen, und ihre furchtbaren 
Folgen zu verschärfen1).“

Diesen Ausführungen des Herrn Litwinow ist unsererseits 
kaum etwas hinzuzufügen. Man kann jedoch aus ihnen weiter 
folgern, daß in erster Linie „kriegslustige und streitsüchtige 
Regierungen“ ein Interesse an solchen Pakten haben können. 
Man muß daher wissen, von wem Vorschläge zum Abschluß 
solcher Pakte ausgehen, um zu wissen, wer zu der Kategorie 
der von Litwinow so charakterisierten Regierungen zu 
rechnen ist.

Wenn das Deutsche Reich den Ostpakt abgelehnt 
hat, so hat es offenbar auch im Sinne dieser von

T) Der Kampf der Sowjetunion um den Frieden, S. 154. Berlin 1929. 



Herrn Litwinow in Genf abgegebenen Erklärung 
nur dem Frieden gedient. Wenn regionale Pakte der be­
zeichneten Art nach dem Zeugnis des Herrn Litwinow selbst 
nur eine neue Quelle von Gefahren für den Frieden darstellen, 
so drängt sich von selbst der Schluß auf, daß der Krieg nur 
dadurch vermieden werden kann, daß die einzelnen Re­
gierungen in unmittelbaren Verhandlungen mitein­
ander die Ursachen vermindern oder beseitigen, die zu Kon­
flikten mit Waffengewalt führen können. Das ist der von 
Deutschland beschrittene Weg und die bisherigen Ergebnisse 
der deutschen Außenpolitik beweisen, daß dieser Weg 
richtig ist.

Die Bemühungen des Rätestaates um England haben nicht 
zu dem erhofften Ergebnis geführt. Die Diplomatie und die 
Presse der UdSSR, haben alles getan, was in ihren Kräften 
stand, um die Entente der Vorkriegszeit wieder aufleben zu 
lassen. Mit dem Abschluß des sowjetisch-französischen Mili­
tärpaktes und eines analogen Paktes mit der Tschechoslowakei 
ist der Weg der Militärallianzen im Geiste der Poincaré- 
Iswolski-Politik offen betreten worden. Das deutsch-englische 
Flottenabkommen bedeutet für diese Politik einen gewissen 
Rückschlag. Daß dies in Moskau deutlich erkannt wurde, 
beweist der unverhohlene Haß, mit dem die Sowjetpresse auf 
dieses Abkommen reagiert hat.

Die nächsten Bestrebungen der UdSSR, sind darauf ge­
richtet, die Einkreisung Polens mit Hilfe Litauens und der 
Tschechoslowakei, die willige Werkzeuge der Sowjetpolitik 
geworden sind, durch die Einbeziehung Lettlands und Est­
lands in die Sowjetfront weiter auszubauen. Inwieweit diese 
Pläne zu verwirklichen sein werden, kann erst die Zukunft 
zeigen.

5. Strategie und Taktik der Sowjetpolitik in Europa

In den Jahren 1934 und 1935 ist es mit großer Klarheit 
deutlich geworden, daß dem Rätestaat an der Erhaltung des 
allgemeinen Friedens nur mit bestimmten Einschränkungen 
gelegen ist. Ohne Zweifel fühlt sich die UdSSR, gegen­
wärtig noch nicht stark genug, um ihre weltrevolutionäre 



außenpolitische Zielsetzung mit der Waffe in der Hand zu ver­
wirklichen. Ohne Zweifel muß ihr gegenwärtig viel daran ge­
legen sein, den Frieden so lange zu erhalten, bis sie militärisch 
und wirtschaftlich die materiellen Voraussetzungen für eine 
bewaffnete weltrevolutionäre Offensive geschaffen hat.

Um so mehr ist Moskau bestrebt, in der Gegenwart diese 
für eine künftige Entwicklung im weltrevolutionären Sinne 
erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. Dazu gehört dreierlei : 
i. Sicherung der eigenen militärischen und wirt­

schaftlichen Aufrüstung durch möglichst großen 
Zeitgewinn.

2. Erhaltung der wichtigsten Quellen möglicher 
Konflikte zwischen den Staaten der „kapitalisti- 
sehen Welt“ auf der Grundlage von „Siegern“ und „Be­
siegten“ des Weltkrieges.

3. Schaffung eines möglichst komplizierten und un­
übersichtlichen Paktsystems, das die Möglichkeit 
bietet, zum gegebenen Zeitpunkt mit Hilfe eines kleinen 
Provokateurs, an denen es wie 1914 auch heute nicht fehlt, 
den Stein ins Rollen zu bringen.

Das ist der allgemeine „politisch-strategische“ Plan der 
Sowjetpolitik. Die ihm untergeordneten taktischen Entschei­
dungen wechseln von Fall zu Fall nach Lage der Dinge.

Die ungeheuerlichen Sowjetrüstungen der letzten Jahre 
wurden meist mit der angeblichen „Bedrohung“ des Rätestaates 
durch den „deutschen Faschismus“ motiviert. Nach Edens. 
Besuch in Moskau und während der Konferenzen in Stresa 
und Genf haben die Sowjets eine gewisse Verlagerung des 
Schwergewichts ihrer Argumente vorgenommen, was aber­
mals in einem Aufsatz von Radek zum Ausdruck gekommen 
ist : Deutschland bedrohe mit allen Schrecken der Apokalypse 
den Rätestaat. Diese Bedrohung beziehe sich jedoch auf die 
fernere Zukunft. Die gegenwärtigen Rüstungsforderungen 
Deutschlands (das deutsche Wehrgesetz war damals noch 
nicht veröffentlicht) hingegen seien „in erster Linie gegen 
die Westmächte gerichtet. Und wenn Deutschland die 
Trennung des Völkerbundes vom Versailler Vertrag verlangt, 
so tut es dies zunächst mit dem Ziel, sich die Liquidierung der 



territorialen Bestimmungen des Versailler Vertrages zu 
erleichtern.“

In das gleiche Horn blies der bolschewistische Kriegs- 
kommissar Tuchatschewski in einem Aufsatz in der 
„Iswestija“ über die „Kriegspläne des heutigen Deutsch­
land“, indem auch er sich auf die Verbote des Versailler 
Vertrages berief! Derselbe Versailler Vertrag spielte eine 
Rolle in einem vom Organ der Roten Armee „Krasnaja 
Swesda“ in größter Aufmachung gebrachten Artikel über die 
„Vorbereitungen des deutschen Faschismus zum Kriege“.

In einer Zeit also, als selbst die offizielle französische Außen­
politik theoretisch zwar ihre „Rechte“ aus dem Versailler 
Diktat noch betonte, praktisch jedoch sich mit den neuen Tat­
sachen abfinden mußte, sehen wir die UdSSR, das Erbe jener 
„Banditen, Räuber, Wucherer und Henker“ verteidigen, als 
die Lenin die Väter von Versailles bezeichnet hat! Das ist die 
praktische Bestätigung dessen, was an anderer Stelle über die 
beiden Pole der Sowjetpolitik in Europa gesagt wurde.

Wenn Radek sich dagegen wandte, daß Frankreich sich auf 
die „Verteidigung seiner Weinberge“ beschränken solle, so 
war auch das nur ein Versuch in der gleichen Richtung. Zu­
gleich war es eine offene Unterstützung der aggressiven 
Ziele der französischen Politik. Ein Staat, der eine reine 
Verteidigungspolitik führt, muß sich naturgemäß auf die Ver­
teidigung seiner Grenze beschränken. Soll ersieh aber darauf 
nicht beschränken, so soll er offenbar über seine „Weinberge“ 
hinaus im Lebensraum anderer Staaten und Völker etwas 
„verteidigen“, mit anderen Worten, eigene Sonderinteressen 
geltend machen, die auf Kosten der Lebensinteressen der be­
treffenden Staaten und Völker gehen müssen.

Eine solche Politik hat Lenin stets als „Imperialismus“ be­
zeichnet. Im vorliegenden Falle unterstützt also die UdSSR, 
den französischen Imperialismus, und zwar —wie sich aus dem 
ganzen Zusammenhang ergibt — in Mittel- und in Osteuropa. 
Beides natürlich nur in Zusammenarbeit mit dem Rätestaat, 
der hier Sowjet-imperialistische Ziele zu verfolgen hat. Wer 
aber ist der Träger des französischen Imperialismus? Nach 
der bolschewistischen Theorie ist es die französische „Bour­
geoisie, die Bankiers und die Industriekapitäne“.



Radek hat, wie wir gesehen haben, in einem anderen Zu­
sammenhang einen offenen Anbiederungsversuch an die 
„Weltbourgeoisie“ gemacht, von der er sagte, daß sie aus dem 
Weltkrieg einiges gelernt habe, und die er mit dem Schreck­
gespenst des „deutschen Imperialismus“ für den Rätestaat zu 
gewinnen suchte. Die Bourgeoisie der Versaillesmächte ist also 
der UdSSR, heute gut genug, um sie vor den Wagen des Bol­
schewismus zu spannen und mit ihrer Hilfe die Wege für die 
Weltrevolution zu ebnen.

Es sei hier an einen sehr bezeichnenden Zwischenfall in der 
siebenten Sitzung der Vorbereitenden Abrüstungskommission 
in Genf am 22. März 1928 erinnert. Der Vertreter Groß­
britanniens, Lord Cushendun, richtete an die Sowjet- 
delegation die Frage, welches ihre Haltung gegenüber dem 
Bürgerkrieg sei, ob sie ihn verurteile oder ob sie ihn für legitim 
halte. Litwinow wies in seiner Antwort daraufhin, daß der 
Konventionsentwurf der Sowjetregierung sich nur auf den 
internationalen Krieg beziehe und fuhr fort:

„Es ist uns niemals eingefallen zu glauben, daß der Völker­
bund beabsichtige, in die Frage der Abrüstung und der Sicher­
heit auch die Verhütung des Bürgerkrieges und des Klassen­
kampfes einzubegreifen. Ich kann ohne das geringste Zögern 
erklären, daß die Sowjetregierung niemals einge­
willigt hätte, mit der britischen oder irgendeiner 
anderen hier vertretenen Regierung an dem Stu­
dium von Fragen teilzunehmen, die den Klassen­
kampf gegen die Revolution betreffen. Es wäre in der 
Tat sehr naiv, auf eine Arbeit dieser Art seitens der Regierung 
zu rechnen, die aus einer der größten Revolutionen der Ge­
schichte hervorgegangen ist, und die ins Leben gerufen 
wurde, um die Errungenschaften dieser Revolution zu 
schützen!“1)

1) Der Kampf der Sowjetunion um den Frieden, S. 24. Berlin 1929.

Litwinow bekannte sich also offen, was ganz natürlich und 
von seinem Standpunkt aus ehrlich war, zur bolschewistischen 
Revolution und zum Bürgerkrieg. Bekennt sich Herr 
Litwinow nicht mehr zur bolschewistischen Revo­
lution und zum Bürgerkrieg?
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Diese Frage stellen heißt, sie verneinen. Selbstverständlich 
bekennt sich Herr Litwinow auch heute zur bolschewistischen 
Revolution und zum Bürgerkrieg. Würde er sich dazu nicht 
mehr bekennen, würde er nicht der Außenkommissar des 
Rätestaates sein.

Was aber „bolschewistische Revolution“ bedeutet, haben 
wir aus den Theorien Lenins und Stalins in unmißverständ­
lichster Weise ersehen : es ist die Weltrevolution, die Organi­
sierung des Bürgerkrieges und des bewaffneten Aufstandes in 
allen Ländern der Welt. Der VII. Weltkongreß der Kom­
intern im August 1935 in Moskau hat keineswegs darauf ver­
zichtet, seine allgemeine weltrevolutionäre Zielsetzung zu 
betonen.

Die Sowjetunion und die Komintern sind zwei Ge­
bilde, die nicht nur ideologisch, sondern auch organisatorisch 
eine Einheit bilden. Letzteres wird zwar in Moskau bestritten, 
und es wird der Eindruck zu erwecken versucht, als sei die 
Komintern eine selbständige Zentrale des „Weltproletariats“. 
Solche und ähnliche Manöver können jedoch an der Tatsache 
nichts ändern, daß die Komintern lediglich einen Apparat 
darstellt, der dafür bestimmt ist, denjenigen Teil der welt­
revolutionären Zersetzungsarbeit zu übernehmen, der von 
der Sowjetunion selbst ohne Gefahr für ihre offiziellen Be­
ziehungen zu anderen Staaten nicht durchgeführt werden 
kann. Zu dieser Arbeit gehört u. a. die Stärkung der kom­
munistischen Front in allen Ländern, darunter auch in Frank­
reich, dessen bürgerliche Regierung zur Zeit zwar in bundes­
brüderlichen Beziehungen zur Zentrale der Weltrevolution 
steht, dessen kommunistische Partei jedoch in Moskau trotz 
allem als ein zuverlässigerer Faktor angesehen wird als die 
offizielle Vertretung der französischen Nation.

Die Leningrader „Prawda“ veröffentlichte unmittelbar 
nach den französischen Gemeindewahlen einen Bericht ihres 
Pariser Mitarbeiters über die kommunistischen Erfolge 
in Frankreich. In dem Bericht war viel von „Reaktion, 
Fabrikanten, abgedankten Offizieren und faschistischen 
Jünglingen“ die Rede — also von Vertretern desjenigen Re­
gimes, mit dem Moskau eine Bündnispolitik zu treiben be­
liebt, die nichtsdestoweniger als niedrigste Kategorie der 
8 Rote Armee



Menschheit behandelt wurden. Um so farbenprächtiger 
wurde der französische Kommunismus dargestellt. Die 
Zahl der kommunistischen Gemeindevertretungen in Frank­
reich war vor kurzem noch gering, jetzt jedoch, nach den 
Wahlen — so wurde betont —, beträgt ihre Zahl bereits über 
200. „Jawohl, der Kommunismus marschiert und wer würde 
es wagen, dies zu bestreiten!“ So schrieb triumphierend das 
bolschewistische Blatt und zitierte den Bericht eines franzö- 
sichen kommunistischen Abgeordneten darüber, „wie unter 
Leitung der Lenin-Stalinschcn Komintern die französische 
kommunistische Partei sich gefestigt hat, wie ihr Einfluß 
wächst, wie sie die mächtigste Partei von Paris geworden ist“. 
Und der Bericht schloß mit folgenden, auf die bürgerlichen, 
französischen Zeitungen bezogenen vielsagenden Worten: 
„Sie wissen, daß die revolutionären Arbeiter Frankreichs sich 
mit den eroberten Munizipalen nicht begnügen werden und 
daß ihr Ziel weiter, viel weiter geht.“

Zusammenfassend kann also über die Sowjetpolitik in 
Europa folgendes gesagt werden:
і. Der allgemeine strategische Plan der Eroberung 

Europas für den Kommunismus durch den gewalt­
samen Umsturz bleibt bestehen, da die von Lenin und 
Stalin offiziell formulierten Prinzipien über die Strategie 
und die Taktik der bolschewistischen Revolution nach wie 
vor die Grundlage der Sowjetpolitik sind.

2. Die Taktik der Sowjetpolitik in Europa besteht gegen­
wärtig darin, Deutschland durch eine möglichst große 
Koalition von Staaten weitgehendst zu isolieren.

3. Zur Isolierung des „deutschen Faschismus“ soll grundsätz­
lich auch mit der „Bourgeoisie“ der anderen Staaten 
paktiert werden.

Daneben geht die politische Zersetzungsarbeit in den 
einzelnen Staaten, sofern ihr nicht ein entschiedener Damm 
entgegengesetzt wird, weiter. Für diesen Sonderzweig der 
„europäischen Politik“ des Bolschewismus gelten folgende 
Richtlinien :
і. Der strategische Plan ist die Eroberung der einzel­

nen Staaten für den Kommunismus.
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2. Die Taktik in den einzelnen Staaten besteht darin, die 
„Bourgeoisie“ durch eine möglichst umfassende Koali­
tion der Arbeiter, Bauern und des Kleinbürgertums weit- 
gehendst zu isolieren.

3. Zur Isolierung der „Bourgeoisie“ in den einzelnen Staaten 
soll grundsätzlich auch mit den „Sozialfaschisten“ der 
II. Internationale zwecks Bildung einer Einheitsfront 
paktiert werden.

Die Bündnispolitik mit bürgerlichen Staaten und die gleich­
zeitige kommunistische Zersetzungsarbeit in ihnen bilden vom 
bolschewistischen Standpunkt aus keinen Widerspruch. Jeder 
für den Kommunismus eroberte Staat muß der UdSSR, als 
außenpolitischer Bundesgenosse zuverlässiger erscheinen als 
unter einem beliebigen anderen Regime. Nur die Bündnis­
politik mit der „Bourgeoisie“ als solche steht in einem krassen 
Widerspruch zu dem offiziellen Dogma. Das aber ist für die 
Sowjetpolitik längst kein moralisches Problem. Die Geschichte 
seit der bolschewistischen Revolution in Rußland lehrt, daß 
die Sowjetpolitik die völlige Grundsatzlosigkeit zu ihrem 
Grundprinzip gemacht hat, wobei es sich nur um ein Ziel 
unentwegt handelt: Eroberung der Welt durch den 
Roten Imperialismus!



III. Abschnitt

Die Vorbereitung zum Kriege

5. Kapitel. Kriegs- und Rüstungspsychose

1. Die innerpolitischen Schwierigkeiten
Aus den bisherigen Darlegungen über die ideologischen 

und praktischen Beweggründe der Sowjetpolitik geht deutlich 
hervor, daß der Rätestaat sehr weitgehende Ziele verfolgt, 
die mit friedlichen Mitteln niemals zu erreichen sein werden. 
Eine Änderung dieser Politik kommt nicht in Frage, da der 
Bolschewismus auf die Weltrevolution nicht verzichten kann, 
ohne sich selbst als Bolschewismus aufzugeben. Wenn der 
Bolschewismus sich nicht zur Selbstliquidation entschließen 
wird, so wird er sich über kurz oder lang für den „revolutio­
nären Krieg“ entscheiden müssen. Dafür muß er die macht - 
politischen Vorbedingungen schaffen: eine starke 
Armee, eine leistungsfähige Wehrwirtschaft und eine von 
kriegerischem Geist erfüllte Bevölkerung.

Auch der Bolschewismus muß mit dem ursächlichen Zu­
sammenhang zwischen den moralischen und den ma­
teriellen Kräften des Landes und seiner Bevölkerung 
rechnen, die als Grundlage für die militärische Leistungs­
fähigkeit des Staates und seiner Armee unentbehrlich sind. 
Die Einheit von VolkundStaatist die elementarste Voraus­
setzung für den militärischen und politischen Erfolg im Kriege. 
Eben hier liegt das schwierigste Problem für den Rätestaat.

In der ersten Periode der Revolution, als sie noch vor­
wiegend den Charakter einer Agrarrevolution hatte, wurde 
der Begriff des „Klassenkampfes“ von den Bauern, der 
Hauptmasse der Bevölkerung, ausschließlich im Sinne der 
sogenannten „schwarzen Umteilung“ des Bodens aufgefaßt. 
Er erschöpfte sich für sie im radikalsten Falle in der Parole: 



„Alles Land den Bauern!“ Der eigentliche Kommunismus 
hingegen ging den Bauern niemals über den Rahmen des 
ihnen aus dem alten „Mir“-System an sich vertrauten Ge­
dankens der Gemeinsamkeit des Grundbesitzes hinaus und 
hob ihre individuellen Ansprüche nicht auf.

Jene Parole: „Alles Land den Bauern!“ wurde von den 
Bolschewisten proklamiert und stellte einen offenen Betrug 
dar, denn sie stand im prinzipiellen Gegensatz zu der kom­
munistischen Forderung nach Aufhebung jeglichen Privat­
eigentums. Der Keim zu späteren Konflikten war damit gelegt.

Nachdem der enteignete Boden der Gutsbesitzer in die 
Hände der Bauern übergegangen war, regte sich in diesen der 
Wille zum Eigentum : sie waren keineswegs bereit, ihre Er­
rungenschaft der Revolution preiszugeben. Die Kollektivierung 
der Landwirtschaft, also die praktische Aufhebung der zweck­
geborenen agrarrevolutionären Losung des Bolschewismus, 
führte zu einem permanenten Kriegszustand zwischen 
Staatund Bauern, zu einer passiven und oft auch aktiven 
Resistenz der auf Wahrung ihrer Eigentumsrechte bedachten 
Bauern gegen die Maßnahmen der Regierung. Die Gefahr 
einer neuen Agrarrevolution dämmerte am Horizont der Räte­
republik und diese Gefahr konnte bisher nicht beseitigt 
werden.

Hinzu traten die Kämpfe innerhalb der kommu­
nistischen Partei um die „Generallinie“ und um die Aus­
legung des marxistischen Dogmas, bei denen die Bauemfrage 
eine große Rolle spielte. Diese jahrelangen Kämpfe zwischen 
den verschiedenen kommunistischen Gruppen, den „Trotz­
kisten“, den „Stalinisten“ und anderen, wirken bis in die 
Gegenwart nach. Die Ermordung eines der nächsten Ver­
trauensmänner Stalins, des Leningrader Parteifunktionärs 
Kirow, im Dezember 1934 war eines ihrer letzten Signale.

Alle diese Tatsachen haben im Rätestaat einen Hochdruck 
erzeugt, dem ein Ventil nach außen geöffnet werden mußte. 
Das Prinzip des Klassenkampfes im Innern und die Idee der 
Weltrevolution sind zwei Dinge, die sich auf die Dauer nicht 
trennen lassen. Solange aber die äußeren Umstände den Über­
gang zur weltrevolutionären Offensive mit bewaffneter Macht 
nicht gestatten, können die aus dem Dogma sich ergebenden 



inneren Gefahrenquellen mit „Ideologien“ allein nicht zu­
gestopft werden. Es bedarf einer realen Macht, die bei der 
Aufrechterhaltung der „Klassendisziplin“ eingesetzt werden 
kann: das ist die Armee. Insofern haben die Rüstungen der 
Räteunion eine außen- und eine innenpolitische Bedeutung 
zugleich.

2. Die Triebkräfte der Kriegs- und Rüstungspropaganda
Die militärische und rüstungspolitische Propa­

ganda der KP(B)SU wird unter solchen Umständen von 
zwei Faktoren bestimmt:
і. Von der weltrevolutionären Zielsetzung mit den 

aus ihr sich ergebenden praktischen Folgerungen 
für die Wehrpolitik der UdSSR.

2. Von der Notwendigkeit, die Masse der Sowjet­
bürger (besonders die Bauern) von den inneren 
Schwierigkeiten auf von außen her angeblich 
drohende Gefahren abzulenken.

Auf dieser Basis wird in der UdSSR, seit Jahr und Tag eine 
Kriegspsychose von geradezu ungeheuerlichen Dimensionen 
erzeugt. Es wird keine Gelegenheit versäumt, um den Sowjet­
bürgern die angeblichen Angriffsabsichten des Auslandes gegen 
den Rätestaat einzuhämmern. Die Zeitungen traktieren in 
seitenlangen Abhandlungen über diesen Gegenstand. Plakate 
und Transparente proklamieren in Riesenaufmachung: „Die 
Sowjetunion ist in Gefahr!“ Der Rundfunk steht im Dienste 
der Kriegspropaganda unter der gleichen Parole. Propaganda- 
schriften und sonstige Literatur über die drohende „Inter­
vention“ werden in Massenauflagen verbreitet. In allen Reden 
der bolschewistischen Regierungsmänner wird die Organisie­
rung des Krieges gegen die UdSSR, als eine feststehende Tat­
sache behauptet.

Die psychologischen Triebkräfte dieser Propaganda ergeben 
sich aus der Kriegsdoktrin des Kommunismus. Ein Staat, der 
unter der Losung der klassenmäßig bestimmten Weltrevo­
lution den ganzen Erdball für den Kommunismus erobern 
will, muß sich des eigenen ungeheuren Gegensatzes zu der 
übrigen Welt bewußt sein. Er muß letzten Endes ein ähnliches 



Bewußtsein dieses Gegensatzes auch bei dieser Welt ihm selbst 
gegenüber annehmen. Dieser Gegensatz wird von der Sowjet­
union als ein Klassengegensatz zwischen dem „proletarischen“ 
und den ,Bourgeoisien“ Staaten angesehen. Klassengegen­
sätze aber führen nach seiner Doktrin zu Klassenkämpfen und 
Klassenkriegen. Die letzte Folge des Gegensatzes zwischen der 
UdSSR, und der übrigen Welt muß also ein Krieg sein.

Die These von der Unvermeidlichkeit eines bewaff­
neten Zusammenstoßes des „Staates der Arbeiter und 
Bauern“ mit den „Staaten der Bourgeoisie“ ist eine der Grund ­
lehren des Bolschewismus. Das Bewußtsein von der drohenden 
Kriegsgefahr ist schließlich nichts anderes als ein Produkt des 
eigenen schlechten Gewissens: will man selbst jemanden an- 
greifen, so muß man mit einer entsprechenden Gegenwirkung 
rechnen.

Außerdem ist, wie wir aus der kommunistischen Theorie 
wissen, jeder Krieg, den die UdSSR, führen wird, im „histo­
risch-politischen Sinne ein Verteidigungskrieg, unabhängig 
davon, wer zuerst angreifen wird“1). Allein die Tatsache des 
Vorhandenseins einer nichtbolschewistischen Welt wird be­
reits als ein Angriff auf die elementarsten Lebensrechte der 
UdSSR, angesehen.

г) Vgl. Degtjarew, a. a. O.
2) Lenin in einer Rede am 20. November 1920, zit. in: Lenin, Über 

den Versailler Vertrag, S. 85.

Psychologisch äußerst bezeichnend für die bolschewistische 
Auffassung ist folgender Ausspruch Lenins: „Der Haß der 
polnischen Kapitalisten gegen die Sowjetmacht ist sehr stark. 
Sie unterdrücken mit unerhörter Grausamkeit die einfachsten 
Streiks.“* 2) ( !) Wenn also ein Staat gegen die kommunistische 
Zersetzungsarbeit innerhalb seiner eigenen Staatsgrenzen seine 
Machtmittel einsetzt, so betrachtet der Sowjetstaat dies als 
einen Eingriff in seine Rechte und Interessen ! Jede Aburteilung 
von kommunistischen Hetzern zum bewaffneten Aufstand in 
der übrigen Welt ist ein Angriff auf die Sowjetmacht!

Um wieviel mehr muß unter solchen Umständen jede wehr­
politische Maßnahme eines anderen Staates gegen die Möglich­
keit eines bewaffneten Überfalles der Sowjetunion auf ihn 
als Angriff auf den Rätestaat betrachtet werden !



Von hier ist es nur ein kleiner Schritt bis zu der Behaup­
tung, daß diese Welt ihrerseits Angriffsabsichten gegen die 
UdSSR, habe und den Krieg mit dem Ziel des Sturzes der 
Sowjetmacht organisiere. „Der Krieg der Imperialisten gegen 
den Rätebund ist ein offener gegenrevolutionärer Krieg der 
Bourgeoisie gegen das Proletariat. Sein Hauptziel ist — der 
Sturz der proletarischen Diktatur und die Errichtung der 
Herrschaft des weißgardistischen Terrors gegen die Arbeiter­
klasse und die werktätigen Massen des ganzen Landes.“1)

Aus den Thesen der Komintern, zit. bei: Degtjarew, Die politische 
Arbeit in der Roten Armee in Kriegszeiten, S. 17. Moskau 1930.

2) Vgl. Daschinskij und Radopolskij, Die Vorbereitung des Krieges 
gegen die UdSSR., S. 48fr. Moskau 1929.

3. Die „Inter-uentionsjronV*
Wird auch die übrige Welt als Ganzes im Gegensatz zum 

Rätestaat betrachtet, so werden innerhalb ihrer doch wesent­
liche Unterscheidungen gemacht. Das ergibt sich aus den je­
weiligen aktuellen Bedürfnissen der Sowjetpolitik. Die all­
gemeine Formel „kapitalistische Welt contra Sowjetunion“ 
muß auf die konkrete Form einer akuten Gefahr 
seitens bestimmter Staaten für die UdSSR, gebracht 
werden, um von den Massen der Sowjetbevölkerung sinnfällig 
begriffen zu werden.

In dieser Beziehung hat die Sowjetpolitik im Laufe der 
Jahre große Wandlungen durchgemacht. Bis vor kurzem 
wurden Frankreich und England abwechselnd als die Ein­
peitscher zum „Interventionskrieg“ gegen die UdSSR, be­
zeichnet. Typisch ist die von Daschinskij und Radopolskij im 
Jahre 1929 gemachte Einteilung der Staaten hinsichtlich 
ihrer Rolle „in einem neuen Krieg gegen die UdSSR.“* 2)
i. Die erste Gruppe besteht demzufolge aus den der UdSSR, 

offen feindlich gesinnten Staaten: England, Frankreich 
und die westlichen Nachbarn der Räteunion — Polen, 
Rumänien, Finnland, Estland und Lettland. Ferner wer­
den Japan und Italien dazugerechnet.

2. Die zweite Gruppe sind die Staaten, die zwar ebenfalls 
eine prinzipielle Gegnerschaft zur UdSSR, zum Ausdruck



bringen, jedoch infolge bestimmter Gründe sich der anti­
sowjetischen Front noch nicht offen angeschlossen haben : 
Tschechoslowakei, Ungarn, Bulgarien, Jugoslawien, Grie­
chenland, Belgien, Dänemark und die Schweiz.

3. Die dritte Gruppe umfaßt die Staaten, die aus geogra­
phischen, politischen und wirtschaftlichen Gründen an 
einem Kampf gegen die UdSSR, wenig interessiert sind: 
Türkei, Persien, Afghanistan, China (mit Ausnahme der 
„reaktionären nordchinesischen Militaristen“), Österreich, 
Schweden,Norwegen und die lateinamerikanischen Staaten.

4. Eine Sonderstellung nehmen Deutschland und die 
USA. ein, deren Haltung als noch nicht endgültig geklärt 
bezeichnet wird, die jedoch vor allem von England heiß 
umworben werden, da ihr spezifisches Gewicht innerhalb 
der weltpolitischen Lage so groß ist, daß ohne ihre Be­
teiligung oder wenigstens ihre Neutralität ein Angriff auf 
die UdSSR, schwer vorstellbar erscheint!

Diese prinzipielle Auffassung ist in den großen politischen 
Reden Stalins, Litwinows, Woroschilows, Molotows, Kalinins 
und zahlreicher andererführenderPersönlichkeiten derUdSSR. 
jahrelang in der mannigfaltigsten Weise vertreten worden.

Inzwischen sind andere Kombinationen und Konstruk­
tionen an ihre Stelle getreten.

Neuerdings wird Deutschland bzw. der „deutsche 
Faschismus“ als der Träger der „Interventionsfront“ bezeich­
net. Die von AdolfHitlerin seiner ersten programmatischen 
Reichstagsrede nach der nationalsozialistischen Revolution 
offen ausgesprochene Bereitwilligkeit Deutschlands zu einer 
friedlichen wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit 
auch mit der UdSSR., unter grundsätzlichem Verzicht auf 
gegenseitige Einmischung in die inneren Verhältnisse des an­
deren Staates, wird geflissentlich übersehen. Die darge­
botene Hand muß von der Sowjetregierung ausge­
schlagenwerd en,weildieseaufdieEinmischungindie 
inneren VerhältnisseDeutschlands nicht verzichten 
will, weil sie den „Sturz des Faschismus in Deutsch­
land“ zum zentralen Problem ihrer auswärtigen 
Politik gemacht hat, weil sie im Kampf gegen den 



„deutschen Militarismus“ eingedenk des Jahres 1914 
eine zugkräftige Parole für die Ablenkung der 
eigenen Volksmassen von den inneren Schwierig­
keiten im Rätestaat zu finden hofft, weil ohne eine 
bolschewistische Eroberung Deutschlands die 
letzten Hoffnungen auf die Weltrevolution preis­
gegeben werden müßten!

Die eigenen Angriffsabsichten gegen Deutschland 
werdenj edoch in derSowjetpropaganda in gewissen­
losester Weise in angebliche Angriffsabsichten 
Deutschlands gegen die UdSSR, umgelogen!

„Die deutschen Faschisten, die Mordwerkzeuge geschaffen 
haben, die selbst die wilhelminische Armee des gehässigen 
preußischen Militarismus übertreffen, haben die gespannte 
internationale Atmosphäre noch mehr verschärft. Die Re­
gierung Hitlers setzt den Krieg unmittelbar auf die Tages­
ordnung. Sie bedroht unmittelbar die benachbarten Länder. 
Die deutschen Faschisten schreiten bewußt zu einem neuen 
imperialistischen Weltkrieg. Sie richten die Spitzen ihrer 
Bajonette, ihre Kanonenrohre, ihre Flugzeuge gegen das Land 
des sozialistischen Auf baues, an dessen Macht jede faschistische 
Welle zerbricht — gegen die Sowjetunion.“ Diese Sätze lesen 
wir in der in Moskau erscheinenden Zeitschrift „Kommu­
nistische Internationale“1), die, wie auf ihrem Titelblatt 
hervorgehoben wird, unter maßgeblicher Beteiligung des 
Sowjetdiktators Stalin herausgegeben wird!

Die Hetze gegen Deutschland und die Erzeugung 
der Interventionspsychose gehen in der UdSSR. Hand 
in Hand. Es gibt keine führende Persönlichkeit und keine 
parteiliche, staatliche, militärische, wirtschaftliche oder kul­
turpolitische Instanz, die an diesem Feldzug nicht beteiligt 
wäre. Besonders tut sich seit einiger Zeit der stellvertretende 
Kriegskommissar Tuchatschewskij hervor, der u. a. am 
і. April 1935 in der „Krasnaja Swesda“, dem Organ der 
Roten Armee, einen wüsten Hetzartikel unter der Über­
schrift: „Die Kriegspläne des heutigen Deutschland“ ver­
öffentlicht hat.

9 „Kommunistische Internationale“, Heft 10. Moskau 1935.



4. Die Rüstungsausgaben der UdSSR.
Schon auf dem Parteikongreß im Jahre 1934 mußte die 

Sowjetregierung zugeben, daß die gewaltigen Rüstungs- 
ausgaben der UdSSR, auf Kosten des wirtschaft­
lichen Aufbaues des Landes erfolgt sind, und auch auf 
dem Sowjetkongreß des Jahres 1935 mußte Molotow in seinem 
Rechenschaftsbericht auf diese Tatsache hinweisen. In der 
UdSSR, wird diese Tatsache benutzt, um den Volksmassen 
gegenüber einen triftigen Entschuldigungsgrund für die 
Mängel des rätebündischen Wirtschaftssystems beizubringen 
und um die Verantwortung auf die „Imperialisten“ abzu­
schieben, die angeblich durch Eroberungsabsichten den fried­
lichen Aufbau des „Staates der Arbeiter und Bauern“ stören.

Diese merkwürdige Begründung ändert nichts an der Tat­
sache, daß die Rüstungsausgaben der Sowjetregierung auch 
im letzten Jahr (1934) sehr einschneidend in den „volkswirt­
schaftlichen Sektor“ des Staatshaushaltes hineingegriffen 
haben. Tuchatschewskij mußte dem Rätekongreß (1935) 
melden, daßdieAusgaben seines Kriegskommissariats 
statt der für 1934 vorgesehenen 1,665 Millionen Rubel 
den Betrag von 5 Milliarden Rubel erforderlich ge­
macht hätten, und daß der Militäretat für 1935 auf 
den gewaltigen Betrag von 6,5 Milliarden Rubel 
festgesetzt worden sei.

Dieser, den Militäretat des zweiten Fünfjahresplanes weit 
überschreitende Betrag, kann bei den ohnehin in Permanenz 
bestehenden Finanzschwierigkeiten der UdSSR, nur auf 
Kosten der Ausgaben für wirtschaftliche und kulturelle 
Zwecke aufgebracht werden.

Im übrigen muß der Hinweis Tuchatschewskijs darauf, daß 
die sowjetrussischen Rüstungsausgaben mit 10% des Gesamt­
haushaltes weit hinter den entsprechenden Ausgaben „jeder 
beliebigen großen kapitalistischen Macht Zurückbleiben“1), als 
eine Irreführung der Öffentlichkeit bezeichnet werden, weil 
der Sowjethaushalt seinem Aufbau nach von den Etats der 
anderen Staaten sehr verschieden ist und gewaltige Posten 
aufweist, die in anderen Ländern nicht dem Staat, sondern

9 Vgl. „Iswestija“ vom 1. Februar 1935. 



der Privatwirtschaft oder den Selbstverwaltungskörperschaf­
ten zufallen.

Würde man den Sowjethaushalt seiner Struktur nach durch 
Streichung von entsprechenden Titeln den ausländischen Vor­
bildern angleichen, so würden die Militärausgaben der 
UdSSR, anteilmäßig nach roher Schätzung mindestens 
20% ihres Gesamtetats betragen.

Nach Angaben von Kuibyschew1) belief sich das gesamte 
Volkseinkommen in der UdSSR. 1934 auf 55,6 Milliarden 
Rubel. Demnach entfielen rund 9 % des gesamten Volksein­
kommens allein für militärische Zwecke.

Nach dem Etat für 19352) verschlingen die Militäraus­
gaben rund den doppelten Betrag des Etats für das gesamte 
Bildungs wesen.

Diese Vergleiche bieten ein wesentlich anderes Bild,als jene 
„zehn Prozent“ im Bericht von Tuchatschewskij und sind ein 
treffendes Beispiel dafür, wie Sowjetstatistiken „gemacht“ 
werden.

Es bleibt also nur festzustellen, daß der Rätestaat sich den 
Luxus von Militärausgaben in einer Höhe leistet, die in gar 
keinem Verhältnis zum Lebensniveau und zu den täglichen 
Bedürfnissen der notleidenden Bevölkerung stehen.

Dabei muß berücksichtigt werden, daß es sich bei diesen 
Zahlen nur um einen Teil der Wehrausgaben der 
UdSSR, handelt, um den offiziellen Etat des Kriegskommis­
sariats, der unmittelbar den Bedürfnissen der Land-, Luft- 
und Seestreitkräfte des Rätestaates dient. Unberücksichtigt 
sind hierin die Kapitalinvestierungen in Industrie, Landwirt­
schaft und Transportwesen, die gleichfalls in größtem Um­
fange Rüstungszwecken dienen. Der Gesamtetat der Volks­
wirtschaft wurde für 1935 auf 35,1 Milliarden Rubel fest­
gesetzt. Darunter entfallen auf die Gesamtindustrie 15,3 Mil­
liarden, davon auf die Schwerindustrie (Rüstungsindustrie) 
11,8 Milliarden Rubel, auf die Landwirtschaft 7,1 Milliarden 
Rubel, für das Transportwesen über 6 Milliarden Rubel3). 
Die vorgesehenen Ausgaben für die drei letztgenannten Wirt-

*) Vgl. „Iswestija“ vom 12. Januar 1935.
2) Vgl. „Iswestija“ vom 9. Februar 1935.
3) Vgl. „Iswestija“ vom 9. Februar 1935.



schaftszweige ergeben demnach den Betrag von rund 25 Mil­
liarden Rubel, der zum großen Teil unmittelbar der Wehr­
wirtschaft, also Rüstungszwecken dient.

Was außerdem noch in getarnter Form, ohne im offiziellen 
Etat zu erscheinen, für geheime Zwecke der bewaffneten 
Streitkräfte, für spezielle Sonderaufgaben der Rüstungs­
industrie und militärischen Forschungsinstitute sowie für die 
Auslandsspionage ausgegeben wird, läßt sich von außen her 
überhaupt nicht übersehen. Für die Militär- und Wirt­
schaft sspionage im Ausland müßten namhafte Be­
träge der Komintern und ihrer Sektionen in den 
einzelnen Staaten in Anrechnung gebracht werden.

5. Die Macht der Zahl in der Rüstungspropaganda
In seinem Bericht auf dem Sowjetkongreß im Januar 19351) 

machte Tuchatschewskij folgende Zahlenangaben über die 
Fortschritte der Sowjetrüstungen:

1) Vgl. „Krasnaja Swesda“ vom 1. Februar 1935.

Das Kriegsflugwesen ist in den letzten vier Jahren quanti­
tativ um 330% verstärkt worden. Bei den Kampf- und Bom­
benflugzeugen ist eine Steigerung der Fluggeschwindigkeit 
um rund das Zweifache zu verzeichnen.

Auf dem Gebiet der Tankwaffen werden folgende Zu­
nahmen registriert: „Tankets“ um 2475%, leichte Tanks 
um 760%, mittelschwere Tanks um 792%, wobei eine 
Steigerung der Geschwindigkeiten um das Drei- bis Sechs­
fache angegeben wird.

Die Zahl der Maschinengewehre für Schützen- und Ka­
vallerieformationen ist um das Doppelte, für Flugzeuge und 
Tanks um das Siebenfache, die Zahl der Tank- und Tank­
abwehrgeschütze um das Viereinhalbfache, die schwere Ar­
tillerie um mehr als das Zweifache, die Zahl der U-Boote fast 
um das Fünfeinhalbfache vermehrt worden.

Tuchatschewskij erwähnt ferner, wie bereits Woroschilow 
ein Jahr vorher, daß eine Reihe von „befestigten Rayons“ 
geschaffen worden seien, und zwar an der Westgrenze „vom 
Ladogasee bis zum Schwarzen Meer“ und im Femen Osten. 
Dazu kommen befestigte Flottenstützpunkte in der Ostsee 



und im Schwarzen Meer, im Gebiet von Murmansk und in 
Ostasien. Der größte Teil der Festungsbauten ist laut Tuchat- 
schewskij im Jahre 1934 beendet worden. Diese Festungs­
anlagen haben, so erklärt er, die Errichtung zahlreicher neuer 
Garnisonen mit umfangreichen Kasernenneubauten und die 
Vergrößerung der offiziellen Friedensstärke der 
Roten Armee von 600000 Mann auf 940000 Mann „er­
forderlich gemacht“.

Die von Tuchatschewskij angegebenen Prozentsätze für die 
technische Entwicklung der Roten Armee sind natürlich prak­
tisch ohne jeden Wert. Aus ihnen lassen sich keine verwert­
baren Schlüsse für den tatsächlichen Grad der Sättigung der 
Armee mit technischen Kampfwaffen ziehen. Der stellver­
tretende Kriegskommissar würde sich hüten, konkrete An­
gaben über dieses interessante Thema zu machen. Immerhin 
sind die Rüstungsstatistiken nach ihrer praktischen Seite hin 
wesentlich positiver zu beurteilen, als die politische Propa­
gandastatistik.

Tuchatschewskijs Zahlen verfolgen im vorliegenden Falle 
vor allem einen politischen Zweck, ebenso wie alle zahlen­
mäßigen Angaben über den Rüstungsstand des Auslandes, 
neuerdings in erster Linie Deutschlands, wobei der Sowjet­
phantasie keinerlei Grenzen gezogen werden. Wird einerseits 
die, für die Erzeugung der Kriegs- und Rüstungspsychose 
im Rätestaat notwendige äußere Gefahr mit maßlos über­
steigerten Mitteln an die Wand gemalt, wird die Unver­
meidlichkeit eines unmittelbar bevorstehenden „Überfalls“ 
auf den Rätestaat als ausgemachte Sache der deutschen „Im­
perialisten, Faschisten und Militaristen“ hingestellt, so wird an­
dererseits streng darüber gewacht, daß kein er lei defaitisti­
sche Stimmungen in der Sowjetbevölkerungaufkommen.

So wie in der ganzen Sowjetpropaganda die Zahl eine große 
Rolle spielt, so muß sie auch auf diesem Gebiet herhalten, 
um den Grad der eigenen Erfolge in sinnfälliger Weise dem 
Bewußtsein der Bevölkerung einzuprägen. Die sowjetrussische 
Ehrfurcht vor der Zahl, die eines der psychologischen Pro­
dukte der Planwirtschaft ist, macht die Zahl zu einem der 
stärksten Bundesgenossen der Sowjetpropaganda. Die Zahl 
ist der Gradmesser aller Erfolge und Gefahren, aller Hoff­



nungen und aller Ziele. Mit der Zahl läßt sich alles beweisen 
und alles widerlegen. Hinter der Zahl tritt alles andere zurück.

So muß Statistik um jeden Preis getrieben werden. 
Die Statistik muß die Notwendigkeit der eigenen Rüstungen 
beweisen. In einer Sitzung des Zentralexekutivkomitees der 
UdSSR, im Jahre 1929 stellte Litwinow z. B. allen Ernstes 
folgenden Vergleich an: die Zahl der Heeresangehörigen be­
trage auf 1000 Quadratkilometer in Frankreich 667,7, in der 
Sowjetunion hingegen nur 26,6, auf einen Kilometer Land­
grenze in Frankreich 132,3, in der Sowjetunion nur 31,21і) 
Diese Zahlen gewinnt Herr Litwinow offenbar, indem er F rank­
reich ohne Kolonien und die UdSSR, mit Kolonien, in ihrer 
ganzen Ausdehnung bis zum Stillen Ozean, mit vielen Mil­
lionen Quadratkilometern fast gänzlich unbewohnter Wüsten-, 
Tundren- und Urwaldgebiete zur Grundlage seiner Berech­
nung macht. Es stehen sich also etwa 550000 Quadratkilo­
meter Frankreich und fast 23 Millionen Quadratkilometer 
UdSSR, gegenüber. Das ist die „wissenschaftliche Statistik“ 
des offiziellen Außenkommissars der Sowjetunion!

Im Jahre 1929 war Frankreich, im Jahre 1935 ist Deutsch­
land Gegenstand solcher und ähnlicher Betrachtungen der 
führenden Männer des Rätestaates.

6. Die Idee des „bewaffneten Volkes“
Die letzte Konsequenz einer bis zur äußersten Grenze des 

Möglichen gesteigerten Rüstungspolitik liegt in der Mili­
tarisierung des gesamten öffentlichen Lebens des 
Staates und in dem Bestreben nach einer restlosen wehrpoli­
tischen Erfassung der gesamten männlichen und weiblichen 
Bevölkerung des Landes. Das Problem der Bewaffnung der 
Massen für den Klassenkrieg kann auf die Heeresorganisation 
im Ganzen und auf die Sonderaufgaben der Wehrpolitik 
außerhalb der Armee nicht ohne Einfluß bleiben. Das Be­
streben der zuständigen Instanzen läuft darauf hinaus, auch 
auf diesem Gebiet sich von der Entwicklung in der Welt der 
„bürgerlichen Staaten“ abzusondem und selbständige „prole­
tarische“ Formen der Organisation zu finden.

9 Vgl. Die Rote Armee und die Rote Flotte, S. 31. Hamburg 1932.



Soweit es sich dabei um die praktische Seite der Wehrpolitik 
handelt, bleibt ein großer Teil dieser Bestrebungen graue 
Theorie. Die materiellen Voraussetzungen der Heeres- 
organisation und der Rüstungspolitik und die praktischen 
Erfordernisse der zu lösenden Aufgaben, sind an bestimmte 
Normen gebunden, die nicht einfach hinwegzudisputieren sind. 
Die politische und propagandistische Seite der Wehrpolitik hin­
gegen gibt viele Möglichkeiten für die dogmatische „Aus­
legung“ der zu treffenden Maßnahmen.

Der Leiter der großen, über die gesamte UdSSR, verbrei­
teten Wehrorganisation „Osoaviachim“, Eidemann, ver­
öffentlichte aus Anlaß des 17jährigen Jubiläums der Roten 
Armee einen Aufsatz unter der bezeichnenden Überschrift: 
„Das bewaffnete Volk“1). Eidemann geht von der Auffas­
sung aus, daß die Theorie der kleinen, hochgradig spezialisier­
ten und motomechanisierten Berufsheere, die vielfach im Aus- 
lande vertreten wird, in gewissem Sinne eine charakteristische 
Erscheinung der bürgerlichen Welt sei. Solche und ähnliche 
Theorien seien eigentlich nichts anderes als das Produkt der 
Angst vor der Bewaffnung der Massen und der daraus er­
wachsenden revolutionären Gefahren für die bürgerlichen 
Staaten.

1) „Iswestija“ vom 23. Februar 1935.

In der Räteunion hingegen könne es Hemmungen dieser 
Art nicht geben. Es gäbe nur eine Armee, die die Gegenüber­
stellung von Mensch und Technik nicht kenne: die Rote 
Armee. Und es gäbe nur ein Land auf der Welt, dessen Ehre 
und Unantastbarkeit seiner Grenzen von den Massen und von 
der modernsten Technik zugleich verteidigt würden: die 
Sowjetunion.

Das Problem des „bewaffneten Volkes“ scheint 
demnach nur in der UdSSR, in größtem Maßstab 
lösbar zu sein. Eidemann verweist auf die Entwicklung 
der großen wehrpolitischen Massenorganisationen im Räte- 
staat. Der Verband „Osoaviachim“ umfaßt 13 Millionen 
Mitglieder, die rätebündische Organisation des Roten Kreuzes 
7 Millionen, die militärische Organisation „Awtodor“ (in 
erster Linie für die Ausbildung von Kraftfahrern) 3 Millionen. 



In den letzten eineinhalb Jahren haben rund 720000 Mit­
glieder des „Osoaviachim“ das Abzeichen der „Woroschilow- 
Schützen“ erworben. Dazu kommen rund eine halbe Million 
„Aviomodellisten“, d. h. junge Leute, die unter sachkundiger 
Anleitung Flugzeuge bauen, Tausende von Fallschirm­
abspringern, Zehntausende von Segelfliegern, Hunderte von 
Aeroklubs, Zehntausende von Teilnehmern an den militär­
technischen Zirkeln in den Industriewerken usw.

Alles das sind für Eidemann Beweise dafür, daß es nur in 
der Sowjetunion eine solche, sonst nirgends in der Welt wieder­
holbare und nachzuahmende Erscheinung gibt wie die 
„Liebe der Volksmassen zum sozialistischen Vater­
land“.

Die Militarisierung des gesamten öffentlichen Lebens in 
der Räteunion geht so weit, daß Eidemann auf dem Sowjet­
kongreß der RSFSR, im Januar 1935 einen Tätigkeitsbericht 
über die Ausbildung der Jugend im Fliegen und über die 
Aeroklubs im Rahmen der Diskussion über die — Kommunal­
wirtschaft gab. Das wird verständlich, wenn man in Betracht 
zieht, daß die Kommunalwirtschaft in der UdSSR, auch ge­
wisse militärische Funktionen zu erfüllen hat.

Neben den großen Wehrorganisationen stehen natürlich 
zahlreiche andere Einrichtungen des Staates und der Wirt­
schaft für die Erfüllung von wehrpolitischen Aufgaben zur 
Verfügung. Hierher gehört in erster Linie die Arbeit in den 
Schulen. In den Richtlinien des Volkskommissars für Bil­
dungswesen heißt es: „Die Vorbereitung der Schuljugend zur 
Verteidigung des Sowjetstaates wird und darf nicht episodisch, 
nicht in Gestalt von Kampagnen und von speziellen Kursen 
über militärische Wissenschaften, die in den Schulen einge­
führt werden, erfolgen, sondern als ein System, das organisch 
in das System der sozialen Erziehung und Bildung Eingang 
gefunden hat“1).

Über Richtung und Methode der militärischen 
Arbeit in den Schulen gibt das Inhaltsverzeichnis der ge­
nannten, für den offiziellen Gebrauch in den Schulen bestimm­
ten Schrift, interessanten Aufschluß:

г) Zit. in: Die Propaganda der Verteidigung der UdSSR, in der Schule, 
S. 7. Moskau 1929.
9 Rote Armee



Teil I: Über die Kriegsgefahr und über die Rote 
Armee (Materialien für Berichte, Aussprachen und die 
Arbeit in den Zirkeln). Die Kriegsgefahr bleibt in Kraft. — 
Über die Verteidigung (aus dem Aufruf des Zentralkomi­
tees der WKP(b). — Wir wollen den Krieg nicht, doch wer­
den wir zu ihm bereit sein (aus dem Aufruf des Zentral­
komitees des Komsomol). — Seien wir wachsam. — Die Frie­
denspolitik der UdSSR. — Die Vorbereitungen der Imperia­
listen zum Kriege gegen die UdSSR. — Die Kapitalisten 
rüsten unaufhörlich und organisieren neue Kriege. — Die 
WKP (b), der Organisator und der Führer der Roten 
Armee. — Der Leninsche Komsomol in der Roten Armee. — 
Der Aufbau der bewaffneten Kräfte der UdSSR. — Osoa- 
viachim.

Teil II: Die Formen und die Methoden der Propa­
ganda für die Verteidigung der UdSSR, in der 
Schule. Der Militärzirkel. — Die Arbeit mit der Zeitung. — 
Schülerausflüge zu den Truppenteilen. — Gedenkabend für 
die Rote Armee. — Der Tag der Roten Armee in der Schule. 
— Kriegsspiele. — Bibliographischer Literaturhinweis über 
die Rote Armee und die Landesverteidigung.
Diesem Aufriß ist nichts hinzuzufügen. Er zeigt ganz 

klar die agitatorische Ausrichtung der militärischen Erziehung 
in den Schulen. Der Inhalt der einzelnen Abschnitte ergibt 
sich von selbst aus der uns bekannten Kriegsdoktrin des 
Bolschewismus und aus den allgemeinen Gesichtspunkten der 
Sowjetpropaganda für die Erzeugung der Kriegs- und 
Rüstungspsychose im Rätestaat.

So sehen wir, wie ein gewaltiger Organisations- und Propa­
gandaapparat eingesetzt wird, um der Idee „des bewaffneten 
Volkes“ Geltung zu verschaffen. Wir sehen, wie alle Kräfte 
des Landes nach außen gewandt werden, wie alle erreichbaren 
Mittel der Hetze und Demagogie in den Dienst der Erzeugung 
eines unübertreffbaren Deutschlandhasses gestellt werden und 
wie die ins Maßlose gesteigerte Kriegs- und Rüstungspsychose 
zu einer akuten Gefahr in Europa und in der ganzen Welt 
wird.



6. Kapitel. Die wirtschaftliche Aufrüstung

7. Raumpolitische Voraussetzungen
Der ehemalige russische Kriegsminister Suchomlinow 

schreibt in seinen Erinnerungen : „Ein Heeresaufbau ist nicht 
mehr und nicht weniger als die Schaffung eines Instruments, 
das unter allen nur denkbaren politischen Vorbedingungen 
und Konstellationen von der Staatsleitung als Friedens- oder 
Kriegsmittel verwendet werden kann. Bezüglich der poli­
tischen Möglichkeiten, unter denen ein Land zur Mobil­
machung seiner Armee geführt werden kann, gibt es keine 
Grenzen. Der Heeresreformer kann in dieser Richtung gar- 
nicht phantasiebegabt genug sein; er braucht sich nur die 
Grenzen seines Landes, die Geschichte von deren Werden 
und die wirtschaftlichen Notwendigkeiten vor Augen 
zu halten, dann hat er den ungeheuren großen Rahmen, in 
dem er sein Werk aufführen müßte. Die Eigentümlichkeit des 
großen weiten russischen Reiches, das sich über zwei Konti­
nente erstreckt und den sechsten Teil der Erdoberfläche ein­
nimmt und trotz einer unendlich langen Küste kaum ernst­
lich zur See bedroht werden kann, lenkt die Phantasie und 
die trockenen Grenzen.“1)

1) Suchomlinow, Erinnerungen, S. 331. Berlin 1924.
9«

Die Geschichte vom Werden der alten russischen Grenze 
weist als charakteristisches Merkmal überall den Einbruch 
der russischen Macht in den Lebensraum anderer Völker und 
Staaten auf. Sie ist als das Ergebnis einer Jahrhunderte wäh­
renden offensiven Politik des zaristischen Reiches entstanden. 
Daraus ergab sich die defensive Aufgabe Rußlands mit der 
Notwendigkeit, die eroberten Gebiete außen- und innen­
politisch zu verteidigen. Gleichzeitig wurden alle neu ge­
wonnenen Landstriche zu Aufmarschgebieten für weitere Vor­
stöße, zu einer Basis weiterer offensiver Zielsetzungen.



In der Politik des Sowjetstaates kommt, wie wir gesehen haben, 
eine ganz ähnliche Tendenz zum Ausdruck. Allerdings ist die 
ideologische Begründung dieses Ausbreitungsdranges im Sinne 
der klassenmäßig bestimmt en Welt re volution, mitdem 
letzten Ziel der Schaffung einer proletarischen Weltrepublik 
eine andere geworden. Für die außerhalb der Grenzen der 
UdSSR, gelegene Umwelt, die das Objekt dieses Ausbrei­
tungsdranges ist, liegt jedoch das Schwergewicht nicht in der 
ideologischen Begründung des ihr zugedachten späteren 
Schicksals, sondern ganz einfach in den militärischenund 
politischen Konsequenzen dieser Politik, mit denen 
sie zu rechnen hat.

Angesichts dieser Tatsachen gilt das, was Suchomlinow sagt, 
im Prinzip auch für die Sowjetrepublik. Der bolschewistische 
Generalstab muß bei der Lösung der ihm von der Sowjet­
politik gestellten militärischen Aufgaben von den realen Vor­
aussetzungen der geographischen Lage des Landes, des Cha­
rakters seiner Grenzen und den durch die Raumweite des 
Staates gegebenen sonstigen Bedingungen ausgehen.

Noch stärker als bei der alten Monarchie tritt bei der 
Sowjetunion ihr kontinentaler Charakter in den Vorder­
grund. Durch den Verlust Finnlands und der baltischen Pro­
vinzen ist der Rätestaat von der Ostsee zurückgedrängt wor­
den. Am Stillen Ozean hat der in den Händen der UdSSR, 
verbliebene Küstenstreifen mit Wladiwostok angesichts der 
japanischen Seemacht seine Bedeutung für eine maritime 
Politik, die in der Vergangenheit das Ziel Rußlands gewesen 
sein mag, verloren. Das Schwarze Meer kommt infolge seines 
Binnenseecharakters in dieser Beziehung ebenfalls in Fortfall. 
Und schließlich bietet die Murmanküste als Seebasis keine 
großen Möglichkeiten, wenn auch ihre Bedeutung durch die 
neue Kanalverbindung von der Ostsee zum Weißen Meer 
gestiegen ist. Die übrige Nordküste ist fast ganz durch Eis 
gesperrt und nur während weniger Sommermonate ist Ge­
legenheit gegeben, auf dem nördlichen Seeweg in die Mün­
dungsgebiete der großen sibirischen Ströme zu gelangen.

Bieten auf diese Weise die Küsten der UdSSR, keine aus­
reichende Basis für eine maritime Politik, so bieten sie anderer­
seits auch für feindliche Angriffe im Falle eines Krieges kein 



günstiges Objekt. Die Sowjetunion ist von der See her 
so gut wie unangreifbar.

Der kontinentale Charakter des Rätestaates lenkt die Auf­
merksamkeit in erster Linie auf seine Landgrenzen. Trotz 
ihrer riesenhaften Ausdehnung erfreuen sich diese zu großem 
Teil eines natürlichen Schutzes durch weite Seen- und Sumpf­
gebiete, durch Wüsten, Gebirge und Wälder. Infolgedessen 
werden militärische Kampfhandlungen im Kriegsfälle auf be­
stimmte Räume beschränkt.

Der stärkste Bundesgenosse des Rätestaates als Militär­
macht ist der gewaltige Raum mit seinen wirtschaftlichen und 
menschlichen Reserven, den er beherrscht. Der Raum ist 
zunächst ein defensiver Faktor. Er bietet die Möglich­
keit des Ausweichens vor einem starken Gegner und der de­
zentralisierten Verteilung der wehrpolitisch wichtigen In­
dustrien im Innern des Landes, fern der Einwirkung durch 
die Luftwaffe der Kriegsgegner.

Als offensiver Faktor kann der Raum erst dann in Er­
scheinung treten, wenn er wirtschaftlich und verkehrspolitisch 
so weit erschlossen ist, daß die in ihm vorhandenen Reserven 
zu vollem offensiven Einsatz an der Front der kämpfenden 
Armee gebracht werden können. Die Kriege des alten Ruß­
lands haben in vielen Fällen die defensive Kraft des russischen 
Raumes unter Beweis gestellt. Ebenso hat der Weltkrieg ge­
zeigt, daß die Voraussetzungen für seine offensive Bedeutung 
unter den Bedingungen des modernen Krieges noch nicht 
erfüllt waren.

2. Die Erfahrungen des Weltkrieges

Die Niederlagen der russischen Armee im Weltkriege waren 
nicht nur militärisch und strategisch bedingt. Der russische 
Zusammenbruch hat vor allem die verhängnisvolle wirt­
schaftliche und technische Rückständigkeit des 
alten Reiches gezeigt.

Es hat in Rußland nicht an Theoretikern gefehlt, die bei 
Kriegsausbruch zu beweisen versucht haben, daß der vor­
wiegend agrarische Charakter des Landes Rußland die Mög­
lichkeit geben würde, die Entbehrungen des Krieges leichter 



zu ertragen als die Industriestaaten. Zum mindesten hat es 
nicht an Versuchen gefehlt, diese gefährliche These der Öffent­
lichkeit gegenüber zu benutzen, um auf die Stimmung der 
Volksmassen im optimistischen Sinne einzuwirken. Von den 
gewaltigen Ausmaßen des argrarischen Hinterlandes mit seinen 
menschlichen und ökonomischen Reserven und von dem 
naturalwirtschaftlichen Charakter der russischen Landwirt­
schaft erwartete man eine besonders große Widerstandsfähig­
keit gegenüber den Lasten des Krieges.

Der Weltkrieg hat den Irrtum dieser Anschauung bewiesen. 
Und da auch die Sowjetunion — trotz der fortschreitenden In­
dustrialisierung — vorwiegend ein Agrarland ist, sind die 
materiellen Voraussetzungen der UdSSR, für den Kriegsfall 
in vielen Beziehungen ähnlich denen des Jahres 1914. Die 
Kenntnis der organischen und mechanischen Zusammen­
hänge, die den russischen Zusammenbruch beschleunigt bzw. 
mit herbeigeführt haben, sind deshalb eine wichtige Voraus­
setzung zum Verständnis der Probleme, denen sich die Sowjet­
regierung heute bei der Organisation der militärischen 
und wirtschaftlichen Kräfte für den Kriegsfall 
gegenüber sieht.

Schneller und unmittelbarer als andere kriegführende 
Staaten bekam Rußland die wirtschaftlichen Folgen des 
Krieges zu fühlen. Industrie und Verkehr wurden als erste 
von ihnen betroffen. Von hier aus setzte sich die Bewegung 
auf die Landwirtschaft fort. Die einheimische Industrie, vor 
1914 schon dem Bedarf des Landes nicht gewachsen, konnte 
den erhöhten Anforderungen des Krieges erst recht nicht 
standhalten. Der Mangel an qualifizierten Arbeitern und an 
technischer Ausrüstung sowie die wachsenden Transport- 
Schwierigkeiten förderten den Verfall der gesamten Wirt­
schaft.

Von den rein militärischen Mißerfolgen abgesehen, wurde 
die ungeheure Agrarkatastrophe (namentlich in der Revo­
lutionsperiode seit Anfang 1917) für den inneren Zusammen­
bruch Rußlands entscheidend. Die Schwächung der Land­
wirtschaft infolge der Entziehung von Arbeitskräften durch 
die Massenmobilisation der Bevölkerung und die Zerreißung 
der inneren und äußeren Marktverbindungen verminderten 



die Produktion quantitativ und qualitativ gewaltig. Die Haupt­
lasten des Krieges kamen auf die Schultern des Bauerntums 
zu liegen, das infolge seines kulturellen Tiefstandes ihnen auch 
geistig und moralisch nicht gewachsen war.

Alles das mußte zu einer Versorgungskrise führen, die 
schließlich einen ungeahnten Umfang annahm. Das bekannte 
Resultat war das allgemeine Chaos, in dem das alte Rußland 
untergegangen ist.

Rußland hat über einen ungeheuren Raum verfügt, jedoch 
hat es ihn nicht genügend beherrscht, ihn weder wirtschaftlich 
noch verkehrspolitisch genügend erschlossen gehabt, um aus 
ihm die erforderliche militärische Widerstandskraft schöpfen 
zu können.

Die allgemeinen Erfahrungen des Weltkrieges sind 
die Grundlage der wehrpolitischen Maßnahmen der 
Sowjetregierung. Sie müssen um so schwerer ins Gewicht 
fallen, als die Sowjetpolitik ihrem ganzen Charakter nach 
nicht in erster Linie die Landesverteidigung im Auge haben 
muß, sondern vielmehr vor die Aufgabe gestellt ist, im Sinne 
ihrer offensiven weltrevolutionären Zielsetzung die 
militärischen und wirtschaftlichen Mittel für einen 
revolutionären Angriffskrieg bereitzustellen. In­
folgedessen kann sie nicht bei dem Studium der Ursachen 
des russischen Zusammenbruchs im Weltkrieg stehen bleiben, 
sondern muß aus den Erfahrungen des Weltkrieges Anhalts­
punkte dafür zu gewinnen suchen, welcherGradderKon- 
zentration allermilitärischen, wirtschaftlichenund 
menschlichen Kräfte erforderlich ist, um unter Be­
rücksichtigung der modernen Technik einen Krieg 
angriffsweise mit Erfolg führen zu können. Das 
Problem liegt darin, eine solche materielle Überlegenheit über 
den Gegner zu erhalten, daß der Bewegungskrieg nicht zum 
Stillstand kommt und ein Erstarren der Front im Stellungs­
krieg vermieden wird.

Unter diesem Gesichtspunkt zeigt die militärische Literatur 
der UdSSR, großes Interesse für die Stärken der Armeen, die 
Verluste und den Materialverbrauch im Weltkriege, um 



festzustellen, welche Minimalanforderungen an die Kriegswirt­
schaft und die Bevölkerung eines kriegführenden Staates in 
Zukunft gestellt werden müssen.

So hebt z. B. Wenzow1) hervor, daß angesichts der Er­
fahrungen des Weltkrieges die Aufmerksamkeit besonders auf 
die gewaltige zahlenmäßige Stärke der mobilisierten bewaff­
neten Kräfte konzentriert werden müsse.

1) S. Wenzow, Volkswirtschaft und Landesverteidigung der UdSSR. 
Moskau 1928.

2) Vergi. Triandafilow, Der Charakter der Operationen moderner 
Heere, S. 26 ff. Moskau 1929.

Auch Triandafilow, einer der bekanntesten Militärsach­
verständigen der Sowjetunion, spricht sich für den Massen­
charakter der modernen Heere aus, in betontem Gegen­
satz zu den gelegentlich zugunsten kleiner, besonders hoch 
qualifizierter Berufsarmeen ausgesprochenenMeinungen 1 2). Das 
ist die in der Sowjetunion vorherschende Meinung, die, wie 
die heutige Organisation der Roten Armee beweist, als Grund­
lage für die Wehrpolitik der UdSSR, genommen worden ist.

Wenzow betont mit Recht die Folgerungen, die aus dem 
Massencharakter der Heere für die gesamte Volkswirtschaft 
gezogen werden müssen. Diese Massen müssen verpflegt, be­
kleidet, mit modernen technischen Kampfmitteln ausgerüstet 
werden und das gesamte Proviant- und Ausrüstungsmaterial 
muß rechtzeitig produziert und an die einzelnen Heeres- 
verbände herangebracht werden.

Wenzow zeichnet ferner mit einigen Strichen den gewal­
tigen Materialverbrauch der kämpfenden Truppe. Als 
Beispiel führt er an, daß die russische Armee im Jahre 1916 
rund 16 Millionen Geschosse, d. h. lymal soviel wie während 
des russisch-japanischen Krieges, verbraucht habe. Diese 
Ziffer sinke jedoch angesichts des Materialverbrauchs an der 
europäischen Westfront zur Bedeutungslosigkeit herab. Die 
Franzosen hätten nach ihren eigenen Angaben bei der Ver­
teidigung von Verdun im Verlauf von 16 Tagen 10 Millionen 
Geschosse verfeuert. Die Zahl der deutschen Geschütze sei, wie 
Wenzow hervorhebt, während des Krieges von 7500 auf 20000 
gestiegen. England habe 1915 272 Flugzeuge besessen, im 
Oktober 1918 habe ihre Zahl 22171 betragen.



Als Beispiel für den durchschnittlichen jährlichen Munitions­
verbrauch verschiedener Länder im Weltkrieg, bezogen auf 
das einzelne Geschütz, gibt Shigur1) folgende Daten:

1) Shigur, Der zukünftige Krieg und die Aufgaben der Landesvertei­
digung der UdSSR., S. 56fr. Moskau 1928.

2) Die Verantwortung für alle Zahlenangaben muß den zitierten Ver­
fassern vorbehalten bleiben.

Geschosse Frankreich Deutschland Vereinigte Staaten 
von Nordamerika

Auf ein leichtes Feld­
geschütz ............ 12 00C 17000 15000

Auf eine leichte Feld­
haubitze ............ 6000 17000 _

Auf ein schweres Feld­
geschütz ............ 6000 ! 10 cm = 10 500 4,7 Zoll = 9000

Auf eine schwere Feld- 
haubitze............

)
4500

i5cm= 6300

10000

155 mm = 5 000

7500

Shigur weist darauf hin, daß die jährlichen Verluste an 
Artillerie in den Jahren 1915—1918 in der französischen Armee 
rund 105 %, in der englischen Armee rund 120 % des gesamten 
Artillerieparks des Frontheeres betragen hätten. Davon wären 
etwa 60 % auf unwiederbringliche Verluste durch vollständige 
Abnutzung, feindliches Feuer oder Eroberung entfallen. Bei 
der noch höheren Feuerbeanspruchung des einzelnen Ge­
schützes im zukünftigen Kriege würde diese Art von Ver­
lusten an Artillerie voraussichtlich auf 100% pro Jahr zu 
veranschlagen sein1 2).

Diese Hinweise auf den Verbrauch an Artillerie und Ar­
tilleriemunition sind nur ein einzelnes Beispiel von vielen. Es 
muß in Betracht gezogen werden, daß die moderne Armee 
auch noch zahlreiche andere technische Kampfmittel be­
nötigt, wie Flugzeuge, Tanks, Panzerkraft wagen, Gasmasken 
usw. Dazu kommt der Train, Nachrichtenmittel aller Art, 
Bekleidung, Verpflegung usw. usw., von den gewaltigen finan­
ziellen Mitteln und von der Organisation der Etappe ganz 
abgesehen.

Alle diese materiellen Mittel unterliegen einem 
dauernden Verbrauch bzw. der Vernichtung und 



müssen fortlaufend, und zwar in steigendem Maße 
ersetzt werden. Die Erfahrungen zeigen, daß die Anforde­
rungen der Truppe und des gesamten Heeresapparates im 
Kriege an das Hinterland von Jahr zu Jahr wachsen, ohne 
jemals eine stabilisierte Dauernorm zu erreichen. In dieser 
Beziehung diktieren sich die kriegführenden Staaten gegen­
seitig das Gesetz des Handelns, bis entweder militärische Er­
eignisse an der Front eine eindeutige Entscheidung herbei- 
führen oder die eine Seite ihre sämtlichen Hilfsquellen er­
schöpft hat und das Wettrennen aufgeben muß. Hierher ge­
hört auch die Erschöpfung der moralischen Kampfkraft eines 
der Gegner.

Diese und ähnliche Betrachtungen gewinnen an Bedeutung, 
wenn man die mutmaßliche Dauer eines künftigen Krieges in 
Betracht zieht. Die 1914 vielfach herrschende Meinung, daß 
ein Krieg in unserem Jahrhundert nicht von langer Dauer 
sein könne, ist von der Geschichte widerlegt worden. Heute 
dürfte es niemand geben, der den damaligen Irrtum ernsthaft 
wiederholen würde. In der UdSSR, geht jedenfalls die Mei­
nung dahin, daß mit einer langen Kriegsdauer gerechnet 
werden muß. Die offizielle kommunistische Doktrin 
spricht sogar von einer ganzen „Periode von 
imperialistischen und revolutionären Kriegen“. Die 
gesamte Wehrpolitik des Rätestaates ist in diesem Sinne aus- 
gerichtet, zumal auch mit den Gefahren einer möglichen 
wirtschaftlichen Blockade gerechnet wird, die an dem 
deutschen Beispiel im Weltkrieg studiert werden. Wenn auch 
der Rätestaat über unerschöpfliche Rohstoffquellen verfügt, 
so können ihm ähnliche Gefahren erwachsen aus dem Mangel 
an Industrie, die diese Rohstoffe fördert und verarbeitet und 
aus der Unzulänglichkeit der Transportmittel, die die Roh­
stoffe und Fertigfabrikate unter die jeweiligen Verbraucher 
verteilt.

Wenn der Rätestaat, seiner offiziellen Doktrin gemäß, sich 
heute auf künftige revolutionäre Angriffskriege vor­
bereitet, so muß er von den realen Gegebenheiten ausgehend, 
die Voraussetzungen zu schaffen suchen, die ihm alle not­
wendigen Hilfsmittel für die Durchführung seiner Politik 
in die Hand geben.



3. Die Grundzüge der wirtschaftlichen Mobilmachung der UdSSR.

Die militärische Kraft eines Landes ist in unserem Jahr­
hundert stärker denn je von wirtschaftlichen Faktoren ab­
hängig. War die technische Rückständigkeit Rußlands eine 
der Hauptursachen seiner Niederlage im Weltkrieg, so wird 
in der UdSSR, daraus die praktische Konsequenz in Gestalt der 
I n d u s t r і а 1 і s і e r u n g des Landes (Rüstungsindustrie) gezogen.

Wir sehen hier davon ab, die besonderen ideologischen 
Gründe zu untersuchen, die mit dem Auf bau einer großen 
modernen Industrie die „Produktion von Proletariern“ als 
den Trägern des neuen Staates bezweckt. Proletariat im Sinne 
von Marx und Lenin gibt es nur dort, wo es eine Industrie 
gibt. Wenn die UdSSR, als vorwiegend agrarisches Land mit 
seiner bäuerlichen Bevölkerung nichtsdestoweniger als „prole­
tarischer Klassenstaat“ in die Arena der Geschichte getreten 
ist, so ist das ein gewisser Widerspruch, der einer Korrektur 
bedarf. Da diese in kurzer Zeit herbeigeführt werden soll, so 
kann es ohne harte zwangsweise Eingriffe in die or­
ganische Entwicklung des Landes nicht abgehen. Das 
wäre andeutungsweise die eine Seite des Industrialisierungs­
programms der Sowjetregierung.

Die andere, für uns entscheidende Seite, ergibt sich aus dem 
eingangs betonten Grunde. Von außen her gesehen, vomStand- 
punkt aller in der unmittelbaren Wirkungsnähe der UdSSR, 
gelegenen Staaten, muß die militärische Bedeutung der 
sowjetrussischen Wirtschaftspolitik, also der gewaltige 
Ausbau der Rüstungsindustrie auf Kosten aller anderen In­
dustriezweige, im Mittelpunkt aller Betrachtungen stehen. 
Dieses um so mehr, als in der UdSSR, dem militärischen und 
strategischen Sektor des ersten Fünfjahresplanes von Anfang 
an die größte Aufmerksamkeit zugewendet wurde, was vom 
zweiten Plan in noch stärkerem Maße gesagt werden kann.

Auf dem XV. Kongreß der Kommunistischen Partei wurde 
das Zentralkomitee beauftragt, in der Richtung der Kriegs- 
fertigkeit der Roten Armee und Flotte und der Schaf­
fung der für den Kriegsfall notwendigen Voraussetzungen 
und Reserven eine besonders energische Tätigkeit zu ent­
falten. In bezug auf den ersten Fünfjahresplan wurde gesagt, 



es sei notwendig, bei der Aufstellung und bei der Durchführung 
des Planes den Hauptnachdruck „auf die schnellste Ent­
faltung derjenigen Zweige der Volkswirtschaft, besonders der 
Industrie, zu legen, denen in erster Linie die Sicherstellung 
der Landesverteidigung und der wirtschaftlichen Wider­
standsfähigkeit des Landes im Kriegsfälle zukommen würde“1). 
Es wurde die Forderung aufgestellt, daß nicht nur die 
Planungs- und Wirtschaftsorgane, sondern auch die gesamte 
Partei unentwegt ihre Aufmerksamkeit auf alle Fragen der 
Landesverteidigung im Zusammenhang mit dem Fünfjahres- 
plan lenken sollten.

1) Wenzow, Die Volkswirtschaft und die Landesverteidigung der 
UdSSR., S. 52. Moskau 1928.

Im Rätestaat wird, wie wir bereits gesehen haben, bei allen 
Kriegsvorbereitungen grundsätzlich von Landesverteidi­
gung gesprochen. Auch der revolutionäre Angriffskrieg ist in 
der bolschewistischen Ideologie bekanntlich nur ein Ver­
teidigungskrieg und alle auf ihn berechneten praktischen 
Maßnahmen der Sowjetregierung sind Verteidigungsmaß­
nahmen. Wir wissen jedoch aus der offiziellen Kriegsdoktrin 
des Kommunismus, welches die eigentlichen Ziele der revo­
lutionären Politik der UdSSR, sind und daß der Begriff der 
Landesverteidigung nu reine Umschreibung für den 
geplanten Angriff auf die übrige Welt ist. Wenn wir 
nachfolgend in Anlehnung an die offizielle Ausdrucksweise der 
Sowjets den Begriff „Landesverteidigung“ benutzen, so stets 
im Sinne der eigentlichen aggressiven Absichten des Bolsche­
wismus, wie sie sich aus seiner offiziellen Kriegsdoktrin ergeben.

Die großzügige Propaganda für die Landesverteidigung 
und die Propaganda für den wirtschaftlichen Aufbau sind 
aufeinander abgestimmt. Werden die gewaltigen Kapital­
aufwendungen für die Industrie mit den militärischen 
Interessen des Landes begründet, so wird umgekehrt das 
Vorhandensein einer großen „sozialistischen Wirtschaft“ 
als das stärkste Bollwerk für die militärische Kraft des Landes 
bezeichnet.

Die Propaganda geht in dieser letzten Beziehung so weit, 
daß sie die Staaten der kapitalistischen Umwelt als unfähig 
bezeichnet, ihre Wehrwirtschaft auf der Grundlage ihres 



ökonomischen und sozialen Systems den tatsächlichen Be­
dürfnissen entsprechend zu organisieren: „Die Anforde­
rungen des modernen Krieges überschreiten den 
Rahmen der kapitalistischen Wirtschaft. Der Krieg 
erfordert die größtmögliche Konzentration der wirtschaft­
lichen Kräfte, die planmäßige Ausnutzung sämtlicher Ele­
mente der Nationalwirtschaft. Die Regierungen der kapi­
talistischen Länder sind gezwungen, die Schaffung besonderer 
Apparate für den Kriegsfall vorzusehen, sie sind gezwungen, 
den Umfang und die Formen der staatlichen Regulierung des 
Wirtschaftslebens zu verstärken und häufig solche Wirtschafts- 
Prinzipien in den Vordergrund zu stellen, die sich in einem 
unmittelbaren Gegensatz mit den privatrechtlichen Inter­
essen einzelner Personen und Unternehmungen befinden. 
Alles das kompliziert und erschwert die Ausnutzung der 
materiellen Hilfsquellen der kapitalistischen Staaten unter den 
Bedingungen des Krieges.“1)

x) Wenzow, Die Volkswirtschaft und die Landesverteidigung der 
UdSSR., S. 53. Moskau 1928.

2) Wenzow, ebenda.

Die Voraussetzungen in der UdSSR, seien in dieser Be­
ziehung völlig anders geartet, erklärt Wenzow in diesem 
Zusammenhang. Von Jahr zu Jahr festigen sich die Grund­
lagen der Planwirtschaft. Die Kommandohöhen des sozia­
listischen Sektors der Volkswirtschaft wachsen beständig. 
„Auf der Grundlage der bedeutenden wirtschaftlichen Ent­
wicklung der letzten Jahre, des Überganges zu einer neuen, 
höheren Produktionstechnik, der Rationalisierung der Pro­
duktion und der Festigung des Zusammenschlusses zwischen 
Stadt und Land — festigt sich auch die Verteidigungsfähigkeit 
des Rätebundes“* 2).

Diese Gegenüberstellung ist einer der Propagandakniffe der 
Sowjetregierung, um ihre Maßnahmen vor den Massen der 
Bevölkerung zu rechtfertigen und um den wünschenswerten 
Optimismus dieser Massen nicht erlahmen zu lassen. Doch 
von der Propaganda und den ideologischen Gesichtspunkten 
der rätebündischen Wirtschaftspolitik abgesehen, sind die ge­
schilderten Erfahrungen des Weltkrieges der praktische Aus­
gangspunkt dieser Politik.



Die unmittelbaren Beziehungen zwischen der Leistungs­
fähigkeit von Wirtschaft und Landesverteidigung sind 
der weitaus beherrschende Gesichtspunkt für den Versuch 
der Sowjetregierung, einen nach außen hin militärisch und 
wirtschaftlich starken Staat aufzubauen. Das Industrialisie­
rungsprogramm hat das Ziel, Industrie und Landwirtschaft 
in ein solches Verhältnis zueinander zu bringen, daß beide 
gemeinsam in der Lage sind, die Bedürfnisse des Landes im 
Frieden wie im Kriege aus eigener Kraft zu decken. „Wir 
müssen die Sache so einrichten, daß das Kämpfen und Streben 
unserer Wirtschaftler darauf gerichtet ist, unser Land aus 
einem Land, das seine Maschinenausrüstung importiert, in ein 
Land zu verwandeln, das diese Ausrüstung produziert. Darin 
liegt auch die Hauptgarantie für die wirtschaftliche Selb­
ständigkeit unseres Landes.“ Diese Sätze aus der Rede Sta­
lins auf dem XIV. Parteitag in Moskau kennzeichnen die ge­
stellte Aufgabe von ihrer technischen und industriellen Seite her.

Der ungeheure Materialbedarf und Verbrauch des moder­
nen Krieges erfordert eine Industrie von solchem Um­
fang, daß sie über die Friedensbedürfhisse des Staates und 
der Volkswirtschaft weit hinaus auch den gesteigerten An­
forderungen des Krieges gewachsen ist. Die Industrie 
muß imstande sein, sich im Kriegsfälle möglichst schnell auf 
die neuen Erfordernisse umzustellen. Doch selbst bei den um­
fassendsten Friedensvorbereitungen wird die Industrie im 
Ernstfälle einer gewissen Anlaufzeit bedürfen, um das er­
forderliche Produktionsniveau an Kriegsgeräten aller Art zu 
erreichen. Die Dauer dieser Anlaufzeit wird in verschiedenen 
Zweigen der Industrie in Abhängigkeit vom jeweiligen tech­
nischen Produktionsprozeß verschieden sein und in kompli­
zierten Fällen eine Reihe von Monaten beanspruchen. Das zu 
lösende Problem besteht in der möglichst weitgehenden Herab­
setzung dieser Fristen. Die Vorarbeiten in dieser Beziehung 
müssen im Frieden einsetzen.

Wenzow betont die Notwendigkeit, daß in allen Indu­
striewerken, die bereits früher einmal für die Zwecke der 
Landesverteidigung gearbeitet haben, besondere „Zellen 
der Kriegsproduktion“ erhalten bleiben. Das würde den 
Werken die Möglichkeit geben, sich bereits im Frieden mit 



dem Charakter der Produktion vertraut zu machen, die für 
sie nach dem wirtschaftlichen Mobilmachungsplan für den 
Kriegsfall vorgesehen ist. Das bedeutet mit anderen Worten 
die vollkommene Militarisierung des größten Teils 
der Sowjetindustrie, d. h. desjenigen Teils der Industrie» 
der im Frieden ganz andere Aufgaben zu erfüllen hat.

Die spezielle Rüstungsindustrie, die auch im Frieden 
für militärische Zwecke tätig ist, bildet den Kern der ge­
samten Wehrwirtschaft des Staates. Ihr obliegt es, im Frieden 
große Heeresvorräte herzustellen, die den Bedarf der Armee 
und der Etappe in den ersten Kriegsmonaten decken sollen. 
Ihre Aufgabe ist es, in der ersten Periode des Krieges während 
der Anlauffristen für die übrige Industrie den Materialersatz; 
für die Armee aus eigener Kraft zu bestreiten.

Die bisherigen Industrialisierungspläne der Sowjetregierung 
sind fast ausschließlich von diesen Gesichtspunkten beherrscht 
gewesen. Das praktische Ergebnis des ersten Jahr­
fünftes war die Schaffung einer großen Rüstungs­
industrie. Die größten Kapitalinvestierungen sind in den 
besonders kriegswichtigen Schlüsselindustrien vorgenommen 
worden. Die Eisen- und Stahlproduktion, die Naphthagewin­
nung, der Maschinenbau, die chemische Industrie, die Elektro­
wirtschaft usw. haben in jeder Beziehung eine bevorzugte 
Förderung erfahren. Ihnen gegenüber mußte die Konsum­
warenindustrie stark zurückstehen.

In dieser Beziehung hat sich auch im zweiten Plan nichts 
geändert, obwohl in der offiziellen Propaganda erklärt wurde, 
daß die Erzeugung von Gegenständen des täglichen Bedarfs 
nunmehr in den Vordergrund treten solle. Zwar sind Be­
mühungen in dieser Richtung im Gange, diktiert durch inner­
politische Gesichtspunkte, durch die Notwendigkeit, den 
Sowjetbürger die bisherigen „Erfolge“ der rätebündischen 
Wirtschaftspolitik in gewissem Umfange endlich am eigenen 
Leibe spüren zu lassen; diktiert durch die Gefahren, die aus 
dem auf der gesamten Bevölkerung seit fast zweiJahrzehnten 
ununterbrochen lastenden Druck trotz ihrer slawischen Ge­
duld schließlich erwachsen können — doch bleiben diese Be­
mühungen nach wie vor von der offiziellen Rüstungs-. 
psychose überschattet.



Zu den Kernproblemen der Wehrwirtschaft gehört die Not­
wendigkeit, die Standorte der Industrie so zu wählen, 
daß sie im Kriegsfälle vom Gegner schwer bzw. überhaupt 
nicht angegriffen werden können. Die kriegswichtigen In­
dustriezentren des Landes müssen in das Landesinnere ver­
legt werden, in möglichst großer Entfernung von den in Frage 
kommenden künftigen Kriegsschauplätzen. Der Ural und 
Westsibirien sind die wirtschaftlichen Rüstungszentren der 
Sowjetunion. Ihre militärisch-strategische Lage im Mittel­
punkt des europäisch-asiatischen Raumes der UdSSR, ist 
hervorragend. Zu voller Wirksamkeit können sie jedoch nur 
dann gelangen, wenn die Transportverhältnisse ihre un­
unterbrochene Verbindung mit allen wichtigen Teilen des 
Landes und besonders im Kriegsfälle mit der kämpfenden 
Truppe sicherstellen.

4. Transportschwierigkeiten und Verkehrsprobleme
Wir müssen es uns versagen, im Rahmen der vorliegenden 

Untersuchung auf die qualitativen und quantitativen Ergeb­
nisse der bisherigen Industrialisierungspolitik der Sowjet­
regierung näher einzugehen. In dieser Beziehung sei auf die 
vorhandene Spezialliteratur verwiesen. Jedoch müssen wir die 
Transportverhältnisse im Rätestaat und die allgemeinen 
Verkehrsprobleme der UdSSR, mit einigen Worten strei­
fen, da sie weitaus im Mittelpunkt derjenigen Schwierigkeiten 
stehen, die sich für die Kriegsbereitschaft der Sowjetunion er­
geben.

Die Eisenbahnen gehören nach wie vor zu den gefähr­
lichsten „Engpässen“ der Sowjetwirtschaft. Seit Jahr und Tag 
wird in den Berichten der Regierung, auf den Partei- und 
Rätekongressen, in zahlreichen Verordnungen und in der 
Sowjetpresse auf diesen Übelstand hingewiesen, ohne daß bis­
her eine nennenswerte Besserung zu verzeichnen wäre. Auch 
Molotow mußte auf dem letzten Sowjetkongreß in Moskau 
(1935) diesen Tatbestand erwähnen.

Nach Angabe von Kuibyschew (Januar 1935)1) sind im ersten 
Fünfjahresplan 7,4 Milliarden Rubel und in den beiden ersten 

1) Vgl. „Iswestija“ vom 12. Januar 1935.



Jahren des zweiten Planes 5,4 Milliarden Rubel im Eisen­
bahnwesen investiert worden. Auch auf dem Gebiet der 
Materialversorgung sind ihm zufolge namhafte Anstrengungen 
gemacht worden. So hat die Belieferung des Volkskommis­
sariats für Verkehrswesen mit Walzerzeugnissen im Jahre 1934 
877000 Tonnen (gegenüber 506000 Tonnen im Jahre 1930) 
betragen. Auch der Lokomotiv- und Waggonpark weist eine 
beachtliche Zunahme auf: 1327 Lokomotiven und 29600 
Doppelachsen Waggonmaterial gegenüber 625 bzw. 15000 im 
Jahre 1930. Recht bedeutende Materiallieferungen sind für 
Remontierungszwecke und für die Produktion von Ersatz­
teilen erfolgt.

Unter den übrigen Maßnahmen ist die Bildung der „Poli­
tischen Abteilungen“ zu nennen. Diese „politotdjely“, die 
sich aus besonders zuverlässigen Parteimitgliedern rekrutieren 
und mit weitgehenden Kontrollbefugnissen ausgestattet wur­
den, sollten zahlreiche Mängel und Mißstände beseitigen, 
„eiserne Disziplin“ schaffen, den Kampf mit den „klassen­
feindlichen Elementen, den Saboteuren und Opportunisten“ 
führen, kurz — um einen Ausdruck aus der Gründungsver­
ordnung zu gebrauchen —, „das Auge der Partei“ sein. Auch 
in der Verwaltung, in der Aufstellung der Transportpläne, 
im Lohnsystem usw. wurden in den letzten Jahren wichtige 
Veränderungen vorgenommen. Schließlich haben die Wasser­
wege und der Automobiltransport zwecks Entlastung des Ver­
kehrskommissariats selbständige Verwaltungsressorts erhal­
ten, so daß das Verkehrskommissariat alle Kräfte auf die 
Eisenbahnen konzentrieren konnte.

Trotz aller dieser Maßnahmen hat die Tätigkeit 
der Eisenbahnen nur sehr geringe Fortschritte auf­
zuweisen. 1933 und 1934 sind die Voranschläge unerfüllt 
geblieben trotz der kleinen Besserung, die sich zuletzt bemerk­
bar gemacht hat.

Was sind die Ursachen dieser Mißerfolge? Kui­
byschew weist darauf hin, daß die Vertreter der Eisenbahnen 
sich auf den quantitativen Mangel an rollendem Material zu 
berufen pflegen. Es müsse jedoch demgegenüber festgestellt 
werden, daß die Ausnutzung des vorhandenen Ma­
terials vollkommen ungenügend war. So sollte z. B. der 
10 Rote Armee 



tägliche Lokomotivlauf im Jahre 1934 nach dem Voranschlag 
durchschnittlich 180 km betragen, es wurden jedoch nur 
169,5 km gegen 163,5 km im Jahre 1932 erreicht. Die Zahl der 
„kranken Lokomotiven“ betrug 20,7% des gesamten Parks 
und überschritt den im Plan vorgesehenen Prozentsatz in be­
trächtlichem Umfang. Das heißt mit anderen Worten, daß 
rund x/6 aller Lokomotiven im Laufe des ganzen 
Jahres außer Betrieb war (und wohl noch ist).

Die Ausnutzung des Waggonparks war noch schlechter. 
Trotz der neu in Dienst gestellten 27000 Waggons ist der 
arbeitende Waggonpark gegenüber dem Vorjahr stabil ge­
blieben. Mit Recht fragt daher Kuibyschew: „Wo sind denn 
diese Waggons geblieben?“ Es stellt sich heraus, daß ein un­
verhältnismäßig großer Teil von ihnen für die eigenen Bedürf­
nisse der Eisenbahnen Verwendung gefunden hat. Trotz des in 
Dienst gestellten neuen Materials ist die Zahl der betriebs- 
unfähigen Waggons von 5,1 % auf 5,4% gestiegen. Von Jahr 
zu Jahr nimmt der Leerlauf des Wagenparks zu: 1931 betrug 
er 26,9% und 1934 — 29%. „Man sollte annehmen“ — be­
merkt Kuibyschew ironisch —, „daß die Waggons für den 
Gütertransport bestimmt sind, stattdessen läuft fast x/3 von 
ihnen leer.“ Die Ausnutzung des rollenden Materials ist so 
schlecht organisiert, daß die Waggons 2/3 ihrer Arbeitszeit in 
Erwartung der Lokomotive oder des Rangierens und infolge 
der Umladearbeiten stehen mußten, sodaß sie nur x/3 ihrer 
Zeit wirklich in Bewegung waren. Kuibyschew ist daher zu 
der Feststellung gezwungen, daß der durch die gesteiger­
ten Materiallieferungen an sich möglich gewesene 
Nutzeffekt infolge der schlechten Arbeit der Eisen­
bahnen selbst aufgehoben worden ist.

Zu den erwähnten traten noch eine Reihe anderer Mängel. 
Die Remontierung des rollenden Materials blieb konstant 
hinter den Plänen zurück, die Verteilung des Waggonparks 
auf der Strecke war schlecht organisiert, Havarien waren an 
der Tagesordnung. Die Zahl der Eisenbahnunglücke hat einen 
ungeheuren Umfang angenommen. Die unhaltbaren Verhält­
nisse führten im Frühjahr 1935 zur Ergreifung besonderer 
Maßnahmen durch Einsetzung des ersten Parteisekretärs 
Kaganowitsch zum Verkehrskommissar mit diktatorischen 



Vollmachten. Aber auch sein brutales Vorgehen gegen die 
Eisenbahnbeamten hat bisher keine wesentliche Besserung der 
katastrophalen Verkehrsverhältnisse gebracht.

Auch der Bau von neuen Eisenbahnlinien ist um 18% 
hinter den Plänen zurückgeblieben. ,,Der Eisenbahnbau ist 
so schlecht organisiert, daß die Regierung immer wieder ge­
zwungen ist, die Termine für die Inbetriebnahme neuer, für 
die Volkswirtschaft äußerst wichtiger Magistralen, hinauszy7 
schieben.“ Ebenso schreitet auch die Elektrifizierung der Eisen­
bahnen nur langsam vorwärts.

Wir haben am Beispiel der Eisenbahnen gezeigt, 
welche Schwierigkeiten, die sich zum großen Teil aus dem 
Wirtschaftssystem der UdSSR, und aus anderen Gründen 
(z. B. Mangel an qualifiziertem Personal) ergeben, für die 
Erfüllung der praktischen Erfordernisse der Volkswirtschaft 
erwachsen. Man könnte in analoger Weise auch die 
anderen Zweige der rätebündischen Wirtschaft be­
trachten und würde zu ähnlichen Ergebnissen gelangen.

Es ist einleuchtend, was solche Erscheinungen für die mili­
tärische Kraft des Landes im Kriegsfälle bedeuten müssen. Es 
ist daher verständlich, warum gerade der Kriegskommis­
sar Woroschilow immer wieder gegen die Mängel im 
Verkehrswesen der Sowjetunion anrennt. Daraus erklärt 
sich weiter, daß das Verkehrskommissariat im Laufe der Jahre 
wohl den häufigsten Personal wechsel in seinen leitenden In­
stanzen erfahren hat.

*

Die Wehrpolitik der UdSSR, sieht sich vor die Aufgabe ge­
stellt, die Transportmittel des Landes den Erforder­
nissen der Landesverteidigung anzugleichen. Vom 
ersten Mobilmachungstag an wird im Kriegsfälle der Charak­
ter der Arbeit der Eisenbahnen einschneidend verändert. Der 
sofort einsetzende Massentransport von Menschen, Tieren 
usw. aus allen Teilen des Landes zu den Sammelpunkten, der 
Massentransport von Truppen und Kriegsmaterial aus den 
Garnisonen und Sammelpunkten an die Front stellen an die 
Transportmittel des Landes ungeheuere Anforderungen, 
besonders wenn große Räume zu überwinden sind. Alles 
10*



das erfordert ein genügend ausgebautes Eisenbahnnetz, ein 
technisch einwandfreies Eisenbahnmaterial und eine aus­
gezeichnete Organisation des Verkehrs.

Die erste praktische Aufgabe in Erfüllung der Forderung 
des XV. Parteikongresses, daß die Transportmittel den Be­
dürfnissen der Landesverteidigung angepaßt werden müssen 
(und aller ähnlichen Beschlüsse späterer Partei- und Sowjet­
kongresse) läuft zunächst darauf hinaus, das bestehende 
Eisenbahnnetz einer grundlegenden Rekonstruk­
tion zu unterziehen. In technischer Beziehung handelt es 
sich um die Erneuerung des rollenden und liegenden Ma­
terials, den Ausbau des vorhandenen Verkehrsnetzes, die Elek­
trifizierung, die Modernisierung sämtlicher Anlagen, die Ver­
größerung des Lokomotiv- und Waggonparks, den Ersatz des 
vorhandenen Schienenoberbaues durch stärkere Profile, wo­
durch die notwendige stärkere Belastung mit modernem rol­
lendem Material überhaupt erst ermöglicht wird. Organi­
satorisch handelt es sich darum, den gesamten Verwaltungs­
apparat rationell und modern zu gestalten und für einen quali­
fizierten Personalnachwuchs zu sorgen. Der Endzweck aller 
Maßnahmen muß es sein, die Voraussetzungen für die wich­
tigsten Anforderungen zu erfüllen, die der Krieg an das Eisen­
bahnnetz stellt:

і. Maximale Verkehrsgeschwindigkeit,
2. Massenleistung,
3. Pünktlichkeit.
Daneben ist zu berücksichtigen, daß gerade das Eisenbahn­

netz von den ersten Kriegstagen an feindlichen Flieger­
angriffen ausgesetzt werden wird. Wenzow weist auf die 
Notwendigkeit hin, den Luftschutz auf den Eisenbahnen 
großzügig auszubauen. Das gesamte Eisenbahnpersonal, be­
sonders in den Grenzgebieten, müsse im Kampf gegen feind­
liche Flieger und gegen chemische Angriffsmittel des Gegners 
ausgebildet werden.

Eine weitere Aufgabe besteht in der Vergrößerung des 
Eisenbahnnetzes. Die Grenzen zwischen reinen Wirt­
schaftsbahnen und strategischen Bahnen können unter den 
modernen Verhältnissen nicht immer streng gezogen werden. 



Jede rein wirtschaftlichen Zwecken dienende Bahn hebt in­
direkt auch die militärische Kraft des Landes. Dies gilt be­
sonders von den großen Verbindungslinien zwischen den 
kriegswichtigen Rohstoff- und Industriegebieten. Der rein 
strategische Charakter der Bahnen kommt vor allem in 
dem den Bedürfnissen der Front unmittelbar entsprechenden 
Eisenbahnnetz zum Ausdruck. Das sind die aus dem Innern 
des Landes in die Grenzgebiete führenden Strecken und die 
parallel zur Landesgrenze verlaufenden Linien, die strategische 
Manöver und operative Truppenverschiebungen ermöglichen.

Diese Gesichtspunkte spielen in den Eisenbahnneubauten 
der Sowjetregierung eine große Rolle. Auf die militärische und 
politische Bedeutung der Turksib-Bahn ist an anderer Stelle 
hingewiesen worden. Die Eisenbahnbauten der UdSSR, an 
den westlichen und östlichen Grenzen der Mandschurei 
sowie zum Ochotskischen Meer sind von rein strategischen 
Überlegungen diktiert. Die Transsibirische Bahn hat aus 
ähnlichen Gründen (von kleinen Abschnitten abgesehen) bis 
östlich von Tschita ein zweites Gleis erhalten. Auch an den 
Westgrenzen der UdSSR, werden neue Bahnen ge­
baut, die in erster Linie für offensive Zwecke be­
stimmt sind. Das gilt insbesondere von dem Ausbau 
des Eisenbahnnetzes im Gebiet nördlich der Pripet- 
sümpfe. Ferner wurden indemfürden Aufmarsch im 
Westen besonders wichtigen Raum zwischen der 
Wolga und der Grenze eine ganze Reihe von neuen 
Eisenbahnverbindungen geschaffen, die in ost­
westlicher bzw. in nord-südlicher Richtung ver­
laufen. *

Es darf auch auf die großen Zukunftspläne verwiesen 
werden, die im Zusammenhang mit dem nördlichen See­
weg und seiner Verbindung über das sibirische Strom­
netz mit den sibirischen Eisenbahnen ein gewaltiges 
Verkehrssystem schaffen wollen, das den ganzen europäisch­
asiatischen Raum des Sowjetstaates verkehrspolitisch organi­
sieren soll.

Der große Eifer, mit dem die Arktisforschung von der 
Sowjetregierung unterstützt wird, verfolgt den praktischen 



Zweck, den sog. nördlichen Seeweg, d. h. die maritime Ver­
bindung von der Ostsee über den neuen Kanal zum Weißen 
Meer und von dort über die Barents-See und das Karische 
Meer in die Mündungsgebiete des Ob und des Jenissej (und 
in geringerem Umfang der Lena) wirtschaftlich nutzbar zu 
machen. Durch eine spätere Regulierung der sibirischen 
Ströme und entsprechende Kanalverbindungen, wirksam 
unterstützt durch entsprechende Eisenbahnbauten, könnte auf 
diese Weise eine großzügige verkehrspolitische Erschließung 
des an Rohstoffen aller Art unbegrenzt reichen Raumes statt- 
finden, die für die militärische Kraft der Sowjetunion größte 
Bedeutung erhalten könnte. Solche Pläne erfordern jedoch 
einen so gewaltigen Aufwand an Kapital und Arbeit, daß sie 
heute noch nicht in den Gesichtskreis praktischer Erörterungen 
zu ziehen sind, wennschon sie im Hinblick auf künftige Mög­
lichkeiten auch heute bereits ein gewisses Interesse bean­
spruchen dürfen.

Die Bezwingung der sowjetrussischen Raumweite 
in der Luft ist schließlich auch eines der aktuellen Probleme 
der modernen Verkehrsentwicklung in der Sowjetunion. Der 
Luftfahrt wird aus naheliegenden Gründen in der UdSSR, die 
größte Aufmerksamkeit entgegengebracht. Sie gewinnt in dem 
Maße an praktischer Bedeutung, wie die anderen Verkehrs­
mittel sich noch nicht auf der erforderlichen Höhe zeigen. 
Außerdem ist das Flugzeug dasjenige moderne Verkehrsmittel, 
das bei einem verhältnismäßig geringen Aufwand an finan­
ziellen Mitteln eine schnelle und sichere Überwindung großer 
Räume gestattet. Die militärische Bedeutung des rätebün- 
dischen Luftverkehrsnetzes ergibt sich aus den einfachsten 
Überlegungen von selbst.

Neben dem Flugzeug hat in der UdSSR, auch der Luft­
schiffbau zu praktischen Versuchen geführt, deren Ergeb­
nisse sich zwar mit den Leistungen des Auslandes nicht messen 
können, trotzdem der Beachtung wert sind. Die leitenden 
G e s і c h t s p u n к t e bei diesen Plänen sind in erster Linie m і 1 і - 
tärischer Art, wenn sie auch äußerlich weniger in den 
Vordergrund gestellt werden als die rein wirtschaftlichen. 
Unter den besonderen Bedingungen der Raumweite des Sow­
jetstaates mit seinen mangelhaften Transportverhältnissen 



decken sich in diesem Falle beide Ziele. Der hauptsächliche 
Wert einer gut ausgebauten und leistungsfähigen Luftschiff­
fahrt liegt für die UdSSR, im Kriegsfälle weniger in der Ver­
wendung des Luftschiffes als aktive Kampfeinheit an der 
Front und über feindlichem Gebiet, wo beim heutigen Stand 
der Kriegsflugtechnik in erster Linie das Flugzeug in Frage 
kommt, als in der Organisation der Etappe, in deren 
Mittelpunkt das Transportwesen steht: schnelle Überwindung 
größter Entfernungen mit großer Nutzlast ohne Zwischen­
landung, also Verbindung der weit auseinanderliegenden 
Teile des Sowjetstaates miteinander, vor allem des fernöst­
lichen Gebietes mit den Industriezentren. Das Schwergewicht 
der Verwendung der Luftschiffe liegt zunächst durchaus im 
asiatischen Teil der Sowjetunion.

Der gegenwärtige Stand des sowjetrussischen Luftschiff­
baues wird in der UdSSR, selbst sehr optimistisch beurteilt 
und bedarf wohl mancher Einschränkungen. Im Bau kleinerer 
Luftschiffe des halbstarren Systems dürften jedoch die bis­
herigen Ergebnisse dahingehend bewertet werden, daß ihr 
praktischer Einsatz über kurz oder lang zur Tatsache werden 
wird. Auch kleinere Luftschiffe können unter Berücksichti­
gung des ihnen zugedachten Sonderzweckes wertvolle Dienste 
leisten.

Bei der Betrachtung der Wehrpolitik des Rätestaates darf 
man durchaus nicht immer nur bei den praktischen Ergeb­
nissen stehen bleiben, die mit dem einzelnen Versuch erzielt 
werden. Der entscheidende Faktor ist der auf die 
Erzwingung maximaler rüstungspolitischer Ergeb­
nisse gerichtete Wille. Wenn die technische Rückständig­
keit des Landes, der Mangel an qualifizierten Kräften usw. 
diesem Willen in der Praxis manche Grenze setzen, so müssen 
dennoch jedes Volk und jeder Staat, die eines Tages 
das Objekt der offensiven Politik des Bolschewismus werden 
können, jeden Schritt der UdSSR, besonders auf militärischem 
Gebiet aufmerksam verfolgen. Mißerfolge der Gegenwart 
können eine Quelle der Erfahrung für die Zukunft werden. 
Schließlich können wir an der Entwicklung der Sowjetunion 
erkennen, daß kein Opfer — selbst auf ideologischem Gebiete — 
gescheut wird, um dem gesteckten Endziel näherzukommen.



5. Wirtschafts-Imperialismus
Es ist an verschiedenen Stellen der vorliegenden Unter­

suchung auf wirtschaftliche Erscheinungen in der UdSSR, 
hingewiesen worden, die in einem krassen Widerspruch mit 
den offiziellen Lehren des Kommunismus zu stehen scheinen. 
Wir geben nur einige Stichworte: die „Nep“ des Jahres 1921, 
Stalins Aufsatz vom März 1930 gegen die „linken Über­
treibungen“ und seine Rede vom Juni 1931 mit den For­
derungen der kaufmännischen Betriebsführung, des Leistungs­
lohnprinzips in Industrie und Landwirtschaft, der Wieder­
herstellung der persönlichen Verantwortlichkeit. Es wäre 
weiter zu nennen das Dekret gegen die Zwangskollektivierung 
des Viehs im Frühjahr 1932, die Zulassung des Kolchoshandels 
und schließlich die Abschaffung der Brotkarte Anfang 1935. 
Man könnte noch mehr solche Beispiele nennen, die im Aus- 
lande oft falsche Vorstellungen über die politische Bedeutung 
solcher „Abweichungen“ hervorrufen.

Zusammenfassend wäre die Frage zu beantworten, 
was alle diese Abweichungen bedeuten? Läge nicht 
der Schluß nahe, daß der Rätestaat einem Evolu­
tionsprozeß von innen unterliegt, der ihn all­
mählich grundlegend verändert, den Bolschewis­
mus und damit seine Doktrin praktisch aufhebt?

Daß der Kommunismus als Wirtschaftsutopie in der 
Sowjetunion eine Riesenniederlage erlitten hat, unterliegt 
nicht dem geringsten Zweifel. Die Frage darf aber heute nicht 
als Frage nach dem Schicksal des Kommunismus als Wirt­
schaftsutopie in der Räteunion gestellt werden. Es fragt sich 
vielmehr, ob mit dem Zusammenbruch des Kommunis­
mus als Wirtschaftsutopie auch der bolschewistische 
Machtanspruch auf die Herrschaft in „einem Lande 
und im Weltmaßstab“ erloschen sei. Diese Frage 
muß nach allen Erfahrungen vieler Jahre entschie­
den verneint werden.

Die Politik der UdSSR, ist sowohl in der Sphäre der Er­
weiterung ihrer industriellen Grundlagen (unter ausschlag­
gebender Berücksichtigung der Rüstungsindustrie), wie in 
jener der Ausgestaltung ihrer auswärtigen Beziehungen alles



andere als eine Politik weiser Selbstgenügsamkeit, sondern 
eine Politik durchaus offensiver Zielsetzungen. Das 
wird ohne weiteres klar, wenn man sich vergegenwärtigt, daß 
das industrielle Aufbauprogramm unter der Losung, „die 
fortgeschrittenen Industrieländer nicht nur einzuholen, son­
dern zu überholen“, in Angriff genommen worden ist. Was 
bedeutet dieses „Einholen und Überholen“ anderes als einen 
Wirtschaftskrieg in Permanenz? Denn nach erfolgter indu­
strieller Sättigung des eigenen Landes, nach Überfüllung der 
eigenen Märkte, würde entweder eine rückläufige Bewegung 
in der Industrialisierung der Räteunion in Kauf zu nehmen 
sein, oder es würde der Kampf um auswärtige Märkte 
zu beginnen haben.

Es kann kein Zweifel daran sein, daß der Sowjetstaat sich 
zum letzteren würde entschließen müssen. Und daß der 
Sowjetstaat diesen Kampf mit allen nur denkbaren Mitteln 
führen würde, zeigt schon sein Verhalten bei den wiederholten 
Eroberungsversuchen von Märkten für seine Rohstoffausfuhr 
(öl, Holz, Weizen u. a.) in den letzten Jahren, bei denen auch 
vor wildem Dumping nicht zurückgeschreckt wurde.

Die Folgen eines solchen Wirtschaftskrieges in Permanenz 
gehen aus den politischen Lehren des Bolschewismus selbst 
klar und eindeutig hervor. Lenin betont immer wieder (und 
seine Nachfolger wiederholen es unentwegt), daß die Kriege 
in unserem Zeitalter um die „Eroberung von Rohstoff- und 
Ausfuhrmärkten“ geführt werden. Ein solcher Kampf um die 
Märkte wird als „Imperialismus“ bezeichnet. Hört eine 
solche Politik auf, „Imperialismus“ zu sein, wenn sie nicht 
nur von den „kapitalistischen“, sondern auch vom „sozia­
listischen Staat der Arbeiter und Bauern“ geführt wird? 
Selbstverständlich nein!

Es muß an dieser Stelle nicht erst bewiesen werden, daß 
die Sowjetindustrie heute noch weit davon entfernt ist, den 
Bedarf des eigenen Landes zu decken, und daß auch in der 
UdSSR, die Bäume nicht in den Himmel wachsen. Aber hier 
kommt es nicht darauf an, den tatsächlichen Entwicklungs­
stand des Rätestaates heute oder in allernächster Zukunft fest- 
zustellen, sondern die politischen Entwicklungstenden­
zen auf weitere Sicht aufzudecken. Hierbei kommen wir 



zu der grundsätzlich wichtigen Erkenntnis, daß diese Ent­
wicklungstendenzen nach den Selbstzeugnissen der Sowjet- 
theoretiker und nach den Grundauffassungen des Leninismus 
selber — alle objektiven Merkmale der als „Imperialis­
mus“ bezeichneten Politik tragen! Und zwar in ge­
steigerter Potenz ! Wird nach der leninistischen Auffassung der 
„Imperialismus“ in der Welt der bürgerlichen Staaten durch 
die „Vorherrschaft des Kapitals“ bestimmt, das sich in den 
Händen von einzelnen Kapitalisten bzw. von Vereinigungen 
von Kapitalisten befindet, so ist im Rätestaat, dem Lande des 
„vergesellschafteten Kapitals“, gerade dieses im Sinne des 
Leninismus objektive Merkmal des „Imperialismus“ in äußerst 
konzentrierter Form gegeben: der Sowjetstaat selbst ist 
mit der Überführung des Kapitals in seine Hände 
zum größten Kapitalisten der Welt geworden! Da­
mit übt der Sowjetstaat ein kapitalistisches Monopol 
aus, das innerhalb seiner Grenzen konkurrenzlos ist 
undeineMachtda rs teilt,dienachaußenh in einheit­
lich und „im Falle günstiger Umstände“ offensiv 
eingesetzt werden könnte1).

Diemilitärischenund wirtschaftlichen Rüstungen 
des Sowjetstaates, seine Industrialisierung und die 
WahlseineraußenpolitischenFreundebilden,unter 
solchen Gesichtspunkten betrachtet, ein durchaus 
einheitliches System. Die Frage, inwieweit der Kommu­
nismus als Wirtschaftssystem in der UdSSR, verwirklicht wird 
oder nicht, bleibt daneben ziemlich belanglos. Je negativer 
die Entwicklung der UdSSR, in dieser Beziehung verläuft, 
um so stärker ist die von ihr ausgehende kommunistische 
Propaganda im Ausland. Der Bolschewismus erhebt einen 
totalen Machtanspruch für sich unter kommunistischen Pa­
rolen. Doch schreckt er keinen Augenblick davor zurück, seine 
Macht dort, wo er siegreich gewesen ist, mit einer völlig 
andersgearteten Praxis zu befestigen und weiter auszubauen.

Auch in dieser Beziehung ist die völlige Grundsatz­
losigkeit, wie wir in anderem Zusammenhang bereits fest-

T) Vgl. auch Adamheit, „Die neue Front der Sowjetpolitik“, Deutsche 
Wehr, 1935, Heft 21 und 23.
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gestellt haben, sein einziges Prinzip. Die Diktatur der 
neuen Bürokratie ist das einzige Ziel, das unverrückbar be­
stehen bleibt. Ihr dienen alle wehrpolitischen Maßnahmen 
im Rätestaat. Die bolschewistische Revolution, die 
Organisation des bewaffneten Aufstandes in allen 
Ländern der Welt, nachdem die kritiklosen Massen 
aufdenKöderder ko mmunistischenParolenhe re in­
gefallen sind, bestimmen allein die Politik des Bol­
schewismus. Zur Erreichung dieses Zieles ist jedes 
Mittelrecht, was in der Strategie und Taktik der 
bolschewistischen Revolution mit brutaler Deut­
lichkeit gesagt wird. Und wenn die Preisgabe des 
geheiligten Dogmas als Notwendigkeit erkanntund 
vollzogen wird, so gilt das nicht als „Opportunis­
mus“, sondern als eine revolutionäre Tat. Hinsicht­
lich seinerMacht- und Herrschaftsansprüche bleibt 
der Bolschewismus sich immer gleich: ein brutaler 
Imperialismus.



IV. Abschnitt

Der zukünftige Krieg

7. Kapitel. Der politische und militärische Charakter 
des zukünftigen Krieges

1. Die politischen Elemente des Krieges
Wir haben in dem Kapitel über die wirtschaftliche Auf­

rüstung Gelegenheit gehabt, einige allgemeine Gesichtspunkte 
der sowjetrussischen Beurteilung des zukünftigen Krieges, so­
weit sie für die Wehrwirtschaft des Landes wichtig sind, zu 
streifen. Wir haben uns jetzt mit der sowjetrussischen Auf­
fassung vom Kriege in ihrer Anwendung auf den konkreten 
Fall einer möglichen zukünftigen bewaffneten Auseinander­
setzung zu befassen.

Unter den verschiedenen Faktoren, die den Charakter eines 
Krieges bestimmen, stehen die politischen Elemente des 
Krieges im Mittelpunkt aller Betrachtungen der bolsche­
wistischen Politiker und Militärs.

M. Frunse, der Nachfolger Trotzkis auf dem Posten des 
Kriegskommissars der UdSSR., hat im Jahre 1925 eine 
Analyse des Charakters des zukünftigen Krieges ge­
geben, die in ihren leitenden Gedanken auch heute als die 
sowjetamtliche Einstellung betrachtet werden darf.

Frunse betont an erster Stelle den Klassencharakter des 
nächsten Krieges und erklärt, daß dieser Krieg vom Rätestaat 
nicht als ein nationaler, sondern als ein revolutio­
närer Klassenkrieg geführt werden würde. Das bedeute, 
daß die Rote Armee ihn nicht für „irgendwelche engnatio- 
nalistischen Interessen“, sondern für die „Sicherung der Er­
rungenschaften der Revolution gegen die Anschläge der inneren 
und äußeren Klassenfeinde des Proletariats“ führen werde.

An zweiter Stelle steht bei Frunse der „allumfassende ent­
scheidende Charakter“ des nächsten Krieges, nach dem er 



beurteilt werden müßte: „Das wird kein Zusammenstoß 
wegen Kleinigkeiten sein, der eine schnelle Lösung finden 
kann. Nein, das wird ein Kriegzwisch en zwei verschie­
denen, einander ausschließenden gesellschaftlich­
politischen und ökonomischen Systemen sein.“1)

x) Zit. in: A.Wolpe, Die Landesverteidigung und M. W. Frunse, S. 22. 
Moskau 1928.

2) L. S. Amigarow, Der Charakter des Zukunftskrieges, in: Krieg und 
Revolution, September/Oktober-Heft. Moskau 1934.

Frunse begründet seine Auffassung mit dem Klassencha­
rakter der UdSSR. Der Rätestaat sei auf völlig anderen 
politischen und wirtschaftlichen Grundsätzen aufgebaut als 
die ganze übrige bürgerliche Welt. In diesen beiden einander 
gegenüberstehenden Systemen komme ein unüberwind­
lich e r G e g e n s a t z zum Ausdruck, der zu einem scharfen und 
langwährenden Zusammenstoß führen müsse. Letzteres er­
gäbe sich daraus, daß der Rätestaat unter Berücksichtigung 
seiner großen Bevölkerungszahl und seiner wirtschaftlichen 
Hilfsquellen eine große Macht darstelle und daß andererseits 
mit der ganzen oder wenigstens einem großen Teil der kapi­
talistischen Welt als Gegner der UdSSR, zu rechnen sei.

Aus dieser Gegenüberstellung ist zu folgern, daß der Einsatz 
der Kräfte auf beiden Seiten unter durchaus verschiedenen 
politischen Voraussetzungen erfolgen wird. Der Krieg, als die 
bewaffnete Form des Klassenkampfes, wird nach sowjetrus­
sischer Auffassung von vornherein vom jeweiligen Stand der 
Produktionskräfte und der Produktionsbeziehungen oder, mit 
anderen Worten, von den herrschenden Klasseninteressen und 
vom Stand des Klassenkampfes bestimmt werden.

Ein anderer Sowjettheoretiker, L. S. Amigarow, erklärt: 
„Deshalb müssen wir bei der Bestimmung des Charakters des 
zukünftigen Krieges des Imperialismus gegen die UdSSR, 
vom gegenwärtigen Stand der ökonomischen Struktur des 
Kapitalismus und des Sozialismus, vom gegenwärtigen Stand 
des Kampfes sowohl zwischen dem Proletariat und der 
Bourgeoisie, als auch des Kampfes zwischen den imperia­
listischen Staaten ausgehen. Nur hier liegt der Schlüssel zum 
Verständnis des Charakters des Krieges, der von den kapi­
talistischen Staaten gegen uns vorbereitet wird.“* 2)



Die politischen Grundkräfte des Krieges werden also 
nach sowjetrussischer Auffassung auf den beiden gegnerischen 
Seiten nicht die gleichen sein. Die Sowjetunion, als der 
„Staat der Arbeiter und Bauern“, wird sich auf die breitesten 
Massen seiner Bevölkerung stützen, in deren Namen und für 
deren Interessen er angeblich den Krieg führen wird. Für 
den Sowjetpolitiker unterliegt es keinem Zweifel, daß diese 
Massen mit Begeisterung zu den Waffen greifen werden, um 
die Errungenschaften der Revolution, ihrer Revolution, gegen 
alle feindlichen Anschläge zu verteidigen. Es unterliegt für 
ihn ferner keinem Zweifel, daß nur die Sowjetunion es 
wagen darf, über den wahren Charakter des Krieges 
offen zu sprechen.

Amigarow betont, daß die Fragestellung der Bourgeoisie 
in dieser Beziehung eine andere sei. Infolge ihrer besonderen 
Klasseninteressen sei sie gezwungen, sowohl den tatsächlichen 
Charakter des zukünftigen Krieges, wie ihre Ziele und Auf­
gaben in ihm zu „maskieren“. Diese Maskierung erblickt er 
in der „alten Ideologie der Nationalkriege“, unter deren Ver­
tretern er den General Foch nennt, oder in der „gröberen 
Form“ der Ausnutzung des Nationalismus durch die „fa­
schistischen“ Theoretiker in Deutschland und in Japan: „Die 
Rassentheorie, die eine offene Form des zoologischen Natio­
nalismus ist, dient den Ideologen des Faschismus als einziges 
Argument für die Notwendigkeit und den Charakter der zu­
künftigen Kriege, die sie selbst vorbereiten.“1)

1) Amigarow, ebenda.

Die „Bourgeoisie“ versucht, nach allen maßgeblichen Aus­
lassungen der bolschewistischen Theoretiker, mit solcherweise 
getarnten Mitteln das zu erreichen, was für den Rätestaat 
nach seiner Klassenstruktur von vornherein gegeben ist: die 
Möglichkeit der Bildung von Massenarmeen für die 
bevorstehenden Kriege.

Die Untersuchungen über die Art des modernen Heeres- 
aufbaues, besonders über die Größe der nach neuzeitlichen 
Gesichtspunkten organisierten Armeen, haben in der mili­
tärischen Literatur der Nachkriegszeit in allen Staaten einen 
breiten Raum eingenommen. Die Ansichten darüber sind 



vielfach verschieden geblieben. Amigarow erblickt in einem 
Teil von ihnen den Versuch, die Kriege unter Verschweigung 
ihres Klassencharakters nach rein technischen Merkmalen 
zu unterscheiden: ,,Der Entwicklungsstand der Kriegstechnik 
ist für sie das einzige Kriterium zur Bestimmung des Charak­
ters des Krieges. Zu ihnen gehören Fuller, Douhet, Seekt, 
Renin usw.“

Demgegenüber hebt Amigarow hervor, daß die Kriegs - 
technik trotz ihrer großen Bedeutung nicht als das be­
stimmende Kriterium des zukünftigen Krieges angesehen 
werden dürfe. Nicht die Technik führe zum Kriege, sondern 
die Klassengegensätze, die Politik als die Ursache und 
das Wesen des Krieges sei der Auftraggeber der Wissenschaft 
und der Industrie für die Entwicklung der Kriegstechnik, für 
ihre Struktur und ihre Menge und gleichzeitig für die Me­
thoden und Formen ihrer Anwendung. Zweitens könne diese 
Technik nach ihrem Charakter in vollkommen verschiedenen 
Kriegen angewandt werden. So benutze z. B. das Proletariat 
im Bürgerkriege genau dieselben technischen Kampfmittel 
wie die Bourgeoisie in ihren Kriegen. Der Marxist könne die 
Technik nicht außerhalb des Systems der gesellschaftlichen 
Organisation betrachten. Das beziehe sich vollinhaltlich auch 
auf die Kriegstechnik.

Die Beurteilung des Krieges nach rein militäri­
schen Gesichtspunkten wird also konsequent abge­
lehnt. Das Primat gehört der Politik und findet einen prak­
tischen Niederschlag im Aufbau der Roten Armee und in der 
Formulierung ihrer Aufgaben.

Bubnow, eine bekannte Persönlichkeit der Roten Armee, 
weist in dem Vorwort zu seinem Sammelbuch über die bol­
schewistischen Heeresreformen des Jahres 1924 ausdrücklich 
darauf hin, daß die militärische Ausbildung der Offiziere und 
Mannschaften der Roten Armee abhängig sei von den 
„Grundelementen, die in bedeutendem Maße den Charakter 
der zukünftigen kriegerischen Zusammenstöße bedingen und 
die Organisation der Kampfausbildung der Truppen beein­
flussen werden.“1) Neben den technischen und taktischen 

1) A. Bubnow, Das Jahr 1924 im militärischen Aufbau, S. 7. Moskau 
I925-



Fragen hebt er besonders die zu erwartenden Veränderungen 
sozialpolitischer Art hervor, die seiner Ansicht nach in den 
zukünftigen Krieg eine Reihe von Elementen hineintragen 
werden, „die uns aus dem Bürgerkrieg der Jahre 1918—1920 
bekannt sind (Aufstände, Partisanentum, Methoden des 
Kleinkrieges usw.)“.

Mit dem Hinweis auf den Bürgerkrieg in Rußland 
wird aufLenins Forderung der Umwandlung des imperia­
listischen Krieges in einen Bürgerkrieg angespielt und 
es ist sehr bemerkenswert, daß diese Möglichkeit nicht nur 
theoretisch in den militärischen Vorbereitungen des Räte­
staates Erwähnung findet, sondern das militärische 
Denken in der UdSSR, sehr maßgeblich beeinflußt und 
in zahlreichen praktischen Maßnahmen seinen Nieder­
schlag findet.

2. Tuchatschewskij über „Angriff und Verteidigung“
Auf dem Sowjetkongreß 1935 schloß Tuchatschewskij 

seinen kriegerischen Bericht über die Rote Armee mit folgen­
den Worten:

„Der Krieg gegen uns wird in gesteigertem Tempo vor- 
bereitet . . . Mögen unsere Feinde die Festigkeit unserer Gren­
zen erproben! Wie ein Mann wird unser Kolchos- und Arbei­
terland sich zur Verteidigung seines Bodens erheben und die 
mächtige Rote Armee, die mächtig ist durch ihren revolutio­
nären Enthusiasmus, wird unter der eisernen Führung von 
Klim Woroschilow, unter dem Banner der Kommunistischen 
Partei mit unserem großen Stalin an ihrer Spitze alle Inter­
ventionisten zerschmettern und den Sieg über die Feinde der 
Oktoberrevolution gewährleisten.“

Die „Krasnaja Swesda“, das Organ der Roten Armee, be­
richtete über die Wirkung dieser Worte auf dem Kongreß in 
Fettdruck:

„Alle erheben sich, Ovationen aus dem Saal: ,Es lebe die 
Weltrevolution!' ,Es lebe der Leiter der sozialistischen Siege, 
unser Führer, Genosse Stalin!' Der Saal veranstaltet eine 
stürmische Ovation. Rufe: ,Es lebe Genosse Woroschilow!', 
,Die Rote Armee — hurra !', ,Es lebe der große Stalin ! Hurra !' 



Lang andauerndes, kein Ende nehmendes Beifallklatschen. 
Stimme vom Platz: ,Es lebe der Genosse Stalin!4 Rufe: 
,Hurra!4 Alle im Saal Anwesenden klatschen stehend, stür­
misch, lang andauernd Beifall.44

Tuchatschewskij hat an anderer Stelle auseinandergesetzt, 
wer seiner Ansicht nach den „Krieg gegen die UdSSR, in 
gesteigertem Tempo vorbereitet44. In seinem schon ein­
mal erwähnten Aufsatz über die „Kriegspläne des heutigen 
Deutschland441) schreibt er, AdolfHitlers Erklärung, daß 
er zur Vernichtung der Krise und der Arbeitslosigkeit 
eine vierjährige Frist brauche, sei eine „leere Demagogie44 
geblieben, und fährt fort: „Dafür wird jetzt klar, daß 
hinter diesem demagogischen Plan sich ein anderer, be­
deutend realerer vierjähriger Plan der Schaffung gigan­
tischer bewaffneter Kräfte verborgen hat.44 Und nach 
Schilderung der deutschen Auffassungen über die moderne 
Kriegführung, nach Darstellung des deutschen Rüstungs- 
standes, so wie er selbst ihn sieht, beschließt er seine Aus­
führungen mit einem Abschnitt unter der bezeichnenden 
Überschrift: „Hitlers antisowjetische und Revanche­
pläne44.

Tuchatschewskij, der sich die Friedensmaske des Vertei­
digers Sowjetrußlands gegen den deutschen „Faschismus“ 
vorgebunden hat, wiederholt auf militärischem Gebiet die 
gleichen Plattheiten wie seine Kollegen von der hohen Politik. 
Doch wie der Verteidigungscharakter der Sowjet­
rüstungen in Wirklichkeit aufzufassen ist, hat uns der­
selbe Herr Tuchatschewskij zu einem Zeitpunkt sehr aus­
führlich dargelegt, als es jenen deutschen „Faschismus“ noch 
gar nicht gab, und als Adolf Hitler selbst in seinen kühnsten 
Träumen noch kaum mit der Möglichkeit solcher „Pläne“ 
gerechnet haben dürfte, wie sie ihm von Herrn Tuchat­
schewskij heute unterstellt werden.

Unter dem Datum „Moskau, den 14. Januar 1921“ hat 
Herr Tuchatschewskij seine grundlegenden Auf­
fassungen über die Aufgaben und die Organisation 
der Roten Armee der Öffentlichkeit übergeben, die für die

1) ,, Kras naja Sewsda“ vom 1. April 1935.
11 Rote Armee



Wehrpolitik des Rätestaates bis zur Gegenwart ihre Allgemein - 
gültigkeit behalten haben1).

1) Vgl. Tuchatschewskij, Die Rote Armee und die Miliz, in deutscher 
Sprache herausgegeben in der „Kleinen Bibliothek der Russischen Korre­
spondenz“, Nr. 51. Leipzig 1921.

Tuchatschewskij setzt sich darin auf die schärfste Weise mit 
der Haltung der II. Internationale gegenüber dem „Impe­
rialismus“ auseinander, die er als einen „Halbkampf “ kritisiert. 
Dieser „hat der Arbeiterschaft systematisch den Ge­
danken der Aktivität ausgetrieben — den Gedanken 
an den Angriff des Proletariats auf die Bourgeoisie 
und hat ihr den klaren Überblick über die möglichen Folgen 
eines solchen Angriffes sehr erschwert“.

Besonders verwerflich findet Tuchatschewskij, daß von den 
Sozialdemokraten „die gegenwärtige militärische Situation 
Sowjetrußlands als des Verbreiters der sozialisti­
schen Revolution in der ganzen Welt, überhaupt nicht 
in Erwägung gezogen “ werde.

Tuchatschewskij fährt dann fort: „Die II. Internationale 
impfte allen die Vorstellung ein, daß ein solcher Angriffs- 
kampf nur im engen Rahmen eines Staatsgebietes berechtigt 
sei.“

Selbstverständlich muß ein solcher Standpunkt vom welt­
revolutionären Bolschewismus abgelehnt werden. Der aus dem 
zaristischen Offizierkorps damals vor kurzem erst zu den Kom­
munisten hinübergewechselte Herr Tuchatschewskij muß ohne 
Frage die Beschränkung des revolutionären Kampfes auf das 
Gebiet eines Staates als Defaitismus zurückweisen. Und diese 
Zurückweisung findet an Hand einer sehr praktischen Ge­
legenheit statt: Im Jahre 1921 wird in Sowjetrußland das 
Problem des neuen Heeresaufbaues akut. Es tauchen die ver­
schiedensten sozialistischen Theoretiker auf, die in Anlehnung 
an frühere Programme die Einführung des Milizsystems, also 
einer sehr lockeren Form der Organisation der Armee, ver­
langen.

Tuchatschewskij als militärischer Fachmann sieht die Auf­
gabe unter dem praktischen Gesichtspunkt der Erfordernisse 
des Krieges an. Und zwar muß für ihn der Charakter des zu­
künftigen Krieges richtunggebend sein für die zu wählende 



Form der Heeresorganisation. Er lehnt die Miliz ab und 
spricht sich für das stehende Heer auf dem Prinzip der Wehr­
pflicht aus.

Der zukünftige Krieg ist nach der Auffassung von Tucha- 
tschewskij von der sozialistischen Revolution nicht zu trennen. 
Er wirft die Frage auf, auf welchen Wegen die Revolution 
ihr Ziel erreichen werde? „Auf dem Wege bewaffneter Auf­
stände innerhalb eines jeden Staates, oder auf dem Wege be­
waffneter Aufstände sozialistischer gegen bürgerliche Staaten, 
oder auf beiden Wegen zugleich?“

Er sagt, daß dies nicht vorausgesagt werden könne und daß 
erst der Verlauf der Revolution das zeigen würde. Aber unter 
den theoretisch möglichen Wegen muß natürlich von einem 
bolschewistischen Heeresreformer nicht nur der eine oder an­
dere einseitig berücksichtigt werden, sondern er muß sich 
für alle Möglichkeiten wappnen. Der revolutionäre An­
griffskrieg gegen andere Staaten stellt die am weitesten 
gehende Möglichkeit dar, und die Organisation der Armee 
muß so beschaffen sein, daß ein solcher Krieg mit Erfolg ge­
führt werden kann.

Tuchatschewskij sagt: „Eines steht fest, wenn irgend­
wo eine sozialistische Revolution zur Herrschaft 
gelangt ist, dann hat sie das selbstverständliche 
Recht, sichauszubreiten, dann wird sie mit elemen­
tarer Gewalt danach streben, durch unmittelbare 
Einwirkung auf alle Nachbarländer die ganze Welt 
zu umspannen. Ihr wicht igstesWerkzeug wird natür­
lich ihre militärische Macht sein. Wir sehen also, daß 
die sozialistische Revolution von ihrer Armee die 
Fähigkeit zu aktiven Angriffsoperationen in den 
eigenen Grenzgebieten und, wenn der Gang der Er­
eignisse dazu zwingt, auch außerhalb derselben ver­
langen muß.“1)

*) Tuchatschewskij, Die Rote Armee und die Miliz, S. 5. Leipzig 1921 
11*

Unter allen Möglichkeiten des zukünftigen Krieges spielt bei 
Tuchatschewskij der revolutionäre Angriffskrieg der Sowjet­
union gegen andere Staaten mit dem Ziel, dort die bolsche­
wistische Revolution zu provozieren, die ausschlaggebende
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Rolle. Alle anderen Möglichkeiten treten dahinter zurück. 
Er beschreibt ausführlich das System der „sozialistischen 
Armee“, ihre praktische Anwendung in der internationalen 
Politik und kommt zu folgendem Ergebnis :

„Können wir denn überhauptunseremilitärischen 
Aufgaben nur innerhalb der Grenzen der Republik 
sehen ? Natürlich nicht, denn in der Republik selbst 
stehen uns ernsthafte militärische Aufgaben nicht 
bevor. ... Im Hinblick darauf muß jede Aufgabe 
unserer Republik aufs engste verknüpft sein mit der 
Aufgabe der Weltrevolution. Das gilt natürlich in 
erster Linie vor allem für die F rage der Organisation 
unserer Roten Welt ar mee.“1)

L) Tuchatschewskij, ebenda, S. 30.

Tuchatschewskij ist kein Privatmann, und wäre er es, so 
hätte er im Rätestaat keine Gelegenheit, Privatmeinungen zu 
verbreiten. Tuchatschewskij ist inzwischen stellvertretender 
Kriegskommissar geworden. Sicher ist er das nicht deshalb 
geworden, weil seine Anschauungen über die Organisation 
der Roten Armee für revolutionäre Angriffszwecke gegen 
andere Staaten mißbilligt und abgelehnt werden. Seine mili­
tärische Tätigkeit steht im Dienste der Räteunion und erfolgt 
im Sinne der offiziellen Politik der Sowjetregierung. Seine 
Äußerungen über die offensiven Kriegsabsichten der 
UdSSR, tragen somit offiziellen Charakter.

3. Der revolutionäre Angriffskrieg gegen andere Staaten
In der militärischen Literatur der UdSSR, stehen die An­

schauungen Tuchatschewskijs nicht vereinzelt da. Es ist 
heute, in einer Zeit, da der Rätebund sich aktiv der euro­
päischen Politik zugewandt hat, durchaus zeitgemäß, sich 
gründlich an die offiziellen Stimmen aus den Kreisen der 
Roten Armee zu erinnern, die in früheren Jahren hinsicht­
lich der Festlegung der aktiven Aufgaben der Roten Armee 
laut geworden sind.

Unter ihnen ist vor allem S. I. Gusjew (recte Jakow 
Dawidowitsch Drabkin) zu nennen, der seit 1918 eine Reihe 
höchster militärischer und politischer Ämter bekleidet hat.



Gusjew hat in einer Reihe von Aufsätzen die Notwendig - 
keit der Vorbereitung derRotenArmeefür Angriffs­
kriege behandelt, die durch die offiziellen Organe der Wehr­
macht und der Partei eine weite Verbreitung gefunden haben, 
und als ein Gradmesser für die vor allem in den höheren 
Kommandostellen der Roten Armee herrschenden Auffas­
sungen angesehen werden können. In seinem Buch über den 
Bürgerkrieg und die Rote Armee spielt der revolutionäre 
Angriffskrieg gleichfalls eine große Rolle.

In dem Kapitel über die Reorganisation der Roten Armee 
spricht Gusjew u. a. über den Krieg mit bürgerlichen Staaten, 
selbstverständlich zunächst unter dem Gesichtspunkt der Ver­
teidigung der UdSSR, gegen einen äußeren Angriff. Einen 
solchen Krieg bezeichnet er in Übereinstimmung mit der 
Kriegsdoktrin des Kommunismus als zum Typus der revo­
lutionären (oder Klassen-) Kriege gehörig und sagt, daß ein 
solcher Krieg bestimmte Eigenarten aufweise, die ihn dem 
Bürgerkrieg annähern.

Die Frage, die den Verfasser in diesem Sonderfalle inter­
essiert, ist die der anzuwendenden Strategie: Angriffs - oder 
Verteidigungsstrategie?

Gusjew erklärt, daß die Fragestellung in dieser Form falsch 
sei und folgendermaßen lauten müsse: „Haben wir eine 
Garantie dafür, daß wir im Falle eines revolutionären Krieges 
nicht gezwungen sein würden, uns an die Angriffsstrategie zu 
halten (während wir in den drei Jahren des Bürgerkrieges uns 
ausschließlich an dieVerteidigungsstrategie gehalten haben) ?“

Gusjew verneint das Vorhandensein solcher Garantien und 
führt begründend aus: „Wir können zur Angriffsstra­
tegie gezwungen werden, um z. B. einer gegen uns 
in Vorbereitung befindlichen Offensive seitens 
irgendeiner imperialistischen Macht oder einer 
GruppevonMächtenzuvorz u kommen. Auchkönnen 
wir im Zusammenhang mit dem sozialistischen Um­
sturz irgendwo im Westen in einen revolutionären 
Angriffskrieghineingezogenwerden.Schließlichist 
auch der F all nicht ausgeschlossen, daß wir gezwun­
gen sein werden, einen revolutionären Krieg mit dem 
Ziel der schnellsten Entfesselung der Revolution 



im Westen zu beginnen, und in diesem Falle wird 
unsere Strategie einen streng angriffsgemäßen Cha­
rakter tragen müssen.“1)

1) Gusjew, Der Bürgerkrieg und die Rote Armee, S. 129. Moskau 1925.
2) Gusjew, ebenda, S. 30.
3) Gusjew, ebenda, S. 133.

Diese Ausführungen wären für uns schon unmißverständ­
lich genug, jedoch beschränkt sich Gusjew auf sie nicht und 
sucht nach einer immer eindeutigeren Form des Ausdrucks, 
um das eigentliche Ziel der sowjetrussischen Wehrpolitik dar­
zustellen.

Er sagt: „Wir haben oben die Frage aufgeworfen: was für 
eine Armee bauen wir auf und zu welchen Aufgaben? Wir 
sind zu folgender Antwort gekommen: Wir bereiten eine 
Klassenarmee des Proletariats vor, eine Arbeiter­
und Bauernarmee, nicht nur für die Verteidigung 
gegen die bürgerlich-gutsherrliche Konterrevo­
lution, sondern auch für revolutionäre Kriege (so­
wohl Verteidigungs- als auch Angriffskriege) gegen 
die imperialistischen Staaten.“1 2)

Für uns ist es von hervorragendem Interesse, daß Gusjew 
hier dauernd betontermaßen vom „Westen“ spricht. Es sind 
also durchaus nicht irgendwelche im fernen Asien liegende 
Möglichkeiten, die er für den praktischen Fall ins Auge faßt. 
Seine Aufmerksamkeit richtet sich auf Europa und hier muß 
naturgemäß der bolschewistische Angriff in erster Linie sich 
gegen die nächsten Nachbarn der Sowjetunion richten. Das 
sind die Randstaaten — Polen, Litauen, Lettland, Estland, 
die Tschechoslowakei, Rumänien — und anschließend Mittel­
europa im ganzen, Deutschland als Kernmacht.

Gusjew läßt uns keinen Augenblick im Zweifel über die 
konkreten Aufgaben, die der Sowjetpolitik hier erwachsen. 
Als „Grundaufgabe“ der Kommunistischen Partei bezeichnet 
er die „Unterstützung der proletarischen Diktatur mit allen 
verfügbaren Kräften und die Beschleunigung der Revo­
lution im Westen. Alle anderen Aufgaben unserer Partei 
sind dieser Grundaufgabe untergeordnet. Dementsprechend 
ändern sich auch die Aufgaben der Armee“3).



Wem die Angriffsabsichten der Sowjetunion gegen ihre 
westlichen Nachbarn immer noch nicht klar genug geworden 
sind, dem schreibt Gusjew noch folgendes ins Stammbuch:

„Was bedeutet die Beschleunigung der Revolution im 
Westen? Wir wollen nicht die politische Seite dieser Frage 
streifen. Sie ist auf dem III. Kongreß der Komintern aus­
einandergesetzt worden. Uns interessiert hier nur die mili­
tärische Seite der Frage. Diese ,Beschleunigung6 kann sich 
konkret in zwei, drei Formen ausdrücken. Erstens darin, 
daß wir die in einem der westlichen Länder be­
ginnende Re volut ion mit unserer bewaffneten Macht 
unterstützen werden; zweitens darin, daß irgend- 
eineneuesozialistischeRepublikimWestengezwun- 
gen sein wird, einen Krieggegen die Imperi alisten zu 
beginnen, und daß wir in diesen Krieg mit hinein­
gezogen werden. Schließlich kann sich das darin 
ausdrücken, und dieser Fall ist genügend wahr­
scheinlich, daß wir zwecks Beschleunigung der Re­
volution im Westen gezwungen sein werden, eine 
Offensive zu beginnen. Das aber bedeutet, daß wir uns 
nicht lediglich mit der Verteidigung begnügen können, denn 
die Möglichkeit ist nicht ausgeschlossen, daß wir zum Vor­
marsch gezwungen sein werden. Mit einem Wort, es kann vor 
unserer Armee die Aufgabe erstehen, an Stelle des defensiven 
Bürgerkrieges einen revolutionären Angriffskrieg führen zu 
müssen, einen Krieg des sozialistischen Landes gegen die 
imperialistischen Staaten1).66

г) Gusjew, ebenda S. 134
2) „Krasnaja Nowj 1921“, Augustheft S. 94fr, zit. bei: Peter Garwy, 

Der Rote Militarismus, S. 41, 42. Berlin 1928.

Auch Frunse wandte sich leidenschaftlich gegen die Be­
schränkung der Roten Armee auf die reine Verteidigung des 
Sowjetstaates, indem er in einem Aufsatz über die „einheit­
liche Kriegsdoktrin und die Rote Armee66 * 2) die Frage aufwarf:

„Müssen wir uns an den Gedanken einer passiven Landes­
verteidigung halten, d. h. uns keine aktiven Aufgaben stellen, 
oder müssen wir auch die letzteren ins Auge fassen . . . Von 
der Beantwortung dieser Grundfrage hängt der ganze Cha­
rakter des Aufbaues unserer Streitkräfte, der militärpolitischen 



Propaganda und das ganze System der Volkserziehung ab.“ 
Und Frunse führt weiter aus:

„Die Rote Armee muß bereit sein, im Notfälle in die Offen­
sive überzugehen . . . Durch den Gang des revolutionären 
geschichtlichen Prozesses selbst wird die Arbeiterklasse ge­
zwungen, unter günstigen Umständen in die Offensive überzu­
gehen. In diesem Punkte haben wir ein Zusammen­
fallen der Forderungen der Kriegskunst und der all­
gemeinen Politik. In bezug auf die materielle Möglichkeit 
der sicheren Durchführung dieser Richtlinie muß man in 
Betracht ziehen, daß die Basis unserer Offensive nicht 
nur Rußland, sondern eine ganze Reihe anderer 
Länder sein wird. Alles hängt von dem Reifegrad des 
revolutionären Prozesses innerhalb dieser Länder und von der 
Fähigkeit der Arbeiterklasse ab, in einen offenen Kampf gegen 
ihre Klassengegner einzutreten . . . Dies wird in großem Maße 
die negative Bedeutung der schweren Wirtschaftslage unseres 
Landes kompensieren. Das Proletariat wird auf diese Weise 
angreifen, und mit ihm zusammen wird auch sein Haupt­
werkzeug, die Rote Armee, angreifen. Daher folgt die Not­
wendigkeit, unsere Armee im Geiste der größten Aktivität zu 
erziehen, sie zur Lösung und Vollendung der Revolutionsauf­
gaben durch die energischen, entschiedenen und kühn durch- 
geführten Operationen vorzubereiten . . . Es ist notwendig, 
die Tätigkeit der obersten Stäbe so zu gestalten, daß die Rote 
Armee ihre Aufgabe auf einem beliebigen Abschnitte der 
eventuellen zukünftigen Fronten und in beliebiger Operations- 
richtung ausführen kann. Die Grenzen dieser Front sind 
in der nächsten Reihenfolge durch die Grenzen des 
Festlandes der Alten Welt bestimmt.“

Vergleicht man diese authentischen Auslassungen der füh­
renden militärischen Autoritäten der Sowjetunion mit den 
offiziellen Friedensreden verschiedener Kommissare, die für 
die Ohren des Auslandes bestimmt sind, oder mit den Ab­
rüstungsvorschlägen, die Herr Litwinow seit Jahr und Tag 
in Genf vorgebracht hat, so wird die beispiellose Demagogie 
der Sowjetpolitik klar. Der klassische Satz: „Wer den Frieden 
will, bereite den Krieg vor“, kann auf die Praxis der UdSSR, 
keine Anwendung finden. Der Rätestaat bereitet den Krieg



Parade auf dem Roten Platz in Moskau

,,Das Programm der Komintern ist das Programm des Kampf es für die proletarische 
Weltdiktatur, das Frogiamm des Kampfes für den Weltkommunismus.“

(Aus dem Programm der Kommunistischen Internationale ( Komintern ) auf 
dem sechsten Weltkongreß, abgehalten in Moskau im September 1928.)





Motorisiertes Geschütz im Manöver



Panzerzüge der Roten Armee

,,Nach Enteignung der Kapitalisten und Organisation der sozialistischen Produktion 
im eigenen Lande tuurde sich das siegreiche Proletariat dieses Landes gegen die übrige 
kapitalistische Welt erheben, indem es im Notfall sogar mit Kriegsgetualt gegen die 
exploitierenden Klassen und ihre Staaten vorgehen tuürde.“ Lenin (s. S. 29)



und nichts als den Krieg vor. Die Phrasen über die Vertei­
digung der Landesgrenzen gegen mögliche Angriffe von außen 
stellen eine ganz korrupte Verdrehung der Tatsachen dar.

Der Räte.staat will den Krieg, er organisiert den 
Krieg, er wird den Krieg bei der ersten passenden 
Gelegenheit führen!

4. Politik und Kriegführung
Bei der Feststellung aller dieser Tatsachen darf natürlich 

nicht unberücksichtigt bleiben, daß die praktische Möglich­
keit der Kriegführung auch im Rätestaat nicht ausschließlich 
vom Willen der regierenden Kreise bestimmt wird, sondern 
daß es daneben eine Reihe anderer sehr ernster Faktoren gibt, 
die einen gewissen regulierenden Einfluß auf die Kriegs- 
begeisterung dieser Kreise ausüben. Dem imperialistischen 
Ausbreitungsdrang der Sowjetpolitik werden gewisse Grenzen 
gesetzt :
i. Durch den Grad der Verteidigungsfähigkeit der­

jenigen Staaten, die den ersten Ansturm der 
Roten Armee aufzunehmen haben würden;

2. durch den Grad der Angriffsfähigkeit der Roten 
Armee,derdurchihrezahlenmäßigeStärke,durch 
ihre Bewaffnung, durch die wirtschaftlichen und 
technischen Reserven desH in terlandesunddurch 
die morali sehen Kräfte der Armee und der ganz en 
Bevölkerung bestimmt wird.
In dieser Beziehung begegnen wir allerdings häufig einem 

grenzenlosen Optimismus. Aus der üblichen Formel: „Die 
Armee der kapitalistischen Länder ist ein Organ zur Unter­
drückung der werktätigen Massen — die Rote Armee ist die 
Armee des internationalen Proletariats“1) wird die Behaup­
tung abgeleitet, daß die bolschewistische Wehrmacht allen 
anderen Heeren überlegen sein müsse. Die militärische Aus­
bildung der Bevölkerung in den bürgerlichen Staaten wird 
als eine Gefahr für diese Staaten selbst angesehen. „Das

r) Degtjarew, Die politische Arbeit in der Roten Armee in Kriegs­
zeiten, S. 18 und 19.



Schleifen und die harte Disziplin, die Isolierung der Soldaten 
von der Bevölkerung“ bezeichnet Degtjarew als einige der 
Maßnahmen, mit denen die bürgerlichen Staaten versuchen, 
die Zuverlässigkeit ihrer Armeen herbeizuführen. In der Roten 
Armee sind Maßnahmen solcher Art selbstverständlich nicht 
notwendig. Diese „Armee der Werktätigen“ ist nach bolsche­
wistischer Auffassung zuverlässig und treu, jederzeit bereit, 
ihr sozialistisches Vaterland mit der Waffe zu verteidigen.

Demgegenüber wurden schon 1921 solche Stimmen laut, 
wie die von W. Smirnow: „Auch dürfen wir nicht vergessen, 
daß unsere Rote Armee bisher noch nicht den wirk­
lichen europäischen Armeen gegenüber gestanden 
hat.“1)

Smirnow betont, daß die gegnerischen Heere im Bürger­
krieg nur eilig zusammengerafft waren. Die polnische Armee 
im Jahre 1920 sei schon eine ernstere Gefahr gewesen. „Wenn 
aber in Zukunft ein Konflikt ausbrechen wird, so werden wir 
es mit den europäischen Armeen zu tun haben, und eben im 
Hinblick auf diesen Feind muß jetzt die Rote Armee ausgebaut 
werden.“

Smirnow wirft weiter die Frage auf: „Worin wird unsere 
Überlegenheit in diesem Kampf bestehen?“ Seine Antwort 
fällt ziemlich bescheiden aus: „Nicht in der Technik . . . 
Diesen Nachteil . . . müssen wir durch die Qualität unserer 
Rotarmisten wettmachen, die die bürgerlichen Armeen nicht 
besitzen und auch niemals besitzen können.“

Die Hoffnung lediglich auf die Qualität — auf die politische 
Qualität versteht sich — der Rotarmisten muß immerhin als 
eine recht unsichere Grundlage künftiger militärischer Erfolge 
in einem Feldzug gegen moderne Heere angesehen werden.

Man hat sich in späteren Jahren in der Sowjetunion keines­
wegs auf eine solche Betrachtungsweise beschränkt, sondern 
man ist auf die konkreten Voraussetzungen des mili- 
tärischen Erfolges eingegangen. Das ist in der Wehrpolitik 
der UdSSR, im ganzen zum Ausdruck gekommen, besonders 
auf wirtschaftlichem Gebiet, wie wir gesehen haben. Heute

9 W. Smirnow: Die Rote Armee und ihre Aufgaben, in: „Russische 
Korrespondenz 1922“, Bd. 1, S. 311/312.



wird auch die technische Ausrüstung der Roten Armee als 
den modernsten Anforderungen entsprechend gerühmt.

Immerhin ergeben sich gewisse Einschränkungen, die selbst 
in der sehr optimistischen Rede Tuchatschewskijs auf dem 
Sowjetkongreß (1935) durchgeklungen sind. Es sind hier die­
selben Schwierigkeiten, die z. B. in der Industrie zu beobach­
ten sind und die Parole der „Aneignung der Technik“, der 
Schaffung von „Kaders qualifizierter Spezialisten“ hervor­
gebracht haben.

Hier handelt es sich nicht nur darum, Offiziere und Mann­
schaften auszubilden, die mit den modernen Waffen richtig 
umzugehen verstehen und bei ihrem Gebrauch den größt­
möglichen Nutzeffekt erzielen, sondern auch um die Schaf­
fung einer obersten Führung, die den taktischen Einsatz 
und das Zusammenwirken aller Truppengattungen, 
aller technischen Hilfsmittel in der modernen Materialschlacht 
beherrscht, organisiert und durchführt.

Daß die Rote Armee auf diesem Gebiet noch sehr viel zu 
lernen hat, darf aus folgenden Worten Tuchatschewskijs ge­
folgert werden: „In ihrer ganzen Größe ersteht vor uns die 
Frage der Führung. Es genügt nicht, eine bewegliche Technik 
zu besitzen und Menschen, die sie individuell beherrschen. 
Man muß auch Menschen und einen Apparat haben, die für 
die Leitung von Kampfhandlungen und Operationen vor­
bereitet sind, die mit der Einführung der neuen Technik sich 
bedeutend schneller als früher, mit blitzartigem Tempo, ent­
wickeln. Das ist keine einfache Aufgabe. Im Bürgerkrieg haben 
wir uns an die Kavallerie als die schnellste Truppe gewöhnt. 
Die meisten aber sind nur infanteristische Kampfhandlungen 
gewöhnt und die neue Umstellung, die Fähigkeit der 
Ausnutzung des Flugwesens und der Beweglichkeit 
unserer mechanisierten Truppen, unserer Tanks, 
ist nicht ganz so einfach. Das ist eine sehr große Auf­
gabe und wir arbeiten besonders eifrig an den Fragen der 
Gefechtsleitung, der Organisierung eines engen Zusammen­
wirkens, da jede Waffe für sich allein keine volle Wirkung 
ergibt.“1)

x) Vgl. „Krasnaja Swesda“ vom 1. Februar 1935.



Die Politik des Rätestaates, deren Ziele klar vor uns liegen 
und die die militärischen Aufgaben der Roten Armee be­
stimmt, ist im Hinblick auf die Herbeiführung des Ernstfalles, 
auf den der Einsatz der bolschewistischen Wehrmacht be­
rechnetist, von den rein militärischenVoraussetzungen 
der Kriegführung in erster Linie abhängig. Und die roten 
Militärs, die für die rein praktische Seite des Heeresaufbaues 
und der Ausbildung von Offizieren und Mannschaften in 
Ausrichtung auf die kriegsmäßigen Bedingungen des zukünf­
tigen bewaffneten Kampfes verantwortlich sind, gehen — wie 
es der Natur der Sache entspricht — in vielen Fällen bedeutend 
nüchterner an ihre Spezialaufgaben heran, als aus der rein 
politischen Betrachtungsweise der Armee und ihres revolutio­
nären Endzweckes manchmal gefolgert werden könnte.

5. Die Front und die Etappe — die Reserven jenseits der feind­
lichen Front

Die Hauptschwäche der bürgerlichen Armeen im 
zukünftigen Kriege wird von vielen Sowjettheoretikern in der 
politischen Unzuverlässigkeit eines großen Teiles der 
Mannschaften erblickt, die hauptsächlich zur Kategorie der 
Werktätigen zu rechnen seien und die deshalb mit ihren 
Sympathien auf Seiten der Roten Armee als der Vertreterin 
ihrer Klasseninteressen sein müßten. Diese Auffassung wird in 
unzähligen Variationen in den Arbeiten von Politikern und 
Militärs über die Wehrprobleme der UdSSR., über die Rote 
Armee, über die praktischen Aufgaben des Krieges und über 
seinen Charakter wiederholt.

Gusjew wirft die Frage auf, ob im Falle eines Krieges mit 
einer beliebigen imperialistischen Macht letztere mit einer 
einheitlichen, ununterbrochenen Front, mit der nationalen 
Einigkeit und dem Bürgerfrieden rechnen könnte, wie es im 
Weltkrieg noch der Fall gewesen ist. Seine Antwort lautet be­
denkenlos: „Selbstverständlich nein. Angesichts der Existenz 
der III. Internationale und ihres erstaunlich raschen Wachsens 
in allen Ländern, angesichts des gewaltigen Aufschwungs der 
revolutionären Bewegung des Proletariats in allen Ländern, 
angesichts der hoffnungslos andauernden industriellen Krise, 



des sich unerhört vertiefenden Abgrundes zwischen den 
Klassen, kann vom Bürgerfrieden in den imperialistischen 
Staaten im Falle eines Krieges mit der UdSSR, keine Rede 
sein.“1)

1) Gusjew, Der Bürgerkrieg und die Rote Armee, S. 128. Moskau 1925.
2) Tuchatschewskij, Die Rote Armee und die Miliz, S. 29. Leipzig 1921.

Er, wie unzählige andere große und kleine Vertreter des 
Rätestaates, darunter Lenin und Tuchatschewskij, verweisen 
auf das Beispiel Polens im Jahre 1920, dessen Arbeiter angeb­
lich sehnsüchtig das Herannahen der Roten Armee erwartet 
haben, bereit, sie zu unterstützen.

Immerhin muß Tuchatschewskij nicht als einziger unter 
ihnen seine Feststellungen in eine recht einschränkende Form 
kleiden: „Zur Zeit unseres Vordringens ins polnische Gebiet 
begannen sofort die Überläufe polnischer Soldaten, ungeachtet 
dessen, daß die Armee des kapitalistischen Polens noch voll­
kommen kampffähig war. Besonders war dies der Fall bei 
Bialostok, wo die Arbeiter unsere Armee mit Begeisterung 
empfingen und in ihre Reihen eintreten wollten. Nurunser 
schneller Rückzug verhinderte die Verwirklichung 
ihrer Absicht.“1 2)

Dieser reichlich lakonische Schluß läßt ahnen, daß die 
Hilfe von „jenseits der Front“ zum mindesten von 
einem sehr entscheidenden Faktor abhängig ist, 
nämlich vom siegreichen Vormarsch der Roten 
Armee selbst, und daß die „internationale Soli­
darität des Proletariats“ aufhört, sobald ein solcher 
Erfolg nicht vorhanden ist.

Damit erhalten die Hoffnungen der Bolschewisten auf die 
Hilfe des „internationalen Proletariats“ eine fragwürdige Be­
deutung. Diese Hilfe scheint nur dann versucht zu werden, 
wenn militärische Erfolge der Roten Armee an der Front zu 
verzeichnen sind. Im umgekehrten Falle, wenn Schwierig­
keiten an der Front oder gar offene Niederlagen sich ein- 
stellen, wenn die Rote Armee am meisten auf Hilfe hoffen 
müßte und aufEntlastung durch die Bindung starker Kräfte des 
Gegners an seiner „Bürgerkriegsfront“ — in diesem praktischen 
Ernstfälle scheint die Unterstützung der Roten Armee 



seitens ihrer „Reserven jenseits der feindlichen 
Front“ immerhin eine bloße Illusion zu bleiben.

Das hindert jedoch die Strategen der roten Wehrmacht, 
wenigstens einen großen Teil von ihnen, nicht, nach wie vor mit 
jener Möglichkeit positiv zu rechnen. Gusjew sagt unmittel­
bar im Anschluß an die Erwähnung des polnischen Beispiels :

„Auf diese Weise werden wir jenseits der Front 
des revolutionären Krieges eine mehr oder weniger 
bedeutende (abhängig von der Stärke und dem Ein­
fluß der Komintern) Anzahl von tätigen Bundes­
genossen und Helfershelfern haben. Nur unter dieser 
Bedingung könnte man überhaupt von einem revolutionären 
Krieg sprechen. Ohne sie würden wir selbstverständlich im 
Verhältnis zu unseren Gegnern ganz unverhältnismäßig 
schwach sein.“1) Und Tuchatschewskij erklärt mit dem 
ihm eigenen Temperament:

1) Gusjew, ebenda S. 129.
2) Tuchatschewskij, Die Rote Armee und die Miliz, S. 28.
3) Vgl. Amiragow, Der Charakter des Zukunftskrieges, Krieg und 

Revolution, September/Oktober-Heft. Moskau 1934.

„Wir haben schon erwähnt, daß diese Revolution eine völlige 
Umwälzung in der Strategie hervorgebracht hat. Und 
in der Tat, unsere Rote Armee kämpft niemals allein gegen 
ihre Gegner. Sie findet immer die erwartete Unterstützung 
seitens der Arbeiterklasse jenes Landes, mit deren 
Bourgeoisie sie den Krieg führt. Diese Unterstützung be­
schränkt sich nicht nur auf die revolutionären Ausbrüche im 
Rücken der Bourgeoisie, sie besteht vor allem darin, daß ihre 
Truppen mit der Arbeiterklasse der besetzten Gebiete auf­
gefüllt werden können. Diese Auffüllung geschieht nicht nur 
auf Kosten der örtlichen Bevölkerung, sondern auch auf Kosten 
der kapitalistischen Armeen, die die Arbeiter und Bauern mit 
Vorliebe verlassen, um in die Rote Armee einzutreten.

Dieser Zustrom von internationalen Kampfkräf­
ten eben ist das charakteristische Merkmal der 
Kriegführung der Roten Armee.“1 2)

Der bereits genannte Am ir ago w behandelt in seinem er­
wähnten Aufsatz3) gerade diese Probleme besonders ein­
gehend. Er beweist zunächst die „Unfähigkeit“ der bürger­



liehen Staaten, auf Grund ihrer ökonomischen Struktur zu 
einer völligen Ausnutzung ihrer wirtschaftlichen und techni­
schen Hilfsmittel zu gelangen und beweist das Gegenteil davon 
für die UdSSR. Dank der sozialistischen Produktionsordnung 
würde die UdSSR, mit keinem einzigen der Gegensätze zu tun 
haben, die für die kapitalistischen Staaten unvermeidlich und 
unüberwindlich seien. Die rätebündische Volkswirtschaft 
würde nicht die geringsten ( !) Schwierigkeiten bereiten, sich 
in kürzester Zeit auf die Versorgung der Front umzuschalten. 
Dank der sozialistischen Arbeit erhalte die Rote Armee einen 
neuen Massenkämpfer, der sich von den Soldaten der bürger­
lichen Heere grundsätzlich unterscheide, da die sozialistische 
Arbeit einen neuen Menschen erziehe, in ihm neue schöpfe­
rische Kräfte wecke, ihn selbstbewußt, energisch, voll eigener 
Initiative mache und ihn zu selbständigem Handeln befähige. 
Wenn aber diese Eigenschaften, so stellt der Verfasser fest, 
sich mit der Beherrschung der Kriegstechnik verbinden, so 
müßten die „größten Heldentaten“ das Ergebnis davon sein. 
Dann fährt er weiter fort:

„Die zweite gewaltige Quelle unserer militärischen 
Kräfte wird im nächsten Kriege das Proletariat jen­
seits der Grenzen sein. Die Arbeiterklasse der UdSSR, ist 
nicht nur dadurch stark, daß sie die kampferprobte Lenin- 
Partei besitzt. Sie ist ferner nicht nur dadurch stark, daß sie 
die Unterstützung von Millionenmassen werktätiger Bauern 
besitzt. Sie ist noch dadurch stark, daß das Weltproletariat 
sie stützt, ihr hilft.“

Solche Überlegungen werden durchaus nicht nur in die 
Form von, wenn auch sehr optimistisch geäußerten, Hoff­
nungen gekleidet, sondern aus der Klassentheorie des Bolsche­
wismus werden für das gesamte Proletariat der Welt ganz 
positive und unbedingt bindende Pflichten abgeleitet. Das 
geht so weit, daß die Arbeiter der anderen Staaten 
buchstäblich als Angehörige der Roten Armee auf­
gefaßt werden, die in dieser Eigenschaft an ganz bestimmte 
Aktionsverpflichtungen im Falle eines Krieges gebunden sind. 
Amiragow erklärt kategorisch:

„Ein Krieg der kapitalistischen Staaten gegen die 
UdSSR, wird dem internationalen Proletariat, in



erster Linie dem klassenbewußten Teil der Werk­
tätigen der gegen uns kämpfenden Staat en, die Funk­
tionen eines Landungskorps (dessant) der Roten 
Armee auferlegen, eines Landungskorps, das dazu 
bestimmt ist, unseren Gegner von innen her zu 
sprengen. In der К ri egsgeschichte wird diesdererste 
Fall sein, daß ein e der к ri egfüh renden Seiten in allen 
Län dem derWelt, darunter auch in den feindlichen, 
Hunderttausende von in der Kommunistischen Par­
tei organisierten Anhängern hat.“

Die Frage, ob die Gegner eine ähnliche Kraft in der UdSSR, 
besitzen könnten, verneint der Verfasser ganz entschieden. 
Andere Theoretiker der Roten Armee sind in dieser Beziehung 
wesentlich vorsichtiger. Degtjarew rechnet für den Kriegsfall 
durchaus mit der Möglichkeit „einer verstärkten konter­
revolutionären Tätigkeit unserer Gegner: des Kulaken- 
tums, der neuen und der Überreste der alten Bourgeoisie, 
eines gewissen Teiles der „Spezialisten“ . . . Der Kulak und 
der Nepmann, der Pope und der Sektierer werden ihre konter­
revolutionäre Aktivität verdoppeln . . . Auf jeden Fall muß 
man nicht nur eine boshafte antisowjetistische Agitation er­
warten, sondern auch mit der Möglichkeit offener bewaffneter 
Aktionen in Gestalt von organisierten Banden, von Über­
fällen auf Lager und Posten, von Brandstiftungen, Morden an 
Sowjet- und Parteifunktionären usw. rechnen. Die größte 
Gefahr von dieser Seite droht im Dorfe, aber auch in der 
Stadt werden offensichtlich konterrevolutionäre Aktionen 
stattfinden.“

Solche Erwägungen lassen das Problem der „Hilfe von 
jenseits der feindlichen Front“ sich schließlich zu einem 
Problem der Sorge um das eigene Hinterland umwan­
deln. Wenn die mehr oder weniger politisch und propagan­
distisch eingestellten Federführer der Roten Armee unent­
wegt und ausschließlich die feindliche Seite zum Gegenstand 
ihrer Erörterungen machen, nicht zuletzt in der Absicht, den 
Optimismus der eigenen Bevölkerung für den Kriegsfall zu 
mobilisieren und defaitistische Stimmungen zu verhindern, 
so werden die reinen Militärs selbstverständlich um ein Viel­
faches nüchterner an diese Probleme herangehen müssen.



Leichte Tanks der Roten Armee. (Im Hintergrund ein Kleinluftschiff)



Zusammenwirken von Tanks und Flugzeugen bei einem Angriff

,,Eines steht fest, wenn irgendwo eine sozialistische Revolution zur Herrschaft gelangt 
ist, dann hat sie das selbstverständliche Recht, sich auszubreiten, dann wird sie mit 
elementarer Gewalt danach streben, durch unmittelbare Einwirkung auf alle Nach­
barländer die ganze Welt zu umspannen. Ihr wichtigstes Werkzeug wird natürlich 
ihre militärische Macht sein. Wir sehen also, daß die sozialistische Revolution von 
ihrer Armee die Fähigkeit zu aktiven Angriffsoperationen in den eigenen Grenz­
gebieten und auch außerhalb derselben verlangen muß.“

Tuchatschewskij (s.S.163)



Es ist sehr bezeichnend, daß das Buch einer Persönlichkeit, 
wie des Militärsachverständigen Tri and afilo w1) mit Mög­
lichkeiten der oben genannten Art fast überhaupt nicht 
rechnet. Bei ihm spielen Hoffnungen auf die „jenseitigen 
Reserven“ eine untergeordnete Rolle. Er geht militärisch­
sachlich von den tatsächlichen Gegebenheiten aus, unter­
sucht den Zustand der modernen Armeen, die Mobilisations- 
möglichkeiten im Kriege, die übliche Heeresorganisation, die 
Operationen der modernen Armeen usw., unabhängig davon, 
ob jenseits der Front ein „Bundesgenosse“ auf den Augen­
blick wartet, der ihm den Eintritt in die Rote Armee er­
möglichen soll, oder nicht.

Das Problem der Front und der Etappe und ihrer 
gegenseitigen Beziehungen im Kriegsfälle hat eine militärische, 
eine wirtschaftliche und eine politische Seite. Keine von ihnen 
darf für den Ernstfall unterschätzt werden. Am gefährlichsten 
jedoch ist es zweifellos, den Gegner in irgendeiner Beziehung 
zu unterschätzen.

Doch wie dem auch im Einzelfalle sein möge, so bleibt 
eines für uns grundsätzlich wichtig: die politische Ten­
denz, die aus den sowjetrussischen Kombinationen spricht 
und die darauf schließen läßt, daß der Rätestaat mit seiner 
Agitation im Auslande in Friedenszeiten ganz bestimmte 
Ziele für den Kriegsfall verfolgt. Diese Seite der theo­
retischen und praktischen Bestrebungen der UdSSR, muß man 
allerdings aufmerksam im Auge behalten und aus ihr die 
praktischen Schlußfolgerungen für die politische 
und militärische Sicherheit des eigenen Staates 
ziehen.

6. Der nächste Krieg — ein Weltkrieg
Neben der eigenen sozialistischen Produktionsweise (im 

Gegensatz zur kapitalistischen) und den „Reserven jenseits der 
Front“ werden die Gegensätze zwischen den Gegnern 
der UdSSR., wie aus der offiziellen Kriegsdoktrin des 
Bolschewismus und aus allen Äußerungen der führenden 
Persönlichkeiten der UdSSR, sich übereinstimmend ergibt, als

x) Triandafilow, Der Charakter der Operationen der modernen Heere. 
Moskau 1929.
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die dritte Quelle der Kraft des Rätestaates angesehen. 
Als Gegner gemeint ist die kapitalistische Welt im ganzen, 
unbeschadet dessen, ob aus taktischen Gründen mit einem 
Teil der bürgerlichen Staaten politisch und militärisch pak­
tiert wird oder nicht. Der mit letzteren gemeinsam errungene 
Sieg über den anderen Teil der bürgerlichen Staaten gilt ledig­
lich als Beseitigung einer Barriere und als Ausgangspunkt für 
den weiteren Vormarsch des Bolschewismus, auch gegen die 
bisherigen Bundesgenossen. Die Rolle, die im Rahmen einer 
solchen Kombination gegenwärtig Frankreich von Moskau 
zugedacht ist, dürfte damit klar sein.

Eine der Haupthofihungen des Bolschewismus ist auf die 
Kolonialländer gerichtet. Amiragow führt in solchem Zu­
sammenhang aus, daß die Kolonialländer heute schon der 
Schauplatz ständiger Befreiungsaufstände seien, und daß der 
Krieg der UdSSR, mit den imperialistischen Staaten beson­
ders günstige kriegspolitische Voraussetzungen für die Ent­
stehung derartiger nationaler Freiheitskriege schaffen würde. 
Die Aufgabe der UdSSR, und des internationalen Proletariats 
würde in der Stimulierung und weitgehenden Unterstützung 
der unterdrückten Völker in ihrem Kampf für die Unabhängig - 
keit liegen. Davon erhoffen die Sowjettheoretiker vor allem 
eine Ablenkung eines Teiles der feindlichen Kräfte 
von der sowjetrussischen Kriegsfront. Im Zuge solcher 
Gedankengänge kommt Amiragow zu folgender Feststellung:

„Auf diese Weise wird der zukünftige Krieg des Imperialis­
mus gegen die UdSSR, einen äußerst eigenartigen Charakter 
tragen, sowohl hinsichtlich der in ihm wirkenden Kräfte als 
auch ihrer allgemeinen strategischen Verteilung. Diese Eigen­
art wird darin bestehen, daß es der erste Krieg in der Ge­
schichte sein wird, in dem für die Verteidigung einer der 
kriegführenden Seiten, d. h. der UdSSR., Millionen von 
Werktätigen der ganzen Welt mobilisiert werden. Mit anderen 
Worten wird der Krieg gegen die UdSSR, sich in ein 
ganzes System von revolutionären, nationalen Be­
freiungskriegen verwandeln, deren Ausgang an den 
Fronten der UdSSR, entschieden werden wird. Das 
wird ein Krieg sein, in dem unser Gegner mehrere äußere 
Fronten eines großen Krieges und eine ununterbrochene



Bürgerkriegsfront in seinem Rücken, im Innern seines Lan­
des haben wird“.

Wenn hier, wie in allen Verlautbarungen der Sowjetpoli­
tiker in der Gegenwart, stets von einem Krieg des „Imperialis­
mus gegen die UdSSR.“ die Rede ist, so ist diese Formulierung 
nur als taktischer Schachzug zu werten. Die Angriffsabsichten 
des Rätestaates sind zu eindeutig festgelegt, als daß an der 
tatsächlichen Verteilung der Rollen unter Angreifern und An­
gegriffenen gezweifelt werden könnte. Aus der ganzen Art der 
Behandlung des Problems des zukünftigen Krieges geht auch 
sonst vollkommen eindeutig hervor, daß die UdSSR, selbst 
ihre Gegner als in der Defensive befindlich ansieht. Die dauern­
den Hinweise auf die eigene Macht und auf die Unzulänglich­
keit der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Grund­
lagen der gegnerischen Kräfte lassen den Schluß zu, daß in 
der UdSSR, mit einem Angriff auf sie selbst ernstlich kaum 
gerechnet wird.

Das ergibt sich auch aus einer anderen Überlegung. Wer 
hat denn in erster Linie ein Interesse daran, die ganze Welt 
nach einem einheitlichen, dogmatisch bestimmten Schema, 
ohne Rücksicht auf die individuellen Bedürfnisse der Völker, 
umzubauen? Niemand anders als die Sowjetunion. Allen an­
deren Staaten kann es an sich gleichgültig sein, wie der Räte­
staat sein eigenes Haus baut, unter der Voraussetzung selbst­
verständlich, daß dieser Staat nicht in die inneren Verhält­
nisse der anderen Länder eingreift und nicht ihre elemen­
tarsten Lebensinteressen gefährdet. Wir sehen ja, daß in der 
UdSSR, selbst ihr eigener Klassencharakter als Ursache mög­
licher künftiger Konflikte betrachtet wird. Die z. Z. betonter­
maßen gegen Deutschland gerichtete Feindschaft des Räte- 
staates ergibt sich gerade aus diesen Gründen. Es ist selbst­
verständlich, daß derjenige Staat von der UdSSR, in erster 
Linie angegriffen werden muß, der durch die ausschließliche 
Betonung der völkischen Grundlagen eines jeden Staates, durch 
die Anerkennung des unbedingten und vorbehaltlosen Rechtes 
jedes Volkes, sein Schicksal seiner Rasseeigenart entsprechend 
selbständig zu bestimmen, der internationalen Konzeption 
und den Weltherrschaftsansprüchen der UdSSR, zuwider­
läuft und deshalb von ihr bekämpft werden muß.
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Gewaltsame Umformung der Welt bedeutet Welt­
krieg. Das ist das Ergebnis, zu dem auch die Sowjettheore­
tiker letzten Endes, wenn auch auf Umwegen, gelangen. 
Amiragow gibt unumwunden zu: „Die Besonderheit dieses 
Krieges als eines revolutionären Klassenkrieges wird gleich­
zeitig in seinen Zielen und Aufgaben liegen. Wie sein Ende 
auch immer sein möge, muß er mit der Vernichtung des 
herrschenden gesellschaftlich-ökonomischen und 
politischen Systems der unterlegenen Seite enden. 
Dies ist die Dialektik der Wirklichkeit, dies ist auch die Logik des 
politischen Kampfes zwischen den antagonistischen Klassen.“

Was heißt das? Das heißt folgendes: Da sich nach sowjet­
russischer Auffassung im zukünftigen Kriege zwei große 
Systeme im ganzen gegenüberstehen werden, das „sozialis­
tische“ und das „kapitalistische“, die gemeinsam den ganzen 
Erdball umspannen, so wird der Krieg zwischen ihnen eine 
entsprechende räumliche Ausdehnung annehmen müssen, d.h. 
ein Weltkrieg sein.

Wenn ein Teil der bürgerlichen Staaten, z. B. Frankreich, 
in diesem Kriege auf Seiten der UdSSR, kämpfen würden, 
so würde davon die allgemeine Sowjetauffassung über den 
Charakter des zukünftigen Krieges grundsätzlich nicht beein­
flußt werden. Auch in diesem Falle bliebe die Gegenüber­
stellung: „UdSSR. — übrige Welt“ bestehen, und Frankreich 
würde in diesem System der Kräfte lediglich eine Verkör­
perung des bolschewistischen Grundsatzes der „Ausnutzung 
der Gegensätze innerhalb der kapitalistischen Welt“ darstellen.

Der Krieg, zu dem die UdSSR, durch ihre Politik treibt, 
würde ein neuer Weltkrieg sein. Die Folgerungen aus dieser 
Tatsache für die Dauer des Krieges und für den Umfang der 
zu mobilisierenden wirtschaftlichen und militärischen Kräfte 
sind an anderer Stelle im Zusammenhang mit der wirtschaft­
lichen Aufrüstung des Rätestaates bereits gezogen worden. 
An eine schnelle Entscheidung wäre keinesfalls zu denken, 
sondern es müßte mit einer langen Kriegsdauer gerechnet 
werden. Dementsprechend wird der Masseneinsatz von un­
geheuren Hilfsmitteln aller Art notwendig sein, eine Total- 
mobilmachung aller Staaten im buchstäblichsten Sinne dieses 
Wortes.



8. Kapitel. Die politische Propaganda im Kriege

1. Der allgemeine Charakter der bolschewistischen Kriegs­
propaganda

Die starke Berücksichtigung der politischen Seite des 
Krieges ist an sich keine nur für den Bolschewismus charak­
teristische Erscheinung. Jeder Staat wird ihr seine Aufmerk­
samkeit zuwenden und sie in seine Berechnungen einsetzen 
müssen. Die besondere Eigenart der bolschewistischen Be­
trachtungsweise liegt in der überragenden Bedeutung, die den 
politischen Elementen des Krieges zugesprochen wird und in 
der Methode der Urteilsbildung. Das Prinzip des Klassen- 
kampfes ist ihr ausschlaggebender Faktor.

Nach allem Gesagten erscheint es verständlich, daß dem 
politischen Propagandaapparat des Rätestaates im 
Kriegsfälle sehr weitgehende Sonderaufgaben zufallen müs­
sen, bei deren Festlegung eine Beschränkung auf die eigene 
Armee und das eigene Hinterland nicht stattfinden kann. 
Die internationale Natur des Klassenkampfes bedingt es, daß 
die Kriegspropaganda eines Staates, der in seinem Namen 
den militärischen Kriegsschauplatz betritt, über die eigene 
Landesgrenze und über die eigene Front hinausgreifen muß.

Wenn der Krieg die Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln ist, so gilt das sinngemäß auch für die Kriegspropa­
ganda. Sie ist eine Fortsetzung der bereits im Frieden be­
triebenen Propaganda und muß sich bei der Wahl ihrer 
Mittel den besonderen, durch den Kriegszustand bedingten 
Umständen anpassen.

So wie der Staat in Friedenszeiten bereits sich das Instru­
ment für die Kriegführung, die Armee, schafft und für den 
Ernstfall schult, so bildet die Sowjetunion auch ihre poli­
tische Waffe bereits im Frieden aus, unter Berücksichtigung 
der für den Kriegsfall erforderlichen organisatorischen und 



ideellen Voraussetzungen. Der bolschewistische Propaganda- 
apparat im ganzen umspannt den gesamten Sowjetstaat mit 
allen seinen militärischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Einrichtungen und unterhält im Frieden wie im Kriege für 
den Gebrauch im Ausland die Komintern mit ihren aus­
ländischen Sektionen.

Im Falle eines bewaffneten Konfliktes der UdSSR, mit 
einem oder mehreren Staaten wird der gesamte Riesenapparat 
der bolschewistischen Propaganda auf die Bedürfnisse des 
Krieges eingestellt. Daneben gibt esspeziellePropaganda- 
organe, die in besonderer Weise dem Krieg angepaßt sind 
und einen militärischen Charakter tragen. Das sind die 
Propagandaorganisationen der Roten Armee.

Die Tätigkeit dieser Organisationen erstreckt sich sowohl 
auf die Offiziere und Mannschaften des eigenen Heeres, auf 
die Bevölkerung der eigenen Etappe, als auch auf die Armee 
des Gegners und auf sein Hinterland. Die Sektionen der 
Komintern und die ausländischen Spionagezentralen 
des Rätestaates, die mit letzteren vielfach verbunden oder 
identisch sind, arbeiten mit dem Propagandaapparat der 
Roten Armee eng zusammen.

Die technischen Mittel der Propaganda sind unbegrenzt und 
ergeben sich aus den jeweiligen Umständen. Ihr Ziel ist es, 
auf jede erdenkliche Weise den Keim der Zersetzung in die 
feindlichen Reihen zu tragen. Die politische Grundlage dieser 
Zersetzungsarbeit ist der Klassenkampf und alle anderen 
Gegensätze, die als vorhanden angenommen werden. Hierher 
gehören besonders nationale und religiöse Gegensätze, die in 
der bolschewistischen Kriegspropaganda eine große Rolle 
spielen.

Die nationalen Gegensätze werden bei solchen Kriegs­
gegnern angewandt, die eine national nicht homogene Be­
völkerung besitzen und eine entsprechende Zusammensetzung 
der Armee aufweisen. Das Ausspielen der nationalen Minder­
heit gegen das Staatsvolk ist der Inhalt der bolschewistischen 
Zersetzungstaktik in solchen Fällen, wobei rein kommunistische 
Gesichtspunkte zurücktreten können. Die Spekulation geht 
hier nicht auf den Klassenkampf, der geschürt werden soll, 
sondern auf den nationalen Kampf, und selbst die „Bourgeoisie“ 



der nationalen Minderheit wird als Bundesgenosse in die 
bolschewistische Berechnung eingesetzt.

In solchen Fällen wird die bolschewistische Kriegspropa­
ganda sich streng hüten, Parolen auszugeben, die diese 
Bourgeoisie vor den Kopf stoßen könnten. Nicht die Enteig­
nung, nicht die Organisation des Sozialismus, am allerwenig­
sten die proletarische Diktatur werden hier den Inhalt der 
kommunistischen Agitation bilden. Die Forderungen des 
Kommunismus werden vielmehr durch nationale Freiheits- 
parolen ersetzt, die in den nationalen Minderheiten des feind­
lichen Staates die Vorstellung erzeugen sollen, als kämpfe die 
Rote Armee für ihre nationale Befreiung von fremdem Joch.

Ganz ähnlich ist die bolschewistische Spekulation auf die 
vorhandenen religiösen Gegensätze in den Reihen des 
Gegners. Religiöse Gegensätze können naturgemäß nur dort 
vorhanden sein, wo es eine religiös gläubige Bevölkerung 
gibt. In einer anderen Bevölkerung können Gegensätze solcher 
Art nicht auftreten. Die bolschewistische Propaganda wird 
deshalb hier keinen antireligiösen Charakter tragen, wie es 
der grundsätzlichen Einstellung des Kommunismus entspre­
chen würde, sondern wird im Gegenteil durch Betonung der 
„religiösen Freiheit“ und durch andere Mittel versuchen, die 
Anhänger verschiedener Glaubensbekenntnisse gegeneinander 
auszuspielen.

In bäuerlichen Gegenden wird die Propaganda des 
Bolschewismus der besonderen Lage angepaßt werden. Einer 
bauernfeindlichen Einstellung, der Forderung der Enteignung 
des Landes und seiner Überführung in die Hände des Staates 
wird hier kein Raum gegeben werden. Die Parole wird hier 
vielmehr, wie seinerzeit in Rußland, lauten: „Alles Land den 
Bauern.“ Es wird versucht werden, auf dieser Grundlage einen 
Klassengegensatz zwischen den Bauern und den Gutsbesitzern 
zu erzeugen.

Nur in den Industriegebieten wird die bolschewistische 
Propaganda den Klassenkampf in seiner reinen Ausprägung 
verkünden. Die Industriegebiete werden als die Hochburgen 
der kommunistischen Agitation angesehen, und es wird als 
selbstverständlich vorausgesetzt, daß das „Proletariat“ in den 
Reihen des Gegners sich der Roten Armee als seiner 



„Befreierin“ wesensverwandt fühlt. Wie weit die bolschewisti­
schen Hoffnungen in dieser Beziehung gehen, hat uns der Ab­
schnitt über die „Reserven jenseits der feindlichen Front“ 
deutlich gezeigt.

Zusammenfassend kann man über den allgemeinen Inhalt 
der bolschewistischen Kriegspropaganda feststellen, daß sie 
durch keinerlei Hemmungen ideologischer Art eingeschränkt 
ist, und daß ihr jedes Mittel recht ist, das einen Erfolg zu ver­
sprechen scheint.

2. Die Propagandaarbeit an der Front
Entscheidend für die Kriegspropaganda des Bolschewismus 

sind die militärischen Ergebnisse, die von ihrer Wirkung 
erwartet werden. Wenn die reinen Politiker der UdSSR, jede 
Art der politischen Arbeit, auch die Kriegspropaganda, mit 
allgemeinen weitgehenden politischen Kombinationen zu ver­
binden pflegen, so besitzt sie für die reinen Militärs eine 
wesentlich enger begrenzte Bedeutung. Für die Militärs der 
Sowjetunion ist die politische Propaganda in erster 
Linie ein Hilfsmittel der allgemein en Kriegführung, 
dazu bestimmt, militärische Erfolge der Armee zu erleichtern. 
So erklärt sich die geschilderte Taktik der politischen Propa­
ganda mit ihren sehr verschiedenartigen, den jeweiligen be­
sonderen Umständen angepaßten Parolen als ein Teil der 
allgemeinen Kriegführung.

Die Strategie und die Taktik der bolschewistischen Revo­
lution, die wir in ihrer Anwendung auf die allgemeine Politik 
kennen gelernt haben, paßt sich insofern den konkreten Be­
dürfnissen des Krieges vorzüglich an. Sie ermöglicht es, in 
jedem Einzelfall die ideologische Begründung für alle zu er­
greifenden Maßnahmen zu finden und die „Generallinie“ der 
Kommunistischen Partei auf die jeweiligen Umstände zuzu- 
schneiden.

Für die Einstellung der bolschewistischen Militärs sind die 
Ausführungen des mehrfach erwähnten Triandafilow über 
die politische Propaganda im Kriege bezeichnend : „Die rich­
tig betriebene Agitation und Propaganda innerhalb der feind­
lichen Armee, ihre reguläre und hartnäckige Durchführung 



kann für die Gewinnung des Krieges große Resultate er­
geben1).“

Auch Triandafilow erwähnt im Zusammenhang einer 
Untersuchung über die Qualität der Heere die Klassen- und 
die nationalen Gegensätze. Es ist jedoch typisch für seine Art, 
an die Probleme rein militärisch heranzugehen, daß Parolen 
wie „Verwandlung des imperialistischen Krieges in einen 
Bürgerkrieg“ bei ihm nur als eine mehr oder weniger un­
gewollte Konzession an die Sowjetmentalität erscheinen. Prak­
tisch gewinnt für ihn die Frage der Gegensätze im Lager des 
Gegners in erster Linie in Anwendung auf Polen Bedeutung, 
wo die Bolschewisten innere Probleme sehen, die ihnen als 
noch nicht gelöst erscheinen und die der bolschewistischen Pro­
paganda im Falle eines Krieges als Angriffsobjekt dienen sollen.

Im Hinblick auf die beim Gegner möglichen Gegensätze 
sagt Triandafilow folgendes über die Sowjetpropaganda:

„Der Gegner wird versuchen, durch seine Agitation und 
Propaganda diese Gegensätze zu glätten . . ., den Bürger­
frieden im Lande und in seiner Armee zu erhalten. Die Auf­
gabe unserer Agitation und Propaganda ist es — die eigent­
lichen Kriegsziele unseres Gegners zu entlarven, vor 
den Soldaten den Klassencharakter des Krieges aufzudecken, 
an konkreten Beispielen zu zeigen, in wessen Interesse der 
Krieg geführt wird . . . Diese Aufgabe hat einen ungeheuren 
Umfang und erfordert eine Organisation in staatlichem 
Maßstabe. Die Wege des Durchdringens in die Tiefe der 
feindlichen Heere sind verschieden. Für den richtigen Aufbau 
der Arbeit im Massenmaßstab bedarf es einer systematischen 
und ununterbrochenen Aufklärung in der Tiefe der 
feindlichen Etappe. Die technische Organisation der 
Propaganda erfordert zahlreiche Mittel (Literatur in der 
Sprache des Gegners, Zusammenstellung und Vervielfältigung 
dieser Literatur, ihre Zustellung in das feindliche Gebiet, 
ihre Verbreitung). Deshalb wird diese Arbeit in der Regel 
unmittelbar von der Staatsgewalt organisiert.“

Der an der Front wirkende bolschewistische Propaganda­
apparat muß die einzelnen feindlichen Abschnitte zu erfassen

1) Triandafilow, Der Charakter der Operationen der modernen Heere, 
S. 175. Moskau 1929.



suchen. Diese auf die unmittelbare Einwirkung auf die 
gegenüberliegenden Truppenteile des Gegners ge­
richtete Arbeit gewinnt besonderes militärisches Interesse. 
Triandafilow betont die Notwendigkeit, die Klassen- und die 
nationale Zusammensetzung der einzelnen Formationen des 
Gegners festzustellen, ihre moralische Verfassung und poli­
tische Stimmung aufmerksam zu verfolgen und die Propa­
gandaarbeit entsprechend durchzuführen. Der Verfasser 
äußert die Ansicht, daß eine geschickt und zweckmäßig durch- 
geführte Propaganda im Zusammenhang mit anderen Ge­
gebenheiten der militärischen Lage unter Umständen gün­
stige Voraussetzungen für die Führung eines ent­
scheidenden Schlages gegen den Feind schaffen können. 
Er hebt besonders hervor, daß gegen moralisch und politisch 
wankelmütige feindliche Truppen erfolgreiche Angriffe mit 
verhältnismäßig geringen Kräften angesetzt und durch- 
geführt werden können. Gleichzeitig hebt er die Bedeutung 
von militärischen Erfolgen an der Front für die weitere Or­
ganisation der politischen Propagandaarbeit hervor. Die poli­
tische und propagandistische Auswertung von militärischen 
Erfolgen, das dauernde Zusammenwirken zwischen den mili­
tärischen und den politischen Kriegshandlungen sieht er als 
ein Mittel an, um im Endergebnis eine völlige, physische und 
moralische Vernichtung des Gegners herbeizuführen.

3. Die Propagandaarbeit in der feindlichen Etappe
Die Propaganda in der feindlichen Etappe wird im allge­

meinen von den gleichen politischen Voraussetzungen aus­
gehen wie die Propaganda an der Front. Ihr Wirkungskreis 
hingegen ist bedeutend größer, und ihre konkreten Ziele sind 
allgemeiner und umfassender, als bei der Propaganda inner­
halb der Fronttruppen.

Auch die Propaganda in der Etappe besitzt eine mili­
tärische Seite, insofern als sie die feindlichen Etappenforma­
tionen und die in der Etappe befindlichen Heeresreserven usw. 
zum Gegenstand ihrer Arbeit macht. Außerdem wirkt sich die 
moralische und politische Zersetzung der Etappe unmittelbar 
auf die Front aus.



Daneben weist die Propaganda in der Etappe auch eine 
andere, sozusagen „zivilistische“ Seite auf. Sie geht unmittel­
bar auf die „privaten“ und individuellen Interessen des 
Einzelnen oder bestimmter Gruppen der Bevölkerung ein. 
Die wirtschaftlichen Folgen des Krieges, die Lücken, die der 
Krieg in die einzelne Familie reißt und zahllose andere Er­
scheinungen, die mit dem Krieg Zusammenhängen, bilden die 
Ansatzpunkte für die propagandistische Kleinarbeit, 
die von dieser Grundlage ausgehend schließlich zu allge­
meinenpolitischen Zielsetzungen gelangt unddemorali- 
sierend auf die Bevölkerung ein wirkt.

Im modernen Krieg wird die Grenze zwischen „Etappe“ 
und „Heimat“ im allgemeinen wohl nicht mehr so gezogen 
werden können, wie dies im Weltkrieg noch möglich war. 
Durch den großen Wirkungsbereich der Luftwaffe z. B. wird 
sogar die „Front“ in gewissem Sinne über die Etappe weit 
hinaus bis in die Heimat ausgedehnt. Das gilt besonders von 
kleineren Staaten bzw. von solchen Staaten, die, wie Deutsch­
land, ihrer geographischen Lage nach von verschiedenen 
Fronten her Luftangriffen ausgesetzt sind, die bis in ihr Zen­
trum hineinreichen können.

Dazu kommt, daß der moderne Krieg eine Mobili­
sation aller Kräfte der Nation in solchem Umfange er­
forderlich macht, daß praktisch fast die gesamte Bevölkerung 
in einem gewissen Sinne zum „Kriegsteilnehmer“ wird. 
Demzufolge wird noch mehr als in der Vergangenheit 
jeder einzelne Staatsbürger zum Mitträger der Landes­
verteidigung.

Die bolschewistische Propaganda wird sich daher das 
Ziel setzen, über die eigentliche Etappe hinaus im ganzen 
Staatsgebiet des Kriegsgegners wirksam zu werden. 
Ihre Aufgabe wird sie darin erblicken, die „privaten“ Inter­
essen des Einzelnen gegen die Interessen der Allgemeinheit 
zu organisieren — eine Methode, die aus der Praxis des Kom­
munismus hinreichend bekannt ist. Das ganze Prinzip des 
Klassenkampfes läuft ja letzten Endes auf nichts anderes hin­
aus, als durch einen Appell an den „inneren Schweinehund“ 
im Menschen diesen zu einem Werkzeug des Bolschewismus 
zu machen.



Die rein militärischen Gesichtspunkte verlieren in dieser 
Breitenausdehnung an spezifischem Gewicht. Gleichwohl 
bleiben sie letzten Endes im Hintergründe immer wirksam, 
da jede Schwächung des Gegners durch politische und mo­
ralische Zersetzung der „Etappe“ oder der „Heimat“ Rück­
wirkungen auf die militärische Lage an der Front haben muß.

Die politische Propagandaarbeit in den Reihen der feind­
lichen Bevölkerung, die vom politischen Apparat der in 
der Front liegenden Einheiten der Roten Armee unmittelbar 
ausgeht, wird sich zumeist auf das besetzte Gebiet erstrecken. 
Die Propaganda innerhalb der feindlichen Bevölkerung ist 
darauf ausgerichtet, „den wahren Sinn des Krieges, seinen 
Klassencharakter zu zeigen und die eigentlichen Absichten des 
Gegners zu enthüllen1).“ Dabei soll die Rote Armee, das ist 
eine allgemein erhobene und immer wieder betonte Forde­
rung, durch ihr Beispiel wirken. Die Werktätigen in der feind­
lichen Bevölkerung sollen sehen, daß die Rote Armee ganz 
etwas anderes darstellt als die „Armee der Bourgeoisie“. Des­
halb wird auf die gegenseitigen Beziehungen zwischen der 
Bevölkerung der besetzten Gebiete und den roten Truppen 
besonders großer Wert gelegt. „Eine gewaltige Arbeit lastet 
auf dem politischen Apparat in Richtung der Sowjetisierung 
der eroberten feindlichen Gebiete.“ Triandafilow verweist 
darauf, daß im Falle günstiger Umstände eine siegreiche Offen­
sive im Verlauf von 3—4 Wochen bei einer Frontbreite von 
etwa 200—300 km und bei entsprechender Tiefe zur „Be­
freiung“ von großen Gebieten führen könne, die ihrem Um­
fang nach kleinen Staaten bzw. großen Provinzen gleich- 
kommen würden. Diese müßten in der kurzen Frist von 
weiteren 2—3 Wochen „sowjetisiert“ werden.

Was „Sowjetisierung“ bedeutet, das hat uns der bolsche­
wistische Bürgerkrieg mit eindringlicher Überzeugungskraft 
gezeigt. Er bedeutet eine Massenabschlachtung der „Klassen­
feinde“, einen fürchterlichen Terror in der ganzen Bevöl­
kerung, Enteignung, Raub und Mord. An dieser lebendigen 
Praxis des Bolschewismus, die ewigen Eingang in die Ge­
schichte gefunden hat, kann die Bevölkerung aller der „Be-

x) Triandafilow, ebenda S. 177. 



freiung“ durch die Rote Armee unterliegenden Gebiete er­
messen, welchem Schicksal sie im Falle eines siegreichen Vor­
marsches der bolschewistischen Wehrmacht entgegensehen 
darf.

Die Propaganda in der Bevölkerung der noch im 
Besitz des Gegners befindlichen Gebiete unterliegt den 
höheren Instanzen des politischen Apparates der Roten Armee 
bzw. anderen Propagandaorganisationen der UdSSR. Hierher 
gehört auch die Arbeit in der feindlichen Etappe und im 
ganzen übrigen Hinterland des feindlichen Staates.

Der Aufbau der Propagandaorganisation im Rtik­
ken des Gegners erfolgt bereits in Friedenszeiten. 
Ihre hauptsächlichen Stützpunkte sind die ausländischen 
Sektionen der Komintern, d. h. die kommunistischen Parteien 
in den einzelnen Ländern. Bereits in Friedenszeiten werden 
die Angehörigen dieser Organisationen in allen Fragen der 
Kriegspropaganda unterwiesen und es werden für sie fest­
stehende Richtlinien ausgegeben, an die sie sich zu halten 
haben.

Ein eindrucksvolles Beispiel, wie diese Art der Kriegsvor­
bereitung der Sowjetunion aussieht, bietet die im Jahre 1923 
in Deutschland herausgegebene Propagandaschrift „Die Rote 
Armee“, in der ein gewisser I. Kowrow folgende prak­
tische Anweisungen für die „Agitations - undPro pa­
gandaarbeit als Mittel der Zersetzung des Gegners“ 
gibt:

„Wenn wir die Möglichkeit der Betreibung der Agitations­
arbeit in der Zukunft betrachten, so müssen wir ihre Durch­
führung unter einer Bevölkerung, die nicht die unsere ist, und 
auf einem Territorium, das nicht uns gehört, skizzieren. Der 
Moment der langen Atempause gestattet es uns gegenwärtig, 
uns mit dieser Frage zu beschäftigen. Versuchen wir in kurzen 
Zügen jene Formen zu skizzieren, innerhalb derer man die 
Arbeit wird betreiben können.

Die politischen Organe müssen im Hinblick auf unsere mög­
lichen Gegner die klassenmäßige und nationale Zu­
sammensetzung der betreffenden Kriegsschau­
plätze, ihre politische Organisation und die Part ei - 
und Gesellschaftsgruppierungen, die in ihnen bestehen, 



sorgfältig kennen lernen. Die Fabrik- und Werkzentren 
müssen besonders eingehend beleuchtet werden. Es muß fest­
gestellt werden, welche Fragen die Bevölkerung im besonderen 
beschäftigen, in welchem Maße die Unzufriedenheit mit den 
Regierungsorganen wächst und zwar in bezug auf welche; 
welcher Art die gegenseitigen Beziehungen zwischen den ver­
schiedenen Bevölkerungsgruppen sind, sowie auch eine ganze 
Reihe von Fragen des sozialen alltäglichen Lebens der Be­
völkerung.

Mit besonderer Sorgfalt müssen die Organisationen 
festgestellt werden, die ideell mitunssympathisieren und 
umgekehrt auch die reaktionären. Notwendig ist auch die 
rechtzeitige Schaffung von Literaturbasen. Diese Literatur 
muß auf Grund jener Daten zusammengestellt werden, die 
sich aus dem Studium des Kriegsschauplatzes ergeben. Es ist 
erwünscht, für jede Heeresorganisation eine beson­
dere Methode zu haben. Die Literatur, die für die Soldaten 
geeignet ist, wird es nicht für die Bauernmassen sein und um­
gekehrt. Diese Literatur darf keinen allzu allgemeinen Inhalt 
haben, sofern der Gegner seine Truppenmassen aus dem 
Element ergänzt, das in bedeutendem Maße unter dem Ein­
fluß der bürgerlichen Ideologie und ihrer Agitation steht.

Konkrete Beispiele von den Gewalttaten der Bourgeoisie in 
diesem oder jenem Rayon, über die Schikanierung der werk­
tätigen Bevölkerung müssen den Inhalt der Literatur bilden. 
Die Vertrautmachung mit dem Wesen der Sowjetmacht und 
ihren Aufgaben in jedem Kriege muß ebenda nebenher durch­
geführt werden. Es müssen im voraus jene Punkte fest­
gesetzt werden, durch die die Literatur aus den ent­
sprechenden politischen Verwaltungen der Roten 
Armee hinter die Front des Gegners weitergeleitet 
werden wird, während von dort Informationen zu 
uns gelangen werden.

Während des verflossenen Bürgerkrieges wurde von uns 
die Ausstreuung sog. Passierscheine praktiziert, auf denen 
darauf hingewiesen war, daß jeder, der mit diesem Schein auf 
die Seite der Sowjetmacht übergehen werde, freundschaftlich 
aufgenommen werden würde. Im vergangenen Kriege wurden 
sie von Flugzeugen abgeworfen. In Zukunft muß der Empfang 



solcher Scheine durch die Truppen des Gegners vom Rücken 
der Front her organisiert werden.

Besonders sorgfältig muß die Arbeit der Schaffung von 
Stützpunkten, von Kaders, von Partisanenabteilungen 
für die Herstellung der Verbindung mit jenem Ge­
biet des Sowjetlandes durchgeführt werden, das sich an 
die Grenzen der bürgerlichen Staaten anschließt, und im 
Augenblick des Rückzuges muß dieser ganze Apparat in 
Tätigkeit gesetzt werden.

Bei Rückzügen ist es notwendig, daß die Parteiorgani­
sationen inmitten der geheimen Komitees Genossen aus der 
Mitte des Militärs zurücklassen, wofür die politische Verwal­
tung vielleicht spezielle Leute wird aussondern müssen. Das 
Schwergewicht der Arbeit der Geheimkomitees muß auf die 
Truppen des Gegners verlegt werden.

Diese ganze Arbeit wird nur dann günstige Resultate er­
geben, wenn die politische Linie die richtige sein wird . . . 
Im künftigen Kriege werden wir es mit einem Gegner zu tun 
haben, der uns an Technik überlegen ist und darum ist es 
notwendig, daß wir in politischer Hinsicht stärker sind. Unsere 
Agitations- und Propagandaarbeit wird, indem sie die 
Etappe des Gegners zersetzt, ihn daran hindern, die werk­
tätigen Massen zu mobilisieren . . .

Für die politische Arbeit im Rücken des Gegners ist es 
notwendig, die Streifzüge der Reiterei auzunützen. Die poli­
tische Organisation dieser Streifzüge muß sehr sorgfältig vor­
bereitet werden. Hier eröffnen sich große Möglichkeiten für 
eine ausgedehnte agitatorisch-propagandistische Kampagne. 
Das Wichtigste ist, durch diese Streifzüge eine Stimmung unter 
der Bevölkerung zu schaffen, bei der diese begreift oder rich­
tiger selbst sieht, daß der Kampf nur der Bourgeoisie und ihrer 
Armee gilt . . . Die werktätige Masse selbst ist nach Möglich­
keit zur gerichtlichen Aburteilung von Vertretern der 
Bourgeoisie hinzuzuziehen. Diese Hinzuziehung wird eine 
Situation schaffen, bei der eine ganze Reihe von Orten sich 
aktiv am Kampf gegen die Bourgeoisie zusammen mit uns 
beteiligen wird, und die Momente militärischer Gewalt 
von selten der Roten Armee werden bedeutend gemildert 
werden . .



„Alle Nachrichten, die über die Durchführung der Agi­
tations- und Propagandakampagne in die politische 
Verwaltung der Roten Armee gelangen werden, müssen 
aufmerksam berücksichtigt und vom militärischen Kommando 
aus benutzt werden.

Die kurze schematische Übersicht der Richtung der künf­
tigen Arbeit der politischen Organe auf dem Gebiet der Zer­
setzung des Gegners und seiner Etappe, muß mit dem Hinweis 
auf die sorgfältige Auswahl von Genossen für die Durchfüh­
rung dieser Arbeit und die Konzentration derselben im engen 
zuverlässigen Kreise abgeschlossen werden1).“

1) I. Kowrow, Die Agitations- und Propagandaarbeit als Mittel der 
Zersetzung des Gegners. In : Die Rote Armee, S. 111 /112. Hamburg 1923.

Diese Sowjetrichtlinien mit ihren eindeutigen Angaben zur 
Organisierung des Landesverrates, der Fahnenflucht und des 
bewaffneten Partisanenaufstandes gegen den eigenen Staat 
durften zur Zeit der Weimarer Republik unter den Augen 
eines Konsortiums, das sich die anspruchsvolle Bezeichnung 
„Deutsche Reichsregierung“ zugelegt hatte, öffentlich bei 
uns verbreitet werden!

Wenn man auch über den praktischen Wert einzelner emp­
fohlener Maßnahmen, wie etwa jener,, Streifzüge der Reiterei“, 
geteilter Meinung sein darf — der Einfluß des bolschewistischen 
Bürgerkrieges in Rußland ist hier unverkennbar — so ist doch 
die allgemeine Tendenz dieser Richtlinien der Beachtung 
wert. Sie stellen ein anschauliches Beispiel für die praktischen 
Formen dar, die die bolschewistische Propagandaarbeit im 
Kriege nach dem Willen ihrer Urheber annehmen soll.

Das Problem, hinter die Front des Gegners zu gelangen und 
Propagandamaterial dorthin zu schaffen, wird dabei der 
schwierigste Teil der technischen Durchführung dieser Ab­
sicht sein. Es mag sein, daß die Bedeutung, die man in der 
Roten Armee dem Fallschirmabsprung vom Flugzeug beilegt, 
mit der Kriegspropaganda in Zusammenhang gebracht wird. 
Der rein militärische Wert des Fallschirmabsprungs ist kaum 
hoch anzuschlagen. Im Dienste der Kriegspropaganda, um 
Agenten und Propagandamaterial in die feindliche Etappe 
zu schaffen, würde er vielleicht von einiger Bedeutung sein.



Scheinweríerabteilung in Stellung

Geschützexerzieren an Fliegerabwehrgeschützen



Schwere Bombenflugzeuge

„Die Luftflotte zusammen mit den motorisierten Einheiten zuerden den Krieg be­
ginnen und zuerden der ersten Periode des Krieges eine außergewöhnlich wichtige, 
möglicherweise sogar entscheidende Bedeutung geben . . . Unsere Vorteile in dieser 
Hinsicht liegen darin, daß alle ökonomischen und politischen Zentren unserer Gegner 
unverhältnismäßig näher an der Basis unserer Luftflotte liegen als die ökonomischen 
und politischen Zentren unseres Landes an der Basis der feindlichen Luftflotte.“

(Zitat aus ,,Woina і Revoljuzia“ [Krieg und Revolution] Organ des Zentral­
rates des OS SOAVI ACHIM [Gesellschaft zur Förderung der Luft- 
und chemischen Abwehr]. Militär-Staatsverlag, Sept]Okt. 1934. S. 17.)



4. Lenins „Felddienstordnung für den bewaffneten Auf stand“
Letztes Ziel jeder bolschewistischen Propaganda ist die 

„Verwandlung des imperialistischen Krieges in 
einen Bürgerkrieg“, der bewaffnete Aufstand, der 
Sturz der vorhandenen Regierungsgewalt.

In der Kriegsdoktrin des Bolschewismus wird dem Bürger­
krieg, wie wir wissen, eine hervorragende Stelle eingeräumt. 
Er ist die eigentliche für den Bolschewismus typische Form 
des bewaffneten Kampfes. Deshalb kann eine Betrachtung 
über den Charakter des zukünftigen Krieges, wie er sich uns 
im Spiegel der bolschewistischen Anschauung darstellt und 
über die bolschewistische Propaganda im Kriege, nicht ohne 
ein Eingehen auf die praktische Seite des Bürgerkrieges ab­
geschlossen werden.

Es ist sehr charakteristisch für den Rätestaat, daß die 
Probleme des Bürgerkrieges in der UdSSR, einen 
Teil der Militärwissenschaften darstellen. Der Bürger­
krieg wird von Militärakademikern mit den gleichen „wissen­
schaftlichen“ Mitteln untersucht wie jeder andere Krieg.

Die Sektion zum Studium von Kriegsproblem en an 
der Kommunistischen Akademie in Moskau gibt unter 
ihren militärwissenschaftlichen Veröffentlichungen Arbeiten 
heraus, die speziell allen Fragen des bewaffneten Aufstandes 
und des Bürgerkrieges gewidmet sind. Darunter befindet sich 
eine erst im Jahre 1931 veröffentlichte Untersuchung, die zu 
einem beträchtlichen Teil den kommunistischen Aufständen 
im Januar und im März 1919 in Berlin und der „Niederlage 
des deutschen Proletariats im Oktober 1923“ gewidmet ist. 
Diese Veröffentlichung verdient unser Interesse im Hinblick 
auf den, von der Sowjetpolitik ins Auge gefaßten konkreten 
Fall, wenn im Zuge eines revolutionären Angriffskrieges gegen 
Deutschland oder eine beliebige andere Macht der siegreiche 
Vormarsch der Roten Armee die „Sowjetisierung“ eines er­
oberten Gebietes ermöglichen würde, bzw. wenn es der Sowjet­
propaganda gelingen würde, im Lande des Gegners einen 
Bürgerkrieg zu entfesseln.

Als Einführung zu der erwähnten Arbeit dient ein Aufsatz 
über die Einstellung Lenins zum bewaffneten Aufstand, in 
13 Rote Armee
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dem die Eroberung der Macht als „die nächste Aufgabe des 
internationalen Proletariats“ bezeichnet wird. Ein Hinweis 
auf die politische Entwicklung in China und in Indien, auf die 
kommunistischen Massenaktionen, Generalstreiks und bewaff­
neten Aufstände in einer Reihe von Ländern nach dem Welt­
krieg endet mit folgenden charakteristischen Feststellungen:

„Alles das sind nur Proben, Vorbereitungen zu den ent­
scheidenden Kämpfen für die Diktatur des Proletariats, die 
mit unerbittlicher historischerUnvermeidlichkeit immer näher 
und näher rücken. Gleichzeitig damit gewinnen auch die 
Fragen des bewaffneten Aufstandes als des einzigen 
Mittels, das unmittelbar zur Ergreifung der Macht 
führt, eine immer größere Bedeutung und erfordern größte 
Aufmerksamkeit und Erforschung, sowohl vom theoretischen 
als auch vom praktischen Gesichtspunkt“1).

Die kommunistischen Aufstände in Deutschland in den 
Jahren 1919 und 1923 sind bekanntlich niedergeschlagen wor­
den. Die Untersuchungen der vorliegenden Veröffentlichung 
verfolgen den Zweck, die eigentlichen Ursachen der kommu­
nistischen Niederlagen festzustellen und den militärischen Lei­
tern der für den Bürgerkrieg bestimmten kommunistischen 
Organisationen (im Jahre 1931 !) Erfahrungsmaterial darüber 
zu geben, wie in künftigen Fällen vorgegangen werden soll. 
Es werden daher alle politischen und militärischen Einzel­
aktionen, sowie die Anlage des Gesamtplanes des bewaffneten 
Aufstandes, einer kritischen Betrachtung unterzogen. Das 
Endergebnis ist die Feststellung, daß die erlittenen Mißerfolge 
in erster Linie mit falscher Führung zu erklären seien.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß der von den 
Kommunistenimjahre 1933 geplanteundnurdurch 
die nationalsozialistische Erhebung verhinderte, 
bewaffnete Aufstand nach den, in derzitiertenVer- 
öffentlichung angegebenen Richtlinien verwirk­
licht werden sollte.

Lenin hat schon in der Zeit der Revolution des Jahres 1905 
eine Art „Felddienstordnung des bewaffneten Auf­
standes“ aufgestellt. Diese zunächst für die Praxis des

9 Studien zur Geschichte der bewaffneten Aufstände, Bd. II S. 5, 
Moskau 1931.



russischen Bürgerkrieges bestimmt gewesenen Richtlinien 
werden in der Veröffentlichung der Kommunistischen 
Akademie in Moskau auch heute noch als grundlegend „für 
alle Parteien des Westens und des Ostens“ anerkannt. Es wird 
lediglich die Notwendigkeit betont, die Besonderheiten der 
jeweiligen Lage vor allem in militärischer Beziehung sinn­
gemäß in Betracht zu ziehen.

Typisch für Lenins Einstellung und bemerkenswert in dem 
Zusammenhang, in dem wir diese Dinge hier betrachten, sind 
seine Anweisungen für die praktische Kampfführung.

Der bewaffnete revolutionäre Kampf ist für ihn nicht nur 
ein Mittel zur unmittelbaren Machtergreifung. Noch bevor 
dieser spezielle Fall gegeben ist, bedarf es der Ausbildung der 
revolutionären Kampfabteilungen, die grundsätzlich im 
Rahmen von praktischen Aktionen erfolgen soll. Die kommu­
nistischen Kampfabteilungen sollen Einzelaufgaben zugewiesen 
erhalten, über deren Charakter ein Brief Lenins vom 29.Septem­
ber 1905 an den Petersburger Kampfausschuß keinen Zweifel 
läßt, und in dem folgende praktische Möglichkeiten vorgesehen 
werden: Ermordung von „Spitzeln“, Sprengung von 
Polizeirevieren, Überfälle aufBanken zwecks „Kon­
fiskation“ von Geldmitteln für den Aufstand usw.1).

T) Vgl. ebenda, S. 14.
2) Ebenda S. 15.
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Indem Lenin die Notwendigkeit des unverzüglichen Han­
delns unterstreicht, sagt er beruhigend: „Fürchtet solche 
Probeüberfälle nicht.“

Lenin betont ferner, daß auch unbewaffnete Abteilungen 
im Bürgerkriege eine wichtige Rolle spielen könnten. Ihre 
Kampfmethoden hätten einen besonderen Charakter. Lenin 
sieht u. a. vor: Leitung der Massen, Überfälle aus dem Hinter­
halt auf Polizeibeamte oder auf versprengte Angehörige der 
Wehrmacht, Befreiung von verhafteten Revolutionären, Ab­
transport von Verwundeten „in den Fällen, wenn die Polizei­
kräfte nur schwach sind“. Schließlich empfiehlt er im Straßen­
kampf in den Großstädten die Besetzung der oberen Stock­
werke und der Dächer der Häuser, von wo aus die Truppen 
„mit Steinen beworfen, mit kochendem Wasser übergossen“ 
werden sollen usw.* 2).



Wir veröffentlichen diese Anweisungen an dieser Stelle, weil 
sie eine Vorstellung davon geben, von welchem Standpunkt 
aus die maßgeblichen Vertreter des Rätestaates an die Ver­
wirklichung ihrer Ziele herangehen. Wir betonen noch ein­
mal, daß diese Anweisungen Lenins im Jahre 1931 von einer, 
für die theoretische Ausarbeitung der Grundlagen der Sowjet­
propaganda sehr maßgebenden Stelle, ausdrücklich als auch 
für den gegenwärtigen Gebrauch im Auslande (!) bestimmt 
bezeichnet worden sind. Von diesen Anweisungen ist auch in 
der Tat im Auslande von den kommunistischen Organisationen, 
die den bewaffneten Aufstand vorzubereiten hatten, Gebrauch 
gemacht worden. Nach der nationalsozialistischen Machtüber­
nahme in Deutschland z. B. ist ballenweise Material darüber 
gefunden worden. Man braucht nur einige Hefte der illegalen 
kommunistischen Zeitschrift „Oktober“, die geheim verbreitet 
wurde, durchzublättern, um sich zu vergewissern, welcher Art 
die empfohlenen und planmäßig vorbereiteten Maßnahmen 
waren. Hier ist ununterbrochen von „Sabotage“, von „gründ­
lichen Vorbereitungen zur Sprengung der Eisenbahn- und 
Straßenbrücken, Tunnels usw.“ die Rede. An einer Stelle heißt 
es mit zynischer Offenheit: „Eine Offensive der Roten 
Armee muß zusammenfallen mit dem aktivsten offen­
siven Vorstoß der revolutionären Kräfte im Rücken 
der Weißen Armee.“ Und an anderer Stelle wird ein Zitat 
Lenins gebracht, „daß die erbarmungslose Ausrottung 
der zivilen und militärischen Befehlsgewaltigen wäh­
rend des Aufstandes unsere Pflicht und Schuldigkeit 
ist“. Die Anweisungen für den bewaffneten Aufstand, den 
Straßenkampf, für politische Morde usw. wurden in allen 
Einzelheiten in den Vorschriften der illegalen Literatur aus­
führlich gegeben1).

1) Vgl. auch Neuberg, Der bewaffnete Aufstand, Zürich 1928, A. Langer, 
Der Weg zum Sieg, Zürich 1931, ausführlicher zitiert bei Adolf Ehrt, 
Bewaffneter Aufstand, Berlin 1933.

Die „Felddienstordnung“ Lenins, als die sie auch in der oben 
zitierten Untersuchung bezeichnet wird, fügt sich unmittelbar 
in das ganze Betrachtungssystem des Krieges in der UdSSR, ein.

Der revolutionäre Angriffskrieg der Sowjetunion, der 
nach den Zeugnissen höchster Autoritäten der Roten Armee 



die eigentliche Bestimmung der bolschewistischen Wehrmacht 
ist, stellt nach der Kriegsdoktrin des Kommunismus eine Form 
des bewaftneten Kampfes dar, in der die Elemente des 
Bürgerkrieges mit enthalten sind. Der revolutionäre An­
griffskrieg soll, wie wir gesehen haben, den Bürgerkrieg in 
anderen Staaten unterstützen bzw. herbeiführen. Die Formen, 
in denen dieser Bürgerkrieg geführt werden soll, entsprechen 
den von Lenin ausgegeben Anweisungen.

Die bolschewistische Kriegspropaganda verfolgt 
keinen anderen Zweck, als eben diesenBürgerkrieg politisch 
vorzubereiten und zum Ausbruch zu bringen. Die militärischen 
Operationen der Roten Armee an der Front, die bolsche­
wistische Propaganda in der feindlichen Armee und Etappe, der 
Bürgerkrieg im feindlichen Staat — diese drei Elemente stellen 
vom Sowjetstandpunkt aus eine Einheit dar und umreißen 
den Charakter der bolschewistischen Kriegsführung im ganzen.

Die Frage, inwieweit der Rätestaat mit dieser Politik 
wirklich Aussicht auf Erfolg hat, oder inwieweit innerhalb 
seiner eigenen Grenzen die Gefahr einer Revolution und eines 
Bürgerkrieges mit dem Ziel der Befreiung aller Völker der 
UdSSR, von der Diktatur der bolschewistischen Bürokratie 
entstehen kann, gehört nicht in den Rahmen der vor­
liegenden Untersuchung. Uns kommt es darauf an, die 
Grundkräfte und die Hauptrichtung der Politik der UdSSR, 
im Hinblick auf die vorhandene Möglichkeit eines Krieges 
zu erkennen.

Auf allgemein politischem wie auf militärischem Gebiet 
prägt sich uns mit aller Deutlichkeit eine ungeheure 
Aggressivität der Sowjetpolitik ein. Angriff ist überall 
Trumpf. Die Eroberung fremder Gebiete für den Kommunis­
mus (ob auf dem Wege der politischen und wirtschaftlichen 
Durchdringung oder auf dem Wege der militärischen Gewalt 
bleibt sich gleich) wird offen verkündet. Alle militärischen 
Probleme werden unter diesem einheitlichen Gesichtspunkt 
angesehen. Die Wehrpolitik des Rätestaates, seine politische 
Propaganda, seine politischen und militärischen Bündnisse 
sind auf das einzige Ziel ausgerichtet : Errichtung der bolsche­
wistischen Weltdiktatur. Keinem anderen.Ziel dient sein 
Machtinstrument: die Rote Armee.



V. Abschnitt

Die Rote Armee

9. Kapitel. Die Rote Armee als politische Waffe

1. Die Rote Armee — eine Armee der Weltrevolution
„Ich, Sohn des werktätigen Volkes, nehme den Be­

ruf eines Kriegers der Arbeiter- und Bauernarmee 
auf mich. Angesichts der werktätigen Klasse der 
Union der Sozialistischen Sowj etrepubliken und der 
ganzen Welt verpflichte ich mich, für die Sache des 
Sozialismus und der Verbrüderung aller Völker 
weder meine Kräfte noch mein Leben zu schonen.“

Diese Eidesformel der Rotarmisten, auf die jeder An­
gehörige der bolschewistischen Wehrmacht verpflichtet wird, 
unterscheidet sich grundsätzlich vom Fahneneid aller anderen 
Heere. Sie ist hinsichtlich der Pflichten, die sie den Offizieren 
und Mannschaften der Roten Armee auferlegt, national nicht 
begrenzt, sondern ausgesprochen kosmopolitisch ausgerichtet. 
In ihr sind alle prinzipiellen Elemente des Klassenkampfes 
und der bolschewistischen Weltdiktatur enthalten.

In den Beschlüssen des VIII. Kongresses der Kommunisti­
schen Partei der UdSSR, heißt es an einer Stelle: „Sie — die 
Rote Armee — muß nicht nur ein Verteidigungswerkzeug gegen 
etwaige Überfälle der noch vorhandenen imperialistischen 
Staaten sein, sondern sie muß dem Proletariat dieser Län­
der nötigenfalls in seinem Kampf gegen den Imperialismus 
eine entscheidende Unterstützung erweisen“1).

Stalin erklärte in seiner Rede anläßlich des zehnten 
Jahrestages des Bestehens der Roten Armee: „Schließlich die 
dritte Eigentümlichkeit der Roten Armee. Sie besteht in dem

T) „Krasnaja Swesda“ vom 21. Januar 1926.



Geiste des Internationalismus, in dem Gefühl des Inter­
nationalismus, von dem unsere Rote Armee durchdrungen 
ist . . . Und gerade deswegen, weil unsere Armee im Geiste 
des Internationalismus erzogen wird, im Geiste der Einheit 
der Interessen der Arbeiter aller Länder — gerade deswegen 
ist sie, unsere Armee, die Armee der Arbeiter aller Länder1).“

1) Vgl. Das neue Dorf, Charkow 1935, Heft 26.
2) Karl Radek, Der Kampf gegen Versailles und gęgen die Offensive

des Kapitals, Hamburg 1923, S. 49.

Mit solchen und ähnlichen Zitaten über die Rote Armee 
könnte man ein ganzes Buch füllen. Es bedarf ihrer nicht, um 
den Charakter der Roten Armee unter Beweis zu stellen. Er 
ergibt sich sinngemäß aus der Kriegsdoktrin des Bolschewis­
mus und aus dem Wesen des Sowjetstaates.

Karl Radek erklärte in einer Sitzung der erweiterten 
Exekutive der Kommunistischen Jugendinternationale am 
13.Juli 1923 in Moskau:

„Sie sehen, daß gegenüber dem kapitalistischen Welt­
staatensystem sich ein neues Staatensystem herausgebildet hat, 
das proletarische. Es ist die Föderation der Sozialistischen 
Staaten des früheren Rußland. Sie trägt nicht den Namen 
Rußland, sondern den Namen ,Verband der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken4. Das Wort Rußland fehlt darin. Manche 
Genossen trauern ihm vielleicht nach. Wir hoffen aber, daß 
dieser neue Name den Rahmen bilden wird für den Anschluß 
weiterer sozialistischer Staaten, die nicht auf dem 
Territorium des früheren Rußlands entstehen, so daß wir 
nicht genötigt sein werden, den Namen des sozialistischen 
Staatensystems zu ändern, wenn bald in ein paar Ländern 
Revolution gemacht wird1 2 *).“

Das ist eine ganz präzise Stellungnahme. Die Namens­
änderung des alten Rußland ist nicht lediglich eine Äußerlich­
keit, sondern eine wohlüberlegte, auf zukünftige Möglich­
keiten berechnete Maßnahme gewesen. Und zwar soll das 
Auftreten dieser Möglichkeiten nicht einer zufälligen Laune 
der Geschichte überlassen bleiben, sondern wie uns Lenin, 
Frunse, Tuchatschewskij und andere Exponenten der UdSSR, 
belehrt haben — das Ziel einer aktiven Politik des Rätestaates 
sein.



Die Rote Armee ist dazu bestimmt, mitzuhelfen, wenn 
„in ein paar Ländern Revolution gemacht wird“, und die 
„Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken“ steht bereit, 
um die gewaltsam geschaffenen neuen sozialistischen Staaten- 
gebilde in ihrem Schoß aufzunehmen. Im offiziellen Sowjet­
jargon heißt das „Verbrüderung aller Völker“.

Die Begriffe „Sohn des werktätigen Volkes“, „Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken“ und „Verbrüderung aller 
Völker“ in der Eidesformel der Roten Armee sind ihrem In­
halt nach eindeutig bestimmt. Die Rote Armee soll eine 
Klassenarmee sein und über den Rahmen des eigenen 
Staates hinaus der Weltrevolution dienen. Sie ist dazu 
bestimmt, über kurz oder lang einen revolutionären Angriffs­
krieg zu führen und die bolschewistische Weltdiktatur zu er­
richten.

2. Der Klassencharakter der Roten Armee
In diesem Sinne wird die Rote Armee von ihren Ideologen 

den Armeen aller anderen Länder gegenübergestellt. Auch 
wird sie als eine Verkörperung des unüberwindlichen Gegen­
satzes zwischen der „sozialistischen“ und der,,kapitalistischen“ 
Welt betrachtet :

„Jede Armee ist eine Waffe der herrschenden Klasse. In den 
bürgerlichen Staaten dient die Armee den Eroberungszielen 
der Imperialisten und schützt ihre Macht im Innern des Lan­
des. Jedoch kann die Bourgeoisie selbstverständlich nicht die 
Wahrheit über das sagen, wofür sie kämpft. Sie muß lügen und 
ihreKl asseninteressen hinter verschieden enMasken verstecken.

Anders liegen die Dinge bei uns: wir verbergen den Klas­
sencharakter unseres Staates nicht . . . Die Aufgabe der Roten 
Armee ist der Schutz der proletarischen Diktatur . . . In der 
Roten Armee wird die Waffe nur den Werktätigen an­
vertraut, denn nur sie können vorbehaltlos ihr proletarisches 
Reich verteidigen . . . Auf diese Weise ist allen Feinden der 
Werktätigen der Zutritt zur Roten Armee versperrt . . . Das 
bedeutet, daß unsere Armee ein bewaffneter Bund der Ar­
beiter und werktätigen Bauern ist“1).

1) N. Charitonow, Die Armee der proletarischen Diktatur, S. 5 fr. 
Moskau 1930.



Der Klassencharakter der Roten Armee kommt in ihrer 
Entstehungsgeschichte und in ihrem Aufbau klar zum Aus­
druck. Als ihre Keimzellen sind bereits alle bewaffneten kom­
munistischen Terrorgruppen zu betrachten, die noch unter 
zaristischem Regime entstanden sind. Auch die im Auslande 
vorhandenen militärischen Organisationen der einzelnen Sek­
tionen der Komintern sind als die Vorläufer künftiger bolsche­
wistischer Heere aufzufassen. Solche bewaffneten kommu­
nistischen Verbände, wie der ehemalige Rote Frontkämpfer - 
Bund in Deutschland und die noch bestehenden ähnlichen 
Organisationen, z. B. in Frankreich und in anderen Staaten, 
sind für den Bürgerkrieg bestimmt. Sie werden im Ernstfall 
sofort in Stammformationen der jeweiligen entstehenden 
„Roten Armee“ umgewandelt und im Falle des kommunisti­
schen Sieges im Bürgerkrieg und nach Ausrufung der Sowjet- 
diktatur zum Kern der Wehrmacht der neugebildeten Sowjet­
republik. Mit Eintritt dieser in die „Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken“ werden sie offiziell ein Teil der Roten 
Armee der UdSSR, werden.

Die Entstehungsgeschichte der Roten Armee der UdSSR, 
zeigt diesen Entwicklungsprozeß sehr deutlich.

Die erste Etappe war die Rote Garde. Ihr Kem bestand 
aus alten Terroristen und Parteikämpfem aus der Zeit der 
Illegalität unter zaristischem Regime. Sie war ideologisch und 
ihrer sozialen Zusammensetzung nach vollkommen homogen. 
Ihr folgte in der zweiten Etappe die bolschewistische Frei­
willigenarmee, die den sogenannten Partisanen - und Eche­
lontyp schuf. Ihr Hauptmerkmal war, daß sie noch nicht auf 
dem Prinzip der Zwangsrekrutierung beruhte und ihrer Ein­
heitlichkeit nach der Roten Garde nahekam. Seit Mitte 1918 
etwa setzte die „Mobilisierung der Werktätigen“ ein. 
Das war der erste entscheidende Schritt zur aktiven Klassen- 
armee. Hand in Hand damit begann die Aufhebung gewisser 
typischer Erscheinungen der ersten Revolutionsperiode, so 
z. B. der Wählbarkeit des Kommandobestandes usw. Der 
Schlußstein in dieser Entwicklung war der Übergang zur 
Roten Armee in ihrer heutigen Gestalt, die nach den späte­
ren Heeresreformen des Jahres 1924 endlich ihre seither un­
verändert gebliebene Dauerform erhalten hat.



Auf dem III. Sowjetkongreß der UdSSR, am 19. Mai 1925 
führte Frunse in seinem Bericht über die Rote Armee und 
die Landesverteidigung u. a. folgendes aus:

„Das System der Landesverteidigung eines jeden Landes 
muß sich auf eine genaue und exakte Vorstellung von dem 
Charakter der für dieses Land möglichen kriegerischen Zu­
sammenstöße stützen . . . Vom Standpunkt des sozial-klassen­
mäßigen Inhalts des zukünftigen Krieges wird die Frage durch 
den Charakter unseres Staates gelöst. Wir stellen einen Staat 
der Arbeiter und Bauern dar . . . Wir können nur einen Klas­
senkrieg gegen die Feinde der werktätigen Massen führen . . . 
In Anwendung auf unsere innere Militärpolitik heißt das, daß 
wir unsere Armee aufeiner sozialen Klassenbasis auf­
bauen werden. Das heißt, daß unsere Rote Armee, wie schon 
ihr Name besagt, eine Armee der Arbeiter und Bauern, eine 
Armee der Werktätigen darstellt. Wir können nicht das Recht 
und die Pflicht zur Verteidigung unseres Arbeiter- und 
Bauemvaterlandes mit der Waffe in der Hand jenen sozialen 
Gruppen anvertrauen, deren Interessen den Interessen der 
Arbeit zuwiderlaufen. Einer der Paragraphen des von uns 
kürzlich ausgearbeiteten Gesetzes lautet, daß das Recht der 
Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes mit der Waffe 
nur den Werktätigen zustehen darf1).“ Frunse meint hier das 
„Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht“, das am 18. Sep­
tember 1925 vom ZIK. UdSSR, bestätigt wurde.

1) Frunse, Gesammelte Werke, Bd. III, S. 218. Moskau 1927.

Die soziale Klassenbasis der Roten Armee ist in 
Wirklichkeit nicht so eindeutig bestimmt, wie es nach 
den offiziellen Auslassungen erscheinen mag. Die reine Klas­
senarmee der proletarischen Diktatur dürfte im Prinzip nur 
aus Angehörigen derjenigen sozialen Schicht bestehen, die 
von den Marxisten als „Proletariat“ bezeichnet wird. Dieses 
Merkmal hatte nur die Rote Garde aufzuweisen und auch 
sie mit der Einschränkung, daß ihr viele entgleiste Intel­
lektuelle, vor allem eines gewissen Literatentyps, angehörten. 
Immerhin kann sie und die spätere Freiwilligenarmee als eine 
mehr oder weniger sozial homogene Truppe angesehen 
werden.



Mit dem Übergang zur Zwangsmobilisation änderte 
sich das sehr entscheidend, weil jetzt die breiten Bauern- 
massen zwangsweise zum Militärdienst herangezogen wur­
den. Das gilt erst recht für die heutige Rote Armee, die auf 
dem Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht beruht. Das wird 
auch von kommunistischer Seite anerkannt, wie folgende 
Feststellung beweist: „Mit dem Erfolg, mit der Festigung der 
Errungenschaften der proletarischen Revolution verliert das 
System der bewaffneten Kräfte seinen starren Klassencharak­
ter in seiner sozialen Zusammensetzung und nimmt mit der 
endgültigen Befestigung der proletarischen Diktatur den Cha­
rakter des Systems der allgemeinen Mobilmachung und der 
allgemeinen Bewaffnung an“1).

x) Die Rote Armee, S. 93. Hamburg 1923.

Der Klassencharakter einer Armee muß überhaupt 
vom politischen und vom militärischen Standpunkt aus als eine 
recht problematische Angelegenheit bezeichnet werden.

Die heutige Rote Armee muß, wenn man genau sein und 
marxistische Begriffe verwenden will, wenigstens als eine 
„Zweiklassenarmee“ bezeichnet werden, was ja auch in 
ihrem Namen zum Ausdruck kommt. Und da auch die 
UdSSR, trotz ihrer Industrialisierungspsychose immer noch 
hauptsächlich ein Agrarland ist, so ist die Rote Armee in 
ihrer Mehrheit ein Bauernheer.

Man muß nach allem Gesagten den Klassencharakter der 
Roten Armee weniger nach ihrer sozialen Struktur, als nach 
ihrer offiziellen Zielsetzung und nach der sie beherrschenden 
Ideologie und Macht beurteilen. Wenn man diese Merkmale 
als das entscheidende Kriterium zur Beurteilung ihres Cha­
rakters anerkennen will, so darf allerdings die Antwort 
nicht schwer fallen. Sie wird von der Kommunistischen 
Partei beherrscht und in den Dienst der bolschewistischen 
Weltrevolution gestellt !

3. Rote Armee und Bolschewismus
Partei und Regierung können an diesen Tatsachen nicht 

vorübergehen. Wenn die Bolschewisten den bürgerlichen 
Staaten den Vorwurf machen, daß sie „vor ihren Werktätigen 



die eigentlichen Ziele ihrer Politik verbergen“, und zwar aus 
einem inneren Zwang heraus, weil aus der Verkündung der 
Wahrheit die größten Gefahren für sie erwachsen müßten, so 
sehen wir uns doch einmal gerade unter diesem Gesichtspunkt 
die heutige politische Taktik der Sowjetregierung an. Es ist 
auffallend, wie sehr die Sowjetregierung seit einiger Zeit 
bestrebt ist, ihre eigentlichen Ziele zu tarnen. Die plan­
mäßige Erzeugung der Kriegspsychose in der UdSSR, steht 
ganz im Zeichen einer angeblich drohenden Kriegsgefahr 
von außen. Es wird grundsätzlich nur von „Verteidigung“ 
gesprochen, und solche Formulierungen der politischen Ziele 
der UdSSR, als Keimzelle der Weltrevolution und der aktiven 
Aufgaben der Roten Armee, wie wir sie bei Tuchatschewskij 
usw. gefunden haben, treten vorübergehend in den Hinter­
grund zurück.

Bedeutet das die Preisgabe dieser Ziele? 
Keineswegs!
Die Wahrheit ist vielmehr die, daß die Sowjetregierung 

heute außen - und innenpolitische Rücksichten zu nehmen hat. 
Was die letzteren betrifft, so wird es auch der Räteregierung in­
zwischen zweifelhaft geworden sein, ob ein aktiver Einsatz der 
Roten Armee lediglich unter einer Klassenparole möglich ist. 
Es muß etwas anderes hinzutreten, etwas der internationalen 
Konzeption des Bolschewismus zwar grundsätzlich Wider­
sprechendes, aber immerhin — es ist der einzige Ausweg: 
der „Sowjetpatriotismus“ mit seinem Appell an die 
nationalen Gefühle der breiten Massen.

Im Auslande haben sich schon viele Menschen den Kopf 
darüber zerbrochen, wie gewisse Erscheinungen in der UdSSR, 
mit den „Grundsätzen“ des Kommunismus in Überein­
stimmung zu bringen sind. Wir haben an Hand der Rüstungs- 
politik der Sowjetunion Erscheinungen dieser Kategorie auf 
wirtschaftlichem Gebiet zu betrachten gehabt.

Genau dasselbe gilt für den neuen „Patriotismus“ oder 
„Nationalismus“ der Sowjetpolitik. Die Regierung muß ihre 
Politik immer mit einem Seitenblick auf die Armee und auf 
die Bauern durchführen. Keine Armee kämpft für fremde 
Ziele, und kein Bauer verläßt seine Scholle, um die Arbeiter 



von ganz Europa oder die Neger in Afrika im Namen des 
Bolschewismus zu „befreien“. Das sind keine Kampfziele, die 
ein 160 -Millionen-Volk zum letzten Einsatz begeistern könnten.

Aber es sind zweifellos die Kampfziele der Sowjetregierung. 
Diese Kampfziele müssen in eine Form gekleidet werden, die 
psychologisch für die Kriegführung mögliche und notwendige 
Voraussetzungen schafft. Die „Verteidigung gegen den Im­
perialismus“ ist ein gangbarer Weg, der die nationalen Ge­
fühle weckt und außerdem der Doktrin entspricht. Der Bauer 
erblickt darin immer eine Verteidigung seiner Scholle, seines 
Landes, seines — Vaterlandes.

Schon Lenin hat in seinem Referat auf dem VII. Partei- 
kongreß am 7. März 1918 den Begriff des „Vaterlandes“ in den 
sowjetrussischen Sprachgebrauch eingeführt: „Ihr gehört zu 
den Leuten, die seit Oktober 1917 zu Anhängern der Vater­
landsverteidigung geworden sind..., denn wir sind alle 
seit dem 25. Oktober zu Vaterlandsverteidigern geworden1) ...“ 
Dieser Begriff beherrscht heute die Sowjetpropaganda.

1) Lenin, Über den Krieg, S. 65. Berlin 1926.

Aber es ist ein Pseudopatriotismus, der hier erzeugt 
wird. Von den Volksmassen mag er vorübergehend willig 
aufgenommen und in ihrem Sinne ausgelegt werden. Dieses 
„in ihrem Sinne“ ist ein ernster Faktor! Wir dürfen ihn 
nicht unterschätzen. Er ist es in einem doppelten Sinne: 
i. Der „Sowjetpatriotismus“, kann eine Quelle der

Kraft sein, sofern und solange er von den Volksmassen als 
echter Patriotismus aufgenommen und aufgefaßt und der 
Betrug nicht durchschaut wird. Solange er im Bewußt­
sein der Volksmassen eine nationale Bedeutung hat und 
behält, und solange er vom Bolschewismus geschickt ge­
nährt und ausgenutzt wird — solange kann die Sowjet- 
regierung unter dem Schlagwort der „Verteidigung gegen 
den Imperialismus“ eine aggressive Politik treiben und die 
Volksmassen dafür ausnutzen.

2. Der „Sowjetpatriotismus“ kann eine Quelle des 
revolutionären Aufruhrs und des nationalen Auf­
standes gegen die bolschewistische Diktatur werden, wenn 
er — nachdem er bis zum Äußersten gesteigert worden ist — 



durch die Erkenntnis der Un Wahrhaftigkeit der Sowjet- 
regierung enttäuscht wird. Die Hinzunahme neuer Propa­
gandaparolen auf gewissen Gebieten der Sowjetpolitik stellt 
einen Versuch dar, diese Gefahren zu paralysieren und 
durch die Tarnung der eigentlichen Ziele der Sowjetpolitik 
die breiten Bauernmassen (und wohl auch schon einen 
Teil der Arbeiter) vom Sowjetimperialismus abzulenken. 

Aus diesen allgemeinen Umständen ergibt sich 
für die Sowjettaktik eine Art Zwang zum propagan­
distischen „Nationalismus“.

Die praktische Nutzanwendung des Gesagten auf die Rote 
Armee ergibt sich von selbst. Für den konkreten Fall eines 
Krieges darf man damit rechnen, daß auf der Seite der Sowjet­
union eine eigenartige Mischung von klassenkämpferisch­
weltrevolutionären und nationalen Parolen auftreten wird. 
Dabei wird wahrscheinlich zu Beginn des Krieges das 
„nationale“ Element im Vordergrund stehen. Erst im Falle 
eines erfolgreichen Verlaufs des Feldzuges, und in erster Linie 
in Anwendung auf die „befreiten“ feindlichen Gebiete und die 
naiven Länder, die der Roten Armee den Durchmarsch durch 
ihr Gebiet gestatten wollen, wird der „Klassenkampf“ als 
Begründung der offenen Annexionen in Erscheinung treten.

Ob Kommunismus oder nicht — der entscheidende Faktor 
der Sowjetpolitik liegt im Grunde genommen gar nicht 
hier. Er liegt ausschließlich im Herrschaftsanspruch des 
Bolschewismus als einer einzigartigen Form der Diktatur. 
Der Bolschewismus stellt nichts anderes dar als die 
Diktatur einer Kaste, die weder mit „Proletariat“, 
noch mit Bauerntum, noch mit einer anderen so­
zialen Schicht identisch ist. Diese Kaste ist eine Kaste 
von Intellektuellen, die sich aus den verschiedensten 
Schichten der Bevölkerung rekrutiert. Lenin entstammte 
dem Beamtenadel, Litwinow ist ein jüdischer „burguij“, 
Stalin — kleinbürgerlicher Herkunft und ehemaliger Semi­
narist, Tuchatschewskij — ehemaliger zaristischer Gardeoffi­
zier adeliger Herkunft, Woroschilow — kleiner Handwerker, 
Budjennyj — ehemaliger Wachtmeister, Radek — jüdischer 
Literat, Kaganowitsch — jüdischer Kleinbürger, Bucharin — 
russischer Literat usw. usw.



Es ist schwer, unter den ganz Prominenten der UdSSR, 
bzw. der Kommunistischen Partei wirkliche Arbeiter oder 
Bauern zu finden. Auch ihrer völkischen Herkunft nach sind 
sie bunt zusammengewürfelt — der Prozentsatz der Juden 
innerhalb der bolschewistischen Pyramide steigt mit der 
Ranghöhe ihrer Ämter1).

Für diese Kaste stellt auch der „Kommunismus“ 
nur ein Mittel zum Zweck dar. Sie benutzt ihn nur so 
lange und nur so weit, wie es ihr nützlich erscheint. Der 
„Klassenkampf“ ist insofern eine Quelle ihrer Macht, als er die 
Völker spaltet und schwächt. Die Diktatur des Bolschewismus 
ist weder eine Diktatur des Proletariats noch der Partei. Sie ist 
eine Diktatur jener Kaste über Proletariat, Partei, Nation und 
in ihrer Vollendung über alle Völker des Erdballs. Die Welt­
revolution ist der Weg für diese Kaste zur Weltherrschaft — 
nicht des Proletariats, sondern ihrer selbst. National und sozial 
entwurzelt, ist die bolschewistische Kaste rein kosmopolitisch 
eingestellt. Sie kann, vulgär ausgedrückt, in „Kommunismus“ 
und in „Nationalismus“, sie kann in „Weltrevolution“ und 
in „Verteidigung“ machen — sie bleibt immer im Angriff.

In solchen Zusammenhängen muß die Rote Armee 
betrachtet werden. Sie ist ein Werkzeug der bolschewisti­
schen Kaste. Sie ist es so lange, wie die politische Taktik jener 
Kaste erfolgreich ist. So lange stellt sie einen sehr ernsten Fak­
tor dar, der, unabhängig von politischen Gesichtspunkten, 
nach seinem militärischen Wert, nach der zahlenmäßigen 
Stärke, nach dem Grad der Bewaffnung, nach der Qualität 
der Ausbildung beurteilt werden muß.

Hört jene .Voraussetzung auf, wird die bolschewistische 
Taktik von der Armee durchschaut, so hören ihre militä­
rischen Eigenschaften auf, ein Gradmesser zur Beurteilung 
ihres Wertes zu sein. An Stelle der militärischen muß die 
politische Schätzung treten.

Insofern wird es immer sehr schwer sein, ein definitives Ur­
teil über den Wert der Roten Armee abzugeben. Mehr als

x) Auf die Judenfrage in der UdSSR, kann hier leider nicht näher 
eingegangen werden. Vgl. hierzu: H. Fehst, Bolschewismus und Juden­
tum (Das jüdische Element in der Führerschaft des Bolschewismus), 
Berlin 1934.



bei irgendeinem beliebigen anderen Heer ist die Schlagkraft 
der Roten Armee von den verschiedensten Umständen ab­
hängig. Die Wehrpolitik aller durch den Bolschewismus ge­
fährdeten Staaten wird sich jedoch selbstverständlich auf 
Spekulationen politischer Art nicht einlassen dürfen. Sie wird 
stets den Fall setzen müssen, daß die Rote Armee als eine voll­
wertige Kampfeinheit auf dem Kriegsschauplatz erscheinen 
wird.

4. Die Politik in der Roten Armee
Jede Armee ist nicht nur eine Waffe für den Kriegsfall, 

sondern eine Schule der Erziehung. Wäre sie nur eine Waffe, 
so würde sie in einem rein „technischen“ Prozeß herzustellen 
sein. Sie würde nur mechanischen Gesetzen unterliegen. Sie 
müßte aus einem Material bestehen, das mit rein technischen 
Mitteln in eine zweckentsprechende Form zu bringen wäre.

Das Material,, aus dem die Armee besteht, sind jedoch 
Menschen. An dieser Tatsache scheitert auch der marxistische 
Materialismus, sofern er geneigt ist, den Menschen lediglich 
als „Materie“ und die Armee lediglich als eine technische 
Waffe aufzufassen. Die rein mechanische Zusammenfassung 
von entpersönlichten Menschen in einem „Kollektiv“, ein 
Versuch, der auf anderen Gebieten in der UdSSR, unter­
nommen wurde, führt nicht zum Aufbau einer Armee.

Eine Armee entsteht erst dann, wenn sie eine 
Lebens- und Erziehungsgemeinschaft ist, ein Män­
nerbund, der organisch zusammenwächst und auf 
diesem Wege die zweckgebundenenFormen des tech­
nischen Aufbaues hervorbringt. ,

Auch die Rote Armee macht von dieser Grundtatsache 
keine Ausnahme. Da jedoch das Prinzip des Klassenkampfes 
zu einer mechanischen Differenzierung des Volkes in kollek­
tive Interessengruppen führt, erwachsen daraus bestimmte 
Schwierigkeiten für die Rote Armee. Während in allen an­
deren Heeren die nationale Gemeinschaft das organische 
Bindemittel ihrer Angehörigen ist, muß in der Roten Armee 
die Politik an ihre Stelle treten.

Die besondere Eigenart der Roten Armee liegt 
daher nicht in ihrem militärischen Aufbau, inihrer



Im Schutze einer künstlichen Nebelwand zum Angriff vorgehende Tanks und 
Infanterie

Kavallerist mit seinem Pferd in Gasmasken



Wasserflugzeug und Unterseeboot

,,lUax bedeutet die Beschleunigung der Revolution ini Westen? Uns interessiert hier nur 
die militärische Seite dieser Frage. Diese ,Beschleunigung' kann sich konkret in zwei, 
drei Formen ausdrücken. Erstens darin, daß wir die in einem der westlichen Länder be­
ginnende Revolution mit unserer bewaffneten Macht unterstützen werden . . . Schließ­
lich kann sich das darin ausdrücken, daß wir zwecks Beschleunigung der Revolution 
im Westen gezwungen sein werden, eine Offensive zu beginnen . . . Mit einem Wort, 
es kann vor unserer Armee die Aufgabe entstehen, einen revolutionären Angriffskrieg 
führen zu müssen.“ Aus einem Lehrbuch der Roten Armee (s. S.167)



Bewaffnung oder in ihrer Ausbildung. Sie liegt in 
ihrer politischen Organisation.

Die Politik muß in der Roten Armee das ersetzen, was in 
allen anderen Heeren die nationale Gemeinschaft hinein - 
trägt. Besteht das Wesen der Erziehung z. B. im deutschen 
Heere darin, die völkischen Kräfte der Nation in „Soldaten­
tum“ umzuformen, so ist das Erziehungsideal in der Roten 
Armee immer der „politische Klassenkämpfer“. Der deutsche 
Soldat verteidigt im Krieg sein Vaterland, sein Volk. Der 
Rotarmist bleibt auch im Kriege der politische Kämpfer für 
einen Klassenstaat, für die Interessen einer Klasse.

Dieses Erziehungsideal der Roten Armee ist kein unbeding­
ter Garant für die militärische Schlagkraft der Armee. Aus den 
Darlegungen über die Rote Armee und den Bolschewismus 
wurde ersichtlich, daß auch andere Elemente in die Armee 
einfließen müssen, um in ihr moralische Kräfte zu entfalten. 
Aber das propagandistisch bestimmte Erziehungsideal wird 
deswegen nicht aufgegeben. Die politische Schulung der 
Rotarmisten dient seinem Zweck.

Es gibt keine zweite Armee auf der Welt, die über einen 
solchen politischen Apparat verfügt wie die Rote Armee. 
An seiner Spitze steht die Politische Verwaltung der Roten 
Armee (in russischer Abkürzung: PUR.). Das PUR. stellt 
ein Ressort des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei 
dar und empfängt vom letzteren seine Direktiven. Das PUR. 
ist die oberste Instanz des Parteiapparates in der Armee und 
der politischen Schulungsarbeit in ihr. Von dieser obersten 
Spitze ausgehend durchdringt der politische Apparat die ge­
samte Armee bis in ihre kleinsten Einheiten hinein, sich der 
allgemeinen Heeresorganisation anpassend. Im Unterschied 
zu allen anderen Parteiorganen der UdSSR, wird der per­
sonelle Bestand der politischen Organe der Roten Armee nicht 
gewählt, sondern ernannt.

Die politischen Organe spielen in der Roten Armee eine 
sehr große Rolle. Sie organisieren den politischen Apparat 
in den ihnen unterstehenden Heeresverbänden und Truppen­
einheiten, ernennen die politischen Funktionäre und Kom­
missare. Sie erlassen die notwendigen Anweisungen für die 
politische Schulungs- und Propagandaarbeit,• geben eigene 
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Zeitungen heraus, regulieren die Tätigkeit der Partei- und 
Komsomolorganisationen und überwachen den politischen 
und moralischen Geist der Truppen. Ihre Funktionen er­
strecken sich auf den Frieden und auf den Krieg. Im Kriege 
beschränken sie sich nicht nur auf die Arbeit in der Armee, 
sondern erhalten — wie an anderer Stelle gezeigt wurde — 
einen darüber weit hinausreichenden Tätigkeitsbereich.

Das Ziel der poli tisch en Arbeit in der Roten Armee 
besteht in der Erziehung einer, der Kommunistischen 
Partei und dem Rätestaat unbedingt treu ergebenen 
TruppeundinderHebungdermilitärischenKampf- 
kraft der Armee.

Neben den politischen Abteilungen gibt es in der Armee 
noch rein parteiamtliche, wählbare Organe. Sie stellen den 
sogenannten niederen Parteiapparat dar und umfassen 
in der Regel die militärischen Einheiten von der Kompanie, 
Schwadron und Batterie bis zum Regiment einschließlich. 
Eine selbständige Tätigkeit üben sie nicht aus, sondern unter­
stehen dem offiziellen politischen Apparat, dessen Anweisungen 
sie blindlings zu folgen verpflichtet sind. Ihre Arbeit besteht 
in erster Linie darin, die Verbindung mit der breiten Masse 
der Rotarmisten aufrecht zu erhalten und diese nach den 
empfangenen Richtlinien politisch zu beeinflussen.

Als reine Parteiorganisation ist ferner der militärischejustiz- 
apparat der Roten Armee aufzufassen.

Eine Vorstellung vom praktischen Inhalt der poli­
tischen Schulung in der Armee geben die offiziellen Richt­
linien der Politischen Verwaltung der Roten Armee. So 
enthält der Befehl Nr. 3 des PUR. vom 6. September 1926 fol­
genden Aufriß eines zweijährigen politischen Ausbildungs- 
programmsг) :

i. Die Rote Armee und der Rotarmist.
2. Die Rote Armee auf der Wacht für die UdSSR.
3. Die Geschichte der Roten Armee.
4. Die Kommunistische Partei und die Rote Armee.

t) Zweijähriges Programm der politischen Arbeit mit Rotarmisten, 
Sammlung von Befehlen und Zirkularen des ..PUR RKKA UdSSR“ 
Nr. 18. Moskau o.J.



5. Die UdSSR, in der kapitalistischen Umgebung.
6. Willst du den Frieden — sei zum Kriege bereit.
7. Die internationalen Organisationen der Werktätigen.
8. Der Aufbau der Sowjetmacht.
9. Die ausländischen Kapitalisten und die UdSSR.

10. Die Rote Armee — die Schule der bewußten Krieger- 
Bürger.

Dieses allgemeine Schema aus dem Jahre 1926 ist nicht als 
veraltet anzusehen. Es stellt eine Norm auf, die grundsätz­
lichen Veränderungen nicht unterliegt. Nur der materielle 
Inhalt einzelner Abschnitte kann unter dem Einfluß von 
aktuellen Tagesfragen Schwankungen unterliegen.

Trotz des gewaltigen Kraftaufwandes der Partei und der 
Regierung für die politische Arbeit in der Armee gehört 
gerade sie zu denjenigen Arbeitsgebieten des bolschewistischen 
Heeres, über das am meisten geklagt wird. Man braucht nur 
einige Ausgaben der „Krasnaja Swesda“ zu überfliegen, so 
fällt die den Mängeln der politischen Arbeit in der Armee 
geltende „Selbstkritik“ sofort auf. Es vergeht kein Tag, an 
dem nicht Beispiele aus der Praxis genannt werden, die die 
mangelhafte Organisation dieser Arbeit unter Beweis stellen. 
Besonders häufig wird über die mangelhafte Schulung der 
politischen Instrukteure selbst, über Planlosigkeit, Unpünkt­
lichkeit, mangelhaftes Interesse, Bürokratismus und Leerlauf 
geklagt.

Man kann aus dieser Art von Selbstkritik vielleicht einige 
nicht unwesentliche Schlüsse ziehen.

Zunächst scheint die politische Begeisterung der Rot­
armisten, und nicht nur dieser allein, hinter den Normen zu­
rückzubleiben, die von einem „klassenbewußten Proletarier“ 
erwartet werden müßten. Der junge Soldat scheint für sein 
Gewehr, seinen Gaul und sein Geschütz entschieden eine 
größere Vorliebe zu besitzen als für die politischen Probleme, 
mit denen er gefüttert werden soll. Es wäre an sich keine 
schlechte Eigenschaft für einen Soldaten, wenn er seine Auf­
merksamkeit in erster Linie der militärischen Seite seines Be­
rufes zuwendet. Es ist aber eine miserable Eigenschaft für 
einen politischen Klassensoldaten, wenn er von der Politik 
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nicht viel wissen will. Es ist eine gefährliche Eigenschaft für 
die Soldaten eines proletarischen Klassenstaates, wenn sie 
zwar das militärische Handwerk mit der jeder Jugend eigenen 
Freudigkeit erlernen, jedoch mit dem Mangel an Interesse 
für die klassenpolitische Bedeutung und Zwecksetzung ihrer 
militärischen Ausbildung sich schließlich nur als „Soldaten“, 
und nicht als „politische Kämpfer“, zu fühlen beginnen.

Es kann der weitere Schluß gezogen werden, daß die Armee 
in gewissem Sinne die Politik als einen Fremdkörper in ihren 
Reihen empfindet. Der erforderliche Zeitaufwand für die Aus­
bildung eines hochwertigen modernen Soldaten bzw. einer 
ganzen Truppe ist nicht unabhängig von der Entwicklung 
der Kriegstechnik mit ihren Auswirkungen auf operativem 
und taktischem Gebiet und von dem kulturellen und zivili­
satorischen Niveau des vorhandenen Menschenmaterials. In 
einer Armee, die erst seit verhältnismäßig kurzer Zeit dazu 
übergegangen ist, bei sich die moderne Kriegstechnik einzu- 
führen und dies in einem sehr stürmischen Tempo tut, und 
die sich aus einer verhältnismäßig noch sehr rückständigen 
Bevölkerung rekrutiert, erwachsen in dieser Beziehung natür­
lich Schwierigkeiten, die nicht leicht zu überwinden sind.

Die Truppe steht vor der Notwendigkeit, ihre gesamte 
Kraft und ihre ganze Zeit darauf zu verwenden, um die er­
forderlichen militärischen Minimalergebnisse zu erreichen. 
Jede Ablenkung von diesem eigentlichen Zweck ihrer Arbeit 
muß sie als Störung empfinden. Insofern erscheint es verständ­
lich, daß die Politik in der Truppe zu kurz kommt, daß sie 
nur ungern und nur dem Zwang gehorchend angenommen 
wird und einer stiefmütterlichen Behandlung schwer ent­
gehen kann.

Das sind Erscheinungen, an denen nicht vorbeigegangen 
werden darf, und die manches von dem mit erklären mögen, 
was im voraufgegangenen Abschnitt über die Rote Armee 
und den Bolschewismus gesagt worden ist.



іо. Kapitel. Die Rote Armee als militärische Waffe

1. Die allgemeinen Entwicklungstendenzen der Roten Armee seit 
der Revolution
Im November 1934 wurde in der UdSSR, das fünfzehn­

jährige Bestehen der Militärpolitischen Akademie in Lenin­
grad gefeiert, die den Namen ihres Begründers, des an der 
Judenitschfront gefallenen ehemaligen Kommissars Tol- 
matschew trägt.

Die Gründung dieser Akademie bezeichnet, obwohl sie 
ein typisches Kind der Revolution war, einen sehr markanten 
Wendepunkt in der Entwicklung des Rätestaates : den Über­
gang vom Zustand absoluter Anarchie zu einer sich langsam 
wieder herausbildenden Staatsmacht, die danach strebte, die 
individuelle Willkür zu beseitigen und ihrer Autorität auf 
allen Gebieten, besonders in der Armee, Geltung zu ver­
schaffen.

Eine neue Armee bestand zwar wieder bereits seit 
Februar 1918, doch trug diese Armee noch die anar­
chischen Merkmale der ersten Periode der Revo­
lution.

Neben den freiwilligen Partisanenabteilungen und den 
Roten Garden bestand ihre Hauptmasse aus den durch die 
bolschewistische Propaganda zersetzten Teilen des alten 
Zarenheeres, die zu den Revolutionären übergetreten waren. 
Ihre Offiziere waren entweder geflohen oder abgesetzt. Die 
neuen Kommandeure wurden von den Mannschaften gewählt. 
Befanden sich unter ihnen zum Teil auch ehemalige Offiziere, 
so hatten sie doch alle — ob Offizier oder nicht — praktisch 
nichts zu sagen. Alle wichtigen Fragen, selbst taktische und 
operative Maßnahmen, unterlagen der Entscheidung der 
Soldatenversammlungen. Die in allen Einheiten eingesetzten 
Kommissare konnten sich durchaus nicht immer durchsetzen, 
zumal sie selbst aktive Propagandisten der neuen, jede Autori­
tät auf lösenden revolutionären Parolen waren. Auch verfügten 



sie zum größten Teil nicht über die zur Führung einer Truppe 
notwendige Sachkenntnis. Das war ein Manko, das in der mili­
tärischen Rangordnung der mit j eder höheren Kommandostelle 
wachsenden Verantwortung sozusagen im Quadrat der Ent­
fernung vom Mann in der vorderen Kampf linie fühlbar wurde.

Die führenden Männer der Revolution kamen deshalb sehr 
bald zu der Erkenntnis, daß ein siegreicher Kampf gegen die 
weißen Truppen ohne Disziplin und ohne qualifizierte 
Führung unmöglich war und begannen deshalb sehr früh­
zeitig, in der Armee die Grundsätze wieder einzuführen, 
ohne die keine militärische Formation bestehen kann.

Wurden auch die neuenMaßnahmen damit begründet, daß 
der Gehorsam in der „Arbeiter- und Bauernarmee“ einen 
ganz anderen moralischen Hintergrund habe als im alten 
Zarenreich, so bleibt doch dieser eine Tatbestand ent­
scheidend: daß über alle revolutionären Parolen hin­
weg auf altbewährte Prinzipien zurückgegriffen 
werden mußte.

Diese Grundrichtung bestimmte die ganze spätere Ent­
wicklung der Roten Armee. Und wenn sie auch manchen, 
allein nur ihr eigentümlichen Wesenszug aufzuweisen hat, so 
blieb doch die Angleichung an den regulären Heeres- 
typus seit ihrer Gründung der leitende Gesichtspunkt ihres 
Aufbaues.

Das fand einen sichtbaren Ausdruck in der 1922 erfolgten 
Wiedereinführung der Wehrpflicht (wenn auch mit der be­
kannten Einschänkung auf die „Werktätigen“), die in die 
spätere Heeresreform des Jahres 1924 Eingang gefunden hat. 
Das bedeutete den Verzicht auf die revolutionäre Forderung 
des freiwilligen Eintritts ins Heer, d. h. auf das Milizsystem. 
Das fand weiter Ausdruck im Übergang zum Prinzip der 
Ernennung des Kommandobestandes, also der Preis­
gabe des revolutionären Grundsatzes seiner Wählbarkeit.

Alle Versuche, die von einzelnen besonders eifrigen und die 
früheren Parolen ihrer Führer wörtlich nehmenden Funktio­
nären zur Einführung von „proletarischen“ Methoden der 
militärischen Ausbildung und des Verhältnisses zwischen Vor­
gesetzten und Untergebenen unternommen wurden, fanden 
bei Lenin und Trotzki unter dem Zwang der realen Not­



wendigkeitendes Krieges eine entschiedene Abfuhr. So prägte 
Trotzki den charakteristischen Satz, es könne ebensowenig 
eine proletarische Militärwissenschaft wie etwa eine prole­
tarische Agronomie oder eine proletarische Astronomie geben.

Die politischen Kommissare gehörten in der ersten 
revolutionären Periode und noch jahrelang später zu den zen­
tralen Figuren der Roten Armee. Ihre Einführung in der 
Armee war eine Folge des Mißtrauens gegenüber den aus dem 
alten Heer übernommenen „Spezialisten“. Ihre Aufgabe be­
stand in der politischen Überwachung der Kommandeure aller 
Grade und der gesamten Truppe. Ihnen oblag es, darauf zu 
achten, daß die von oben ausgegebenen Richtlinien und 
Befehle in die Tat umgesetzt wurden. Mit der Zeit begannen 
einzelne Kommissare selbst „Spezialisten“ zu werden, und 
heute gibt es in der Armee zahlreiche Kommandeure, bis in 
die höchsten Stellen hinauf, die ihre militärische Laufbahn 
als Kommissare begonnen haben. Aber diese Kommissare, 
waren sie auch aus dem zuverlässigsten Teil der Partei hervor­
gegangen, verfügten am Anfang über die politische Gesin­
nungstüchtigkeit hinaus nicht über die sonstigen, für eine ver­
antwortliche Tätigkeit im Heer erforderlichen Eigenschaften. 
Die meisten von ihnen kamen aus den Fabriken und erfreuten 
sich eines höchst dürftigen Bildungsniveaus.

Um diesem Übelstand abzuhelfen, entstanden 1918/19 im 
ganzen Lande zahlreiche kurzfristige militärpolitische Kurse, 
denen die politische Schulung der, für die Stellung als Kommis­
sar oder als Kommandeur der Armee bestimmten Parteimit­
glieder, anvertraut wurde.

Der Hauptzweck dieser Kurse während der Revolution 
war es, das für die beginnende Reorganisation der Armee auf 
der Grundlage von Disziplin, Gehorsam und Sachkenntnis 
erforderliche Menschenmaterial auszubilden. Damals bereits 
zeigten sich die ersten Anfänge des später allgemein befür­
worteten und schließlich obligatorisch durchgeführten Prin­
zips der „einheitlichen Befehlsgewalt“, indem besonders 
fähige und zuverlässige Parteimitglieder das Amt des Kom­
mandeurs und des Kommissars auf sich vereinigten1).

x) Vgl. auch Aufsatz des Verfassers in: Deutsche Wehr, 1934, Heft 52.



Die Erziehungs- und Ausbildungsfragen traten nach der 
Gründung der Roten Armee natürlich sofort in den Brenn­
punkt der zu ergreifenden nächstliegenden Maßnahmen. So 
wurden 1919 bereits Infanterie-, Artillerie-, Kavallerie-, 
Chemie-, Tankschulen, Militärtechnika usw. errichtet, die 
mit einer, zwischen zwei Monaten und zwei Jahren schwan­
kenden Ausbildungsdauer, die ihnen im einzelnen übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen hatten. In späteren Jahren wurden dann 
eine ganze Reihe weiterer Militärschulen und Militär­
akademien ins Leben gerufen, sodaß heute in dieser Be­
ziehung in der Roten Armee kein Mangel herrschen dürfte.

Für uns hat natürlich die allgemeine Tendenz dieser 
Entwicklung ein grundsätzliches Interesse. Wir sehen, wie 
allmählich ein militärischer Apparat entsteht, der nichts 
Utopisches an sich hat und insofern zu einer brauchbaren 
Waffe wird.

Man muß die rein militärische und die politische 
Seite der Roten Armee in dieser Beziehung ausein­
ander halten. Entsprechend der Sowjettaktik können sich 
politisch-propagandistisch unter Umständen einschneidende 
Veränderungen ergeben. Die allgemeinen und die speziellen 
politischen Parolen können gewandelt werden. Der Zweck 
heiligt jedes Mittel — Bedenken moralischer und sonstiger 
Art sind nicht in Betracht zu ziehen. Die in Zukunft unter 
Umständen möglichen Kombinationen sind an anderer Stelle 
angedeutet worden.

Unter der Voraussetzung, daß die Taktik der Sowjetregie­
rung der Roten Armee, den Bauern, der ganzen Bevölkerung 
der UdSSR, gegenüber erfolgreich sein wird, sind die zuletzt 
geschilderten allgemeinen Tendenzen in der Entwicklung der 
Roten Armee ein wichtiger Faktor zur Beurteilung ihres mili­
tärischen Wertes. Damit wenden wir uns den Betrachtungen 
einiger Spezialprobleme dieser Entwicklung zu, besonders 
den Heeresreformen des Jahres 1924, denen hauptsächlich 
die Rote Armee ihre heutige Gestalt zu verdanken hat.

2. Der Kampf um das Wehrsystem
„Die Demokratisierung der Armee ist nur ein Mittel zur 

Eroberung der Armee, um sie der proletarischen Revolution 



entgegenzuführen. Daraus ergibt sich der vorübergehende 
Charakter der Demokratisierung, die mit der Eroberung 
der Macht durch das Proletariat in Fortfall kommt. Von dieser 
Voraussetzung ausgehend stellte die Revolution eine Reihe 
von Forderungen heraus, die eine Erweiterung der politischen 
Rechte der Soldaten, die Beschränkung der Rechte der Offi­
ziere und die Kontrolle über den Kommandobestand bezweck­
ten.“1)

1) S. E. Rabinowitsch, Die allrussische Militärkonferenz der Bolsche­
wisten im Jahre 1917, S. 47. Moskau 1931.

Diese Sätze umreißen die bolschewistische Zersetzungs- 
arbeit in der alten russischen Armee. Sie bringen gleichzeitig 
zum Ausdruck, daß die von den Bolschewisten ausgegebenen 
Richtlinien sich ausschließlich auf diese Armee beziehen und 
für die grundsätzliche Einstellung der Kommunistischen Par­
tei zum Aufbau der Wehrmacht in den Bedingungen der 
„proletarischen Diktatur“ keine verpflichtende Bedeutung 
haben: das Prinzip der Demokratisierung hört mit 
der Eroberung der Macht auf.

Immerhin hat diese, auf alte sozialistische Losungen ge­
stützte Propaganda, in vielen Köpfen unter den Sozialisten 
und Bolschewisten die Vorstellung erzeugt, daß die Wehr­
macht eines, auf den Trümmern des zaristischen Absolutismus 
entstehenden sozialistischen Gemeinwesens einen entsprechend 
anderen Charakter aufweisen müßte. Die Logik solcher 
Schlußfolgerung läßt sich nicht leugnen. Deshalb konnte der 
Übergang zum Prinzip des stehenden Heeres auf der Grund­
lage der allgemeinen Wehrpflicht in der Sowjetunion nicht 
ohne Hemmungen erfolgen. Die Vorstellung, daß die Armee 
des sozialistischen Staates Milizcharakter tragen müßte, saß 
so fest, daß es des Aufgebotes eines großen Propagandaappa­
rates bedurft hat, um die neuen militärpolitischen Maßnah­
men hinreichend zu begründen.

Es kam hinzu, daß auch die breiten Massen der Bevöl­
kerung vom neuen Staat alles andere erwarteten, als die Er­
neuerung des alten Zustandes bei ausgewechselten Kulissen. 
Diese Massen waren politisch so weit zersetzt, daß sie jedes 
innere bindende Verhältnis zur Wehrmacht schlechthin, 
unabhängig davon, welchem politischen System sie diente, 



verloren hatten. Die Bauernsoldaten des alten Heeres hatten 
nur das eine Bedürfnis : so schnell als möglich in ihre Heimat 
zurückzukehren, um zur beginnenden „Neuumteilung“ des 
Bodens nicht zu spät zu kommen. Die Wiedereinführung der 
allgemeinen Wehrpflicht war das letzte, was sie erwarteten 
und auch in ihren Köpfen saß als Folge der bolschewistischen 
Propaganda im Zarenheer die Vorstellung fest, daß die Wehr­
politik nach der Revolution sich grundsätzlich von der Ver­
gangenheit unterscheiden müßte.

Die Diskussion über das neue Wehrsystem mußte 
unter solchen Umständen einen breiten Raum einnehmen und 
einen grundsätzlichen Charakter erhalten. In dieser Dis­
kussion hat Tuchatschewskij eine große Rolle gespielt.

Tuchatschewskij hat seine grundsätzliche Einstellung 
zu diesem Problem in einer Schrift niedergelegt, der wir in 
anderem Zusammenhang bereits begegnet sind. Auf welcher 
ideologischen Basis versucht er den gordischen Knoten durch­
zuschlagen ?

Tuchatschewskij geht davon aus, daß die Struktur einer 
Armee durch ihre politischen Ziele und durch das geltende 
System ihrer Rekrutierung bestimmt werde. Die französische 
Revolution habe mit der Einführung des nationalen und obli­
gatorischen Rekrutierungssystems ungeheure Heeresmassen 
auf die Beine gebracht. So sei allmählich der Begriff des 
„bewaffneten Volkes“ entstanden. Die Handhabung einer 
kolossalen Armee setze ein groß ausgebautes Eisenbahnnetz 
und bis ins kleinste ausgearbeitete Pläne voraus. Dagegen sei 
die Kriegstüchtigkeit und Widerstandsfähigkeit der eigent­
lichen Kemtruppen gegenüber früheren Zeiten zurückge­
gangen. Mit der Verringerung der Dienstzeit sei die Qualität 
der Ausbildung des Heeres und seine Leistungsfähigkeit ge­
sunken. Alles das habe zur schnellen Vervollkommnung der 
militärischen, technischen Mittel geführt, um dadurch den 
Geist der Truppen zu stärken bzw. zu ersetzen1).

1) Vgl. Tuchatschewskij, Die Rote Armee und die Miliz, S. 7ff. 
Leipzig 1921.

Es ist nicht unsere Aufgabe, zu untersuchen, inwieweit die 
Anschauungen Tuchatschewskijs einer Kritik standhalten. 



Uns interessiert hier vor allem die Dialektik seiner Beweis­
führung, die auf einen ganz bestimmten Zweck ausgerichtet 
ist.

Tuchatschewskij beweist, daß im Zuge der geschilderten 
Entwicklung die Ausbildung der Armee immer mehr zurück­
getreten und die des Stabes immer mehr in den Vordergrund 
gerückt sei. Und er fährt fort:

„Die Taktik hing fast ganz von der Genauigkeit der Be­
rechnungen und von dem Grade der Präzision ab, mit der 
die Truppe vermittels der Eisenbahnen verschoben werden 
konnte . . . Diese Bedingungen setzten die Grenze für die 
Vergrößerung der Armee, die sonst mit der industriellen Ent­
wicklung des Landes Schritt halten mußte . . . Bei äußerster 
Entwicklung der Technik und der Industrie könnte man auch 
die Armee auf die Maximalgröße bringen ; die vollkommenste 
Kriegstechnik vorausgesetzt, könnte die Qualität einer Armee 
beinahe ganz durch die Quantität ersetzt werden1) . . .“

1) Tuchatschewskij, ebenda S. 9.

Auf dem Wege solcher Überlegungen kommt Tuchatschew­
skij schließlich zu folgender Frage: „Welche Grenze ist also 
der Entwicklung der Idee von einer auf der allgemeinen natio­
nalen Dienstpflicht beruhenden bürgerlichen Armee ge­
setzt?“ Seine Antwort lautet: „Diese Grenze war unbewußt 
erkannt, man nannte sie: das ,Milizsystem'.“

So gelangt Tuchatschewskij zu dem, was er beweisen will. 
Er sagt, die Idee des Milizsystems sei nicht als eine 
logische Folge der bisherigen militärischen Denk­
weise aufgetreten, sondern sie sei ganz zufällig und uner­
wartet im sozialistischen Lager aufgetaucht: „Dieses System 
ist zur Tradition der Sozialisten geworden. Allmählich 
vergaß man ganz den eigentlichen Zweck einer Armee: an 
einen aktiven sozialistischen Krieg dachte man nicht.“

So ergibt sich endlich folgende Formel: „Die eine Partei 
hat nicht erkannt, daß das Milizsystem das konse­
quenteste,dasgewaltigstemilitärischeSystemeines 
auf der Maximalstufe seiner kapitalistischen Ent­
wicklung stehenden bürgerlichen Staates ist, während 
die Gegenpartei in ihrem Kampf gegen die kapitalistischen 



Gelüste danach strebte, das Milizsystem zur Geltung zu brin­
gen . . . und man verfiel dem fanatischen Glauben an die un­
bedingte Zugehörigkeit der Milizarmee zur sozialistischen 
Gesellschaftsordnung. ‘ ‘

Tuchatschewskij bezichtigt die Anhänger des Milizsystems 
in der Sowjetunion des „Aberglaubens“ und erklärt: „Diese 
Milizanbeter machen nicht einmal den Versuch, die Be­
deutung dieser Frage für das Land und für die Klasse ana­
lytisch zu prüfen. Sie können nicht begreifen, daß eine jede 
neue soziale Ordnung auch ein neues Armeesystem not­
wendig macht.“

Dieses „neue Armeesystem“ wird aus den aktiven 
Aufgaben der Roten Armee, aus der Notwendigkeit, 
revolutionäre Angriffskriege zu führen, abgeleitet. 
Es erweist sich jedoch, daß dieses „Neue“ in Wirklichkeit alt 
ist. Von der Beschränkung der Wehrpflicht auf die „Werk­
tätigen“ kann man nicht behaupten, daß sie das Armee- 
system als solches grundsätzlich verändert, zumal dieses 
Prinzip in seiner praktischen Anwendung durchaus nicht den 
Umfang besitzt, den man vielleicht anzunehmen geneigt wäre. 
Und schließlich wird im Kriegsfälle ohnehin die gesamte ver­
fügbare Bevölkerung in dieser oder jener Weise den Heeres- 
zwecken dienstbar gemacht, sei es auch in der Form der Ver­
wendung der „Klassenfeinde“ für Armierungsarbeiten usw.

Der entscheidende Tatbestand ist einfach der, daß 
auch der „p roleta risch e“ Staat sich fü reinstehendes 
Heer aufder Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht 
entschieden hat.

Die besondere Bedeutung der Dialektik der ganzen Beweis­
führung für uns — und das ist der Grund, weshalb wir hier auf 
diese Dinge eingegangen sind — liegt darin, daß die Wahl des 
Wehrsystems in der UdSSR, sich nicht aus der Beschränkung 
auf Verteidigungszwecke, sondern aus den Absichten einer 
aggressiven Politik ergeben hat. Weil die UdSSR., auf 
weitere Sicht gesehen, sich für die Führung von 
revolutionären Angriffskriegen stark macht, des­
halb hat sie einen Heeresaufbau gewählt, der ihr 
allein den Erfolg einer solchen Zielsetzung zu 
garantieren scheint.



3. Die Heeresreformen des Jahres 1924
Unter diesem Gesichtspunkt müssen auch die weiteren Re­

formen in der Roten Armee betrachtet werden. Haben wir 
erkannt, daß die allgemeine Tendenz in der Entwicklung der 
Roten Armee sich zum großen Teil aus den praktischen inneren 
Bedürfnissen und aus denen des Bürgerkrieges ergeben hat, 
so hat uns Tuchatschewskij darüber belehrt, daß in dieser 
Beziehung noch ein anderer, weit stärkerer Faktor in Er­
scheinung getreten ist. Er greift unmittelbar in die Lebens­
bedürfnisse anderer Staaten und Völker ein, indem er gegen 
sie gerichtet ist. Er ist die eigentliche Triebkraft der räte- 
bündischen Wehrpolitik und aller Heeresreformen in der 
UdSSR.

Die Reformen des Jahres 1924 wurden von Frunse durch­
geführt. Sie bezweckten die endgültige Festlegung eines 
einheitlichen Wehrsystems, unter Berücksichtigung 
der Erfahrungen des Weltkrieges.

Es waren dabei nicht unwesentliche Schwierigkeiten zu 
überwinden. Die Bevölkerung der UdSSR, ist in der Lage, 
alljährlich rund 800000 bis 900000 wehrfähige junge Männer 
für den Heeresdienst zu stellen, was bei einer zweijährigen 
Dienstzeit eine reguläre Armee von doppelter Stärke erforder­
lich machen würde, wenn das gesamte Rekrutenkontingent 
ausgebildet werden sollte. Die Aufstellung einer Armee in 
dieser Stärke hätte damals für die UdSSR, eine untragbare 
finanzielle Belastung bedeutet, während die Festlegung einer 
einjährigen Dienstzeit angesichts der kulturellen Rück­
ständigkeit der Bevölkerung und des qualitativ unzulänglichen 
Kommandobestandes der Armee unmöglich erschien. Frunse 
sah sich infolgedessen vor die Aufgabe gestellt, die zahlen­
mäßige Stärke der Armee in tragbaren Grenzen zu halten und 
gleichzeitig die Voraussetzung für die Ausbildung der ge­
samten wehrpflichtigen Bevölkerung zu schaffen.

Der Ausweg aus dieser Schwierigkeit wurde in Gestalt des 
gemischten ,,Kader-Territorialsystems“ gefunden. Auf 
Grund dieser Teilung gibt es in der UdSSR, eine „Kader­
armee“, die das stehende Heer darstellt, und die „Territorial­
armee“.



Die zahlenmäßige Friedensstärke der Roten Armee wurde 
auf 562000 Mann festgesetzt und ist inzwischen nach den An­
gaben von Tuchatschewskij *)  auf 940 000 Mann erhöht worden. 
Das ist die Stärke des stehenden Heeres und der ständigen 
Stämme der Territorialtruppen.

Der „Kaderarmee“ gehören zwei Fünftel der Infanterie 
und der Artillerie, vier Fünftel der Kavallerie und alle tech­
nischen Waffen, vor allem also die Tank- und Panzerkraft­
wagenabteilungen, die Fliegerformationen, die Nachrichten­
truppen usw. an. Die Länge der Dienstzeit wurde folgender­
maßen festgesetzt: für Infanterie, Artillerie und Kavallerie — 
2 Jahre; für die Spezialisten der Luftflotte und für die An­
gehörigen des Küstenschutzes — 3 Jahre ; für die Kriegsflotte 
und die Marineabteilungen derTruppen der OGPU. — 4Jahre.

Die Territorialtruppen, die häufig auch als „Miliz“ 
bezeichnet werden, bestehen aus dem sogenannten „Kader-“ 
und dem „Wechselbestand“. Der erstere stellt die festen 
Stämme der Territorialtruppen dar. Der Wechselbestand, wie 
schon sein Name sagt, unterliegt ständigen Veränderungen. 
Das Grundprinzip der Territorialarmee besteht darin, auch 
denjenigen Teil der wehrfähigen Bevölkerung militärisch 
auszubilden, der nicht zum Dienst im stehenden Heer ein- 
gezogen werden kann. Die Territorialtruppen ergänzen sich 
aus ihrem jeweiligen Dislokationsgebiet. Die gesamte Aus­
bildungsdauer beträgt 8—ii Monate und verteilt sich im 
ganzen auf 5 Jahre. Der „Wechselbestand“ wird also im Laufe 
von mehreren Einberufungen zum Heeresdienst, die eine 
Dauer von 1—3 Monaten aufweisen, ausgebildet.

Daneben bestehen noch andere Formen der militärischen 
Ausbildung, die unmittelbar in das Wehrsystem der UdSSR, 
eingreifen. Es sind dies die „vormilitärische Ausbildung“, 
die alle Wehrpflichtigen im Verlaufe von 2 Jahren vor der 
Einberufung in kurzfristigen Ausbildungskursen zusammen- 
faßt und schließlich die Wehrorganisation „Osoaviachim“.

Neben der Schaffung eines einheitlichen Wehrsystems hat­
ten die Reformen des Jahres 1924 noch eine Reihe von Teil­
aufgaben zu lösen. Darunter stand die praktische Durch-

1) Sowjetkongreß 1935. 



führung der einheitlichen Befehlsgewalt in der Armee 
an erster Stelle. Ihr folgte die Festigung der Disziplin. 
Schließlich stand nach Schaffung dieser elementaren Voraus­
setzungen einer schlagkräftigen Armee ihre moderne Be­
waffnung auf der Tagesordnung. Dieses Problem hatte seine 
Schwierigkeiten nicht nur innerhalb der Armee selbst, weil 
eine vorhandene Kriegstechnik auch „beherrscht“ sein will, 
wie der immer wiederkehrende Ausdruck lautet, sondern diese 
Technik mußte auch produziert werden. Hier lag eine Auf­
gabe vor, die nicht nur innerhalb der Armee gelöst werden 
konnte, sondern auch außerhalb ihrer in Angriff genommen 
werden mußte. Das geschah im Rahmen des Fünfjahresplanes, 
der in erster Linie eine Rüstungsindustrie aufzubauen hatte.

Alles das war die praktische Folge der Politik der UdSSR, 
in der uns bekannten Zielrichtung: revolutionärer An­
griffskrieg!

4. Die militärische Stärke der Roten Armee
Bei der Betrachtung der zahlenmäßigen Stärke der Roten 

Armee muß beachtet werden, daß der offiziell zugegebene 
Bestand von 940000 Mann nur die Kaderarmee betrifft. 
Nicht eingerechnet sind darin der Wechselbestand der Terri­
torialarmee und die der militärischen Ausbildung außerhalb 
der Truppe unterliegenden Wehrfähigen. Mit ihrer Berück­
sichtigung kann die Stärke, die am Ende eines Ausbildungs- 
jahres erreicht wird, auf rund 1500000 Mann veranschlagt 
werden.

Nach Berechnungen der „Zeitschrift der deutschen Gesell­
schaft für Völkerbundsfragen1)“ verfügt die Rote Armee 
an ausgebildeten Reserven zur Zeit über mindestens 
8,5 Millionen Mann bis zum 32. Lebensjahr. Es sind dabei 
nur die von 1923 bis Ende 1934 ausgebildeten Jahrgänge be­
rücksichtigt. Würde man auch die älteren ausgebildeten Jahr­
gänge berücksichtigen, so würde sich die Zahl der verfügbaren 
Reserven noch um mehrere Millionen erhöhen.

Zu den Effektivbeständen der Roten Armee müssen ferner, 
wie die genannte Zeitschrift ausführt, noch hinzugerechnet

x) 30. April 1935. 



werden : etwa 150 000 Mann der staatlichen politischen Verwal­
tung (GPU.), die in Divisionen, Schützen- und Kavallerieregi­
menter, Fliegergeschwader und Panzerkraftwagen-Abteilun­
gen gegliedert sind, ferner das Grenzwachkorps mit rund 
70000 Mann, die im Falle eines Krieges zunächst im Grenz­
schutz Verwendung finden sollen. Sie sind bereits im Frieden 
in motorisierte Grenzschutzdivisionen an der Westgrenze und 
in Grenzschutz-Kavalleriedivisionen im Kaukasus, Mittel­
asien und Sibirien gegliedert. Auch die örtlichen Schützen­
gruppen mit 11 Regimentern, 28 selbständigen Bataillonen 
und 50 selbständigen Kompanien müssen der Roten Armee, 
ebenso wie die Konvoj-Truppen mit schätzungsweise 60000 
Mann, sowie der Bewaffnete Schutz der Verkehrswege mit 
etwa 80000 Mann und schließlich der militärische Industrie- 
schütz mit rund 150000 Mann als wesentliche Ergänzung 
hinzugerechnet werden. Selbst wenn diese Formationen im 
Kriegsfälle, so hebt die genannte Zeitschrift hervor, auch nur 
teilweise im Grenzschutz Verwendung finden würden, bilden 
sie eine wesentliche Entlastung für das kämpfende Heer zur 
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung hinter der 
Front und im Innern des Landes.

Der polnische General Sikorski berechnet die Stärke der 
Roten Landarmee auf 210 Infanterieregimenter nebst 100 
selbständigen Garnison-Bataillonen, auf 97 Kavallerieregi­
menter, 1500 Artilleriebatterien aller Kaliber, 15 Eisenbahn­
regimenter, 10 Gasregimenter (zuzüglich mehrerer selb­
ständiger Bataillone) und eine große Anzahl von technischen 
Spezialformationen1). Sikorski verweist ferner auf weitere, 
von uns oben schon erwähnte Sonderformationen.

Über die Bewaffnung der Roten Armee gibt gleichfalls die 
„Zeitschrift der deutschen Gesellschaft für Völkerbundfragen“ 
interessanten Aufschluß nach ihrem derzeitig zu veran­
schlagenden Stand. Danach verfügen die Infanterie- und 
Kavallerieformationen mindestens über

20000 leichte Maschinengewehre,
12000 schwere Maschinengewehre,

800 Minenwerfer, 
 1620 Infanteriegeschütze.

x) Vgl. Kurjer Warszawski vom 12. Mai 1935.



Kriegs- und Rüstungspropaganda. Bolschewistische Photomontagen mit 
den Bildnissen von Stalin und Woroschilow, die der Popularisierung der mili­
tärischen und wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung dienen



Eine Hetz-Photomontage des berüchtigten John Heartfield in Willi Münzenbergs ■ 
AIZ., die mit zynischer Offenheit die wahren Ziele der Roten Armee enthüllt.

li



Die Artillerie wird mit 1560 leichten und 225 schweren 
Batterien noch stärker eingeschätzt, als es Sikorski tut. Die in 
der UdSSR, zur Zeit verfügbare Artillerie dürfte mit 4700 
leichten und 700 schweren Geschützen zu veranschlagen sein. 
Der Kampfwagenbestand der Roten Armee muß mit 
mindestens 3500 Maschinen angenommen werden, die sich 
auf etwa 6 Kampfwagenregimenter, 12 selbständige Kampf­
wagenbataillone und ebensoviel selbständige Kampfwagen­
kompanien verteilen.

Schließlich bleibt noch die Luftwaffe zu erwähnen, auf 
deren Ausbildung besonders großer Wert gelegt wird. Die 
militärische Stärke der UdSSR, zur Luft ergibt sich aus folgen­
den Zahlen. Fliegerbrigaden mit etwa

79 Fliegergeschwadern und
81 selbständigen Staffeln.

Außerdem ist neuerdings eine Luftreserve geschaffen 
worden, die entsprechend der Artillerie der Obersten Heeres­
leitung zur besonderen Verfügung steht. Die Zahl der einsatz­
bereiten Kriegsflugzeuge der Sowjetunion wird mit 4300 
angenommen. In der Presse sind in letzter Zeit wiederholt 
noch höhere Zahlen (5000) genannt worden.

Das sind einige allgemeine Streiflichter, die einen Begriff 
davon geben, wie weit die Rüstungen der Sowjetunion fort­
geschritten sind. Speziellere Untersuchungen über Einzel­
fragen der Ausbildung und Bewaffnung der Roten Armee 
liegen außerhalb des Rahmens der vorliegenden Arbeit. Sie 
müssen den für diese Fragen zuständigen militärischen Fach­
leuten überlassen bleiben.

Alle angeführten Zahlen bilden noch nicht den Schlußstein 
in der militärischen Aufrüstung der UdSSR. Aus dem Bericht 
von Tuchatschewskij auf dem Sowjetkongreß 1935 geht mit 
aller Deutlichkeit hervor, daß auf dem betretenen Wege 
weitergeschritten werden soll.

Im Vo rd erg rund aller Bestrebung en steht die Aus­
rüstung der Armee mit den modernsten Waffen. In 
dieser Beziehung wird der Heeresmotorisierung und 
Mechanisierung und der Entwicklung der Luftwaffe 
weitaus die größte Aufmerksamkeit zugewandt. In 
15 Rote Armee



dieser Tendenz kommen die Angriffsabsichten der 
UdSSR, besonders augenfällig zum Ausdruck, denn 
Tanks und Kriegsflugzeuge sind ausgesprochene 
„Angriffswaffen“, wie das viel gebrauchte Wort der 
internationalen Diskussion über das Rüstungspro­
blem lautet.

5. Der Rote Militarismus
Im Jahre 1908 stellte Lenin in einem Artikel „Der streit­

bare Militarismus und die antimilitaristische Taktik der 
Sozialdemokratie“ fest, daß es unter den Sozialisten keine 
Meinungsverschiedenheiten in dieser Frage geben könne. 
Niemandem von ihnen fiele es ein, jede bewaffnete Macht und 
jede militärische Beschäftigung als Militarismus zu bezeichnen. 
Übereinstimmend mit den Lehren von Marx und Engels er­
klärten sie alle, daß der Militarismus eine Begleiterscheinung, 
eine „Lebensäußerung“ des Kapitalismus, ein Gefährte der 
kapitalistischen Eroberungs- und Unterdrückungspolitik sei. 
Nur dort gäbe es Militarismus, wo die Armee im Interesse der 
kapitalistischen Abenteuer zum Kampf um Absatzmärkte und 
Rohstoffquellen, zur Unterdrückung von fremden Völkern 
und zur Niederhaltung der durch den Kapitalismus ausge­
beuteten Volksmassen angewandt werde.

Diese Auffassung ist von Lenin und von vielen Sowjet- 
politikern in Anwendung auf die Sowjetunion in ihrem Gegen­
satz zur übrigen Welt unermüdlich wiederholt worden.

Wie ist das wirkliche Bild? Wenn der Militarismus eine 
Lebensäußerung des Kapitalismus ist, so kann er eben nirgends 
so stark auftreten, wie in der UdSSR. Wir haben gesehen, 
daß das praktische Ergebnis der bolschewistischen Enteig­
nungspolitik den größten Kapitalisten der ganzen Welt in 
Gestalt des Sowjetstaates hervorgebracht hat. Nachdem 
wir erkannt haben, wer der eigentliche Herr der UdSSR, 
ist — die bolschewistische Kaste —, müssen wir eine ent­
sprechende Einschränkung vornehmen. Diese Kaste ist die 
Verkörperung des Sowjetkapitalismus1).

1) Vgl. Fehst, Bolschewismus und Judentum, Nibelungen-Verlag, 
Berlin, 1934.



Im Sinne der von Lenin gemachten Definition muß 
also die Wehrpolitik des Sowjetkapitalismus in die 
Form eines Roten Militarismus ausarten. Alle anderen 
von Lenin gegebenen „objektiven Merkmale“ dafür sind vor­
handen. Wir sehen eine, alle historischen Vorbilder über­
treffende Eroberungs-, Ausbeutungs- und Unterdrückungs­
politik. Wir sehen eine Armee im Dienste einer kleinen Kaste, 
in deren Weltmachtinteressen sie marschieren, fremde Staaten 
erobern, ihre Regierungen stürzen und die Völker durch Er­
richtung der bolschewistischen Diktatur unterdrücken soll.

Diesem Machtanspruch werden alle nationalen Interessen 
des russischen und der anderen Völker innerhalb der Sowjet­
grenzen untergeordnet. Das Volk braucht Brot, Kleider, 
Schuhe, Seife, Zahnbürsten, Möbel — an den primitivsten 
Kleinigkeiten des täglichen Gebrauchs fehlt es überall. Man 
braucht nur einen Blick in die Sowjetpresse zu werfen, um 
aus der „Selbstkritik“ zu ersehen, wie die Lage in der UdSSR, 
auf diesem Gebiet ist.

Statt dessen setzt die Sowjetregierung ihren Bürgern Kriegs- 
flugzeuge, Tanks, motorisierte Artillerie, Unterseeboote in 
einer Menge vor, die weit über die natürlichen Bedürfnisse der 
Landesverteidigung hinausgehen. Die zahlenmäßige Stärke 
der Roten Armee wird um ein Beträchtliches heraufgesetzt, 
ungeheure Milliardenbeträge werden für Rüstungszwecke auf­
gewendet, und die enteignete Bevölkerung muß durch ihrer 
Hände Arbeit die Mittel dazu auf bringen.

Der wahre Charakter einer solchen Politik ist unzweifel­
haft. Sie ist zusammenzufassen in drei Begriffen, gegen die der 
bolschewistische Staat zu kämpfen vorgibt:

Kapitalismus — Militarismus — Imperialismus!



Schlußfolgerungen

Die dargestellte Politik der Sowjetunion stellt für alle Staa­
ten und für alle Völker eine ungeheure Gefahr dar. Am un­
mittelbarsten betroffen sind davon diejenigen unter ihnen, 
gegen die sich im Ernstfälle der bolschewistische Angriff 
zuerst wenden wird. Aber auch die Staaten und Völker 
werden der drohenden Gefahr auf die Dauer nicht entgehen, 
die heute glauben, mit der Sowjetregierung politische und 
militärische Bündnisse abschließen zu müssen, insbesondere 
dann, wenn ein Durchzug roter Truppen durch ihr Gebiet 
gestattet wird.

Diese Bündnisse sind gegen dasjenige Land gerichtet, das 
den Bolschewismus bei sich niedergeschlagen hat und in die 
Phase einer großen völkischen Wiedergeburt eingetreten ist. 
Über das nationalsozialistische Deuts chi and ergießt 
sich der ganze Haß der übervölkischen Mächte. Sie 
halten die Stunde für gekommen, um eine große Mobil­
machung aller internationalistischen Kräfte auf dem ganzen 
Erdball zu organisieren.

Die Führung dieser deutschfeindlichen Front 
hat Moskau übernommen. Deshalb mußte un­
beschadet dessen, daß es außer der UdSSR, noch andere 
Mächte gibt, die das Deutsche Reich gefährden, die Sowjet­
politik in erster Linie einer Untersuchung unterzogen 
werden.

Die verantwortlichen Männer in Moskau scheinen immer 
noch dagegen anrennen zu wollen, daß die moralische und 
materielle Gleichberechtigung Deutschlands auch auf mili­
tärischem Gebiet zu einem unumstößlichen Eckpfeiler der 
deutschen Politik geworden ist und daß Deutschland nicht 
bereit ist hinzunehmen, daß seine Grenzsteine von fremden 
Heeren niedergerissen werden.



Um so größer ist die gegen die Wiederherstellung 
der deutschen Wehrhoheit betriebene Hetzpropaganda 
im Rätestaat, wobei es an Hinweisen auf frühere Ab­
rüstungsvorschläge der Sowjetregierung nicht fehlt. Dieses 
Thema aus dem Arsenal des Völkerbundes dürfte heute 
veraltet sein. Die „Abrüstung“ ist nicht von Deutschland, 
sondern von allen übrigen Mächten, den Rätebund mit 
einbegriffen, jahrelang systematisch sabotiert worden. Die 
Abrüstungspolitik der Sowjets ist zu allen Zeiten nichts 
weiter als ein demagogisches Propagandamittel gewesen.

Als Deutschland noch nahezu völlig entwaffnet 
war — was von Herrn Litwinow in und außerhalb der 
UdSSR, oft genug anerkannt worden ist —, da verfügte 
der Rätestaat bereits über eine reguläre Armee 
von 600000 Mann, andere Formationen ungerechnet, 
dazu über alle modernen Waffen, die in allen Abrüstungs­
diskussionen „Angriffswaffen“ genannt werden, und die 
nur Deutschland nicht besitzen durfte und auch nicht 
besaß !

In seiner Danziger Rede am 5. April 1935 sagte Rudolf 
Heß: „Gestehen wir den bolschewistischen Führern eine in 
ihrem eigenen Sinne anständige und gerade Haltung zu, so 
müssen wir also in ihnen die Vorkämpfer der Weltrevolu­
tion sehen.“

Man möge es uns in Moskau daher nicht verübeln, wenn 
wir im gegenwärtigen Stadium der europäischen Politik 
versuchen, uns über die politischen Ziele des Räte- 
staates vollkommene Klarheit zu verschaffen, bevor wir 
Bindungen und Verpflichtungen eingehen, die uns zu- 
gemutet werden und die sich eines Tages gegen uns richten 
könnten.

Die deutsche Politik liegt offen vor den Augen der 
ganzen Welt. In seiner Ansprache vor dem deutschen 
Reichstag am 21. Mai 1935 hat der Führer Adolf Hitler in 
unmißverständlicher Weise die Wege gezeigt, die im Interesse 
des Friedens möglich sind:

„Die deutsche Reichsregicrung ist jederzeit be­
reit, sich an einem System kollektiver Zusammen­
arbeit zur Sicherung des europäischen Friedens zu 



beteiligen, hält es aber dann für notwendig, dem Ge­
setz derewigen Weiterentwicklung durch die Offen­
haltung vertraglicher Revisionen entgegenzukom­
men . . .

Die deutsche Reichsregierung ist grundsätzlich 
bereit, Nichtangriffspakte mit ihren einzelnen 
Nachbarstaaten abzuschließen und diese durch 
alle Bestimmungen zu ergänzen, die auf eine Iso­
lierung der Kriegführenden und eine Lokalisierung 
des Kriegsherdes abzielen . . .

Die deutsche Reichsregie rung ist bereit, jeder Be­
schränkung zuzustimmen, die zu einer Beseitigung 
der gerade für den Angriff besonders geeigneten 
schwersten Waffen führt . . .“

Das ist ein unmißverständlich deutliches politisches Pro­
gramm und niemand in der Welt wird beweisen können, daß 
es im Falle seiner Durchführung nicht dem allgemeinen 
Frieden dienen würde.

Betrachten wir demgegenüber die Sowjetpolitik. Wäh­
rend die deutsche Politik grundsätzlich friedlich ist, ist 
die Sowjetunion grundsätzlich kriegerisch eingestellt. Von 
der Deutschlandhetze in der Presse und in den Reden 
führender Persönlichkeiten des Rätestaates ganz abgesehen, 
können wir zusammenfassend feststellen, daß die Sowjet­
politiker in einem Atemzuge folgende Ziele zugleich ver­
künden :

і. die Weltrevolution auch mit Waffengewalt,
2. den zweiten Fünfjahresplan der wirtschaftlichen 

und militärischen Aufrüstung, mit dem „die Welt 
nicht nur eingeholt, sondern auch überholt“ 
werden soll,

3. die allgemeine und „vollständige Abrüstung“,
4. den „Weltfrieden“,
5. den Status quo auf der Grundlage des Versailler 

Diktates, besonders im Hinblick auf die Be­
schneidung der deutschen Wehrhoheit,

6. Die Generalisierung aller kriegerischen Konflikte 
durch ein verwickeltes Paktsystem.



Inzwischen sind (September 1935) die neuen Reformen in 
der Roten Armee bekannt geworden, die eine Neuordnung 
der militärischen Rangbezeichnungen, die Schaffung eines 
„Generalstabes“ usw. bringen. Die Reformen unterstreichen 
nur noch einmal die von uns erörterten allgemeinen Tendenzen 
in der Entwicklung der Roten Armee. Von politischem und 
militärischem Interesse ist vor allen Dingen die weitgehende 
Angleichung der Roten Armee an das französische Vorbild. 
Wenn in Zukunft auch in der Wehrmacht des Rätestaates an 
die Stelle des bisherigen „Kommandeurs“ der „Offizier“ tritt, 
wenn es wieder „Leutnants“, „Majore“, „Obersten“ und so­
gar einen „Marschall der Sowjetunion“ gibt, so ändert das 
alles am Charakter der sowjetrussischen Wehrpolitik nichts, 
was im Sinne einer Friedensbereitschaft des bolschewisti­
schen Staates ausgelegt werden könnte. Die neuen Maß­
nahmen bringen nur den Willen der Sowjetregierung erneut 
zum Ausdruck, die Rote Armee zu einem kampffähigen 
Machtinstrument auszubauen, das im Dienste der geschilder­
ten allgemeinen Politik der UdSSR, steht.

Sollte es noch jemanden geben, der nach allem Gesagten 
sich über den Sinn und die letzten Ziele der Sowjetpolitik im 
unklaren ist, der möge sich folgende Worte von KarlRadek1) 
ins Gedächtnis einprägen:

1) Karl Radek, Nach Genua und Haag, „Russische Korrespondenz1' 
1922, Bd. II, S. 615.

„Jeder Tag des Bestehens Sowjetrußlands ist eine große 
Arbeit für die Weltrevolution. Sie marschiert! Vorläufig nicht 
unter dem Rauschen der Fahnen, nicht unter dem Donner 
der Geschütze des Bürgerkrieges. Budjennyj tränkt seine 
Rosse nicht am Rhein und die Abteilungen der Roten 
Kursanten kämpfen nicht in den Straßen von Paris 
zur Unterstützung der französischen Arbeiter. Aber 
wer hören kann, der hört die Arbeit der Pioniere der Revo­
lution. Sowjetrußland wird vielleicht noch mehr als einen 
Jahrestag zu feiern haben, ehe die siegreiche Mehrheit des 
europäischen Proletariats ihn mit uns zusammen feiern wird. 
Aber jedes Jahr unseres Bestehens vergrößert die Chance 
dafür, daß der russische Rotarmist dazu beitragen 



wird, die Geburtswehen des Sozialismus in dem 
industriellen Europa zu verkürzen.“

Steht der Sowjetstaat heute noch auf dem Boden der Welt­
revolution? Ohne Zweifel steht er auf dem Boden der Welt­
revolution. Der Rotarmist soll marschieren und Budjennyj 
soll seine Rosse am Rhein tränken. Darauf kann es nur eine 
Antwort geben:

Ein einiges und wehrhaftes deutsches Volk!
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